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Vorrede. 


Da nad Abſchluß der Württembergiſchen Kirchenverfaffung vermuthlich auch ein 
Abſchluß der fruchtbaren gejebgeberiihen Thätigfeit in allen deutſchen Landeskirchen 
eintreten wird, fo habe ich es für angemefjen erachtet, ſchon jebt einen zweiten Er— 
gänzungsband meiner Sammlung herauszugeben. In denjelben haben auch die ein- 
ſchlagenden Rechtsnormen, welche feit 1888 in den anderen Landeskirchen ergangen 
find, Aufnahme gefunden. 

Dem Intereſſe, welches in Deutjchland den politiihen und den damit in 
innigem Zuſammenhange ſtehenden kirchlichen Verhältniſſen der Ruſſiſchen Dftfeepro- 
vinzen zugewendet wird, entſpricht es, wenn ich im Anhange auch die Ruſſiſche 
lutheriſche Kirchenverfaſſung zum Abdruck bringe, zumal dieſelbe in Deutſchland ſo 
gut wie unbekannt iſt. 


Leipzig, den 24. November 1889. 


Dr. Emil Friedberg. 
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Preußen. 


Hannover, Inth. 8. 


Die rechtliche Stellung der im vormaligen Königreih Hannover beftehenden 
Kirchenkommiſſariate war jo ungleichartig ), daß eine Neureglung derjelben als ein 
dringendes Bedürfniß empfunden wurde. Diejes it befriedigt worden durch das 
von Seiten des Landeskonſiſtoriums im Auftrage der Minifter des Innern und der 
geiftl. Angelegenheiten veröffentlihte Regulativ v. 29. Sept. 1888, betr. 
die Zuftändigfteit der Kirhenfommiffarien innerhalb der ev. 
luth. Kirche der Provinz Hannover (]). In Verbindung damit fteht die 
Befanntmahung von demjelben Tage, betr. Die Lebertragung einiger 
Funktionen auf die Superintendenten, bezw. Generalfuperin- 
tendenten in d. ev.-Iuth. 8.d. Brov. Hannover (I). 


I. 
»Kegulativ, 


befreffend die BZufländigkeit der SKirdenkommiffarien innerhalb der evan- 
gelifh-Intherifhen Sirde der Yrovinz Hannover, vom 29. September 1838. 


8 1. Die Kicchentommiffarien find Organe des landesherrlichen Kirchenregiments 
und als jolche die nächſten Firchlichen Vorgeſetzten (Oberen) der Kirchenvorjtände und 
Kirchengemeinden. | 

8 2. Die Kirchenfommifjarien vermitteln den Gejchäftsverfehr zwijchen dem König— 
lichen Conſiſtorium und den Kirchenvorjtänden und Kirchengemeinden (vgl. Art. 2 des 
Erlaſſes vom 22. Juni 1855 — K. A. 1885 ©. 6). Sie haben die Aufträge des König- 
lichen Conſiſtoriums auszuführen, ihm Auskunft zu erteilen und Gutachten zu erjtatten 
und auc unaufgefordert alle zu ihrer Kenntniß gelangenden Vorgänge anzuzeigen, welche 
für die dem Confiftorium zustehende Aufficht und obere Leitung von Exrheblichkeit find. 

93. Die Kirchenfommifjarien haben fortdauernd dafür zu forgen und nöthigenfallg 
dur Anordnung darauf zu halten, daß die Kirchenvorjtände allenthalben, insbeſondere 
durch vechtzeitige Bornahme von Neuwahlen, durch Veranlaffung des Eintritt3 von Er- 
jagmännern 2c. in ordnungsmäßigem Beſtande erhalten werden. Sie haben Zweifel über 
Wahlberechtigung nad) 8 10 der Kirchenvorftandsordnung vom 9. October 1864, über 
Gültigkeit einer Vorſteherwahl und über Statthaftigkeit einer Ablehnung oder Nieder: 
legung des Vorſteheramts (8 21 der Kicchenvorjtandsordnung) zu enticheiden. Dabei 
bleibt jedoch dem Kirchenvoritande die ihm nach) 8 12 der Kicchenvorjtandsordnung für 


& na Sriedberg, Das geltende Verfaſſungsrecht d. ev. deutfchen Landeskirchen. Leipzig 1888, 


Friedberg, Verfafjungsgejege. II. Erg.-Bd. Preußen. 1 


2 


Preußen (Hannover). [387 


die anftehende Wahl zuftändige Enticheidung vorbehalten. Auch bleibt die Entjchei- 
dung der Zweifel über Ausschluß vom Wahlvechte wegen gegebenen Wergernifjes nad 
$ 10 Nr. 1 der Kirchenvorftandsordnung und über die nach $ 13 der letzteren zu beur— 
theilende Wählbarfeit von der Zujtändigfeit der Kirchenkommiſſarien ausgefchlofjen. 


SA. 


Die Kirchenfommifjarien find berechtigt und verpflichtet, die Kirchenvorſtände 


und deren Mitglieder zu pflichtmäßiger Thätigfeit überhaupt anzuleiten. 
Insbeſondere haben fie die Befugniß: 


2. 
b. Auskunft über die Angelegenheiten der Kirchengemeinden zu erfordern; 

C, 

d. ungerechtfertigten VBornahmen der Kirchenvorſtände die Anerkennung zu ver— 


85. 


die Berufung der Kirchenvorſtände zu außerordentlicher Sitzung zu verlangen; 
Anfragen und Anträge der Kirchenvorſtände zu beſcheiden; 


ſagen und die Unterlaſſung pflichtmäßiger Vornahmen zu rügen; 


. über Beſchwerden, welche gegen die Kirchenvorſtände oder deren Beſchlüſſe 


erhoben werden, zu entjcheident ; 


. in den Fällen, in welchen wegen patronatfeitigen Einſpruchs, oder weil die 


erforderliche Stimmenmehrheit nicht zu erreichen iſt, an der Stelle der Kirchen— 
vorjtände deren Vorgeſetzte zu entſcheiden Haben, oder in welchen wegen per- 
fünlicher Betheiligung von Vorjtandsmitgliedern die zur Faſſung eines gültigen 
Beichluffes erforderliche Hälfte unbetheiligter Mitglieder nicht mehr vorhanden 
iſt (88 28 und 35 Sat 2 der Kirchenvorjtandsordnung), die Entjcheidung ab- 
zugeben, alles diejes jedoch nur injoweit, al3 nicht Dadurch einer zur Zuftän- 
digkeit dev Dberbehörde gehörenden Entjcheidung vorgegriffen wird. 

Zur Ertheilung oder Berjagung der den firchlichen Vorgejeßten vorbehaltenen 


Zuftimmung zu den Bejchlüffen der Kirchenvorſtände find die Kirchentommifjarien zuftändig, 
wenn es jich handelt: 


a. 


b. 


ie) 


un die Gejtattung einer Ausnahme von der Regel unentgeltlicher Verwaltung 
des Vorſteheramtes (S 18 der Kirchenvoritandsordnung) ; 

um die Aufnahme eines Darlehens über 300 M. und nicht über 3000 M., 
wenn dafjelbe blos zu vorübergehender Aushülfe dient und aus der laufenden 
Einnahme derjelben Voranfchlagsperiode zurücderjtattet werden kann; 


. un die Verwendung kirchlicher Einkünfte zu anderen firchlichen Zwecken, ala 


den beftimmungsmäßigen, innerhalb der Gemeinde jelbjt und zwar bei ein- 
maligen Bewilligungen, jofern der Betrag für denjelben Ziwed die Summe 
von 60 M. im Jahre nicht überjteigt, bei fortlaufenden Bewilligungen, jofern 
jolche für Kirchen- und Schuldiener oder deren Hinterbliebene erfolgen, auch 
deren Betrag fir denfelben Zwed die Summe von 30 M. im Jahre nicht 
überjteigt; 


. um die mehr al3 300 M. koſtenden baulichen Befjerungen, fofern die Koften 


de3 einzelnen Baues 3000 M. nicht überfteigen. Die Kommifjarien müfjen 
bei Bauten im Innern von Kirchen und Kapellen und, wo es fonft nach Er- 
achten eines der Kommifjarien zur ficheren Beurtheilung des Gutachtens eines 
Bauverjtändigen bedarf, mit dem Confiftorial-Baumeifter, bezw. demjenigen 
Baubeamten, welchen das Confiftorium zu diefem Behuf bezeichnen wird, ing 
Benehmen treten. Finden diejelben Bedenken, dem Gutachten des Bauverftän- _ 
digen gemäß zu entjcheiden, jo tjt die Beſtimmung des Conſiſtoriums zu er- 
wirken; 


. um die Geftattung einer Ausnahme von der Negel, daß der Prediger die 


Führung von Rechnungen nicht übernehmen Darf; 


. um die Annahme von Schenkungen, Erbichaften, Vermächtniſſen, mit welchen 
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Berpflichtungen verbunden find, deren Uebernahme den Vorftänden für fich 
nicht zusteht, injofern es nicht nach dem Gejeb von 23. Februar 1870 (G.-©. 
©. 118) der Genehmigung des Königs oder der von diefem bejtimmten Be- 
hörden, oder nach S3 (Ziffer 1) des Geſetzes vom 6. Mai 1885 (G.-©. ©. 135) 
der Genehmigung der jtaatlichen Auffichtsbehörde bedarf. Wenn Schenkungen ꝛc. 
an die Uebernahme von Berpflichtungen gebunden find, welche mit den Ein- 
richtungen des Kultus zufammenhängen oder jonft geiftliche Dinge betreffen, 
ijt die BZuläffigfeit der Annahme jedesmal forgfältig zu erwägen und bei her- 
vortretenden Bedenken an das Königliche Confiftorium zu berichten. 

8 6. Den Kicchenfommiffarten fteht ferner zu: 

a. die Beftätigung der Pfarr- und Pfarrwitthums-, Melivramenten- und Theilungs- 
vergleiche nebjt Entjcheidung der dabei unter den Betheiligten entjtehenden 
Streitpunfte und Feitjtellung des fich ergebenden Ueberſchuſſes an Vakanz— 
geldern, jedoch mit der Maßgabe, daß dem Königlichen Confiftorium die Feit- 
ftellung der Remuneration für Wahrnehmung der Dientgejchäfte in der Va— 
fanzzeit und die Genehmigung zur Verwendung des Ueberjchuffes, ſoweit folche 
bisher vorbehalten war, verbleibt; 

b. die Anordnung wegen Vertheilung und Beweinfaufung der Kirchenftände; 

e. die erjtinftanzliche Entjcheidung von Zweifeln und Streitigkeiten: 

über Sirchenftände, 
über Benubung der im Gebrauch befindlichen Firchlichen Begräbnißpläße, 
über die an Kirchenkaſſen oder Pfarrgeiftliche (mit Ausnahme des geift- 
fihen Kommifjarius felber) oder an jonftige Barochialficchendiener zu 
entrichtenden Gebühren, über die Verpflichtung, dem Paſtor bei Haus- 
trauungen oder bei anderen Amtshandlungen, welche außerhalb der 
Kirche verrichtet werden jollen, freien Transport zu gewähren, 
alles jedoch nur inſoweit, als nicht die Kirchenvorftände jelbjt zuftändig find, 
und al3 in diefen Sachen von Kirchenregimentswegen überhaupt zu entfcheiden ift. 

8 7. Sn Disciplinarjachen oder in jolchen Sachen, bei welchen es ich um die 
Gültigkeit oder um die Beftätigung firchlicher Wahlen Handelt, Haben die Kirchenfommif- 
farien nach näherer Anordnung des Conſiſtoriums die erforderlichen Ermittelungen anzu— 
jtellen, bezw. die ihnen ettiva aufgetragene VBorunterfuchung zu führen, und zu diefem Behuf 
eidlihe und uneidliche Vernehmungen anzuftellen. Den bezüglichen Erfuchen der Bezirks- 
ſynoden und ihrer Ausihüfje haben fie zu entjprechen, foweit fie dabei fein Bedenken finden. 
Andernfalls haben fie die Anordnung des Königlichen Conſiſtoriums zu erwirken. 

8 8. Ob die weltlichen Kirchenfommifjarien bei der Kirchenvifitation und bei der 
Einführung von Geiſtlichen mitwirken oder diefe Handlungen ausschließlich dem Superin- 
tendenten überlaffen wollen, wird für die Regel ihrer eigenen Entichliegung anheimgeftellt. 
Wird die Mitwirkung bei jolchen Handlungen jedoch ausnahmsweije von dem Königlichen 
Confiftorium angeordnet, jo werden fie fich derjelben unterziehen. 

89. Die Kirchenfommiffarien find befugt, den innerhalb ihrer Buftändigfeit von 
ihnen erlafjenen Verfügungen duch angemefjene Mittel Nachdruck und Ausführung zu 
geben, namentlich zu dieſem Zweck innerhalb der gejeßlichen Grenzen Executivſtrafen an— 
zudrohen und im Fall der Nichtbefolgung der Anordnung zu verhängen, ſowie deren Voll- 
jtredung herbeizuführen. 

$ 10. Entjcheidende Verfügungen fünnen in den der Zuftändigfeit der Kirchenkom— 
mifjarien überwiejenen Angelegenheiten von dieſen nur im beiderjeitigen Einverftändniß 
abgegeben werden. In dejjen Ermangelung fällt die Entjcheidung dem Königlichen Con— 
filtorium zu. 
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Für vorbereitende Maßregeln genügt das Handeln eines der beiden Kommifjarien. 
Doch darf dem andern die verlangte Mitwirkung nie verjagt werden und e3 muß jedes 
dem Follegialifchen Verhältniß unangemefjene oder einer einheitlichen Gejchäftsbehandlung 
gefährliche einfeitige Vorgehen vermieden werden. 

Eine zwedmäßige Vertheilung der Gejchäfte bleibt zunächjt der Verjtändigung der 
beiden Rommifjarien jelbjt überlafjen. Worbehältlich einer ſolchen oder bejonderer An— 
ordnung des Königlichen Confiftoriums wird die Bearbeitung der Angelegenheiten, welche 
Bildung und Zufammenjegung der Kirchenvorftände, deren auf VBermögensjachen bezüg— 
liche Thätigfeit und fonftige VBermögensfachen (mit Ausschluß jedoch deijen, was die Auf- 
ftellung der Melivramenten- und Theilungsvergleiche angeht) betreffen, jowie der Dis- 
eiplinarfadhen und Wahlangelegenheiten ($ 7) der Regel nad) zunächſt vom weltlichen Kirchen— 
fommifjar, die Bearbeitung aller übrigen Sachen vom geijtlichen Kommiſſar erwartet. 

8 11. Wider Anordnungen und Verfügungen der Kirchenfommijjarien kann Beru- 
fung an das Königliche Conſiſtorum verfolgt werden. 

Die Berufung hemmt das weitere Verfahren, dafjelbe fanı jedoch fortgejegt werden, 
jofern e3 für den Berufenden unnachtheilig ift oder aus dem Berzuge Gefahr droht. 

St nach Lage der Sache die Beitimmung einer Zrift für die Berufung angemefjen, 
jo haben die Kirchenfommifjarien folche vorzufchreiben unter der Verwarnung, daß nad) 
deren vergeblichem Ablauf das Berfahren feinen Fortgang nehmen werde. 

Dem Königlichen Confiftorium bleibt vorbehalten, die Kirchenfommiffarien für die 
Urt der Ausübung der ihnen übertragenen Zuständigkeiten mit näherer Anweiſung zu 
verjehen, auch, wo es aus bejonderen Gründen erforderlich erjcheint, Beichränfungen in 
diejen Zuſtändigkeiten zu verfügen. 

8 12. Die in diefem Regulativ enthaltenen Bejtimmungen über die Zuständigkeit 
der Kirchenfommiffarien treten an die Stelle aller früheren, denjelben Gegenſtand behan- 
delnden Vorſchriften. Lebtere werden damit aufgehoben. 

Die geltenden Gebührentaren der Kirchenfommifjarien werden durch diejes Regulativ 
nicht berührt. 





Hannover, den 8. DOftober 1888. 


Borjtehendes Regulativ wird im Auftrage der Herren Minijter des Innern und 
der geiftlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten vom 29. September d. 38. 
M.d. g. A. G. J. Nr. 2325 
M. d. In. 1. A. NR. 9029 





hiermit von ung veröffentlicht. | 


Königlihes Landes-Confiftoriunt. 
Mejer. 





iR 


 Hekanntmahung, 
betreffend die Aebertragung einiger Funktionen auf die HSuperintendenten 
bezw. Generalfuperintendenten in der evangelifd-Fntherifhen Kirche der 
Provinz Hannover. 
Hannover, den 8. Oftober 1888. 


Im Anſchluß an das gleichzeitig veröffentlichte Negulativ, betreffend die Zuftändig- 
feit der Kicchenfommiffarien innerhalb der evangelifch-Iutherifchen Kirche der Provinz 
Hannover, bejtimmen wir hierdurch, daß nachſtehende Funktionen innerhalb unjeres Ge- 
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jchäftskreifes von jegt ab von den Superintendenten (Senioren 2c.) allein wahr— 
zunehmen find: 

1) die Dispenfation vom zweiten Firchlichen Aufgebot an den Orten, wo folches 

vorgejchrieben iſt; 

2) in Beziehung auf die nach) Maßgabe unferer Bekanntmachung vom 1. September 

1875 eingerichteten und geführten Kirchenbücher: 
die Ermächtigung zur Aufnahme abändernder Nachträge in diejelben ($ 23 
Abſatz 2 und 3 der Bekanntmachung), 
die Genehmigung zur Ertheilung von Abjchriften der Anlagen derjelben ($ 33 
der Bekanntmachung), 
die Erxtheilung der Erlaubniß zur Einficht der Kirchenbücher oder ihrer An— 
lagen an PBrivatperjonen, 
die Entſcheidung von Beſchwerden wider den Kicchenbuchführer, 
alles diejes jedoch nur injofern es ih nicht um die eigene Kirchenbuchführung 
des Superintendenten (Senior 2c.) handelt. 

In den Fällen, in welchen der Superintendent (Senior 2c.) jelber die Kirchenbuch— 
führung hat, find die im Borftehenden angegebenen FZunftionen von dem Generaljuperin- 
tendenten oder, wenn es fich um dejjen eigene Kirchenbuchführung handelt, von dem König: 
lichen Confiftorium wahrzunehmen. 

Für die Gemeinden, welche feiner Snfpection angehören, find die ad 1 und 2 an: 
gegebenen Funktionen durch den Generaljuperintendenten, bezw., wo ein folcher nicht vor— 
handen ijt, durch das Königliche Eonfiftorium wahrzunehmen. 

Königliche Landes-Conſiſtorium. 
Meer. 


Württemberg. 


I. In Gemäßheit des ftaatlichen Gejeßes vom 14.6 1887 (1. Nachtr. Bd. No. I) 
erging am 29. Juli 1888 ein Kirhengejeß betr. die ev. Kirhenge 
meinden (I), durch weldhes die K. Verordn. v. 25./1 1851 betr. die Einführung der 
Vfarrgemeinderäthe in die ev. Landesfirhe (Sammlg. No. IV) und die K. Veroron. 
v. 18. Nov. 1854 betr. die Einführung von Diöceſanſynoden (Sammlg. No. V) 
mehrfache Abänderungen erfuhr. Darum find dieje beiden Verordnungen in ihrer 
gegenwärtig geltenden Geſtalt als Anhang zum oben angeführten SKirchengejeß 
publicirt worden (II). 

II. Unter demjelben 29. Juni 1888 wurde aber auh en Kirchen— 
geſetz publicirt, zur Abänderung der K. Ber. v. 20.Dez. 1867 betr. 
die Einführung einer Landesfynode (III), worauf dann dur B e- 
fanntm. d. 8. Konfiftoriums v. 11. Sept. 1888 (IV.) die Landesſynodal⸗ 
ordnung in ihrer neuen, gegenwärtig geltenden Gejtalt gleichfalls aufs Neue zur 
Publikation gelangte. 

II. Zur Ausführung des Staatsgejeßes v. 14./6 1887 find weiter ergangen. 

1) Die Berfügung des Minifter. d. Kirden: u. Schulwejen3 
v. 21. März 1889 über die Bildung der der Kirdhenge 
meinde und ihre Gefhäftsbehandlung (V). 

2) Die Berfüg. der Minifteriendes Innern und des Kirden- 
und Schulwejens v. 25. März 1889 zum Vollzuge der die Aus: 
Iheidung des Kirhengemeindevermögens anordnenden Art. 
30—49 de3 Gef. v. 14.6 1887 (VD. 

5) Die: Mintiiterien der Suftiz, der auswart 
- Angelegenh., des Innern, des Kirden- u. Schulmejens und 
der Finanzenv. 10. April 1889 (VID betr. den Eintritt von 
Staatsbeamtenindiefkirhengemeinde und Kirchenſtiftungs— 
räthe. 

4) Gleichzeitig zur Ausführung des Kirchengefeßes v. 29./7 1888: Die Kon- 
jiftorialerlafje a) v. 16. April 1889 (VIII) und b) von vdemjelben 
Tage betr die Wahlder Kirhengemeinderäthe (IX). 

Damit ift die Ausgeftaltung der ev. Kirchenverfaflung für Württemberg vor: 
ausfichtlich zum Abſchluſſe gelangt. 
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I. 


Kirchliches Hefe 
betreffend die evangelifden SKHirdiengemeinden. Vom 29. Juli 1888. 


Auf den Antrag der evangelijchen Oberfirchenbehörde und unter Zuftimmung der 
Landessynode verordnen und verfügen Wir, wie folgt: 

Art. 1. Die Kirchengemeinde (vergl. Art. 1 des ftaatlichen Gejeßes vom 14. Juni 
1887, betreffend die Vertretung der evangeliichen Kirchengemeinden und die Verwaltung 
ihrer Vermögensangelegenheiten, Neg.-Bl. ©. 237) hat die Aufgabe, als Glied der evan- 
gelischen Landeskirche auf Grund des Befenntnifjes derſelben den Gottesdienft und das 
chriftliche Zeben der Kirchengenofjen zu fürdern und die Einrichtungen und Anftalten hiefür 
zu bejchaffen und zu erhalten. 

Art. 2. Pflicht des Kirchengemeindegenoſſen iſt es, die gemeinfame Aufgabe der 
Kirchengemeinde (Art. 1) in feinem Teile durch fein eigenes Berhalten zu erfüllen, das 
Wohl der Kirche nah Kräften zu fürdern, die kirchlichen Gejege und Ordnungen zu be— 
folgen, das ihm übertragene Ehrenamt eines Kirchengemeinderats zu verwalten, den ihn 
treffenden Teil der Kirchengemeindelaften zu tragen und den von dem Kirchengemeinderat 
(Art. 8 des Staatlichen Gejeges vom 14. Juni 1887) innerhalb feiner Zuftändigfeit er- 
gangenen Anordnungen, insbeſondere auch den Ladungen desjelben, Folge zu leijten. 

Art. 3. Jeder Kirchengemeindegenoffe Hat nach Maßgabe der in der Kirche zu 
Recht beftehenden Ordnungen Anteil an allen kirchlichen Gnadenmitteln, Anstalten und 
Gerechtſamen. 

Art. 4. Ob die Vorausſetzungen der Kirchengemeindegenoſſenſchaft (Art. 5 des 
ftaatlichen Gejetes vom 14. Juni 1887) vorhanden find, hat im Zweifelsfall der Kirchen: 
gemeinderat nad) Vernehmung des Beteiligten fejtzujtellen. 

Erheben ſich dabei bezüglid der Zugehörigkeit zur evangelijchen Landeskirche Be— 
denfen, jo it zuvor die Entjcheidung des Evangelijchen Konſiſtoriums hierüber einzuholen. 

Wer die Eigenschaft eines Kirchengemeindegenoffen in Anspruch nimmt, ift verpflichtet, 
die erforderlichen Nachweije hiefür beizubringen. 

Gegen den Bejchluß des Kirchengemeinderats (Abſ. 1) fteht dem Zurückgewieſenen 
oder Beigezogenen innerhalb der Friſt von dreißig Tagen, von Eröffnung des Beſchluſſes 
an, die Berufung an das ae Konfiftorium zu. 

(Bergl. übrigens Art. 90 Abi. 2 des ftaatlichen Gejebes vom 14. Juni 1887.) 

Art. 5. Auf den Kirchengemeinderat wird die Bejorgung der dem esergemeinberat 
ar Angelegenheiten übertragen (Art. 50 Abf. 1 und 2 des ftaatlichen Geſetzes 
bom 14. Juni 1887). 

Derfetbe hat hienach neben den durch das erwähnte Gejeß ihm zugewiejenen Auf- 
gaben den Beruf, in Unterftügung der pfarramtlichen Thätigkeit nach bejtem Vermögen 
zum veligiöjen und fittlichen Aufbau der Gemeinde zu helfen, die chrijtliche Gemeinde- 
thätigfeit zu fördern und die Kirchengemeinde in ihren inneren Angelegenheiten zu vertreten. 

Die 8 2 Ziff. 4 und letter Abſatz, $ 4—24, 29 Abſ. 3, $ 30, 32 Abf. 2, 8 34 
der K. Verordnung vom 25. Januar 1851 in Betreff der Einführung von Bfarrgemeinde- 
räten in der evangelijchen Sandesfirhe, jowie 8 10 Biff. 6 der R. Verordnung dom 
18. November 1854, betreffend die Einführung von Didzefanfynoden in dev evangelischen 
Landesfirhe, außer dem über Zulaſſung zur Konfirmation dafelbft Beitimmten, finden, 
abgejehen von den Ausnahmefällen des Art. 13, fernerhin feine Anwendung '). 





1) Die Kg. Verordnung vom 25. Januar 1851 deräten in der evangeliſchen Landeskirche und 
in Betreff der Einführung von Pfarrgemein-|die K. Verordnung vom 18. November 1854 in 
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Art. 6. Die Fürforge für Handhabung der äußeren Ordnung innerhalb der Eirch- 
lichen Gebäude fteht, foweit es fich nicht um Anordnung oder Vollziehung von Polizei— 
vorichriften Handelt (Art. 51 Abſ. 1 des ftaatlichen Gejeßes vom 14. Juni 1887), dem 
Kirchengemeinderat zu. 

Er entjcheidet unbeschadet des Oberaufſichtsrechts des Evangeliihen Konſiſtoriums 
(f. auch Art. 51 Abf. 2 des erwähnten Gejetes) über die Einräumung des Kirchengebändes 
für einzelne nicht zum Gottesdienste der Kirchengemeinde dienende Handlungen, welche 
weder den Intereſſen der Landeskirche noch der Beitimmung des Sirchengebäudes zu— 
wider find. 

Wenn der Vorſitzende des KirchengemeinderatS durch einen die Einräumung des 
Kirchengebäudes betreffenden Beichluß diefes Kollegiums die Intereſſen der Landeskirche 
und die Bejtimmung des Kirchengebäudes verlegt glaubt, fo hat er die Entjchetdung des 
Evangelifchen Konfiftoriums einzuholen, bis zu welcher der betreffende Beſchluß nicht aus— 
geführt werden darf. 

Gegen einen Bejchluß des Kirchengemeinderat3 , durch welchen das Kirchengebäude 
zu gottesdienftlihen Handlungen eingeräumt wird, die nicht von dem ordentlichen Geiit- 
lichen oder dejjen Stellvertreter vollzogen werden follen, jteht dem ordentlichen Geijtlichen 
oder deſſen Stellvertreter eine Einfprache mit der Wirkung zu, daß bis zu der von ihm 
alsbald nachzufuchenden endgiltigen Entjchetdung des Dekans der Beichluß unausgeführt 
bleiben muß. Sit die Einfprache von dem Dekan als dem ordentlichen Geiftlichen erhoben 
worden, fo entjcheidet das Evangeliiche Konſiſtorium. 

Der Kirchengemeinderat hat ferner über die Kirchenftühle nach herfömmlicher Ord— 
nung zu verfügen (vergl. Art. 51 Abi. 3 des Staatlichen Gejeßes vom 14. Juni 1887). 

Urt. 7. Die unmittelbare Kirchliche Aufficht über die Vermögensverwaltung der 
Kirchengemeinden der Diözeje fonımt dem Dekan nad) Maßgabe der von dem Evangelijchen 
Konſiſtorium zu erlaffenden näheren Vorjchriften und dem Ausſchuß der Diözeſanſynode 
nach den folgenden Beftimmungen zu. 

Sofern es fi um die eigene Kirchengemeinde des Defans handelt, wird das Evan- 
geliiche Konftftoriun für die von dem Dekan nach Abi. 1 allein zu übende Aufjicht in 
anderer Weiſe Fürjorge treffen. 

Urt. 8. Aufgabe des Diözeſanausſchuſſes tit es: 

a) die Etat3 der Kirchengemeinden, zu prüfen und zu genehmigen (Art. 59 des 
ſtaatlichen Gejebes vom 14. Juni 1887) einfchließlich derjenigen Umlagen, 
welche nicht höherer Genehmigung vorbehalten find (Art. 69 lit. a und b 
jenes Gejeßes vergl. mit Art. 11 Abſ. 2 des gegenwärtigen Geſetzes); 

b) für die Revifion der Kirchenpflegrechnungen zu ſorgen, jowie diejelben abzu— 
hören (Urt. 56 des ftaatlichen Gejeßes vom 14. Juni 1887); 

c) die Beſtellung der Kirchenpfleger und Teilvechner zu überwachen, deren Kau— 
tiongleiftung zu prüfen (vergl. Art. 27 Abf. 2 des erwähnten Geſetzes) und 
zu genehmigen, auch für vorichriftsmäßige Aufbewahrung der Kautiongur- 
Funden zu ſorgen. 

Art. 9. In den nachbezeichneten Fällen bedürfen die Beichlüffe des Kicchenge- 
meinderat3, ſoweit fie nicht der Genehmigung des Evangelischen Konfiftoriums duch Art. 11 
vorbehalten find, der Genehmigung des Diözeſanausſchuſſes: 

a) wenn eine periodijch wiederfehrende Ausgabe eingeführt, beziehungsweije geändert, 
insbejondere, wenn eine Bejoldung neu eingeführt oder anders reguliert werden ſoll; 





Betreff der Einführung von Diözeſanſyno- wendung gefesten Beftimmungen im Anhang 
den in der evangeliichen Landeskirche find unter No. II, 1. 2. abgedruct. 
Weglaffen der nad) obigem Artikel 5 außer An: 
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b) wenn ohne richterliches Urteil irgend ein Vermögenswert der Kirchengemeinde 
oder einer milden Stiftung aufgegeben oder ein nicht ganz zweifellofer Anfpruch an die 
jelbe anerfannt werden joll; 

ce) bei Eriwerbungen und Veräußerungen von Gebäuden, Grundſtücken und ding— 
lichen Rechten; 

d) bei Kapitalaufnahmen, wenn jie nicht bloß zum Zwecke der Ablöſung anderer 
Rapitalien erfolgen ; 

e) wenn irgend eine erhebliche Abweichung von der bisherigen Verwaltung vder 
Benützung des Kirchen» nnd GStiftungsvermögens getroffen werden joll; 

f) wenn die laufenden Ausgaben durch Ablöfung eines Aktivkapitals gededt werden 
jollen ; 

g) wenn ein VBorempfang auf die Einfünfte folgender Jahre gefchehen fol; 

h) bei Anftellung von gerichtlichen und verwaltungsgerichtlichen Klagen und Ein- 
laſſung auf folche, dagegen nicht bei Gefuchen im Mahnverfahren oder bei bloßen Schuldklagen; 

i) bei außerordentlichen Nußungen, welche die Subftanz ſelbſt angreifen; 

k) überhaupt bei allen Beichlüffen, wodurch der Etat bleibend verändert, oder der 
Fonds des Kirchengemeindevermögens und der Stiftungen für die Zufunft vermehrt oder 
vermindert wird. 

Art. 10. Ferner hat der Diözeſanausſchuß 

a) die nach Art. 11 Abi. 2 des gegenwärtigen Geſetzes dem Evangelischen Konji- 
ftorium zu machenden Vorlagen dieſem mit gutächtlicher Aeußerung zu übermitteln ; 

b) dem Evangeliihen Konfiftorium je nach Ablauf der Rechnungsperiode über die 
Nechnungsergebniffe jeder Kirchenpflege der Diözeje unter Beifügung des Grundftods- 
nachweijes ſummariſchen Bericht zu erjtatten. 

Art. 11. Die Oberauffiht über die Vermügensverwaltung der Kirchengemeinde 
kommt den Evangelifchen Konfiftorium zu. 

Die nah) Art. 62 Ziff. 1 und 2 des ftaatlichen Gejeges vom 14. Juni 1887 der 
Genehmigung der Kreisregierung bediürfenden Beichlüffe des Kirchengemeinderats, ſowie 
die in Art. 69 lit. a und b desjelben Geſetzes bezeichneten Umlagebejchlüffe jind zuvor 
dem Evangelijchen Konfiftorium zur Genehmigung vorzulegen (Art. 10 lit. a des gegen- 
wärtigen Gejeßes). 

Art. 12. Jede Kirchengemeinde hat die durch die Aufficht über ihre Vermögens— 
verwaltung entjtehenden Koſten zu tragen. 

Inſoweit für die Kirchengemeinden der Diözefen gemeinfame Koften erwachfen, 
werden dieje durch den Diözeſanausſchuß nach dem Maßftabe des Soll3 der laufenden 
Ausgaben der Kirchenpflegen in dem betreffenden Rechnungsjahre auf die einzelnen Kirchen- 
gemeinden verteilt. Bei Berechnung der Ausgabefummen werden Beträge von weniger 
als 100 M. auf diejen Betrag abgerundet. 

Der Didzefanausihuß kann das Beitragsverhältnis der einzelnen Kirchengemeinden 
mit BZuftimmung jämtlicher Kivchengemeinderäte für eine längere Dauer feitjeßen. 

Die auswärtigen Mitglieder des Didzefanausschuffes erhalten nach einem von dem 
Evangeliichen Konfiftorium feitzufegenden Negulativ Erfah ihrer Auslagen. 

Urt. 13. Auf diejenigen Kirchengemeinden, für welche das durch Art. 92 des 
ftaatlihen Geſetzes vom 14. Juni 1887 geftattete Ausnahmeverhältnis zugelafjen wird, 
finden für die Dauer diejes Berhältnifjes die Art. 4 bis 12 des gegenwärtigen Gejebes 
feine Anwendung. 

Art. 14. Ueber die Zeit des Inkrafttretens des gegenwärtigen Gejeßes wird das 
Nähere im Berordnungswege bejtimmt. 
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Das Evangeliſche Konfiftorium ift mit Vollziehung diefes Geſetzes beauftragt. 
Gegeben Schloß Friedrich&hafen, den 29. Juli 1888. 





Karl. 
Der Staatsminijter des Kirchen- und Schulweſens: 
Sarwey. 
1. 
Anhang). 
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Königlihe Derordnung 
in Betreff der Einführung von Pfarrgemeinderäten in der evangelifden 
Sandeskirde vom 25. Januar 1851. 


8 1. In jeder evangelifchen Pfarrgemeinde wird aus ihren ordentlichen Geiſt— 
fichen und den don ihr gewählten Kirchenälteften ein PBfarrgemeinderat (Presbpterium) 
gebildet, welcher auf dem Grunde der Heiligen Schrift und im Einverjtändniffe mit den 
urſprünglichen Befenntniffen der deutichen Reformation, vornehmlich der Augsburger 
Konfejfion, die Leitung der Firchlichen Angelegenheiten der Pfarrgemeinden unter der 
Aufſicht der Defanate und der Oberfirchenbehörde beforgt. 

8 2. Dem PBfarrgemeinderate kommt insbejondere zu: 

1) Pflege chriftlichen Lebens, evangelifche Sorge für Zucht und Ehrbarfeit und 
der damit verbundene Einfluß auf Kindererziehung, Schule und ledige Jugend; 

2) Wahrnehmung der Firchlichen Ordnung überhaupt, namentlich dev Gottes- 
dienftordnung und Sonntagsfeier; 

3) Chriftliche Armen- und Krankenpflege; 


5) Vertretung der Pfarrgemeinde und ihrer Intereſſen, insbeſondere auch) bei 
Bejebung von geijtlichen Aemtern. 

8 3. Einzelne Gemeindegenofjen haben ihre auf das chriftliche Leben und die kirch— 
fihe Ordnung in der Gemeinde bezüglichen Wünjche und Beſchwerden zunächſt an den 
Pfarrgemeinderat oder einzelne Mitglieder desjelben zu bringen. Auch können fie die- 
jelben, wenn fie beim Pfarrgemeinderat fein Gehör finden, auf den höheren Firchlichen 
Stufen verfolgen. 

5 S 25. Dem PBfarrgemeinderat kommt ein weltliches Zwangs- und Strafrecht 
nicht zu. 

8 26. Die Xelteften ftehen dem Geiftlichen in der chriftlichen Beratung der Ge— 
meindeglieder bei, um zu belehren, zu tröften, zu ermahnen und zu warnen. Wie fie 
hiebei überhaupt mit chriftlicher Borficht und Schonung zu verfahren haben, jo wird 
ihnen, um die Wirkfamfeit des - Geistlichen nicht zu jtören und um Einheit in der Be— 
handlung zu fichern, zur Pflicht gemacht, im Einvernehmen mit dem Geiftlichen zu Handeln, 
welchem die Seeljorge zunächit obliegt. Auch haben fie dasjelbe geheim zu halten, was 
ſie in ihrer Amtsthätigkeit al3 Aelteſte vertraulich erfahren. 

8 27. Den Gliedern des WfarrgemeinderatS liegt ob, auf den Wandel und die 
ganze Aufführung ſowohl der Geiftlichen al3 der Aeltejten zu achten, eintretenden Falls, 
einzeln oder in Gemeinschaft, brüderlich einander zu ermahnen und, wo e3 not thut, an 


1) Siehe oben Anmerkung zu Art. 5 (©. 7). 
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die nächſte vorgeſetzte firchlihe Behörde fich zu wenden; hievon ift jedoch der Beteiligte 
vorher in Kenntnis zu jeßen. 

8 28. Ueber Gegenftände, bei welchen die Ortspolizei beteiligt ift, hat der Pfarr- 
gemeinderat mit der zujtändigen Behörde Nüdjprache zu nehmen und, wenn er fi) mit 
deren Maßregeln nicht zufrieden ftellen kann, die Verwendung der vorgejebten Firchlichen 
Behörde nachzufuchen. 

Erjcheint bei Störungen der kirchlichen Drdnung das Cinfchreiten der weltlichen 
Strafgewalt notwendig, jo wird der Pfarrgemeinderat den vorliegenden Fall der zu: 
ſtändigen Behörde zur weiteren Behandlung übergeben. 

8 29. Die chriftliche Armen- und Krankenpflege, welche dem Pfarrgenteinderate 
und befonders einzelnen Mitgliedern desjelben (Diakonen, Armenpflegern) obliegt, ift 
nicht nur Sorge für leibliche Bedürfniffe, jondern hauptfächlich für das Wohl der Seelen; 
eine Sorge, welche mit den evangelischen Mitteln der Belehrung, der Ermahnung und 
des Troftes ebenfo der Verarmung und dem fittlichen Berfinfen der Verarmten ent- 
gegenwirft. 

In dieſer Pflege wird es unter Umftänden zweckmäßig und wiünjchenswert jet, 
daß die Armenpfleger des WfarrgemeinderatS andere, zumal jüngere Gemeindegenofjen 
von Jebendigem Glauben und vorwurfsfreien Sitten als Gehilfen beiziehen, welche in 
vorkommenden Fällen zu den Berfammlungen des Vfarrgemeinderates eingeladen werden 
mögen. 


Auch wird der Pfarrgemeinderat ſich in's Einvernehmen mit den etwa bejtehenden 
freien Vereinen chriftlicher Wohlthätigfeit fegen, fie möglichjt unterftüßen und unter Um— 
ſtänden ihre Hilfe in Anfpruch nehmeıt. 

8 31. In Beziehung auf die Schule hat der Pfarrgemeinderat an die Ortsſchul— 
behörde dasjenige zu bringen, was er zur Wahrung des kirchlichen Intereſſes für an— 
gemejjen hält, und nötigenfalls die Berwendung der firchlichen Oberbehörden nachzufuchen. 

8 32. Bor der Wiederbejegung eines geiftlichen Amts in der Pfarrgemeinde muß 
jedesmal der PBfarrgemeinderat mit feiner Aeußerung über den kirchlichen Zuftand der 
Gemeinde und über das Vorhandenfein bejonderer, bei der Bejegung der Stelle zu be- 
rücdjichtigender Bedürfniffe und Verhältniffe vernommen und diefe Aeußerung dev Ober- 
firchenbehörde vorgelegt werden. 


8 33. Der Pfarrgemeinderat kann Geſuche, welche allgemeine Intereſſen der 
evangelifchen Kirche betreffen, an die Kirchliche Oberbehörde richten, und wird auf Be— 
fragen ſeitens Ddiejer Behörde oder des Dekanatamts über folche Gegenftände fein Gut- 
achten abgeben. 
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Königlihe Derordnung 
in Betreff der Einführung von Diözefanfynoden in der evangelifden 
gandeskirde, vom 18. November 1854. 


Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Württemberg. 

In der Abjicht, die Wirkffamfeit der Firchlichen Gemeindevertretung durch eine ge— 
ordnete Verbindung unter den einzelnen PBfarrgemeinderäten einer Diözefe zu befördern 
und zu befeftigen und den Defanen in der Eirchlichen Bezirksleitung eine wünſchenswerte 
Unterftügung durch ein aus jenen hervorgehendes Organ zu verjchaffen, verordnen und 
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verfügen Wir auf den Antrag der evangelifchen Synode und nach Anhörung Unferes 
Geheimen-Rates wie folgt: 

8 1. Sn der Diözefe wird alljährlich einmal (in der Zeit vom Mai bis Septem- 
ber) auf Berufung des Dekans eine Didzefanfynode gehalten. 

In demjenigen Jahre, in welchem die Vilitation der Diözeſe ftattfindet, ift die 
Didzefaniynode womöglich in Gegenwart des Generalfuperintendenten abzuhalten. 

Die Berufung einer außerordentlichen Synode ift von der Anordnung oder Ge— 
nehmigung der DOberkirchenbehörde abhängig. 

$ 2. Die Didzefanfynode befteht aus ſämtlichen ordentlichen Geiftlichen und ebenso 
vielen SKirchenälteften jeder Pfarrgemeinde. 

Die lehteren werden von dem Pfarrgemeinderate aus der Zahl der jeweiligen oder 
früheren Kirchenälteſten, foferne diefe die Eigenschaften der Wahlfähigfeit zu Kirchen— 
ältejten noch befigen, in geheimer Stimmgebung erwählt. 

Wenn für zwei firchlich getrennte Gemeinden Ein Geiftlicher gemeinfchaftlich an- 
gejtellt ijt, jo wählt von den fiir diefelben bejtehenden Pfarrgemeinderäten jeder feinen 
bejonderen weltlichen Abgeordneten. 

Neben den DOrtsgeiftlichen kommt auch den Geiftlichen öffentlicder Anstalten (Waiſen— 
häufer, Hoſpitäler, Strafanftalten u. dergl.), welche fich in einer Diözeſe befinden, Sitz 
und Stimme in der Synode zu. 

Die Mitgliedichaft der Diözeſanſynode iſt ein Ehrenamt und mit feinerlei Geld- 
entichädigung verbunden. 

$ 3. Die Abgeordneten werden je auf die Dauer von drei Jahren erwählt. 

5 4 Borjtand der Diözeſanſynode ift der Dekan. 

Ihm find zwei Beifiter, ein Geiftlicher und ein Aelteſter, ſowie ein Schriftführer 
beigegeben, welche von der Didzefanfynode je auf die Dauer von drei Jahren aus ihrer 
Mitte gewählt werden. 

Die beiden Beifiger bilden mit dem Dekan den Ausschuß der Diözeſanſynode. 

8 5. Der Zufammentritt der Diözeſanſynode und die Namen der dazu erwählten 
Abgeordneten jeder Gemeinde werden an dem vorhergehenden Sonntagen von jämtlichen 
Kanzeln der Diözeje verfündigt und in die Fürbitte der Gemeinde befohlen. 

Ss 6. Die Didzefanfynode verjammelt fich an einem würdigen Drt und dauert in 
der Negel einen Tag. Sie wird durch Gottesdienst in der Kirche mit Gejang, Gebet 
und Anfprache eröffnet und mit Gebet bejchlofien. 

Die Beichlüffe der Diözefanjynode werden durch einfache Stimmenmehrheit gefaßt. 

8 7. Bu den Verhandlungen der Didzefanjynode erhalten auch die zu derjelben 
nicht abgeordneten Kirchenälteſten und die Pfarrgehilfen der Diözeje Zutritt; fie haben 
jedoch auf Anordnung des Vorſtands abzutreten. 

8 8 Zum Wirfungskreis der Diözeſanſynode gehört: 

1) Wahrnehmung des firchlichen und fittlichen Zuftands der Didzeje und ihrer 
einzelnen Gemeinden, Förderung hriftlicher Gottesfurcht und Sitte, ſowie 
allgemeine Fürſorge für Arme, Kranke und Berwahrlofte ; 

2) Auffiht über Die Geiſtlichen und Aelteſten in der Diözeſe mit dem Recht, 
auf Antrag des Ausſchuſſes Ermahnungen an dieſelben zu erlaſſen; 

3) Beratung und Begutachtung der von ihr ſelbſt oder von einzelnen Pfarr— 
gemeinderäten der Diözeſe an die höhere Kirchenbehörde zu richtenden Wünſche 
und Beſchwerden, ſowie Beantwortung der von der Oberkirchenbehörde an 
ſie ergangenen Fragen und Vollziehung der von derſelben erteilten Aufträge. 

Die Frage wegen Zuweiſung der Aufſicht über Verwaltung des Kirchenvermögens 
und die kirchlichen Armenſtiftungen in dem Bezirke an die Diözeſanſynode bleibt auf 
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künftige Abänderung der gejeglichen Normen über die Verwaltung und Beauffichtigung 
der Stiftungen ausgejeßt. 
8 9. Der Ausschuß der Diözeje beforgt 

a) die Vorbereitung der Verſammlung und die Vollziehung des Synodalproto- 

folls, das jofort der Dekan an den Generalfuperintendenten einjendet; 

b) die Zeitung der Didzefanangelegenheiten in der Zwiſchenzeit bis zur nächiten 

ordentlichen Sahresfigung. 
$ 10. Insbeſondere liegt dem Ausjchuß der Diözeſanſynode ob: 

1) der Ießteren einen Bericht über feine Wirkſamkeit im verflojjenen Sahre zu 
erjtatten und nach jeder ordentlichen Sißung der Diözefaniynode dag Er- 
gebnis derjelben in einer kurzen Anfprache an die Gemeinden der Diözefe 
zuſammenzufaſſen; 
den Verkehr der Diözeſanſynode ſowohl mit den Pfarrgemeinderäten der 
Diözeſe und der Oberkirchenbehörde, als andern kirchlichen und mit den 
bürgerlichen Behörden zu vermitteln; 
vor Wiederbeſetzung einer geiſtlichen Stelle in der Diözeſe die Aeußerung des 
Pfarrgemeinderats nach S 32 Unferer Verordnung vom 25. Januar 1851 
einzufordern und der Oberfirchenbehörde gutächlich vorzulegen; 
dem Defan auf dejjen Berlangen bei Unterjuchungen gegen Geijtliche und 
Ueltefte, jedoch nur bis auf weiteres in folchen Fällen, welche bisher der 
Defan allein zu bejorgen Hatte, bei Erteilung von Erinnerungen und Zu— 
rechtweifungen, ſowie zur Ausgleichung von Streitigkeiten zwiſchen Geiftlichen, 
Ueltejten und Gemeinden beizuftehent ; 

5) wenn es fi) von Anwendung ftrengerer Maßregeln der Kirchenzucht handelt, 

die geeigneten Anträge an die Oberfirchenbehörde zu ſtellen; 

6) über ausnahmsmweife Zulafjung zur Konfirmation vor dem vorgeschriebenen 

Alter .... . in erfter Snftanz . . . . zu entjcheiden; 
7) da3 firchlihe Armenmwejen des Bezirks und die Erziehung, bejonders Der 
Verwahrloſten, zu überwachen. 
Die Gejchäftzleitung im Ausſchuſſe der Diözeſanſynode jteht dem Dekan zu. 
$ 11. Die Aufficht über die Diözefanjynoden und deren Ausjchüffe wird von der 
Oberficchenbehörde unter Mitwirkung der Generaljuperintendenten geführt. 
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Kirchliches Hefe, 
zur Abänderung der Königlichen Verordnung vom 20. Dezember 1867 be- 
treffend die Einführung einer Tandesſynode in der evangelifden Kirche von 
Württemberg. Bom 29. Juli 1888. 


Auf den Antrag der evangelijchen Oberfirchenbehörde und unter Zuftimmung der 
Landesiynode verordnen und verfügen Wir wie folgt: 
Art. I An die Stelle der SS 1, 4 und 5 der K. Verordnung vom 20. Dezember 
1867 treten folgende Bejtimmungen : 
8 1. Die Landesiynode bildet die Vertretung der Gejamtheit der Kirchenge- 
meinden. 
Diejelbe tritt ordentlicherweije je nach jech® Jahren zuſammen. 
Zur außerordentlihen Verſammlung fann jie nad) denn Exrmefjen des Kirchen- 
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regiments jederzeit berufen werden. Durch eine jolche außerordentliche Verſamm— 
fung wird der ordentliche Termin des Zufammentritts nicht verrüdt. 

Bei ihrer Berufung wird nad) Möglichkeit darauf Rückſicht genommen werden, 
dag ihre Verſammlungen nicht mit denjenigen des Landtags zufammenfallen. 

8 4 Die Wahlperiode umfaßt jech3 Jahre. 

Der den Tandesherrlihen Mitgliedern erteilte Auftrag erftredt ſich auf die 
Dauer der Wahlperiode. 

8 5. Wählbar zum geiftlichen Abgeordneten ift jeder im ordentlichen Kirchen- 
dienst ftändig angeftellte Geistliche; wählbar zum weltlichen Abgeordneten jeder An— 
gehörige der evangelischen Landeskirche, welcher die für das Amt eines Kirchen— 
gemeindevat3 erforderfichen Eigenfchaften (Art. 19 und Art. 50 Abf. 3 des Staatlichen 
Sejeßes vom 14. Juni 1887, betreffend die Vertretung der evangelijchen Kirchen— 
gemeinden und die Verwaltung ihrer VBermögensangelegenheiten), bejitt und nicht 
zu den ftändig angejtellten Geiftlichen gehört. 

Die Wählbarfeit ift auf Einwohner des Wahlbezirks nicht befchränft. 

Dekane find innerhalb der eigenen Diözefe nicht wählbar. 

Zum Eintritt in die Landesſynode wird den im Amte ſtehenden Geiftlichen der 
Urlaub nicht verweigert. 

Urt. I. Der lebte Abſatz des $ 3 und der $ 22 der K. Verordnung werden 


aufgehoben. 


Dagegen wird nach) 8 5 folgende Beitimmung als 8 5 eingeschaltet: 

Für jeden Abgeordneten wird ein Erſatzmann gewählt, welcher in dem Fall 
eintritt, wenn der Abgeordnete die Wahl nicht annehmen kann oder will, oder nach) 
angenommener Wahl aus irgend einem Grund aufhört, Abgeordneter zu fein. 

Scheidet der Erſatzmann gleichfalls aus, jo ijt die Neuwahl eines Abgeordneten 
und eine3 Erſatzmanns vorzunehmen. 

Art. IT. An die Stelle des $ 6 der KR. Verordnung tritt folgende Beitimmung : 

8 6. Die Diözeſanſynoden wählen die Abgeordneten zur Landesiynode und 
deren Erſatzmänner je nach dem Ablauf einer Wahlperiode. 

Hiebei twerden die von dem Cvangelifchen Konfiftorium bejtellten Pfarramts— 
verweſer zu den jtimmberechtigten Mitgliedern der Diözeſanſynode gerechnet. 

Art. Iv. Nah S 6 der K. Verordnung werden folgende Beitimmungen einge- 


Ichaltet : 


8 6%. Der Wahltermin wird durch Entjchließung des evangelischen Landesherrn 
feitgejeßt und öffentlich befannt gemacht. 

Bevor die Didzefansynoden zur Wahl der Abgeordneten für die Landesiynoden 
zujammentreten, wird dies in dem regelmäßigen Hauptgottesdienft des vorangehenden 
Sonntag zur Kenntnis der Gemeinden gebracht. . 

8 6% Die Leitung der Wahlhandlung liegt einer Wahlkommiſſion ob, welche 
aus dem Dekan als Borfigendem und aus einem geiftlichen und einem weltlichen 
Beiſitzer befteht. 

Die Beifiger werden von der Diözefanfynode aus ihrer Mitte mit relativer 
Stimmenmehrheit gewählt. Die Wahl kann von den Gewählten abgelehnt werden. 
Jedoch fteht dem jüngsten geiftlichen und dem jüngjten weltlichen Mitgliede unter 
den Unwejenden fein Ablehnungsrecht zu. 

Die Mitglieder der Wahllommifjion fünnen durch die Wahlhandlung, bei deren 
Leitung fie al3 folche beteiligt find, zu Abgeordneten in die Landesſynode nicht ge- 
wählt werden. 

Urt. V. Un Stelle des $ 7 der K. Verordnung treten folgende Bejtimmungen : 
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Die Wahl erfolgt in geheimer Stimmgebung. 

Abftimmung durch Beauftragte ift nicht ſtatthaft und iſt daher auch die jtellver- 
tretende Abſtimmung durch Pfarrgehilfen ausgeichloffen. 

Sedes Mitglied der Diözeſanſynode Legt perjönlich feinen Stimmzettel in ein 
aufgejtelltes Gefäß, worüber im Protokoll eine Vormerkung gemacht wird. 

Urt. VL Der $ 8. der K. Verordnung wird dahin abgeändert: 

Die Stimmenzählung erfolgt durch die Mitglieder der Wahlfommifjion noch) 
während der Dauer der Wahlverjammlung. 

Art. VII. An Stelle des $ 9 der KR. Berordnung treten folgende Bejtimmungen : 

Zur Giltigfeit einev Wahl gehört, daß mindeftens zwei Dritteife der Mitglieder 
der Diözeſanſynode abgejtimmt haben und daß der zu Wählende die abjolute Mehr- 
heit der giltig abgegebenen Stimmen erhalten hat. 

Berfammeln fi) die Wähler nicht in bejchlußfähiger Zahl, jo hat der Dekan 
hievon dem Evangelifchen Konfiftorium Anzeige zu erjtatten, worauf von dieſem ein 
zweiter Wahltermin fejtgejeßt und befannt gemacht wird. 

Muß wegen ungenigender Beteiligung ein zweiter Wahltermin feitgejeßt werden, 
jo iſt die Wahl auch dann giltig, wenn weniger als zwei Dritteile der Mitglieder 
der Didzefanjiynode daran teilgenommen haben. 

Urt. VIII. Nach 89 der K. Berordnung werden folgende Bestimmungen eingejchaltet: 

8 9= Hat fein Kandidat die abjolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen er- 
halten, fo ift nochmals abzuftimmen. 

Bei einer notwendig gewordenen dritten Abjtimmung tft nur noch zwiſchen den— 
jenigen zwei Kandidaten zu wählen, welche bei der ziveiten Abjtimmung die höchite 
Stimmenzahl erhalten haben, wobei in dem Falle, wenn die höchſte Stimmenzahl 
mehr als zweien zu teil geworden ift, oder wenn bei der zweithöchiten Stimmenzahl 
Gleichheit der Stimmen jtattfände, unter den Betreffenden das höhere Lebensalter 
entjcheidet. Ergiebt ji) bei diefem dritten Wahlgang unter den zwei Kandidaten 
der engeren Wahl Stinmmengleichheit, jo enticheidet wieder das höhere Lebensalter. 

Ss 9% Nach der Wahl des Abgeordneten wird in abgejonderter Wahlhandlung 
nah) Maßgabe der vorjtehenden Beitimmungen der Erjagmann gewählt. 

8 9% Die Diözeſanſynode trennt fich nicht vor Feititellung des Wahlergebniſſes. 

Entfernen jih Mitglieder vor der legten Abjtimmung, jo können die Zurück— 
bleibenden, auch wenn fie nicht mehr die in $ 9 vorgejchriebene Zahl ausmachen, die 
Wahl giltig zu Ende führen. 

8 9% Ueber die Wahlhandlung wird ein Brotofoll aufgenommen, welches den 
wejentlichen Berlauf der Wahl, die Zahl der Stimmberechtigten und Abjtimmenden, 
dag Ergebnis der einzelnen Wahlgänge und das Schlußergebnig zu enthalten hat. 
Das Protokoll wird von den drei Mitgliedern der Wahltommiffion unterzeichnet und 
in der Regijtratur des Dekans aufbewahrt. 

Urt. IX. An die Stelle der 88 10, 11, 13, 14 Ab. 4 und 8 15 treten folgende 
Beftimmungen : 

$ 10. Den Abgeordneten, ſowie deren Erjaßmännern iſt nah der Wahl je 
eine durch die Wahlkommiſſion ausgefertigte Wahlurkunde zuzuftellen. 

s 11. Etwaige Einſprachen gegen eine Wahl find bei Vermeidung des Aus- 
ichuffes innerhalb vierzehn Tagen, nach Vollendung der Wahl an das Evangelijche 
Konfiftorium zu bringen, welches den Gegenſtand mit den erforderlichen Vorbereitungen 
der Landesſynode zur Entjeheidung zu übergeben hat. 

$ 13. Der Ernennung der von dem evangelijchen Landesherrn zu berufenden 
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Mitglieder der Landesfynode hat die Vernehmung des Evangelien Konſiſtoriums 
boranzugehen. 

$ 14 Abſ. 4. Sodann ift die Landesiynode befugt, von dem Stande und von 
den Rechnungen der unter Verwaltung der evangeliichen Oberfirchenbehörde jtehenden 
allgemeinen kirchlichen Fonds (Beſoldungsverbeſſerungsfonds, Geiftlicher Unterftügungs- 
fonds, Geiftliche Witwenfaffe), ſowie von den für die evangelijch-Kirchlichen Bedürf— 
niſſe beftimmten Poſitionen des Staatshaushaltsetats behufs etwaiger Erinnerungen 
Kenntnis zu nehmen. 

8 15. Das Bekenntnis der evangelifch-[utheriichen Kirche bildet feinen Gegen- 
ſtand der Firchlichen Gejeßgebung. Dagegen gehören zu derjelben auf Grundlage 
des unantaftbaren Bekenntniſſes: 

1) die Lehr- und Gottesdienftordnung, namentlich die Einführung und Ab— 
änderung kirchlicher Bücher (Kirchenbuch, Katechismus-Erklärungen, Konfirmations- 
buch, Gejangbuch, Choralbuch, Spruchbud) ); 

2) die Firchliche und fittliche Vebensordnung in den Gemeinden, joferne Pflichten, 
welche nicht ſchon im den bejtehenden Kirchengejegen begründet find, den Kirchen— 
genofjen auferlegt oder vorhandene Rechte und Verpflichtungen der Kirchengenofjen 
aufgehoben oder verändert werden follen. 

Ferner gehören dahin innerhalb der infolge der Staatsgeſetzgebung beftehenden 
Schranken 

3) die Verfaſſung der Landeskirche ſowohl in Betreff der Kirchenleitung als 
der Gemeindevertretung in allen ihren Stufen, einjchlieglih der Organiſation der 
firchlichen Aemter; 

4) die Normen über die vermögensrechtlichen Angelegenheiten der Kirche über— 
haupt, ſowie insbeſondere über die Beftimmung der von der evangelifchen Dber- 
firchenbehörde verwalteten allgemeinen kirchlichen Fonds: des Bejoldungsverbefjerungs- 
fonds, des Geiſtlichen Unterftügungsfonds und der Geiſtlichen Witwenkaſſe ($ 14); 

5) die dienftrechtlichen Verhältniſſe der Geiftlichen, die Disziplinarmittel und 
das Disziplinarverfahren gegen jolche ; 

6) die Fürſorge für die Hinterbliebenen der Genftlichen. 

Art. X. An die Stelle der 88 16, 17 und 19 der K. Berordnung treten folgende 


Beitimmungen : 


$ 16. Die von dem Kirchenamt einzubringenden Gejegesentwürfe werden von 
der evangelifchen Oberfirchenbehörde (Synodus) ‚vorbereitet und nach erlangter Ge— 
nehmigung des evangelischen Landesheren an die Landesſynode gebracht. 

Die Landessynode hat das Necht, Kirchliche Gejege vorzujchlagen. 

Gejegesentwürfe, welche von Mitgliedern der Synode ausgehen, müfjen, um 
zur Beratung zu gelangen, von mindeftens fünfzehn Meitgliedern derſelben unter- 
zeichnet fein. 

Die Sanktion und Verkündigung der firchlichen Gejege erfolgt durch den evange- 
lichen Landesherrn. 

Seine verbindliche Kraft erhält ein Firchliches Gejeß mit der Bekanntmachung 
in dem hiezu bejtimmten öffentlichen Blatte. Sie beginnt, jofern im Geſetze Fein 
anderer Anfangstermin bejtimmt iſt, mit dem vierzehnten Tage nach demjenigen 
Tage, an welchen das betreffende Blatt in Stuttgart ausgegeben worden ijt. 

Die zur Bollziehung und Handhabung der Firchlichen Gejege erforderlichen An— 
ordnungen zu erlafjen, jteht dem Sirchenvegimente zu. 

5 17. Einberufung, Vertagung und Entlafjung der Landesiynode erfolgt auf 
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Entſchließung des evangeliichen Landesherrn. Eröffnungs- und Schlußakt gefchieht 
durch einen landesherrlichen Kommiſſär. 

Der evangelijche Landesherr tft befugt, die Synode aufzulöjen. In diefem Fall 
muß binnen Jahresfriſt eine neue ordentliche Synode ($ 1 und 4) berufen werden. 

8 19. Der Borftand der Landesiynode bejteht aus einem Präſidenten und 
einem VBizepräfidenten. Das Amt derjelben erſtreckt ſich je auf die Dauer der Synodal- 
periode ($ 4 vergl. mit 8 29). 

Die Synode wählt je nad ihrem Zuſammentritt in geheimer Stimmgebung 
ihren Bräfidenten und in gleicher Weije ihren Vizepräftdenten durch abjofute Stim- 
menmehrheit. 

Hat ſich abſolute Stimmenmehrheit nicht ergeben, ſo iſt nochmals abzuſtimmen. 
Bei einer notwendig gewordenen dritten Abſtimmung iſt nur noch zwiſchen denjenigen 
zwei Mitgliedern zu wählen, welche bei der zweiten Abſtimmung die höchſte Stim— 
menzahl erhalten haben, Würde die höchſte Stimmenzahl mehr als zweien zu teil 
geworden ſein, oder bei der zweithöchſten Stimmenzahl Gleichheit der Stimmen 
ſtattfinden, ſo entſcheidet unter den Betreffenden das höhere Lebensalter. 

Ergiebt ſich bei dieſem dritten Wahlgang unter den zwei Kandidaten der engeren 
Wahl Stimmengleichheit, ſo entſcheidet wieder das höhere Lebensalter. 

Solange für die Synode weder ein Präſident noch ein Vizepräſident gewählt 
iſt, ſowie im Falle der Verhinderung derſelben verſieht die Stelle des Präſidenten 
das im Lebensalter älteſte Mitglied der Synode. 

Das Amt des Alterspräſidenten geht im Falle der Ablehnung ſeitens des Be— 
rufenen auf das im Lebensalter ihm am nächſten ſtehende Mitglied der Synode über. 

Die Synode wählt auf die Dauer der Synodalperiode mit relativer Stimmen— 
mehrheit die erforderliche Zahl von Schriftführern aus ihrer Mitte. 

Bon ſämtlichen Wahlen iſt durch Vermittlung des Evangeliſchen Konſiſtoriums 
dem evangeliſchen Landesherrn Anzeige zu erſtatten. 

Art. XI. Der 8 20 der K. Verordnung erhält einen zweiten Abſatz folgenden 
Inhalts: 

Mitglieder früherer Landesſynoden werden auf das ſchon abgelegte Gelübde 
hingewieſen. 

Art. XII. An die Stelle der 88 23, 24, 28, 29, 30 und 31 der K. Verordnung 
treten folgende Beſtimmungen: 

8 23. Die Landesſynode iſt beſchlußfähig, wenn zwei Dritteile dev Mitglieder 
verjanmelt find. 

8 24. Für die Giltigkeit der Beichlüffe der Landesſynode bedarf es, wenn 
eine Aenderung der Kirchenverfaffung, der Gottesdienftordnung und der Ficchlichen 
Bücher in Frage kommt, einer Stimmenmehrheit von zwei Dritteilen der Anweſenden. 
Im übrigen genügt abjolute Mehrheit. 

Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt, bei Wahlen entjcheidet 
in diejem Falle das höhere Lebensalter. 

$ 28. Die Landesfpnode regelt innerhalb der verfafjungsmäßigen Schranten 
ihre Geſchäftsordnung. Soweit es ſich dabei von dem Verhältnis zu den Vertretern 
des Kirchenregiments handelt, gefchieht dies im Cinverftändnis mit dem leteren. 
Inzwiſchen bleibt die Gejchäftsordnung vom 27. Januar 1869 mit den jeither auf 
verfafjungsmäßigem Wege daran vorgenommenen Uenderungen maßgebend. 

8 29. Bei der erjtmaligen Vertagung, dem Schluß oder der Auflöfung der 
Landesſynode, nicht aber bei etwaigen jpäteren Vertagungen oder nad) einer außer: 
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ordentlichen Verfammlung derjelben wird für die Zwiſchenzeit bis zu dem nächjten 
ordentlichen Zufammentritt aus ihrer Mitte ein Ausſchuß beſtellt. 

Wird die Synode nur auf fürzere Zeit vertagt, fo kann diejelbe bejchliegen, daß 
die Beftellung eines Ausſchuſſes für dieſe Zeit unterbleibe. 

Der Ausschuß befteht aus dem Bräfidenten der Synode und vier von derjelben 
je in befonderem Wahlgang mit abjoluter Stimmenmehrheit nad) Maßgabe der Bor- 
ſchriften des 8 19 Abſ. 3 und 4 gewählten Mitgliedern, zwei geijtlichen und zwei 
weltlichen. 

Den Präſidenten vertritt in Verhinderungsfällen der Bizepräfident oder, wenn 
auch diefer verhindert wäre, der Alterspräfident. 

Für Berhinderungsfälle der übrigen ordentlichen Mitglieder des Ausſchuſſes oder 
für den Fall des Ausscheidens derjelben aus der Synode oder aus dem Ausschuß 
werden je in einem Wahlgang vier geiftliche und vier weltliche Erſatzmänner mit 
relativer Stimmenmehrheit gewählt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet dag höhere 
Lebenzalter. 

Die Einberufung der Erſatzmänner gejchieht nach der Drdnung der Stinmen- 
zahl, bei gleicher Stimmenzahl einzelner nach dem höheren Lebensalter. 

8 30. Der Ausihuß verſammelt fich in den Jahren, wo fein Zujammentritt 
der Landesſynode stattfindet, je einmal auf Berufung des Evangeliichen Konſiſtoriums 
zu geeigneter Seit. 

Derjelbe kann von dem Evangelifchen Konfiftorium, jei es aus eigenem Exrmefjen 
oder auf den Antrag des Synodalpräfidenten, mit landesherrlicher Genehmigung auch 
zu außerordentlicher Verſammlung berufen werden. 

Liegt nach der Anficht des Shynodalpräfidenten eine dringende Beranlaffung zu 
der Berufung des Ausfchuffes vor, jo fteht ihm nach Ablehnung feines Antrags von 
jeiten des Evangeliichen Konſiſtoriums die Befugnis zu, ſich Durch das Minifterium 
de3 Kirchen- und Schulweſens an den evangeliichen Landesheren wegen Einberufung 
des Synodalausfchuffes zu einem außerordentlichen Zufammentritte zu wenden, worauf 
ein mit Gründen verjehener Bejcheid erteilt werden wird. 

s 31. Zum Wirkungsfreis des Ausjchuffes als Bertreter3 der Landesſynode 
gehört: 

1) das Net, in Wahrnehmung des Buftandes der Landeskirche dem Kirchen- 
vegimente Wünfche und Bejchwerden vorzutragen ; 

2) die gutächtliche Beratung der evangelifchen Oberfirchenbehörde auf von der- 
jelben ergehende Aufforderung in Sahen der Gejeßgebung oder der Verwaltung ; 

3) dad Recht des Antrags bei dem Kirchenregiment auf Berufung einer außer: 
ordentlichen Synode; 

4) die periodiiche Ausübung der der ——— nach 8 14 zuſtehenden Befugnis 
der Kenntnisnahme von dem Stand und von den ee der unter Verwaltung 
der evangeliichen Oberkirchenbehörde jtehenden allgemeinen kirchlichen Fonds, jowie 
von den für evangelifch- fichliche Bedürfnifje bejtimmten Bofitionen des Staatshaus- 
haltsetats; 

5) die Vorprüfung der Legitimation der gewählten und ernannten Synodalmit— 
glieder, vorbehältlich der Beſchlußfaſſung der Synode über Anſtände ($ 11); 

6) die Erſtattung eines Rechenſchaftsberichtes an die Synode. 

Art. XIII. Nach 8 31 der K. Verordnung werden folgende Beſtimmungen als 


8 31° eingeſchaltet: 


Das Kirchenregiment iſt ermächtigt, Verfügungen, welche dem Gegenſtand nach 
die Zuſtimmung der Landesſynode erfordern würden, nach Vernehmung des Synodal- 
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ausschuffes proviforifch von fi) aus zu treffen, wenn diejelben durch die Umftände 
fo dringend geboten find, daß fie die Berufung einer außerordentlichen Landesſynode 
nicht geftatten, oder wenn diefelben unaufjchieblich und doc) nicht von der Erheblich- 
feit find, daß die Berufung einer außerordentlichen Synode gerechtfertigt wäre. 

In diefen Fällen hat das Klirchenregiment vor der nädhjten Landesiynode die 
Dringlichkeit und Zweckmäßigkeit der Maßregel zu rechtfertigen. 

Beftand über die Notwendigkeit oder Dringlichkeit der Maßregel Meinungsver- 
ichiedenheit zwifchen dem Synodalausſchuß und dem Kirchenvegiment, jo muß Die 
Synode, wenn jolches von dem Synodalausſchuß verlangt wird, binnen Jahresfriſt 
berufen werden. 

Erhält die Verfügung die Zuftimmung der Synode nicht, ſo iſt fie jofort außer 
Wirkſamkeit zu jegen. 

Art. XIV. Nah 8 32 der K. Verordnung werden folgende Bejtimmungen als 
8 33 angefügt: 

8 33. Das gegenmwärtge Gejeß tritt mit dem 1. Januar 1889 in Kraft. 

Die Bejtimmungen der SS 1 und 4, betreffend die Feſtſetzung einer fechsjährigen 
Verſammlungs- und Wahlperiode, finden auf die gegenwärtige Landesſynode mit der 
Maßgabe Anwendung, daß als Anfangstermin der 1. Mai 1888 zu gelten hat. 

Art. XV. Das Evangelifche Konfiftorium wird ermächtigt, den Tert der K. Ver— 
ordnung vom 20. Dezember 1867, betreffend die Emführung einer Landesſynode in der 
evangeliichen Kirche von Württemberg, wie er ſich aus den im gegenwärtigen Geſetz feit- 
gejtellten Aenderungen ergiebt, mit der Bezeichnung 

„gandesiynodalordnung von 1888 
und unter Erjegung der Paragraphen durch fortlaufende Artikel bekannt machen zu laffen. 

Das Evangeliihe Konfiftorium ift mit Vollziehung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Gegeben Schloß Friedrichshafen, den 29. Juli 1888. 

Karl. 
Der Staatsminister des Kirchen- und Schulweſens: 
Sarwey. 


IV. 


SHekanntmachung 


des Evangelifhen Konſiſtoriums betreffend die Redaktion der K. VBerord- 
nung vom 20. Dezember 1867, Befreffend die Einführung einer Sandesfynode 
in der evangelifhen Kirde von Würffemberg. 


Auf Grund des Artikels XV des firchlichen Geſetzes vom 29. Juli 1888 zur Ab— 
änderung der K. Verordnung vom 20. Dezember 1867, betreffend die Einführung einer 
Landesſynode in der evangeliichen Kirche von Württemberg, wird der Text der K. Ver— 
ordnung, wie fich derjelbe aus den in dem angeführten Gejete feitgeftellten Menderungen 
ergiebt, nachitehend befannt gemacht. 

Stuttgart, den 11. September 1888. von Öemmingen. 


Landesſynodalordnung von 1888, 


Urt. 1. Die Landesiynode bildet die Vertretung der Gefamtheit der Kirchen- 
gemeinden. 
Diejelbe tritt ordentlicherweije je nach jechs Jahren zufammen, 
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Zur auferordentlihen Verfammlung kann fie nach dem Ermeſſen des Kirchenregi- 
ments jederzeit berufen werden. Durch eine folche außerordentliche Verſammlung wird 
der ordentliche Termin des Zuſammentritts nicht verrüdt. 

Bei ihrer Berufung wird nad) Möglichkeit Darauf Rückſicht genommen werden, daß 
ihre Verſammlungen nicht mit denjenigen des Landtags zujammenfallen. 

Art. 2. Die Landesiynode bejteht: 

1) aus fünfzig von den Diözeſanſynoden erwählten Abgeordneten, fünfundzwanzig 
geiftlihen und fünfundzwanzig weltlichen, wovon 

a) die Diözeſanſynode der Stadt Stuttgart zwei, einen weltlichen und einen 
geistlichen, 

b) die übrigen Diözeſanſynoden je einen geijtlichen oder einen weltlichen 
Abgeordneten (vergl. Art. 3) wählen; 

2) aus einem Abgeordneten der evangelijch -theologijchen Fakultät der Landes— 
univerfität ; 

3) aus ſechs von dem evangelifchen Landesheren zu ernennenden Mitgliedern, 
wovon die Hälfte dem weltlichen, die Hälfte dem geiftlichen Stande ange- 
hören ſoll. 

Art. 3, Die Didzefanjynoden von 

Böblingen, Kannftatt, Eßlingen, Stuttgart Amt, 

Befigheim, Heilbronn, Knittlingen, Baihingen, 

Nürtingen, Reutlingen, Sulz, 

Calw, Nagold, Tübingen, 

Aalen, Crailsheim, Hal, Künzelsau, Langenburg, Schorndorf, 

Biberach), Geislingen, Kirchheim und Ulm 
haben das erjtemal einen geijtlichen, dag anderemal einen weltlichen —, die Diözejan- 
ſynoden von 

Leonberg, Ludwigsburg, Waiblingen, 

Backnang, Bradenheim, Marbach), Neuenjtadt, Weinsberg, 

Balingen, Tuttlingen, Uradı, 

Sreudenjtadt, Herrenberg, Neuenbürg, 

DBlaufelden, Gaildorf, Heidenheim, Dehringen, Weitersheim, Welzheim, 

Blaubeuren, Göppingen, Münfingen und Ravensburg 
das erjtemal "einen weltlichen, das anderemal einen geiftlichen Abgeordneten, und jo fort 
in gleicher Auswechslung zur Landesiynode zu ſenden. 

Art. 4 Die Wahlperiode umfaßt ſechs Sahre. 

Der den Yandesherrlichen Mitgliedern erteilte Auftrag erſtreckt fi) auf die Dauer 
der Wahlperiode. 

Art. 5. Wählbar zum geijtlichen Abgeordneten ift jeder im ordentlichen Kirchen- 
dienst ſtändig angeftellte Geiftliche; wählbar zum weltlichen Abgeordneten jeder Ange— 
hörige der evangelijchen Landeskirche, welcher die für das Amt eines Kicchengemeinderats 
erforderlichen Eigenjchaften (Art. 19 und Art. 50 Abſ. 3 des ftaatlichen Gejeges vom 
14. Suni 1887, betreffend die Vertretung der evangeliichen Kirchengemeinden und die 
Verwaltung ihrer Vermögensangelegenheiten) bejigt und nicht zu den ftändig angejtellten 
Geiſtlichen gehört. 

Die Wählbarfeit it auf Einwohner des Wahlbezirk nicht befchränft. 

Defane find innerhalb der eigenen Diözeje nicht wählbar. 

Zum Eintritt in die Landesiynode wird den im Amte ftehenden Geiftlichen der 
Urlaub nicht verweigert. 


Art. 6. Für jeden Abgeordneten wird ein Erjaßmann gewählt, welcher in dem 
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Fall eintritt, wenn der Abgeordnete die Wahl nicht annehmen kann oder will, oder nad) 
angenommener Wahl aus irgend einem Grund aufhört, Abgeordneter zu fein. 

Scheidet der Erſatzmann gleichfalls aus, fo ijt die Neuwahl eines Abgeordneten 
und eines Erſatzmanns vorzunehmen. 

Art. 7. Die Didzefanfynoden wählen die Abgeordneten zur Landesiynode und 
deren Erjagmänner je nad) dem Ablauf einer Wahlperiode. 

‚  Hiebei werden die von dem Cvangelijchen Konfiftorium  beftellten Bfarramtsver- 
weſer zu den ftimmberechtigten Mitgliedern der Diözefanfynode gerechnet. 

Art. 8 Der Wahltermin wird durch Entjchliegung des evangelifchen Landesheren 
fejtgefegt und öffentlich befannt gemacht. 

Bevor die Didzefanfynoden zur Wahl der Abgeordneten für die Landesfynode zu— 
jammentreten, wird dies in dem regelmäßigen Hauptgottesdienft des vorangehenden Sonn— 
tags zur Kenntnis der Gemeinden gebracht. 

Art. 9. Die Leitung der Wahlhandlung Liegt einer Wahlkommiſſion ob, welche 
aus dem Dekan als Borfigendem und aus einem geiftlichen und einem weltlichen Bei- 
fißer beſteht. 

Die Beifiger werden von der Diözeſanſynode aus ihrer Mitte mit relativer Stim— 
menmehrheit gewählt. Die Wahl kann von den Gewählten abgelehnt werden. Jedoch 
fteht dem jüngsten geiftlichen und dem zjüngften weltlichen Mitgliede unter den Anwe— 
jenden fein Ablehnungsrecht zu. 

Die Mitglieder der Wahlfommijfion können durch die Wahlhandlung, bei deren 
Leitung fie als ſolche beteiligt find, zu Abgeordneten in die Landesiynode nicht gewählt 
werden. 

Art. 10. Die Wahl erfolgt in geheimer Stimmgebung. 

Abſtimmung durch Beauftragte ift nicht jtatthaft und iſt daher auch die ftellver- 
tretende Abftimmung duch Pfarrgehilfen ausgeschlofjen. 

Jedes Mitglied der Diözeſanſynode Legt perfünlich feinen Stimmzettel in ein auf- 
gejtelltes Gefäß, worüber im Protofoll eine Vormerfung gemacht wird. 

Art. 11. Die Stimmenzählung erfolgt durch die Mitglieder der Wahlkommiſſion 
noch während der Dauer der Wahlverſammlung. 

Art. 12. Zur Giltigfeit einer Wahl gehört, daß mindeitens zwei Dritteile der 
Mitglieder der Diözeſanſynode abgejtimmt haben und daß der zu Wählende die abjolute 
Mehrheit der giltig abgegebenen Stimmen erhalten hat. 

Berfammeln jich die Wähler nicht in bejchlußfähiger Zahl, fo hat der Defan hievon 
dem Evangelijchen Konſiſtorium Anzeige zu erjtatten, worauf von diefem ein zweiter Wahl- 
termin feitgejeßt und bekannt gemacht wird. 

Muß wegen ungenügender Beteiligung ein zweiter Wahltermin fejtgejebt werden, 
jo ift die Wahl auch dann giltig, wenn weniger als zwei Dritteile der Mitglieder der 
Diözeſanſynode daran teilgenommen haben. 

Art. 13. Hat fein Kandidat die abjolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen er- 
halten, fo tft nochmal3 abzuftimmen. 

Bei einer notwendig gewordenen dritten Abftimmung ift nur noch zwijchen den— 
jenigen zwei Kandidaten zu wählen, welche bei der zweiten Abſtimmung die höchſte Stim— 
menzahl erhalten haben, wobei in dem Falle, wenn die höchſte Stimmenzahl mehr als 
zweien zu teil geworden tft, oder wenn bei der zweithöchiten Stimmenzahl Gleichheit der 
Stimmen ftattfände, unter den Betreffenden das höhere Lebensalter entjcheidet, Ergiebt 
ſich bei diejem dritten Wahlgang unter den zwei Kandidaten der engeren Wahl Stimmen: 
gleichheit, jo entjcheidet wieder das höhere Lebensalter. 
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Urt. 14. Nach der Wahl des Abgeordneten wird in abgejonderter Wahlhandlung 
nach) Maßgabe der vorstehenden Beitimmungen der Erjaßmann gewählt. 

Urt. 15. Die Diözefanfgnode trennt fich nicht vor Feititellung des Wahlergebnifjes. 

Entfernen fich Mitglieder vor der lebten Abjtimmung, jo können die Zurückbleiben— 
den, auch wenn fie nicht mehr die in Art. 12 vorgeschriebene Zahl ausmachen, die Wahl 
giltig zu Ende führen. 

Art. 16. Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, welches den 
wejentlichen Verlauf der Wahl, die Zahl der Stimmberechtigten und Abftimmenden, dad 
Ergebni3 der einzelnen Wahlgänge und das Schlußergebni3 zu enthalten hat. Das Pro— 
tofoll wird von den drei Mitgliedern der Wahlfommiffion unterzeichnet und in der Re— 
giltratur des Dekans aufbewahrt. 

Urt. 17. Den Abgeordneten, ſowie deren Erſatzmännern iſt nach der Wahl je eine 
durch die Wahlfommiffion ausgefertigte Wahlurfunde zuzuftellen. 

Urt. 18. Etwaige Einſprachen gegen eine Wahl find bei Vermeidung des Aus- 
ichlufjes innerhalb vierzehn Tagen nad) Vollendung der Wahl an das Evangelifche Kon— 
fiftorium zu bringen, welches den Gegenftand mit den erforderlichen Vorbereitungen der 
Landeziynode zur Enticheidung zu übergeben hat. 

Urt. 19. Der Abgeordnete der evangelisch-theologifchen Fakultät wird von derjelben 
aus ihrer Mitte durch geheime Stimmmgebung unter dem Borfib ihres Dekans erwählt, 
welcher fodann auch die Legitimationsurfunde ausſtellt. 

Art. 20. Der Ernennung der von dem evangeliichen Landesherrn zu berufenden 
Mitglieder der Landesſynode hat die VBernehmung des Evangelifchen Konſiſtoriums voran— 
zugehen. 

Urt. 21. Die Hauptaufgabe der Landesiynode bejteht in der Mitwirkung zur firch- 
fihen Gejeßgebung in deren ganzem Umfang, jo daß ohne ihre Zustimmung Eicchliche 
Geſetze weder gegeben, noch verändert oder authentijch interpretiert, noch aufgehoben 
werden fünnen. 

Außerdem liegt der Landesiynode die Begutachtung der von dem Kirchenregimente 
an fie gebrachten Vorlagen aus dem Gebiete der kirchlichen Verwaltung ob. 

Die Landesſynode hat ferner das Recht, in Wahrnehmung des Zuftandes der Landes- 
kirche nach den verjchiedenen Lebensgebieten derjelben, Lehre, Liturgie, Verfafjung, Zucht 
und chriftlichem Leben, veligiöfer Erziehung der Jugend und chriftlicher Armenpflege, — 
Anträge, Wünfche und Bejchwerden, fei es in Sachen der Geſetzgebung oder der Ver: 
waltung, an das Kivchenregiment zu bringen, worauf jedenfall3 motivierter Beſcheid erteilt 
werden wird. 

Sodann ift die Landesipnode befugt, von dem Stande und von den Rechnungen 
der unter Verwaltung der evangelijchen Oberficchenbehörde ftehenden allgemeinen Eirchlichen 
Fonds (Bejoldungsverbefjerungsfonds, Geiftlicher Unterjtügungsfonds, Geiftliche Witwen- 
fafje), ſowie von den für die evangelifch-Firchlichen Bedürfniffe beftimmten Bofitionen des 
Staatshaushaltsetat3 behufs etwaiger Erinnerungen Kenntnis zu nehmen. 

Endlich Hat die Landesiynode vor ihrem Schluffe zu ihrer Vertretung bis zur 
nächften Synode einen Ausschuß zu wählen (vergl. Art. 35—37). 

Das Bekenntnis der evangelijch-tutheriichen Kirche bildet feinen Gegenftand der 
firchlichen Gejeßgebung. Dagegen gehören zu derjelben auf Grundlage des unantaftbaren 
Befenntnifjes: 

1) die Lehr: und Gottesdienftordnung, namentlich die Einführung und Abänderung 
kirchlicher Bücher (Kirchenbuch, Katechismuserklärungen, Konfirmationsbuch, Geſangbuch, 
Choralbuch, Spruchbuch); 

2) die kirchliche und ſittliche Lebensordnung in den Gemeinden, ſoferne Pflichten, 
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welche nicht ſchon in den bejtehenden Kirchengejegen begründet find, den Kicchengenofjen 
auferlegt oder vorhandene Nechte und Verpflichtungen dev SKirchengenofjen aufgehoben 
oder verändert werden jollen. 

Ferner gehören dahin innerhalb der infolge der Staatsgefeßgebung bejtehenden 
Schranfen 

3) die Verfaffung der Landeskirche ſowohl in Betreff der Kirchenleitung als der 
Gemeindevertretung in allen ihren Stufen einjchließlich der Organifation der Firchlichen 
Aentersri, 

4) die Normen über die vermögensrechtlichen Angelegenheiten der Kirche überhaupt, 
ſowie insbefondere über die Bejtimmung der von der evangelischen Dberfirchenbehörde 
verwalteten allgemeinen firchlichen Fonds: des Bejoldungsverbefferungsfonds, des Geift- 
lihen Unterftüßungsfonds und der Geiftlichen Witwenfafje (Art. 21); 

5) die dienjtrechtlichen Verhältniffe der Geiftlichen, die Disziplinarmittel und das 
Disziplinarverfahren gegen jolche; 

6) die Fürjorge für die Hinterbliebenen der Geistlichen. 

Urt. 23. Die von dem Kirchenregiment einzubringenden Gejeßesentwürfe werden 
von der evangelifchen Oberfirchenbehörde (Synodus) vorbereitet und nach erlangter Ge— 
nehmigung des evangelifchen Landesherrn an die Landesiynode gebracht. 

Die Landesiynode hat das Recht, Kirchliche Geſetze vorzujchlagen. 

Gejeßesentwürfe, welche von Mitgliedern der Synode ausgehen, müfjen, um zur 
Beratung zu gelangen, von mindeſtens fünfzehn Mitgliedern derjelben unterzeichnet fein. 

Die Sanftion und Verkündigung dev Kirchlichen Geſetze erfolgt durch den evange- 
liſchen Landesherrn. 

Seine verbindliche Kraft erhält ein Eirchliches Gejeß mit der Bekanntmachung in 
dem hiezu beftimmten öffentlichen Blatte. Sie beginnt, foferne im Geſetze Fein anderer 
Anfangstermin beſtimmt ift, mit dem vierzehnten Tage nach demjenigen Tage, an welchem 
daS betreffende Blatt in Stuttgart ausgegeben worden tft. 

Die zur Vollziehung und Handhabung der Firchlichen Gejehe erforderlichen An— 
ordnungen zu erlaffen, steht dem Kirchenregimente zu. 

Art. 24. Einberufung, Vertagung und Entlaffung der Landesiynode erfolgt auf 
Entſchließung des evangelifchen Landesherrn. Eröffnungs- und Schlußaft gejchieht durch 
einen landesherrlichen Kommiſſär. 

Der evangeliiche Landesherr ift befugt, die Synode aufzulöfen. In diefem Fall 
muß binnen Sahresfrift eine neue ordentliche Synode (Art. 1 und 4) berufen werden. 

Art. 25. Der Eröffnung der Landesfynode geht ein öffentlicher Gottesdienft voraus; 
auch findet ein folcher nach ihrem Schluffe ftatt. Am Sonntag vor dem Zufammentritt 
der Landesſynode hat in ſämtlichen evangelifchen Kirchen des Landes eine Fürbitte für 
diejelbe zu gejchehen. 

Jede Sigung beginnt und ſchließt mit Gebet. 

Art. 26. Der Borftand der Landessynode befteht aus einem Präfidenten und 
einen VBizepräfidenten. Das Amt derjelben erftreckt fich je auf die Dauer der Synodal— 
periode (Art. 4 vergl. mit Art. 35). 

Die Synode wählt je nad) ihrem AZufammentritt in geheimer Stimmgebung ihren 
Präſidenten und in gleicher Weife ihren Vizepräfidenten durch abjolute Stimmenmehrheit. 

Hat ſich abjolute Stimmenmehrheit nicht ergeben, fo ift nochmals abzuftimmen. 
Bei einer notwendig gewordenen dritten Abjtimmung ift nur noch zwifchen denjenigen 
zwei Mitgliedern zu wählen, welche bei der zweiten Abjtimmung die höchſte Stimmenzahl 
erhalten haben. Würde die höchſte Stimmenzahl mehr als zweien zu teil geworden fein, 
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oder bei der zweithöchiten Stimmenzahl Gleichheit der Stimmen ftattfinden, fo entjcheidet 
unter den Betreffenden das höhere Lebensalter. 

Ergiebt jich bei diefem dritten Wahlgang unter den zwei Kandidaten der engeren 
Wahl Stimmengfeichheit, fo entjcheidet wieder das höhere Lebensalter. 

Solange für die Synode tmweder ein Präfident noch ein Vizepräfident gewählt ift, 
ſowie im Falle der Verhinderung derjelben verfieht die Stelle des Präfidenten das in 
Lebensalter ältefte Mitglied der Synode. 

Das Amt des Alterspräfidenten geht im Falle der Ablehnung ſeitens des Be— 
rufenen auf das im Lebensalter ihm am nächiten ftehende Mitglied der Synode über. 

Die Synode wählt auf die Dauer der Synodalperiode mit relativer Stimmenmehr- 
heit die erforderliche Zahl von Schriftführern aus ihrer Mitte. 

Bon fämtlihen Wahlen ift durch Vermittlung des Evangelifchen Konfiftoriums 
dem evangelifchen Landesherrn Anzeige zu erſtatten. 

Art. 27. Die Mitglieder der Landesiynode haben bei der Eröffnung derfelben in 
die Hände des Yandesherrlichen Eröffnungskommiſſärs, fpäter eintretende in die Hände 
des Borfigenden das nachftehende feierfiche Gelübde abzulegen: 

Sch gelobe vor Gott, daß ich bei meinem Wirken in der Synode gehorjfam 
dem göttlichen Worte, in Treue gegen das Bekenntnis der evangelischen Kirche 
die Ehre Gottes und das Heil der Seelen unverrücdt im Auge behalten und 
nach beſtem Wiffen und Gewiffen das Wohl der. evangelifchen Landeskirche 
beraten werde. 


Mitglieder früherer Landessynoden werden auf das ſchon abgelegte Gelübde hin- 
gewieſen. 

Art. 28. Jedes Mitglied der Landesſynode iſt Vertreter der ganzen Landeskirche 
und an keinerlei Inſtruktion gebunden. 

Art. 29. Die Landesſynode iſt beſchlußfähig, wenn zwei Dritteile der Mitglieder 
verſommelt ſind. 

Art. 30. Für die Giltigkeit der Beſchlüſſe der Landesſynode bedarf es, wenn eine 
Aenderung der Kirchenverfaſſung, der Gottesdienſtordnung und der kirchlichen Bücher in 
Frage kommt, einer Stimmenmehrheit von zwei Dritteilen der Anweſenden. Im übrigen 
genügt abſolute Mehrheit. 

Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt, bei Wahlen entſcheidet in 
dieſem Falle das höhere Lebensalter. 

Art. 31. Die Abſendung Yandesherrlicher Kommiffäre zu den Beratungen der 
Landesſynode, welche an diefen Beratungen ohne Stimmrecht teilnehmen, bleibt jederzeit 
vorbehalten. 

Die ordentlichen und außerordentlichen Mitglieder der Oberkirchenbehörde ſind be— 
rechtigt, jeder Sitzung der Synode anzuwohnen. 

Art. 32. Ueber Zulaſſung der Oeffentlichkeit ihrer Sitzungen (mit Vorbehalt der 
vertraulichen Behandlung einzelner Angelegenheiten) wird die Geſchäftsordnung das Nähere 
beſtimmen. 

Auch werden die Protokolle der Verhandlungen veröffentlicht, ſoweit nicht die Landes— 
ſynode ſelbſt eine Ausnahme beſchließt. 

Art. 33. Nach dem Schluſſe der Synode werden die Entſchließungen des Kirchen— 
regiments über die bis dahin noch unerledigten Anträge derſelben bald thunlich in einen 
Synodalbeſcheid zuſammengefaßt und bekannt gemacht. 

Art. 34. Die Landesſynode regelt innerhalb der verfaſſungsmäßigen Schranken 
ihre Geſchäftsordnung. Soweit es ſich dabei von dem Verhältnis zu den Vertretern des 
Kirchenregiments handelt, geſchieht dies im Einverſtändnis mit dem letzteren. Inzwiſchen 
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bleibt die Gefchäftsordnung vom 27. Januar 1869 mit den feither auf verfafiungsmäßigem 
Wege daran vorgenommenen Uenderungen maßgebend. 

Art. 35. Bei der erftmaligen Bertagung, dem Schluß oder der Auflöfung der 
Landesiynode, nicht aber bei etwaigen fpäteren Bertagungen oder nach einer außerordent— 
lichen Verſammlung derjelben wird für Die Zwischenzeit bis zu dem nächſten ordentlichen 
Zufammentritt aus ihrer Mitte ein Ausschuß beftellt. 

Wird die Synode nur auf Ffürzere Zeit vertagt, jo kann diejelbe bejchließen, daß 
die Beitellung eines Ausſchuſſes für diefe Zeit unterbleibe. 

Der Ausſchuß beiteht aus dem Präfidenten der Synode und vier bon derſelben 
je in bejonderem Wahlgang mit abjoluter Stimmenmehrheit nad) Maßgabe der Vor— 
Ichriften des Art. 26 Abi. 3 und 4 gewählten Mitgliedern, zwei geiftlichen und zwei 
weltlichen. 

Den Präſidenten vertritt in Berhinderungsfällen der Bizepräfident oder, wenn auch 
diejer verhindert wäre, der Alterspräfident. 

Für Verhinderungsfälle der übrigen ordentlichen Mitalieder des Ausſchuſſes oder 
für den Fall des Ausjcheidens devjelben aus der Synode oder aus dem Ausschuß werden 
je in einem Wahlgang vier geiftliche und vier weltliche Erſatzmänner mit relativer 
Stimmenmehrheit gewählt. Bei Stimmengleichheit entfcheidet das höhere Lebensalter. 

Die Einberufung der Erjaßmänner gejchieht nach der Ordnung der Stimmenzahl, 
bei gleicher Stimmenzahl einzelner nach dem höheren Lebensalter. 

Art. 36. Der Ausschuß verfammelt fi in den Jahren, wo fein Zufammentritt 
der Landesſynode ftattfindet, je einmal auf Berufung des Evangelifchen Konſiſtoriums 
zu geeigneter Beit. 

Derjelbe kann von dem Evangelifchen Konfiftoriun, fei es aus eigenem Ermeſſen 
oder auf den Antrag des Synodalpräfidenten, mit landesherrlicher Genehmigung auch) 
zu außerordentlicher Verſammlung berufen werden. 

Liegt nach der Anficht des Synodalpräfidenten eine dringende Veranlafjung zu dev 
Berufung des Ausſchuſſes vor, fo fteht ihm nach Ablehnung jeines Antrags von Seiten 
de3 Evangelifchen Konfiftoriums die Befugnis zu, ſich durch das Meinifterium des Kirchen- 
und Schulweſens an den evangelifchen Landesherru wegen Einberufung des Synodal— 
ausschuffes zu einem außerordentlichen Zuſammentritte zu wenden, worauf ein mit Gründen 
verjehener Bejcheid erteilt werden wird. 

Art. 37. Zum Wirkungskreife des Ausichuffes als Vertreter der Landesſynode 
gehört: 

1) da3 Recht, in Wahrnehmung des Zustandes der Landeskirche dem Stirchenregis 
mente Wünſche und Beſchwerden vorzutragen; 

2) die gutächtliche Beratung der enangelifchen Oberkivchenbehörde auf von derjelben 
ergebende Aufforderung in Sachen der Geſetzgebung oder der Verwaltung ; 

3) dag Necht des Antrags bei dem Kirchenregiment auf Berufung einer außer: 
ordentlichen Synode ; 

4) die periodifche Ausübung der der Synode nach Art. 21 zuftehenden Befugnis 
der Kenntnisnahme von dem Stand und von den Rechnungen der unter Verwaltung der 
evangelijchen Oberficchenbehörde ftehenden allgemeinen kirchlichen Fonds, jowie von den 
für evangelifchsficchliche Bedürfniſſe bejtimmten Bofitionen des Staatshaushaltsetats ; 

5) die Vorprüfung der Legitimation der gewählten und ernannten Synodalnit- 
glieder, vorbehältlich dev Beihlußfaffung der Synode über Anjtände (Art. 18); 

6) die Erjtattung eines RechenfchaftSberichtes an die Synode. 

Art. 38. Das Kirchenregiment ift ermächtigt, Verfügungen, welche dem Gegen- 
ftand nach die Zuftimmung der Landesſynode erfordern würden, nach Vernehmung des 
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Synodalausfchuffes proviſoriſch von ſich aus zu treffen, wenn diefelben durch die Um: 
ftände fo dringend geboten find, daß fie die Berufung einer außerordentlichen Landes— 
ſynode nicht geftatten, oder wenn diejelben unaufjchteblich und doch nicht von der Erheb— 
Yichfeit find, daß die Berufung einer außerordentlichen Synode gerechtfertigt wäre, 

In diefen Fällen hat das Sirchenregiment vor der nächjten Synode die Dringlich- 
feit und Zweckmäßigkeit der Maßregel zu rechtfertigen. 

Beitand über die Notwendigkeit oder die Dringlichkeit der Maßregel Meinungs- 
verfchiedenheit zwijchen dem Synodalausſchuß und dem Sirchenregiment, je muß Die 
Synode, wenn jolches von dem Synodalausschuffe verlangt wird, binnen Jahresfriſt be- 
rufen werden. 

Erhält die Berfügung die Zuftimmung der Synode nicht, fo ift fie jofort außer 
Wirkſamkeit zu jeben. 

Urt. 39. Bezüglich der den Synodalmitgliedern auszuſetzenden Reiſekoſtenentſchädi— 
gung und Taggelder wird befondere Verfügung ergehen. 

Urt. 40. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1889 in Kraft. 

Die Beftimmungen der Art. 1 und 4, betreffend die Feftfegung einer fechsjährigen 
Verſammlungs- und Wahlperiode, finden auf die gegenwärtige Landesſynode mit der 
Maßgabe Anwendung, daß als Anfangstermin der 1. Mai 1888 zu gelten hat. 


V. 
Verfügung 


des Miniſteriums des Kirchen- und Schulweſens zur Ausführung des Ge— 

feßes betreffend die Vertretung der evangelifden Kirchengemeinden und die 

Verwaltung ihrer VBermögensangelegenheiten, vom 14. Juni 1887, über die 

Bildung der Organe der Kirdengemeinde und ihre Gefhäftsbehandlung 
(Art. 8—29 and 50 ff). Vom 21. März 1889. 


Zum Zweck des Vollzugs der Beftimmungen des Gefeßes vom 14. Juni 1887, betreffend 
die Vertretung der evangeliichen Kirchengemeinden und die Verwaltung ihrer Bermögensangelegen- 
heiten, über die Bildung der Organe der Kirchengemeinde (Art. 8—29) und ihre Gefchäftsbehand- 
lung (Art. 50 ff.) wird Folgendes verfügt. 

8 1. (Bu Art. 8) Sn den ſämmtlichen evangelifchen Kirchengemeinden (Kirchipielen) (Art. 1 
und 2 Ziff. 1—3) ift, joweit nicht für diefelden die Anwendung des Art. 92 des Gejeßes zugelafjen 
worden ift, jofort mit der Bildung eines Kirchengemeinderaths, in Filialgemeinden (Art. 2 Ziff. 3) 
mit der Bildung eines Filialficchengemeinderaths vorzugehen. Nebenorte (Art. 2 Ziff. 4) wählen 
feinen bejonderen Kirchengemeinderath ; fie erhalten mit dem Hauptorte gemeinfam einen Kirchen- 
gemeinderath. 

Die Beitimmung darüber, welcher Gottesdienft al3 ein regelmäßig wiederfehrender im Sinn 
von Art. 2 Ziff. 3 und 4 zu betrachten ift, wird das Evangelifche Konſiſtorium treffen. 

8 2. (Zu Art. 9 Abi. 1 Biff. 1.) MS Pfarrer des Kirchipiels find diejenigen Geiftlichen 
zu betrachten, welche in der Kirchengemeinde mit dem Predigtamte und der Seeljorge oder doch 
mit dem Bredigtamte ftändig betraut find, Pfarrer, Helfer, auch die eine Frühpredigerftelle ſtändig 
befleivenden Generalfuperintendenten, Profeſſoren, Rektoren und die fogenannten Präzeptorats- 
kapläne, desgleichen ftändige Pfarrverweſer, nicht aber Vikare, auch nicht Stadtvifare, ebenjowenig 
Lehrer, welche von dem Evangeliichen Konfiftorium den Auftrag erhalten haben, dem ordentlichen 
Geiftlihen im Bedürfnißfalle Aushilfe zu leiften und ihn im Berhinderungsfalle zu vertreten 
(ſ. jedoch Abf. 2), und folche Theologen, welche an öffentlichen oder Vrivatanftalten als Vorſteher, 
Lehrer, Anftaltsgeiftliche 2c. angeftellt find, auch wenn fie von dem Evangelischen Konfiftorium zur 
Bornahme geiftlicher Funktionen an der betreffenden Anftalt oder zur aushilfsweijen Vornahme 
jolcher für den ordentlichen PBarochiafgeiftlichen ermächtigt find. 

Als Stellvertreter im Pfarramte find diejenigen zu betrachten, welche den Pfarrer im Sinne 
von Abſ. 1 auf Grund fpeziellen Auftrags des Evangelifhen Konfiftoriums oder auf Grund der 
bejtehenden kirchlichen Ordnung, beziehungsweije herkömmlich in feinen pfarramtlichen Funktionen 
überhaupt vertreten, Hilfsgeiftliche eines Pfarrers (vgl. Abſ. 1) nur, fofern diefer fein Amt zeit- 
weile ganz an fie abgegeben hat. Barocdhialvifare gelten, wenn fie in einem Theile des Kirchſpiels 
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fraft des ihnen von dem Evangelifchen Ronfiftorium ertheilten Auftrags regelmäßig die Nechte des 
Pfarrers ausüben, inſoweit al3 Stellvertreter im Pfarrante. 

8 3. (Zu Art. 9 Abi. 1 Ziff. 2.) Zerfällt eine bürgerliche Gemeinde in mehrere Kirchipiele, 
jo ift der evangeliiche Ortsvorsteher Mitglied der ſämmtlichen Barochialfirchengemeinderäthe. 

Wenn der Ortövorfteher dev evangelifchen Kirche nicht angehört, jo findet eine Stellvertre- 
tung desjelben nicht ftatt. 

Als ordentlicher Stellvertreter des Ortsvorſtehers im Sinne von Art. I Ab. 1 Ziff. 2 kann 
nur ein aufgestellte Amtsverweſer betrachtet werden, nicht daS Gemeinderath3mitglied, welches den 
Ortsvorſteher in Verhinderungsfällen kraft gejeglichen Auftrags zu vertreten hat. 

8 4. (Zu Art. I Abſ. 2.) Wenn das PBatronat an einer Kirche mehreren Berechtigten zu— 
jteht, jo haben fie fich unter einander darüber zu verjtändigen, welcher der Patrone an den Sitz— 
ungen des Kirchengemeinderaths theilnehmen jol, und hievon den Kirchengemeinderath zu benach— 
richtigen. 

Wenn der zur Theilnahme an den Sitzungen berechtigte Batron am Gibe des Kirchenge— 
meinderaths nicht anmwejend ift, jo ift von ihm dem Kicchengemeinderath ein an diefem Orte woh— 
nender Bevollmächtigter zu bezeichnen, welcher für den Patron die Einladungen zu den Sigungen 
entgegennimmt. 

Solange die in Abi. 1 und 2 erwähnten Benadhrichtigungen nicht erfolgt find, wird ange: 
nommen, daß die Patrone auf ihre Theilnahme an den Sigungen Verzicht Leijten. 

Ueber die Art und Weife der Einladung des Patrons zu den Sikungen des Kirchengemeinde— 
raths wird die nähere Beitimmung der Uebereinfunft zwiichen dem Patron und dem Kirchenge- 
meinderath vorbehalten. 

Dem Patron ift e3 auch unbenommen, dem Kirchengemeinderath einzelne Gegenftände zu 
bezeichnen, auf welche er feine Theilnahme an den Sitzungen bejchränft wiſſen will. 

Der Art. 9 Abſ. 2 findet auf das Patronatreht von Korporationen feine Anwendung. 

8 5. (Zu Art. 10 und 11.) Die Zahl der in den Kicchengemeinderath zu wählenden welt- 
lichen Mitglieder (Urt. 9 Ziff. 4) beftimmt innerhalb des in Art. 10 gejeßten Rahmens vor Der 
eritmaligen Wahl das gemeinjchaftliche Oberamt, welchem der Ort beziehungsmweije die betreffenden 
Drte in Angelegenheiten der evangeliichen Zofalftiftungen unterftellt waren, auf den Vorjchlag des 
DOrtögeiftlichen nach Vernehmung des Pfarrgemeinderath3, wo ein folcher bejteht. In gleicher 
Weije erfolgt auch die Feitftellung der Zahl der nad) Art. 11 Abf. 1 auf jeden einzelnen Ort oder 
eine Gruppe von Nebenorten fallenden Kirchengemeinderäthe. 

Im Falle der Meinungsverjchiedenheit unter den Mitgliedern de3 gemeinschaftlichen Ober- 

amts entjcheidet auf Vorlage diejes das Evangeliihe Konftftorium. 
Für die Feftftellung der Zahl innerhalb des gejeglichen Rahmens nah Art. 10 ift in eriter 
Linie die Seelenzahl der Kirchengemeinde entjcheidend ; daneben kommt in Betracht: ob die Kicchen- 
gemeinde eine gejchloffene ift oder eine aus mehreren Orten zuſammengeſetzte (Art. 11), in welchem 
Falle die Einhaltung der Vorſchrift des Art. 11 Abſ. 1 durch die Feititellung einer gewiſſen Ge— 
ſammtzahl (Art. 10) bedingt fein fann, außerdem der Umfang und die Bejchaffenheit des Firchlichen 
Vermögens, die Größe des firchlichen Aufwands und das voraussichtliche Maß der Belajtung der 
Kirchengemeindegenojjen. 

Es iſt im Hinblick auf die Beftimmung in Urt. 16 Ab. 2 thunlichit darauf Bedacht zu 
nehmen, daß die Zahl der Kirchengemeinderäthe eine gerade ift. 

Wenn mehrere Nebenorte vorhanden find und nicht aus jedem derfelben zugleich ein Kirchen- 
gemeinderath gewählt werden fann, jo fann ein Turnus dev einzelnen Orte angeordnet werden, 
nad) welchem aus denjelben in den Kicchengemeinderath zu wählen ift. 

Das Evangeliiche Konfiftorium ift befugt, auf den Antrag oder nach Vernehmung des 
Kirchengemeinderaths, fowie nach Vernehmung einerjeitS des Defanatamts, andererjeitS des Ober- 
gu die vor der erften Wahl feftgefegte Zahl der Kirchengemeinderäthe (Art. 10 und 11) abzu— 
ändern. 

8 6. (Zu Art. 12.) Der Gejamtkirchengemeinderath in den Fällen des Art. 2 Ziff. 1—S 
beiteht aus den in Ein Kollegium vereinigten Mitgliedern (Art. 9 Ziff. 1—4) der Einzelfirchen: 
gemeinderath3-Rollegien, alfo auch der in die legteren berufenen Ortsvorsteher und Kirchenpfleger. 
Als weiteres ftimmberechtigtes Mitglied kommt hinzu noch der Kirchenpfleger der Gejamtfirchen- 
gemeinde, wenn derjelbe nicht der Zahl der Kirchenpfleger der Einzelkirchengemeinden entnommen ift. 

Der der evangelischen Landeskirche angehörige Kicchenpatron der zur Gejamtlicchengemeinde 
gehörigen Einzelkirchengemeinden kann auch an den Sitzungen des Öejamtfirchengemeinderath mit 
berathender Stimme theilnehmen. 


Wahl der weltlihen Mitglieder des Kirhengemeinderath3 Art. 9 Ziff. 4). 
(Zu Art. 11, 15, 18, 20, 21.) 

S 7. In jeder Kirchengemeinde (Art. 1 und 2 Hilf. 1—3 des Geſetzes) findet ein abge- 
ſondertes Wahlverfahren ftatt, in einer über mehrere Orte fich erſtreckenden Kirchengemeinde (Art. 11) 
in gemeinjamem Zujammentritt. 

\ Der Kirchengemeinderath ordnet die Wahl ($ 7) an. 

Er beftellt aus der Zahl der nicht ausjcheidenden Mitglieder des Kirchengemeinderaths zwei 
Mitglieder, welche mit dem Vorſitzenden desjelben, als Vorjtand, die Wahlkommiſſion bilden. 
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59. Die Wahltommilfton fertigt unter Beachtung der in Art. 5, 6, 17, 18 und 50 Abf. 3 
gegebenen Beitimmungen die Wählerlifte. 

Das Ruhen des Stimmrechts bei jolchen, welche, obwohl fie mindeftens vier Wochen vorher 
beſonders, mündlich oder jchriftlich, gemahnt worden find, mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen 
im Rückſtand find (Art. 18 Ab. 2 Ziff. 4, beginnt mit dem Ablauf eines Jahrs, vom Schluffe 
de8 Nechnungsjahrd an gerechnet, in welchem die betreffende Steuerſchuldigkeit verfallen ift 
(Art. 72 Abi. 1). 

Die Wählerliſte Hat in alphabethifcher Ordnung fämmtliche zur Theilnahme an der Wahl 
berechtigten Kirchgemeindegenofjen zu enthalten und zwar in folgenden zwei Abtheilungen: 

1) Die in dem Orte, in welchem der Kirchengemeinderath jeinen Sit hat, mohnenden, 

2) die in Nebenorten wohnenden in der alphabethiichen Neihenfolge der Orte. 

Die Wahlfommiffion legt die fertiggeftellte Wählerlifte in einem geeigneten, für jedermann 
zugänglichen Zofal zur Einficht acht Tage lang Öffentlich auf. 

8 10. Ort und Zeit der Auflegung wird an dem der Auflegung (89 Abj. 4) vorangehen- 
ven Sonntag in allen Kirchen der Wahlgemeinde im Hauptgottesdienite befannt gemacht. Diefelbe 
Bekanntmachung wird auch die Auflegungsfrift hindurch an der Kirche ausgehängt. 

In Kirchengemeinden, in welchen nicht alle Sonntage regelmäßiger Gottesdienft gehalten 
wird, genügt das Aushängen am gottesdienftlichen Lokal die genannte Frift hindurch. Eine weitere 
Bekanntmachung (z. B. im Gottesdienft des Mutterort3 oder im vorangehenden Gottesdienft der 
Filialgemeinde) nach dem Ermefjen des Kirchengemeinderath3 ift nicht ausgeſchloſſen. In Kirchen- 
gemeinden, in welchen ein gottesdienftliches Lokal nicht vorhanden ift, erfolgt die Aushängung der 
Bekanntmachung an einem andern biezu geeigneten Gebäude, 

Der Bekanntmachung (Abf. 1 und 2) ift beizufügen, daß jeder, der eine Einjprache gegen 
die Wählerlifte, fei e3 wegen Nichtaufnahme eines Wahlberechtigten, jei e8 wegen Aufnahme eines 
Nichtwahlberechtigten, zu machen habe, diefe im Laufe der Auflegungsfrift bei dem Vorfigenden 
des Kirchengemeinderaths mündlich oder chriftlich anzubringen habe und daß Einfprachen, melche 
nad Umfluß der Frift angebracht würden, für die bevorftehende Wahl nicht mehr berüdfjichtigt 
werden fünnten. 

Wenn die Wahl eine ftädtiiche Gemeinde betrifft, jo ift Anfang und Schluß der Auflegungs- 
frift auch in einem hiezu geeigneten Lokalblatt, falls ein ſolches in der betreffenden Diözeſe all 
wöchentlich erfcheint, vor dem Beginn der Auflegungsfrift befannt zu machen. 

8 11. Die Wahlfommiffion prüft die erhobenen Einjprachen, berichtigt zutreffendenfalls die 
Lifte und macht dem die Einfprache Erhebenden, jowie demjenigen, deſſen Stimmberecdhtigung in 
HT jteht, fpäteftens am zweiten Tage nad dem Ende der Auflegungsfrift Hievon jchriftlich 

röffnung. 

Gegen den die Einſprache ablehnenden Beſcheid ſteht demjenigen, welcher die Einſprache er— 
hoben hat, und, wenn auf Grund der Einſprache ein urſprünglich in die Liſte Aufgenommener 
aus derſelben wieder beſeitigt worden iſt, dieſem binnen drei Tagen von der Eröffnung dieſes 
Beſcheids an die Berufung an den Kirchengemeinderath zu. 

Die Entiheidung des Kirchengemeinderaths auf die erhobene Berufung (Ab. 2) iſt ſpäteſtens 
vor dem Beginn der Wahlhandlung zu treffen und demjenigen, deſſen Wahlberehtigung in Frage 
jteht, zu eröffnen. 

Die in Art. 20 des Geſetzes erwähnten höheren Entjcheidungen jind für die bevorjtehende 
Wahl ohne aufichiebende Wirkung. 

$ 12. Die Einladung der Kirchengemeindegenofjen zur Wahlhandlung erfolgt unter Hin» 
weilung auf die Bedeutung der Wahl und auf die von den gewählten Mitgliedern de3 Kirchen: 
gemeinderaths zu übernehmende Verpflichtung in dem der Wahlhandlung vorausgehenden Sonntags» 
hauptgottesdienft aller Kirchen der Wahlgemeinde unter Bekanntmachung des Ort3 und der Zeit (An- 
fang und Schluß) der Wahlyandlung, deren Dauer den Berhältniffen entjprechend feitzujegen ift, 
der Namen der aus dem Kirchengemeinderath ausjcheidenden und der darin verbleibenden und 
der Zahl der zu wählenden Mitglieder. 

Die Einladung zur Wahl der Kirchengemeinderäthe für Filtalgemeinden, in welchen an dem 
der Wahl unmittelbar vorausgehenden Sonntag ein Hauptgottesdienft nicht ftattfindet, erfolgt in 
dem Hauptgottesdienjte des Mutterorts. 

Diejelbe Bekanntmachung wird vom Tage der VBerfündigung (Abſ. 1 und 2) an an den 
ſämmtlichen gottesdienftlihen Lofalen der Wahlgemeinde und, wenn in einer Filialgemeinde ein 
gottesdienftliches Lokal nicht vorhanden ift, in einem ſonſt geeigneten Lokal in derjelben ausgehängt. 

Wenn in der Diözeſe allmöchentfich ein geeignetes Rofalblatt ericheint, fo ift der Wahltermin 
(Anfang und Schluß desjelben) auch in diefem befannt zu machen. 

Zwiſchen dem Ende der Auflegungsfrift und dem Wahltermin muß ein Zeitraum von mindejtens 
ſechs Tagen liegen. 

Für Filtalgemeinden ift der Wahltermin jo zu beftimmen, daß der Pfarrer nicht gehindert 
ift, Sowohl in der Muttergemeinde als im Filial den Vorſitz in der Wahlfommiflion zu führen. 

Mit der Einladung zur Wahlhandflung ift zugleich befannt zu machen, daß, wenn in dem 
erſten Wahltermin nicht die erforderlihe Zahl von Stimmen abgegeben würde, in einem jpäteren 
Termin, welcher in diefer Bekanntmachung fofort bezeichnet werden kann, nach Art. 15 Abi. 2 
die Wahl fortgejegt werden mürde, nachdem in einer in der Belanntmachung angegebenen Form 
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(3. B. durch Anſchlag an der Kirche zu einer beftimmten Zeit) das Nichtzuftandefommen der Wahl, 
im evften Termin und die Fortjegung derjelben der Kirchengemeinde kundgegeben fein werde. 
Vergl. $ 18.) 

8 13. Die Wahl erfolgt unter Leitung der Wahllommifjion in dem gottesdienitlichen Lokale 
der Wahlgemeinde am Schluffe des Hauptgottesdienftes, wo ein gottesdienftliches Lokal nicht be- 
jteht, in einem fonftigen geeigneten Lokal zu geeigneter Zeit. Auch wenn ein gottesdienftliches 
Lokal vorhanden ift, kann, wenn bejondere Verhältnifje es erfordern, auf Beſchluß des Kirchen: 
gemeinderath3 unter Genehmigung des Defans die Vornahme der Wahl in einem andern geeigneten 
Lokal oder an einem Wochentage abgehalten werden. 

$ 14. Die Abftimmung gejchieht durch perjönliche Uebergabe eines zufanmengefalteten Stimm— 
zettels an den Vorſitzenden der Wahlfommifjion, welcher denjelben uneröffnet in ein hiezu auf 
geftellte3 Gefäß legt. 

Stellvertretung iſt ausgejchlojjen. 

Bugelaffen zur Stimmabgabe find nur folche, welche in die Lifte der Stimmberechtigten auf: 
genommen find (vergl. Abj. 4). 

Die aus offenbarem Berjehen nicht aufgenommenen Stimmberedhtigten fünnen von der Wahl- 
fommiffion zugelaffen werden; es ift jedod) alsbald deren Name in die Lifte einzutragen und im 
Protokoll ($ 16) eine Bemerkung darüber aufzunehmen. 

$ 15. Pie Stimmzettel haben jo viele Namen zu enthalten, als Mitglieder zu wählen find. 

Enthält ein Stimmzettel zu viele Namen, jo gelten nur die der Reihe nach zuerit genannten, 
bis die genügende Zahl erreicht ift. 

Wenn aus der Ungabe eines Namens nicht unzweifelhaft zu erkennen ift, für welche Berjon 
die Stimme abgegeben werden will, jo bleibt der betreffende Name bei der Zählung außer Betracht. 

8 16. Bei der Abgabe jedes Stimmzettel3 wird der Name des Abjtimmenden in der Xiite 
angeftrichen. 

Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll geführt und von den jämmtlichen Mitgliedern 
der Wahlfommifjion unterzeichnet. 

Wenn die Lilte (Abſ. 1) nicht dem Wahlprotofoll einverleibt, jondern abgejondert geführt 
wird, jo ist aud) fie von der Wahlfommifjion zu unterzeichnen. 

8 17. Nah dem Schluffe der Wahlhandlung, womöglich jofort, werden die abgegebenen 
ER, von der Wahlfommifjion gezählt, das Ergebniß fejtgejtellt und diejes zu Protokoll be— 
urfundet. 

Kann die Zählung und Feititellung nicht alsbald erfolgen, jo find die ſämmtlichen abgegebenen 
Stimmzettel unter gemeinjchaftlihen Berjgluß und Siegel zu legen und von dem Vorſitzenden 
in Verwahrung zu nehmen. 

18. Kommt’ die Wahl an dem bejtimmten Termin nicht zuftande (Art. 15 Abſ. 2), jo ift 
— — Fortſetzung derſelben die entſprechende Bekanntmachung nah Maßgabe des 8 12 Abſ. 7 zu 
erlafjen. 

Die Fortjegung der Wahl fann auch, wenn dies die Berhältniffe als bejonders wünſchens— 
wert erjcheinen lajjen, an demjelben Tage jtattfinden, auf welchen ver erjte Wahltermin gefallen war. 

Als gewählt find diejenigen wählbaren Slirchengemeindegenofjjen (Art. 19) zu be— 

trachten, auf welche verhältnigmäßig die meilten der abgegebenen Stimmen (vergl. übrigens Art. 23 

Abſ. 1) gefallen find. Bei gleicher Stimmenzahl geht der Ältere dem jüngeren vor (Art. 15 Abi. 3). 

$ 20. Anjtände bezüglich des Wahlverfahrens, welche im Laufe desjelben bis zur been: 

digten urfundlihen Feſtſtellung des Wahlergebnijfes zur Kenntniß der Wahlkommiffion kommen, 
erledigt diejelbe jelbjt unbejchadet der Beftimmung in Art. 15 Abj. 4 und 5. 

$ 21. Die Gemwählten und im Falle des Art. 23 Abi. 1 diejenigen, welche nad) Maßgabe 
diefer Beſtimmung an die Stelle nicht eingetretener Gewählter gerücdt find, werden, nachdem der 
Kirchengemeinderath die Gejegmäßigfeit der Wahl geprüft und nicht zu beanftanden gefunden hat, 
hievon jchriftlich benachrichtigt. Fhre Namen werden am Sonntag im Hauptgottesdienfte, bei Fi— 
lialgemeinden, in welchen ein regelmäßig wiederfehrender Gottesdienst nicht ftattfindet, int Haupt- 
gottesdienft der Muttergemeinde befannt gemacht. 

$ 22. Binnen jech3 Tagen, von der Benachrichtigung ($ 21) an gerechnet, kann die Ableh— 
nung der Wahl durch Schriftliche Erilärung an den Vorfigenden des Kicchengemeinderaths unter 
Angabe des Ablehnungsgrundes (Art. 22 Abſ. 1) erfolgen. 

Von der fchriftlichen Eröffnung der Entjcheidung des Kirchengemeinderatds (Art. 22 Abſ. 3) 
an fann vom Ablehnenden binnen der Frift von jechs Tagen die Bejchwerde an das endgiltig ent— 
jcheidende Evangeliiche Konfiftorium bei dem Vorfigenden des Kirchengemeinderaths mündlich oder 
ichriftlich angebracht werden. 

8 23. Beanſtandungen des Wahlverfahrens, welche wegen Verlegung der in dem Geſetze 
oder der in diefer Verfügung gegebenen Beitimmungen oder wegen irriger Feitjegung des Wahl- 
ergebnifjes erfolgen, können von jedem jtimmberechtigten Kirchengemeindegenofjen bis zum Umfluß 
von ſechs Tagen nach Verkündigung des Wahlergebniffes in der Kirche ($ 21) unter Angabe der 
Gründe der Beanſtandung bei dem Borfigenden des Kirchengemeinderath3 vorgebracht werden. 

Ueber diejelben entjcheidet der Kirchengemeinderath vorbehältlih der in Art. 15 Abſ. 4 
und 5 bezeichneten Bejchwerden. 


Die Ausfchlußfeift für diefe Beichwerden beginnt an dem auf die fchriftliche Eröffnung dev 
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Entfcheidung des Kirchengemeinderaths, beziehungsmweile des Evangelifchen Konfiftoriums nächitfol- 
genden Tage. Beide Bejchwerden find bei dem Borfigenden des Kirchengemeinderaths ſchriftlich 
oder mündlich zu Protokoll anzubringen. 

Nach Ablauf der in Abi. 1 bejtimmten Frift kann die Giltigfeit der Wahl nur wegen ge- 
jeglicher Mängel in der Perſon des Gemwählten angefochten werden. 

Mindejtens, folange die Frijt zur Anfechtung der Wahl (Abf. 1) dauert, beziehungsmweije, im 
Falle erfolgter Anfechtung, bis die enogiltige Entjcheidung über die Giltigfeit der Wahl erfolgt ift, 
find die Stimmzettel von dem Borfigenden verjiegelt aufzubewahren. 

$ 24. Die erjimalige Wahl wird innerhalb des von dem Evangelien Konfiftorium feit- 
zuftellenden Zeitraums von dem Pfarrgemeinderath angeordnet. Die Wahl wird durch eine nach 
$ 8 aus feiner Mitte aufzujtellende Wahlfommiffion geleitet. 

Hiebei übt der Pfarrgemeinderat die durch das Geſetz und diefe Verfügung dem Kirchen- 
gemeinderath zugewiejenen Verrichtungen aus. 

In Kirchengemeinden, in welchen fein, oder für welche fein befonderer Pfarrgemeinderath 
befteht, wird nach Vernehmung des Pfarrers von dem Dekan die Wahl angeordnet. Derjelbe be- 
jtellt aus der Mitte der Kirchengemeindegenofjen zwei Urfundsperfonen, welche durch den Pfarrer 
auf gemwifjenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten in Pflichten zu nehmen find und mit diefem unter 
deſſen Vorjig die Wahlfommilfion ($ 8) bilden. Ueber Einſprachen gegen die Lilte der Stimm- 
berechtigten, Ablehnungen und Beanftandungen des Wahlverfahrens entfcheidet in diejem Falle der 
Dekan an Stelle des Kirchengemeinderaths. 

Sit wegen erfolgter Auflöfung des Kirchengemeinderaths eine Neuwahl anzuordnen (Art. 84 
Abi. 3), jo wird nach Abſ. 3 diejes Paragraphen verfahren. 

Sit eine kommiſſariſche Verwaltung beftellt (Art. 13 und Art. 84 Abſ. 4), jo übt Diejelbe 
bezüglich des Wahlverfahrens die Verrichtungen des Kirchengemeinderaths aus. Werden in diefem 
Falle die in die Wahlfommiffion zu berufenden Urfundsperjonen ($ 8 Abſ. 2) nicht den Mitglie- 
dern der fommifjariihen Verwaltung entnommen, jo find fie nach Abi. 3 in Pflichten zu nehmen. 

Die erfolgte Verpflichtung ift in dem Protofoll des Kirchengemeinderath3 vorzumerfen und 
von dem Berpflichteten, beziehungsweije dem auf feine frühere Verpflichtung Hingewiejenen unter: 
ſchriftlich zu beurfunden. 

25. Für eine Nachwahl (Art. 23 Abſ. 2) bleiben die für die vorangegangene Wahl ge— 
troffenen Anordnungen in Geltung. Die Wahl findet unter Leitung derjelben Wahlkommiffion 
ftatt; eine neue Wahlfommilfion iſt nur im Bedürfnißfalle nach Maßgabe von $ 8 zu bejtellen. 
Diejelbe Wählerlifte ift zu benügen wie für die vorangegangene Wahl. Die Nachwahl bejchränft fich 
auf den Erfag der nicht eintretenden gewählten Mitglieder. 

8 26. (Bu Art. 16 vgl. 8 5 Abſ. 4) Iſt die Zahl der SKirchengemeinderäthe (Art. 10 
Abſ. 1 und 2) eine ungerade, jo tritt nad) Unfluß von 3 Jahren (Art. 16 Abſ. 2) mit ‘der zweiten 
Wahl einer weniger als die Hälfte der gewählten Mitglieder und treten jodann nad Umfluß von 
6 Sahren mit der dritten Wahl die übrigen bei der erjtmaligen Wahl gewählten Mitglieder aus 
und in gleicher Abwechslung erfolgt der Austritt bei den folgenden ordentlihen Wahlen. Hienach 
bejtimmt fich auch die Zahl der Neuzuwählenden. 

Bei 5 gewählten Mitgliedern treten ſonach aus und find neu zu wählen: 
nad 3 Jahren, von der erjten Wahl an gerechnet: 2 RE R 
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8 27. (Zu Art. 24) Die wiederholt gewählten Kirchengenteinderäthe werden in der Ver— 
— des Kirchengemeinderaths von dem Vorſitzenden auf ihre frühere Verpflichtung hin— 
ewieſen. 

Die neugewählten Kirchengemeinderäthe werden in dem gottesdienſtlichen Lokal der Wahl— 
gemeinde an einem der nächſtfolgenden Sonntage im Hauptgottesdienſte von dem Vorſitzenden der 
Gemeinde vorgeſtellt und durch Handtreue verpflichtet. 

Der Vorſitzende hat an dieſelben die Worte zu richten: 

„Sie geloben vor Gott, des ihnen befohlenen Dienſtes mit Sorgfalt und Treue 
in Uebereinſtimmung mit dem evangeliſchen Bekenntniſſe zu warten und gewiſſenhaft 
darauf zu achten, daß .alles ehrlich und ordentlich zugehe in der Gemeinde zu deren 
Beiferung. Insbeſondere geloben Sie, auch für die gejegliche und zweckmäßige Ber- 
waltung der örtlichen Kirchenfonds und der ficchlichen Stiftungen nach Shrer beiten 
Einfiht zu wirken, bei Fejtjtellung der Leiftungen der Kirchengemeindegenofjen gerecht 
und unparteiisch zu Werfe zu gehen und bei allen die Kirchengemeinde angehenden Ge» 
ſchäften die Rechte des Einzelnen und des Ganzen gewiſſenhaft zu wahren.“ 

Hierauf hat jeder Neuzuverpflichtende, indem er dem Borjigenden die rechte Hand reicht, 
zu jprechen: 
„Ich gelobe es.“ 
Wenn in einer Filialgemeinde ein gottesdienſtliches Lokal nicht beſteht, ſo erfolgt die Ver— 
pflichtung der Filialkirchengemeinderäthe durch den Vorſitzenden in derſelben Form (Abſ. 3 und 4) 
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nad deſſen Ermefjen in dem Sonntagshauptgottesdienft des Mutterort3 oder in einem andern 
geeigneten Orte zu geeigneter Zeit. 

Die Verpflichtung jpäter Eintretender gejchieht in der Verſammlung des Kirchengemeinde— 
raths durch den Borfigenden in gleicher Form (Abſ. 3 und 4). 

Mit der erfolgten Verpflichtung treten die Neugemwählten in ihr Amt ein und treten die 
bisherigen Kirchengemeinderäthe von ihrem Amte ab. 

8 28. (Zu Art. 24.) In aus mehreren Orten zufammengefegten Kirchengemeinden (Art. 11) 
jowie, wenn in den Fällen des Art. 2 Ziff. 2 und 3 für die gemeinjamen Angelegenheiten ein 
Geſamtkirchengemeinderath (vgl. Art. 12 Abſ. 1) beiteht, erhalten diejenigen Mitglieder, welche 
nicht am Orte wohnen, in dem der Sirchengemeinderath bezw. Gejamtkirchengemeinderath jeinen 
Siß Hat (Art. 9 Ziff. 1-4), für die Theilnahme an den Sißungen des Kirchengemeinderaths, Ver— 
mwaltungsausjchuffes, Geſamtkirchengemeinderaths, und de3 engeren Rath, jowie für die Bejorgung 
bejonderer ihnen übertragener Gejchäfte, jofern die Entfernung des Wohnort von dem Lokal, in 
welchem die amtliche Verrichtung vorgenommen wird, nicht weniger als zwei Kilometer beträgt, 
eine Zehrvergütung und zwar 

bei einer nothwendigen Abwejenheit von 4 bi3 10 Stunden . : . .„ 1ME 20 Bf. 
bei einer jolchen von 10 Stunden und darüber ». » » 2 2 2 2.2. 2ME. — PH. 

Auch abgejehen davon (Abſ. 1) kann, wenn die Zeit und Thätigfeit einzelner Mitglieder 
eines Kirchengemeinderaths durch bejondere ihnen übertragene Dienftleiftungen, 3.8. als Urkunds— 
perjonen bei länger dauernden Gejchäften, in außergewöhnlidem Maße in Anjprucd genommen 
wird, diejen durch Beichluß des Kirchengemeinderaths ein Taggeld und bei auswärtigen Verrich- 
tungen daneben Reijefoftenerfjag aus den Mitteln der Kirchenpflege innerhalb der in der K. Ber» 
ordnung vom 14. Juni 1875 (Neg.Blatt ©. 312) 88 1, 3 und 4 feftgeftellten Säße von dem 
Kirchengemeinderath bewilligt werden, wobei für den Vorſitzenden des Kirchengemeinderath3 und 
den Ortsvorſteher die für den Ortsvorſteher, für die übrigen Mitglieder, einjchließlich des Kirchen- 
pflegers, die für die bürgerlichen Gemeinderäthe bejtimmten Säge zum Anhaltspunkte zu nehmen find. 

Die Zehrvergütung (Abi. 1) und die Taggelder und Neifekoften in den Fällen des Abf. 2 
fönnen auch unter Berücfichtigung der bejonderen örtlichen Verhältnifje ein- für allemal durch 
Ortsftatut (Art. 85) geregelt werden. 

8 29. (Zu Art. 25.) Der Kirchenpfleger wird in der Sikung des Kirchengemeinderatys 
gemäß den Beltimmungen des Art. 79 mit relativer Stimmenmehrheit gewählt. 

Bei der Wahl eines Kirchenpflegers find neben den gejeglichen Vorausſetzungen (Art. 25 
vgl. mit Art. 17, 18, 19 Abi. 2 und Art. 50 Ab. 3) der Leumund, feine Zuverlärjigfeit und Ord— 
nung in Führung feiner eigenen Wirthichaft und feine Vermögensverhältniſſe und ijt insbejondere in 
Betracht zu ziehen, ob er auch nach feiner kirchlichen Gefinnung und Haltung dem Kirchengemeinde- 
rat) wohl anjteht. 

Die Vereinigung der Nemter der Kirchenpfleger mehrerer Kirchjpiele einer Geſamtkirchen— 
gemeinde im Sinne von Urt. 2 Ziff. 1 und des Kirchenpfleger3 dieſer Gejamtgemeinde jelbjt in 
einer Perjon iſt nicht ausgejchlofjen (vgl. Art. 25 Abſ. 2 und 3). 

8 30. Der Kirchenpfleger wird in der Verſammlung des Kirchengemeinderathdg von dem 
Borligenden defjelben durch Angelöbniß an Eidesjtatt in folgender Weije verpflichtet: 

Der Vorſitzende richtet an den Kirchenpfleger die Worte: 

„Sie geloben vor Gott, al3 Mitglied des Kirchengemeinderaths des Ihnen befoh: 
lenen Dienjtes mit Sorgfalt und Treue in Webereinftimmung mit dem evangeliichen 
Bekenntniß zu warten und gewiljenhaft darauf zu achten, daß alles ehrlich und ordentlich 
zugehe in der Gemeinde zu deren Beljerung. 

ALS Beamter der Kirchengemeinde geloben Sie, die Nechte der Kirchengemeinde 
jtet8 gemwifjenhaft zu wahren, die Obliegenheiten Ihres Amtes nach Vorſchrift der Gejege 
und Beroronungen und nad den Weifungen der zuftändigen Behörden mit Genauigkeit 
zu erfüllen. Insbeſondere geloben Sie, das Ihnen anvertraute Kirchen- und Stiftungs- 
vermögen mit Treue zu verwalten und das Kafjen- und Rechnungsweſen vorſchrifts— 
mäßig zu bejorgen.” 

Hierauf hat der Kirchenpfleger, indem er dem Vorfigenden die rechte Hand reicht, zu Tprechen: 

„Sch gelobe es an Eidesitatt”. 

Theilrechner werden nad demjelben Formular, jedoch unter Weglaflung des erjten Abjages, 
durch den Borjigenden des Kirchengemeinderaths in der Verſammlung dejjelben durch Angelöbniß 
an Eidesitatt in Pflichten genommen. 

Die über diefe Verpflichtungen aufgenommenen Kirchengemeinderathsprotofolle werden dem 
Dekan vorgelegt, von diejen dem Oberamt zur Einfichtnahme mitgetheilt und nach der Zurücgabe 
derjelben durd) den Dekan von dem Kicchengemeinderath in Verwahrung genommen. 

8 31. (Zu Art. 25 und 27.) Die nad) Art. 27 Abj. 2 dem Oberamt obliegende Prüfung 
der Kaution der Kirchenpfleger und Theilvechner umfaßt die richtige Bemefjung der Höhe der Kau— 
tion und die Art der Kautionsleiftung, namentlich in der Richtung, ob die von dem Evangeliichen 
Konfiftorium nah Art. 25 Abſ. 6 und Art. 27 Ab. 4 erlajjenen allgemeinen Beftimmungen in 
dem betreffenden Falle von dem Kirchengemeinderath (Art. 25 Abj. 7) eingehalten worden find 
und ob die Kautionsurkunde formell an feinem Mangel leidet. 
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Die Vorlegung der Alten an das Evangeliihe Konfiftorium im Fall des Art. 27 Abi. 3 
erfolgt Durch den Dekan. 

Die von dem Diözefanausjhuß an das Dberamt abzugebenden Kautionsurfunden und die 
Kautionsobjekte find von dem Oberamt unter Beobadhtung der jonft für Hinterlegung von Kau— 
tionen beftehenden Borjchriften in fichere Verwahrung zu nehmen. 

Beichliegt ein Kicchengemeinderat) in einem bejonderen Falle wegen Geringfügigfeit des 
Kirchen- und Stiftungsvermögens von der Gtellung einer Kaution abzujehen, jo iſt hiezu auch die 
Genehmigung des Oberamts erforderlich. 

$ 32. (Bu Art. 25.) US Anhaltspunkt für die Bemefjung der Höhe der von dem Kirchen: 
gemeinderath feitzujegenden Belohnung der Kirchenpfleger und Theilrechner (Art. 25 Abſ. 6 und 7) 
kann das Berhältniß, in dem der Gehalt des Gtiftungspflegers in der betreffenden Gemeinde zu 
dem in der Stiftungspflege verwalteten Vermögen, oder zu den jährlichen Einnahmen der Gtif- 
tungspflege fteht, oder die Belohnung der Verwalter von Pflegichaftsvermögen, Verfügung des 
Suftizminifteriums vom 11. Mai 1875 (Reg. Blatt ©. 345), genommen werben. 

Die Feſtſetzung der Belohnung dur den Kirchengemeinderath ‚unterliegt der Genehmigung 
des Diözeſanausſchuſſes (Eirchliches Gejeg vom 29. Juli 1888 Art. 9 lit. a). 

Auch dem Stiftungspfleger. fann das Amt eines Kirchenpflegerd übertragen werden, wenn 
nicht KRollifionen der Intereſſen der Kirchen- und der Stiftungspflege zu befürchten find (vgl. Urt. 94). 

Sn diefem Falle wird die Bejoldung defjelben für die Zeit, auf melde er nach Art 94 
Abi. 1 und 2 auf Grumd feiner Anftellung als Stiftungspfleger berechtigt ift, das Amt eines 
Kicchenpflegers zu führen, nad Art. 94 Abi. 3 und 4 feitgeftellt. Nicht ausgefchlofjen ift, daß ſich 
der Slirchengemeinderath auch für dieſe Zeit mit dem Kirchenpfleger über die Feſtſetzung der Be— 
joldung, welche er al3 folcher zu beziehen Hat, unter Genehmigung des Didzejanausjchuffes ver- 
ftändigt. Die Feftießung des von der bürgerlichen Gemeinde fernerhin zu entrichtenden Theil an 
der bisherigen Bejoldung des Stiftungspflegers wird durch diefe Verftändigung nicht berührt. 

8 33. (Bu Art. 29.) Soweit nicht Art. 92 Anwendung findet, bedarf die Wahl und die 
Entlafjung des Meßnereigehilfen, Art. 8 des Geſetzes vom 25. Mai 1865, betreffend die Abän- 
derung einiger Beftimmungen der Gejege über die Volksjchulen vom 29. September 1836 und vom 
6. November 1858 (Heg.Blatt ©. 103) der Genehmigung des Kirchengemeinderaths an Stelle der 
des Stiftungsraths (Konfiftorialerlag vom 24. Juli 1865 ro. 1 und 2, Amtsblatt des Evange: 
lichen Ronfiftoriung und der Synode ©. 1009). 

8 34. (Bu Art. 52 Abſ. 4 und Art. 55 Abſ. 3.) In den Füllen der Art. 52 Abj. 4 und 
Art. 55 Abi. 3 beginnt die Ausichlußfrift von zwei Wochen mit der jchriftlichen Eröffnung der 
Disziplinarverfügung (Art. 52 Abi. 1—3 und Art. 55 Abf. 3). 

Die Bejchwerde ift binnen der Ausichlußfrift von zwei Wochen bei dem Borfigenden des 
Kirchengemeind eraths jchriftlic) oder mündlich zu Protofoll anzubringen. Die Borlegung der Be— 
ſchwerde an das Evangelijche Konfiftorium erfolgt jeitens des Vorjigenden des Kirchengemeinde- 
rath3 durch Bermittlung des Defans. 

8 35. (Bu Art. 59, 62, 69.) Der Verkehr zwiſchen dem Diözeſanausſchuß und dem Ober: 
amt erfolgt ſtets durch die Vermittlung de3 Dekans. Demgemäß werden die Etat3 der Kirchen- 
gemeinden (Art. 59 Abi. 1 Sag 2) ſowie die auf Erhebung von Umlagen gerichteten Bejchlüffe 
des Kicchengemeinderaths, welche nach Art. 69 Abj. 2 der Genehmigung des Oberamt3 unterjtellt 
find, nachdem der Didzefanausjchuß (Art. 8 lit. a des firchlichen Gejeges, betreffend die evange- 
liſchen Kirchengemeinden, vom 29. Juli 1888) fich vorläufig für die Genehmigung derjelben ent— 
jchieden, jedoch, bevor er dieje formell ertheilt hat, durch den Defan dem Oberamt mitgetheilt und 
fodann von diefem, mit jeiner Genehmigung verjehen, beziehungsweije, wenn das Oberamt bei den 
Beichlüffen Anftände findet, mit jeiner YUeußerung au den Defan ‘zurückgegeben. 

Dezgleichen übergiebt das Evangeliihe Konfiftoriun die feiner Genehmigung vorbehaltenen 
Beichlüffe des Kirchengemeinderaths (Art. 9 und 11 Abi. 2 vgl. mit Art. 8 lit. a des erwähnten 
kirchlichen Gejeßes), nachdem es ſich für die Genehmigung derjelben entjchieden Hat, vor deren for: 
meller Ertheilung in Gemäßheit des Art. 62 und Art. 69 Abſ. 2 lit. a und b behufs der Erthei- 
lung der ftaatlichen Genehmigung, beziehungsweife der Rückäußerung bezüglich etwaiger Anftände 
der Sreidregierung. 

4 Im Fall des Art. 69 Abſ. 3 geichieht die Borlegung an die Kreisregierung durch das 
Oberamt. 

$ 36. (Zu Art. 69 Abſ. 4.) Die bürgerlichen Kollegien haben fich in dem Falle des Art. 
69 Abſ. 4 auf eine Aeußerung Über die Höhe der Umlage und den für fie gewählten Maßftab zu 
bejchränfen. Die Aeußerung derjelben jol nicht in das GSelbftverwaltungsrecht der Kirchenge— 
meinde übergreifen. 

$ 37. (Zu Art. 75.) Darüber, wo die Gigungen des Kirchengemeinderaths, Geſamtkirchen— 
gemeinderath3, engeren Raths, Verwaltungsausſchuſſes abgehalten werden follen, bejchließt der 
Kirhengemeinderath, wobei je nach den örtlichen Berhältniffen die Sakriftei, ein Zinmer im Pfarr- 
haufe oder ein folches im Rathhauſe oder Schulhaufe, vorausgefegt, daß die Gemeindebehörde und 
der etwaige Baupflichtige die Zuftimmung hiezu geben, oder ein jonjt geeignetes würdiges Lokal 
in Betracht fommen fann. 


Bon dem Bejchluß über die Wahl des Lofals ift dem Defanatamt und dem Oberamt Ans 
zeige zu erſtatten. 
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$ 38. (Zu Art. 77.) Der Vorſitz und überhaupt die Leitung der Gejchäfte des Kirchen- 

gemeinderath3 und des Verwaltungsausschuffes kommt, wenn mehrere eiftliche ftändig im Pfarr- 
amt der Gemeinde angeftellt find (Urt. 9 Ziff. 1 Saß 2), dem erſten Drtsgeiftlihen, in Städten 
dem erjten Stadtpfarrer, in ländlichen Gemeinden dem Pfarrer, die Stellvertretung demjenigen 
Geiftlihen zu, welcher nach beitehenden Grundjägen, beziehungsweife, wo eine ſolche Norm nicht 
bejteht, nach Anordnung des Evangelischen Konſiſtoriums den erſten Orts geiftlihen als jolden 
in feinen amtlihen Gejchäften zu vertreten hat. 

Der Borfig und überhaupt die Leitung der Geſchäfte des Gejamtfirchengemeinderathg (Art. 
12 Abj. 1) und des engeren Raths (Art. 12 Abi. 2), jowie des Verwaltungsausſchuſſes, wenn 
nad Art. 26 vgl. mit Art. 12 ein jolcher beftellt ift, jteht in den Fällen des Art. 2 Ziff. 1 dem 
erſten Ortögeiftlichen, in Stuttgart dem Stadtdefan, in Ulm und Hall dem eriten Stadtpfarrer 
an der Hauptfirche, die Stellvertretung demjenigen Geiftlichen zu, welcher dieſen eriten Ortsgeiſt— 
lichen als ſolchen nad) bejtehenden Grundjägen, beziehungsweife, wo jolche eine Norm nicht an 
die Hand gegeben, auf Anordnung des Evangelijchen Konfiftoriums in feinen amtlichen Gejchäften 
zu vertreten hat. 

Sit in einem einzelnen Falle ein Geiftlicher, welcher nach Ab. 1 und 2 die Leitung der 
Geſchäfte bejorgen könnte, nicht vorhanden oder, 3. B. durch Abmejenheit, Krankheit, perjönliche 
Betheiligung an einem Berathungsgegenftand, verhindert und auch fein Stellvertreter, melcher 
nach Abſ. 1 und 2 für ihn eintreten könnte, vorhanden, jo ift Hievon, wenn Geſchäfte des Kirchen- 
gemeinderathS nicht verichoben werden fünnen, von den Mitgliedern des Kirchengemeinderaths 
durch Vermittlung des Defanatamt3 dem Evangelijchen Konfiftorium Anzeige zu erjtatten, welches 
einen Geiftlihen mit der Stellvertretung beauftragen wird. 

8 39. Die für den Kirchengemeinderath, den Gejamtficchengemeinderath und den engeren 
Rath, ſowie den Verwaltungsausfchuß beftimmten Schriftftüde hat der Vorfigende (3 38 Abf. 1—3) 
in Empfang zu nehmen, auf denjelben den Tag des Einlaufs zu bemerken und unter fortlaufenden 
Nummern in ein von ihm zu führende3 Diarium einzutragen. Dasſelbe enthält in Spalte 1 die 
Nummer, in Spalte 2 den Tag des Einlaufs, in Spalte 3 den Gegenstand de3 Schriftftüds und 
in Spalte 4 den Tag der Erledigung desjelben. 

Den Alten des Kirchengemeinderaths find insbejondere auch Beurfundungen über die in 
der Kirche erfolgten Bekanntmachungen (88 10, 12, 18, 21) unter Angabe des. wejentlichen In— 
halts und des Datums beizulegen. 

8 40. (Zu Art. 77.) Die Vorbereitung der Berathungsgegenftände für die Sitzung de3 
Kirchengemeinderathg, des Gejamtfirchengemeinderaths, des engeren Raths und des Berwaltungs» 
ausſchuſſes liegt, fofern fie nicht in den Gejchäftsfreis des Kirchenpflegers, beziehungsmeije der 
Theilrechner gehört, dem Borfigenden ob. Demjelben ijt jedoch geftattet, einzelne Berathung3- 
gegenftände zur Vorbereitung für die Sigung und zum Vortrag in derjelben einzelnen Mitgliedern 
des Kicchengemeinderath3 zu übertragen. Der Ortsvorſteher ift befugt, die Uebernahme von Re— 
feraten abzulehnen. 

8 41. (Zu Art. 77) In den Sitzungen des Kirchengemeinderaths hat der Vorfigende die 
Verhandlungen zu leiten, ohne die Freiheit der Berathung zu beeinträchtigen, und aus der Mehr: 
heit der Stimmen den Beihlu zu ziehen. 

Er hat für die Aufrechterhaltung der Drdnung in den Sitzungen Sorge zu tragen. Im 
Halle eines in der Sitzung zu Tage tretenden pflichtwidrigen Verhaltens oder einer Ungebühr jei- 
tens eines Mitglieds iſt er befugt, zu ermahnen, zu verwarnen, zur Ordnung zu rufen, das Wort 
zu entziehen und nöthigen Falls die Sitzung aufzuheben. Geeigneten Falles kann er ſich auch 
— Vermittlung des Dekans behufs disziplinärer Ahndung nach Art. 86 an das Oberamt 
wenden. 

8 42. (Zu Art. 79 Abi. 2.) Nach dem Ortsvorſteher, beziehungsweiſe deſſen ordentlichen 
Stellvertreter ftimmen zunächſt die neben dem Borfigenden im Kirchengemeinderath befindlichen 
geistlichen Mitglieder nach ihrer dienftlichen Stellung, nach diefen die gewählten Mitglieder, ein- 
ichlieglich des Kirchenpflegers, nad) der Dauer ihrer Dienftzeit im Kivchengemeinderath, bei gleicher 
Dauer nach dem Lebensalter. In dem erjtmals gebildeten Kirchengemeinderath ſtimmen die ge= 
wählten Mitglieder, einjchließlich des Kirchenpflegers, nad) dem Lebensalter. 

Befinden fic) mehrere Ortsvorſteher als jolche in einem Gejamtfirchengemeinderath (Art. 12 
Abſ. 1 vgl. mit Art. 2 Ziff. 2 und 3), jo ftimmen die Ortsvorfteher von Muttergemeinden (Art. 
2 Ziff. 2) unter fich und die Ortsvorſteher von Filialgemeinden (Art. 2 Ziff. 3) unter fich nad) 
ihrem PDienjtalter als Ortsvorſteher in der betreffenden Gemeinde. Befinden ſich Ortsvorſteher 
al3 jolche von Mutterorten und Filialgemeinden in demjelben Gejamtkirchengemeinderath (Art. 2 
Ziff. 3), jo ftimmen die der erjteren vor denen der legteren, 

Die Sigordnung im engeren Nath (Art. 12 Ab. 2) und im Verwaltungsausſchuß (Art. 26) 
ift diejelbe, wie in dem betreffenden vollen Kollegium. 

8 43. (Zu Art. 81.) Der Protofolführer wird von dem Kollegium in der Negel aus 
feiner Mitte gewählt (Urt. 81 Abſ. 2);.auch der Vorfigende ift dazu wählbar. 

Ausnahmsweije kann bei einem außergewöhnlichen Umfang des der Verwaltung des Kirchen: 
gemeinderaths unterjtellten Vermögens, wenn die Aufgabe des Protofollführers jo anftrengend und 
zeitraubend ift, daß fie einem Mitglied des Kirchengemeinderaths nicht zugemuthet werden fann, 
aus der Zahl der übrigen in den Kirchengemeinderath wählbaren Kirchengemeindegenofjen oder der 
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Hilfsgeiftlichen ein Protofollführer von dem Kirchengemeinderath beftellt werden. Eine Stimme 
fommt diefem Protofollführer nicht zu. Der Beichluß, einen Protofollführer außerhalb des Kol- 
legiums zu wählen, unterliegt der Genehmigung des Defans (Firchliches Gejeg vom 29. Juli 1888 
Art. 7). 

Der nad Abi. 2 gewählte Protofollführer ift nach den von dem Evangelischen Konfiftorium 
ertheilten näheren Beftimmungen auf pünftlihe und gewifjenhafte Bejorgung feiner Gejchäfte zu 
verpflichten. 

Eine Pilicht zur Annahme der Wahl im Fall des Abj. 2 befteht nur für die —— 

$ 44. (Zu Urt. 81.) Die Protokollführung erfolgt in der Regel unentgeltlich. 

Ausnahmsweiſe kann bei einem außergemwöhnlichen Umfang des Geichäfts eine Belohnung 
von dem Kirchengemeinderath bemilligt werden. Beſchließt der SETDENDEIMEIDELAER mit dem Amt 
eine fortlaufende Belohnung zu verbinden, z.B. in dem Falle des 843 Abſ. 2, jo unterliegt diejer 
Kralub der Genehmigung des Diözefanausichuffes (kirchliches Gejeg vom 29. Juli 1888 Art. 9 
it. a). 

$ 45. Die Vollziehung der Beichlüffe des Kirchengemeinderaths, Gejamtfirchengemeinde- 
raths, engeren Raths und VBerwaltungsausjchuffes, ſowie der von den Auffichtsbehörden getroffenen 
Anordnungen liegt, joweit fie nicht Aufgabe des Kirchenpfleger3 oder Theilrechners ift, dem Bor- 
figenden ob; er fann jedoch zu diefem Zweck auch die Unterftüßung von geiftliden Mitgliedern 
und von Kirchengemeinderäthen in Anjpruch nehmen. 

8 46. Ueber das in der Verwaltung des Kirchengemeinderaths ftehende Bermögen ift dem 
Borfigenden feine einjeitige Verfügung gejtattet; er ift inSbejondere, mit Ausnahme von Fällen, 
in welchen Gefahr auf dem Berzug und der erforderlihe Aufwand unerheblich ift, nicht befugt, 
eine durch den Kirchengemeinderath nicht zum Voraus genehmigte Ausgabe auf die Kirchenfafje 
anzumeijen oder ohne Zuſtimmung des Kirchengemeinderaths Akkorde oder fjonjtige Verträge im 
Namen oder auf Rechnung der Kirchengemeinde abzujchliegen. 


Stuttgart, den 21. Mär; 1889. i Sarmwey. 
VI. 
Derfügung 


der Miniflerien des Innern und des Kirchen- und Schulweſens zum Vollzug 

der die Ausfdeidung des Kirdengemeindevermögens ordnenden Art. 30—49 

des Geſetzes vom 14. Juni 1887, betreffend die Vertretung der evangelifden 

Kirdiengemeinden und die Berwaltung ihrer Permögensangelegenheiten. 
Bom 25. März 1889. Mit Beilage I-IV. 


$ 1. Nad) erfolgter Wahl des Kirchengemeinderathg auf Grund der Beitimmungen des 
Gejeßes vom 14. Zuni 1887 und der Verfügung de3 Minijteriums des Kirchen- und Schulwejens 
vom 21. d. M. wird von dem gemeinjchaftlichen Oberamt die gemäß dem Erlaß der Minifterien 
des Innern und des Kirchen- und Schulwejens vom 19. November 1837 Ziff. I und der Anlage 
A desjelben (Amtsblatt des Minifteriums des Innern Nr. 32 und Amtsblatt des Evangelijchen 
Konfiftoriums und der Synode Nr. 421) gefertigte und nach dem Schlußjaß von Ziff. I des legt- 
genannten Erlafjes ergänzte, beziehungsweije berichtigte Darftellung dem betrejfenden Stiftungs— 
rath zum Zweck der weiteren Behandlung zugefertigt. 

Der Stiftungsrath hat diejelbe jofort unter Bergleichung mit den Akten der Gtiftungsver- 
waltung einer genauen Prüfung zu unterziehen und fich darüber zu erklären, ob er fie richtig und 
vollftändig erfunden habe. Wenn er fie zu beanftanden findet, hat er die ergänzenden beziehungs- 
weile berichtigenden Angaben beizufügen. 

Auf Grund der anerfannten und nöthigenfall3 vervollftändigten und berichtigten Darjtellung 
hat der Stiftungsrath nach Maßgabe der Art. 30—49 des Geſetzes vom 14. Juni 1887 die Vor— 
ichläge über die Ausjcheidung der Stiftungen und die Auseinanderjegung in Betreff des Stiftungs— 
vermögeng zu machen und nebjt der Darſtellung dem gemeinjchaitlichen Oberamt vorzulegen. 

Befinden jich ausnahmsweije in der Gemeinde theils für kirchliche, theil3 fir andere Zwecke 
beitimmte Stiftungen, welche in der Berwaltung der Drtsarmenbehörvde jtehen (Art. 31 Abj. 1 
und 2), jo iſt e8 Obliegenheit der Ortsarmenbehörde, dieje Stiftungen zu bejchreiben und nad) 
Art. 31 Abſ. 1 und 2 die entjprechenden Borjchläge zu machen. Das gemeinjchaftlicye Oberamt 
wird deshalb den Stiftungsrath beauftragen, wenn Fälle diejer Art vorliegen, die OrtSarmenbe- 
hörde zur Fertigung einer Bejchreibung ver fraglichen in ihrer Verwaltung jtehenden theilweije 
tirhlihen Stiftungen und Stellung der bezüglichen Anträge zu veranlaſſen und jodann dieje 
Aeußerung der Ortsarmenbehörde mit derjenigen des Stiftungsvaths jelbjt (Abj. 2 und 3) dem 
gemeinjchaftlichen Oberamt vorzulegen. 

Dem geijtlihen Mitvorjtand des Stiftungsraths ift es unbenommen, nach Uebergabe der 
Darjtellung an den GStiftungsrath duch das gemeinfchaftliche Oberamt (bj. 1) aus der Dar- 
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ftellung nnd den Beilagen derfelben behufs rechtzeitiger Vorbereitung der dem Kirchengemeinderath 
nad) $ 17 obliegenden Gejchäfte Auszüge zu fertigen und dem Kirchengemeinderath zur Kenntniß 
zu bringen. 

Die Vorjchläge des Stiftungsraths (Ab. 3), welche, wie diejenigen der Ort3armenbehörde 
(Abſ. 4), nad) gutächtliher Vernehmung des Bürgerausschuffes zu machen find, erfolgen, an— 
chließend an die Rubriken der erwähnten Anlage A, in folgender Ordnung (88 2—13). 


I. Einzelftiftungen (Anlage A II). 

$ 2. Der Stiftungsrath bezeichnet je unter den Rubriken 

A. Stiftungen mit felbftändiger Verwaltung. 

B. Mit der allgemeinen Stiftungspflege fombinirte Stiftungen. 

1. diejenigen Einzelftiftungen, 

a) melde aussjhließlih fürevangelijh-firhlidhe Zwecke beftimmt 
find und nach Art. 53 Ziff. 1, vgl. mit Art. 30 Abſ. 1-3, in die Verwaltung des 
Kirchengemeinderaths übergehen jollen, und 

b) diejenigen, welche ausfhließlih für nicht evangeliſch-kirchliche 
Bmwedebeftimmt find, 

je unter Angabe der Behörde, in deren Verwaltung diejelben Fünftig ftehen werden, (Stiftungs- 
rath, Ortsarmenbehörde 2c.), 

2. von den Stiftungen, welche tHeils für kirchlicheZwecke der evangeliſchen 
Konfeſſion, theil3 für nicht kirchliche Zwede beftimmt find, je die nach Art. 31 
Abi. 1 alljährlich 

a) dem Kirchengemeinderath für die firchlichen Zwecke der evangeliihen Konfeſſion und 

b) die der Gemeindearmenverwaltung für die öffentliche Armenunterjtügung etwa zur 
Verfügung zu ftellenden Erträgnifje, 

oder, wenn er es fir angemefjen erachtet, daß von Art. 31 Abſ. 2 Gebraudy gemacht werde, je 
die Beträge, weiche von dem betreffenden Stiftungsvermögen jelbit 

a) dem Kirchengemeinderath und welche 

b) etwa der Gemeindearmenverwaltung ein für allemal überlaffen werden jollen. 

3. Er macht bei denjenigen Stiftungen, welche tHeils für firhlihe Zwecke der 
evangelijhen Konfeffion, theils für Firchliche Ziede einer anderen Konfeffion 
beftimmt find (Art. 31 Abſ. 3 vgl. mit Abf. 1 und 2), ganz entiprechend den Borjchriften bei 
Ziff. 2 feine Vorjchläge. 


II. Ablöjungsfapitalien (Anlage A II). 


8 3. Der Stiftungsrath bezeichnet von den in jeiner Verwaltung ftehenden Ablöſungs— 

fapitalien 

, 1. diejenigen, welche, al8 Ausſchließlich für evangelijch-firhlide Zwecke 
beftim mt, in die Verwaltung des Kirchengemeinderath3 abgegeben werden jollen (Art. 53 Ziff. 2 
und Art. 33), und 

2. diejenigen, welche, 

a) als nicht oder 

b) niht ausſchließlich 
für die Zwecke der evangelischen Kirche beftimmt, in der Verwaltung des Gtiftungsrath3 ver— 
bleiben oder in die Verwaltung einer andern Behörde (zZ. B. Ortsarmenbehörde) übergehen jollen, 
je unter Bezeichnung diefer Verwaltungsbehörde. 

Erachtet e8 der GStiftungsrath im Falle b, wenn ein Ablöfungsfapital für mehrere Zwecke 
beſtimmt ift, für angemefjen, nah Maßgabe diefer Zweckbeſtimmungen in finngemäßer Anwendung 
des Art. 31 Abſ. 2 das Kapital zu theilen, jo ftellt er, entiprechend 8 2 Ziff. 2, die dahin zie- 
lenden Anträge unter Angabe je 

a) des Betrags, welcher von dem Kapital an den Kirchengemeinderath und 
b) des Betrags, welcher an eine andere Verwaltung abgegeben werden, und 
ce) welcher beim Gtiftungsrath verbleiben joll. 


III. Sonftige bejondere Fonds (Anlage A IV). 


84 Dezüglih der befonderen Fonds ftellt der GStiftungsrath, entiprechend dem 
$ 3 Ziff. 1 und 2, die ihm angemefjen fcheinenden Anträge bezüglich der Theilung und Zumeijung 
der Erträgnifie, beziehungsmeije des Fonds jelbft. 


IV. Die in der Verwaltung der Stiftungspflege ftehenden, ausichliehlich für öffentliche Zwecke 
beftimmten und hienach einen Ertrag nicht abwerfenden Gebäude, Güter, nebjt Zubehörden, und 
Realrechte (Anlage A V). 


$ 5. Bon den in der Verwaltung des Gtiftungsraths ftehenden ausſchließlich für öffentliche 
Zwecke bejtimmten und hienach einen Ertrag nicht abwerfenden Gebäuden und Gütern 
nebjt Zubehörden und Realrechten bezeichnet der Gtiftungsrath im Einzelnen in der in An- 
lage A. Ziff. V. 1—4 vorgeschriebenen Reihenfolge zunächſt 
3% 
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I. diejenigen 

1) ®ebäude, 

2) Güter, 

3) Realrechte, 
welche nach Art. 46 künftig als Gigent hum beziehungsweife Rechte ver Kirchengemeinde 
zu betrachten find und nach Art. 53 Ziff. 4 in die Verwaltung des Kirchengemeinderath8 übergehen, 

I. diejenigen 

1) Gebäude, 

2) Güter, 

3) Realrechte, 
welche nach Art. 46 als EigentYum beziehungsweiſe Rechte der bürgerliden 
Gemeinde anzufehen find, 

III. diejenigen 

1) Gebäude, 

2) Güter, 

3) Realrechte, 
welche, als 


a) den -Zweden ver evangelifhen Kirche und einerandern Konfejjion 
gemeinjchaftlich oder 

b) den Zmweden der evangelijden Konfefjion und zugleidh der bür- 
gerlihen Gemeinde dienend, in der bisherigen Verwaltung verbleiben. 

Hält der Stiftungsrath es für angemefjen, daß in den Fällen der Ziff. III die Gemeinjchaft 
gelöst und entweder eine veale Theilung des betreffenden Gegenftandes oder eine gänzliche Ueber- 
lafjung desjelben an die evangelifche Kirchengemeinde oder die Gemeinde der andern Konfejfion 
beziehungsweiſe die bürgerliche Gemeinde gegen eine entjprechende Abfindung an den andern Theil 
ftattfinde, jo hat er in diejer Beziehung die entiprechenden Vorjchläge zu machen. 

Bon den Begräbnißplägen (Anlage A. V.5) bezeichnet der Stiftungsrath diejenigen, 
welche nun nad) Art. 46 

1) als Eigentum der bürgerlidhen und 

2) welche al3 Eigenthum der Kirhengemeinde 
zu betrachten jein jollen. — 

Liegt bezüglich eines Begräbnißplatzes ſchon der Beſchluß des Stiftungsraths, beziehungs— 
weiſe des Gemeinderaths, denſelben eingehen zu laſſen, vor, ſo iſt dies beſonders unter der Angabe 
der Zeit, zu welcher er geſchloſſen werden ſoll, und des ungefähren Verkaufswerths der Fläche 
nach den jetzigen örtlichen Güterpreiſen zu bemerken. 


V. Das in der Verwaltung des en ftehende für öffentliche Zwecke bejtimmte bewegliche 
genthum. 

5 6. Bon den in der Verwaltung des Stiftungsraths jtehenden, für die Zwecke der Kirchen- oder 
der bürgerlichen Gemeinde beftimmten beweglichen Sachen, welche nicht Zubehörden von 
Gebäuden und Grundſtücken find, z. B. dem Inventar von Hofpitälern, den zu Leichenbegäng- 
nijjen dienenden Gegenftänden, hat der Stiftungsrath diejenigen zu bezeichnen, welche nad) jeinem 
Dafürhalten . 

1) als EigentHumder Kirchengemeinde, 

2) al3 Eigenthum der bürgerlihen Gemeinde, 

3) als im gemeinjamen Eigenthum beider jtehend: 
anzuerkennen fein werden. 

Im Zufammenhang Hiemit wird der Stiftungsrath auch Vorſchläge darüber machen, welche 
bisher in die Stiftungspflege gefloffene Gebühren für die Benügung jolcher Gegenftände in Folge 
des Geſetzes 

a) der Kirchen-, 
b) der bürgerlichen Gemeinde 
fünftig zufommen jollen. 

Hiebei kann es bezüglich der Benüßung jolcher Gegenftände, ſofern diejelben nicht entjchieden 
ausichließlich kirchlicher oder ausjchließlih nicht kirchlicher Art find, nach Umftänden auch Vor— 
ihläge in dem Sinne machen, daß die Gebühren, wie auch die Unterhaltung der Gegenftände, 
getheilt und 3. B. die Gebühren aus zu Leichenbegängnifjen dienenden ©eräthichaften bei kirch— 
lichen Leichenbegängniffen für Evangeliſche der Kirchengemeinde, die Gebühren bei jonftigen Xeichen- 
begängnifjen der bürgerlichen Gemeinde zugemwiejen werden jollen. 


VI. Das rentirende allgemeine Vermögen der Stiftungspflege und zwar 

87. A. Die Liegenjchaft (Anlage A. VIL. A. und B.) 

Der Stiftungsrath hat auch den Werth der rentirenden Liegenjhaft der Stif— 
tungspflege (mit Ausschluß der Waldungen, fiehe Ziff. 3) zu jchägen, welche der Vermögens— 
auseinanderjegung zu Grunde gelegt werden joll. Er jchägt zu dieſem Zwecke den Kaufswerth 
nach dem Beitpunft der Schägung, d. h. den Betrag, um welchen der fragliche Gegenftand nad) 
den örtlichen Verhältniffen im Fall eines Verkaufs abgegeben werden könnte, und bringt hievon 
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den (übrigens je bei dem einzelnen Gegenftand beſonders anzugebenden) Werth der darauf ru— 
henden Laſten in Abzug. 

Hiebei hat der Stiftungsrath anzugeben, und zwar je unter Allegivung des Güter-, zutref- 
fenden Falls auch des Kontraftenbuchs: 

1) bei Gebäuden nebſt Zubehörden (Anl. A. VII. A.) 
die Gebäudenummer, die Größe der überbauten und der unüberbauten Fläche, die Beftimmung 
des Gebäudes, die Zahl der Stockwerke und Gelafje, das Baumaterial (ob Stein- oder Holzbau), 
ob der Keller gewölbt it, die Dachfonftruftion und Dachbedeckung, ob fich das Gebäude in gutem 
baulichem Zuſtande befindet, das Alter des Gebäudes, ferner, wenn dasjelbe aus Mitteln der Stif- 
tungspflege erbaut worden ift, die aufgewendeten Kojten, wenn die Stiftung es durch Kauf oder 
Tauſch erworben hat, den Kaufichilling beziehungsmweije ven Taufchanjchlag unter Bezeichnung der 
Zeit der Erwerbung und, wenn im Laufe der legten 5 Jahre vor der Schäßung ähnliche Ge- 
bäude beziehungsmweije Anweſen verfauft wurden, die hiebei erzielten Kaufjchillinge, endlich das 
Steuerfapital (der Werth der Bodenfläche und des Baues ſelbſt ift gejondert anzugeben), 

2) bei Gütern (Anl. A. VII. B. Ziff. 1—10) 
in der Ordnung der einzelnen Kulturarten (Anl. A. VII. B. Ziff. 1—10) je bei der einzeln abzu- 
Ihägenden Parzelle 

die Barzellennummer und ihre Lage unter Allegirung des Güterbuhs, den Anfaufspreig, 
beziehungsmeije, wenn der Erwerb der Stiftung durch Taufch ftattfand, den Taufchanfchlag (unter 
Bezugnahme auf das KRontraftenbuch), die Größe der Parzelle nah ar und qm, die Klafje, in 
welcher fie in Vollzieyung des Art. 19 des Grund-, Gebäude- und Gemwerbefteuergejeges vom 
23. April 1873 eingereiht worden ift, ſowie den Steueranfchlag diefer Klafje, den Werth der auf 
der Parzelle vuhenden Grumdlaften und, wenn das einzelne Grundſtück für fich eingefchägt worden 
ist, dejjen Steueranjchlag. 

3) Bezüglich der Waldungen (Ant. A. VIL B. Ziff. 11) 
find die Angaben in einer beſonderen, der ftiftungsräthlichen Aeußerung ($ 2 u. ff.) beizule- 
genden und in ihr zu allegivenden Ausfertigung (vgl. unten 8 15) zu machen. 

Eine Schäßung durch den GStiftungsrath unterbleibt zunächſt. Dagegen ift, neben den dem 

Güterbuch entnommenen Barzellennummern, der Bejchreibung der Lage und dem Anfaufspreis 
nebft der Anfaufszeit, anzugeben, ob der Wald Hoch, Mittel» oder Niederwald ift, das Alter des 
Holzbeftands, die Holzarten (Zaub- oder Nadelholz) und, ob nachhaltiger oder ausjegender Betrieb 
jtattfindet. 
Wenn auf der betreffenden Marfung oder in der Nähe derjelben im Laufe der legten 5 Jahre 
Verkäufe von Wäldern ähnlicher Art und Beichaffenheit ftattgefunden haben, fo find die per hektar 
beziehungsweije ar erzielten Kaufpreije anzugeben, beziehungsmweije ift, wo dies thunlich erjcheint, 
eine Weberficht der Verfäufe nach Steuerklaffen beizufügen. Bei den einzelnen Parzellen find die 
darauf ruhenden Laſten privatrechtlicher Art genau zu bezeichnen. 

4) Realrechte (Anl. A. VIL) 
find genau zu bejchreiben und es iſt der Werth derjelben unter Anführung der Grundlagen der 
Schäßung (z. B. des Jahrwerths nach dem Durchjchnitt einer zu bezeichnenden Anzahl von Jahren) 
duch den Stiftungsrat anzugeben. 

B. Rentierendes3 Mobiliarvermögen (Ant A. VIL c.). 

Der Stiftungsrath ſchätzt auch den Werth (vergl. A. Abſ. 1), welchen die zum Vermögen 
der Stiftungspflege gehörenden Mobiliargegenftände (wie Viehſtand, Wirthichaftsinventar 
und dergl.) zur Zeit der Schäßung Haben. 


VI. Reijtungsverbindlichfeiten gegenüber von Dritten (Anl. A. VII. D. BB. 2), 


88. Der Etiftungsrath Schlägt vor, welchem Theile die nicht in der Zweckbeſtimmung der Stif- 
tung liegenden Zeiftungspflihten gegenüber von Dritten überwiejen werden follen, und 
bezeichnet den Kapitalwerth, welcher al3 Aequivalent Hiefür dem in die Verpflichtung eintretenden 
nach jeiner Schäßung gutgejchrieben werden dürfte. 


VII. Ergänzung des Grundftods (Anl. A. VII vorlegter Abſatz). 
$ 9. Der Stiftungsrath äußert fich über die Urfache und die Größe des vorhandenen 
Grundftodsabmangels und die Verpflichtung, denjelben nach Art. 34 Abſ. 2 zu deden. 
IX. Borbehaltene Erſatzanſprüche (Ant. A. VII. fegter Abjab). 


8 10. Desgleichen äußert fich der Stiftungsrath über die für die Kirchen» beziehungsweife 
die bürgerliche Gemeinde bei Aufnahme von Schulden oder Verwendung von Grundftodsmitteln 
oder Verwendung von Mitteln der Gemeindepflege für kirchliche Zwecke gemachten Erjagvorbehalte 
und die aus denjelben je für den betreffenden Theil fich ergebenden Erjagverbindlichkeiten bezie- 
hungsweiſe Rechte (vergl. Art. 34 Abi. 3). 


X. Bejoldungsleiftungen an Geiftliche (Anl. A. VIIL.). 


$ 11. Der Stiftunggrath bezeichnet bei den bleibend firirten Bejoldungsleiftungen der 
Stiftungspflege an evangelijche Geiftliche den Geldwerth der Jahresleiftungen an Naturalien, 
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welcher der Auseinanderfegung in Gemäßheit des Art. 35 des Geſetzes zu Grunde gelegt werden 
joll, fowie den Rapitalwerth diefer und der jonftigen Bejoldungsleiftungen. 


XI Ausmittlung des Baufapitals (Art. 36, 38,39, Art. 44 Abf. 1 vergl. Art. 42; ſ. Anl. A. IX.). 


8 12. Behufs der Ausmittlung des Baufapitals für Neubau oder Erwei— 
terung kirchlicher Gebäude (Art. 36) Hat der Stiftungsrath anzırgeben: 

1) den Zweck des Gebäudes und in diefer Beziehung 

a) bei Bfarrfirhen den Stand der evangeliichen Bevölkerung am 4. Juli 1887 
und, jomeit fich derjelbe nicht ermitteln läßt, nach der diefem Termin nächſtvoran— 
gegangenen Volfszählung, ſowohl für den Hauptort als für die Filialorte; ferner 
bei Vfarreien mit Filialen, ob und welche Filialorte eigene Kirchen mit pfarrlichem 
Gottesdienst haben und mie oft diefer gehalten wird, und welche derjelben zum Be: 
fuche der Hauptkicche gehalten beziehungsmeije berechtigt find, ſowie die Entfernung 
jolher Filialorte von der Hauptfirche; 

b) bei Filialkirchen den Stand der evangelifchen Bevölkerung nach Maßgabe von 
lit. a und tie oft in denjelben Gottesdienst gehalten wird; 

c) bei BPfarrhäufern, ob der Pfarrer einen Bifar zu halten verpflichtet ilt; 

2) ob die Baupficht der Stiftungspflege oder der Gemeinde fih auf Sämtliche Be- 
jtandtheile des Gebäudes erjtredt und, mwenn die Baupfliht mit Dritten getheilt ift, 
welche Gegenstände die Baupflicht der Stiftungs- und Gemeindepflege und welche die Dritter 
umfaßt ; 

3) ob etwa ein Dritter jonft, etwa durch unentgeltliche oder mwohlfeile Abgabe von 
Baumaterialien, zu fonturrieren hat; 

4) ob die Kirchengemeindegenoffen Hand- und Spanndienfte unentgeltlich oder gegen 
mäßige Entichädigung zu leiften jchuldig find. 

Bei den Angaben zu Ziff. 1 find ſtets die Berhältniffe, wie fie zur Zeit der Verkündigung 
de3 Geſetzes (4. Juli 1887) beitanden, zu Grunde zu legen (Art 39 Abſ. 3 des Gejekes), und e3 
darf auf eine jpäter eingetretene Aenderung der Verhältniffe, durch melche die Beftimmung des 
Gebäudes einen größeren oder Fleineren Umfang erhalten fönnte, Feine Rücjicht genommen werden. 

Der Stiftungsrath beantragt je nad Umständen 

a) die Einleitung des Schägungsverfahreng (Art. 39), oder, 

b) wenn er der Anficht ift, daß das reine Aftivvermögen den Betrag des Baufapitals nicht 

überfteige, die Ueberlaffung dieſes Aktivvermögens an die Kirchengemeinde, oder 

ec) bezeichnet, wenn er annehmen zu müfjen glaubt, daß die Koften der Schäßung zu der 

vermuthlichen Größe des Baufapital3 nicht im Verhältniß ftehen würden, die Summe, 

welche nach feiner Anficht als Baufapital der Kirchenpflege überlaffen werden dürfte. 

In den Fällen b) und c) begründet er feine Anträge durch eine ſummariſche Berechnung 
de3 muthmaßlichen Bauaufwands und Baufapital3s. 


XII. Wbtheilung des allgemeinen Vermögens der Stiftungspflege (Art. 37 und 40 jowie Anl. A.X.). 


813. Wenn nach den Erhebungen und Borjchlägen des Stiftungsrath3 das nach Ausscheidung der 
bejonderen VBermögenstheile (Art. 33) übrig bleibende Vermögen der Stiftungspflege unter Yurech- 
nung der von der bürgerlichen Gemeinde zur Ergänzung des Grundftods zuzujchteßenden Beträge 
(Art. 34) durch die Schulden, den Werth der Leiftungsverbindlichkeiten Dritter gegenüber, durch 
das für die Fortleiftung der Bejoldungsreichniffe an Geistliche ‚gejchöpfte Kapital (Art. 35) und 
das Baufapital (Art. 36), vgl. hierüber 8 7 und flg., vollftändig in Anfpruch genommen wird, 
fo ift von dem. Stiftungsrat zu bemerfen, daß Art. 37 Abſ. 1 im vorliegenden Fall gegen: 
ſtandslos ſei. 

Wenn ein zur Vertheilung zwiſchen der Kirchen- und bürgerlichen Gemeinde verfügbarer 
Ueberſchuß vorhanden, derſelbe jedoch jo unbedeutend iſt, daß die umfangreiche Zuſammenſtellung 
und Berechnung des laufenden Aufwands nach Art. 40 mit dem Intereſſe, melches die Kirchen- 
gemeinde einer» und die bürgerliche Gemeinde andererjeit3 an einer ziffermäßig genauen Abthei- 
lung nach Art. 37 und 40 Hätte, nicht in dem richtigen Verhältniffe ftünde (die erwähnte An- 
lage A. X. Abi. 1), fo fchlägt der Stiftungsrath vor, nach welcher Verhältnißziffer dieſer Ueber- 
ſchuß zwiſchen den beiden Betheiligten vertheilt werden dürfte. 

Trifft aber weder die Vorausſetzung des Abi. 1, noch die des Abi. 2 zu, jo prüft der Stif- 
tungsrath die nach Anlage A. X. Abj. 2—4 gemachte Darftellung, beziehungsweife, wenn eine 
ſolche nicht gemacht fein jollte, fertigt er diejelbe nach Art. 40 vergl. mit Anlage A. X. Abi. 2—4 
an, berechnet je die Summe des Gejamtaufwands, welcher einerjeit3 für die Zwecke der Kirchen- 
gemeinde, andererjeit3 fir die der bürgerlichen Gemeinde in dem betreffenden Zeitraum gemacht 
worden ift, und beantragt hienach die Berhältnißziffer, nach mwelcher die Vertheilung zu erfolgen 
hätte. Liegen Gründe der Billigfeit vor, von der ziffermähig begründeten Verhältnißzahl abzu— 
weichen, jo macht der GStiftungsrath die der Billigfeit entjprechenden Vorjchläge unter Begründung 
der Abweichung von der in Art. 37 aufgeftellten Pegel. 

Bugleih bat der Stiftungsrath eventuelle VBorjchläge über die reelle Zutheilung der ein- 
zelnen Vermögensobjekte und der vorhandenen Schulden (Art. 41 des Gejeges) zu machen. 
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Prüfung der Vorſchläge des Stiftungsrath3, Richtigftellung derjelben. Aeuße— 
vung des Gemeinderath3 beziehungsweise der OrtSarmenbehörde. 


8 14. Die Aeußerungen und Vorjchläge des Stiftungsraths (SS 2—13) werden von dem- 
jelben unter Wiederanfchluß der nach der erwähnten Anlage gefertigten Darftellung ($ 1) dem ge: 
meinjchaftlichen Oberamt vorgelegt. 

Das gemeinjchaftliche Oberamt prüft die Aeußerungen beziehungsmeije VBorjchläge des Gtif- 
tungsraths. Erachtet es Ddiejelben einer Ergänzung beziehungsmeife Erläuterung für bedürftig, 
oder findet es offenbare Umrichtigfeiten, jo gibt e3 fie zu diefem Zwecke unter Anfegung einer 
furzen Friſt zurüd. | 

Findet es diefelben erjchöpfend, jo läßt e3 die nach Anlage A. gefertigte Darftellung ($ 1) 
und die nach 88 2—13 abgegebenen Neußerungen und Vorjchläge dem Gemeinderat) und, mo die 
Ortsarmenverwaltung bei der Ausscheidung betheiligt ift, auch der Ortsarmenbehörde mit der Auf 
lage zugehen, je in ihrem Theil fich über die Darftellung und die Aeußerung des Stiftungsraths 
binnen einer angemefjenen Frift eingehend zu äußern, d. h. entweder ihre Anerfennung beziehungs— 
weije ihr Einverftändniß damit zu erflären, oder aber die Darftellung der thatjächlihen Verhält— 
nifje zu vervollftändigen oder zu berichtigen und von dem Stiftungsrat abweichende Anträge zu 
ftellen und zu begründen. 

Zugleich fordert e3 den Gemeinderath auf, binnen derfelben Friſt die der bürgerlichen 
Gemeinde gehörigen, ausfhließlih den Zweden der evangelijhen Kirche ge— 
widmeten und in deren Benügßung verbleibenden Gebäude nebſt Zubehörden 
(Art. 46 und Anl. A. Ziff. VL) und fonjtigen Gegenstände, jowie die bisher der bürger- 
lihen Gemeinde odbgelegenen Baulaften und fonitigen Leiftungen für firdlide 
De de, melde zufolge des Art. 44 des Geſetzes auf die firchliche Gemeinde übergehen follen, 
zu bezeichnen. 


AUbgejonderte Behandlung bezüglih des Werths der Waldungen und der 
darauf ruhenden Laften (vgl. $ 7 A. 3). 


$ 15. Im Einvernehmen mit dem K. Minifterium der Finanzen wird hierüber Nachite- 
hendes beftimmt: 

Die von dem Gtiftungsrath vorgelegte Darftellung des Waldbeſitzes der Gtiftungs- 
pflege ($ 7 A. Ziff. 3) übergibt das gemeinfchaftliche Oberamt in Abjchrift dem Forftamt des Be— 
zirks mit dem Erſuchen, diejelbe auf Grumd der bei dem Forſt- beziehungsweiſe Nevieramt befind- 
lichen Akten und erforderlichen Falls einer von dem Nevieramt einzuholenden Aeußerung zu prüfen 
und hienach fich über den Verkaufswerth der einzelnen Waldparzellen und der auf denjelben ru— 
henden Laſten privatrechtlicher Art jchäßungsweise, jedoch unter Angabe der Grundlagen der 
Schäßung, zu äußern. 

Dieſe Aeußerung läßt das gemeinjchaftliche Oberamt dem Stiftungsrath und jodann dem 
Gemeinderath mit der Aufforderung zugehen, je auch feinerjeit3 den Verkaufswerth der einzelnen 
Waldparzellen, welchen er der Vermögensauseinanderjegung zu Grunde zu legen beantragt, zu 
bezeichnen und fomweit er die Schäßung des Forſtamts (Abſ. 1) zu beanftanden findet, jeine Ab: 
weichungen hievon näher zu begründen. 


Vernehbmung de3 Bürgerausfhufjes. 
$ 16. Die Erklärungen des Gemeinderaths ($ 14 Abi. 3 und 4 und $ 15 Abi. 2) erfor: 
dern die Zuftimmung, diejenigen der Ortsarmenbehörde (ebendafelbft) die vorgängige gutächtliche 
Bernehmung des Bürgerausschuffes. 


Erklärung des Kirhengemeinderath3. 

$17. Die Erflärungen de3 Gemeinderaths beziehungsmweife der Drtsarmenbehörde ($ 14 
Abi. 3 und 4 und 8 15 Abf. 2) werden von dem gemeinschaftlichen Oberamt geprüft, und nachdem 
diejelben erforderlichen Falls ergänzt beziehungsweiſe erläutert worden find, von demjelben nebft 
der Darftelung und den Vorschlägen des Stiftungsraths ($$ 1—13) und der Aeußerung des Forft- 
amts ($ 15) dem Kirchengemeinderath mit der Auflage zugefertigt, fich binnen einer bejtimmten 
Friſt im einzelnen darüber zu erklären, ob er die Aufftellungen des Stiftungs- und Gemeinderaths 
beziehungsweiſe der OrtSarmenbehörde al3 Grundlagen der Auseinanderjegung anerfenne. Andern- 
fall3 hat der Kirchengemeinderath feine abweichenden Vorſchläge unter Angabe der ſich hieraus 
ergebenden Anjprüche der Kirchengemeinde eingehend zu begründen. 


DOberamtlihe Prüfung. Beanftandung des Werths der Liegenjchaft. 

$ 18. Nach Einlauf der Erklärungen des Kirchengemeinderaths ($ 17) prüft da3 gemein- 
ichaftliche Dberamt diejelben und ordnet, wenn e3 eine Ergänzung derjelben für nöthig erachtet, 
diefelbe, jowie auch die Berichtigung etwaiger offenbarer Unrichtigfeiten an. 

Findet das gemeinjchaftliche Oberamt oder eines der beiden Mitglieder desjelben gegen die 
Schäßungsergebnifje des Stiftungs-, des Gemeinderaths oder des Kirchengemeinderath3 oder diefer 
ſämtlichen Kollegien bezüglich des Werth3 von Gebäuden und Zubehörden folder 
($ 7 A. Biff. 1) wejentliche Bedenken, jo holt e3 hierüber eine gutächtliche Aeußerung des betref- 
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fenden Oberamtsbautechnifer® und, wenn diefer Mitglied des betreffenden Gemeinderath3 oder 
Kirchengemeinderath3 ift, oder aus fonftigen Gründen nicht wohl die gutächtliche Neuerung ab- 
geben kann, des nächſtwohnenden Oberamtsbautechniferd ein, bei welchem jolche Gründe nicht 
vorliegen. 

Zur gutächtlihen Meußerung über den Werth von Örundftüden (ausfchließlich der 
Waldungen) (8 7 A. Ziff. 2 vgl. Ziff. 3 und $ 15) wird das Minifterium des Annern für jeden 
DOberamtsbezirk einen verpflichteten Sacjverftändigen aufftellen. — Findet das gemeinschaftliche 
Dberamt oder eines jeiner beiden Mitglieder gegen die Werthanjchläge von Gütern und des Wirth- 
ichaftsinventars ($ 7 A. Biff. 2 und $ 7 B.) durch den GStiftungsrath, den Gemeinderath oder den 
Kirchengemeinderath, over dieje drei Kollegien mwejentliche Bedenfen, jo holt es hierüber eine Aeuße— 
rung des von dem Meinifterium des Innern für den betreffenden Bezirk aufgeftellten Sachverſtän— 
digen ein. Wenn dieſer al3 Mitglied des betreffenden Gemeinderath3 oder Kirchengemeinderaths 
oder aus jonftigen Gründen die Aeußerung nicht wohl abgeben fann, tritt der Sachverftändige, 
melcher der Markung de3 betreffenden Grundſtücks zunächjtwohnt, an deſſen Stelle. . 

Die jachverftändigen Aeußerungen (Abſ. 2 und 3) theilt das gemeinjchaftliche Oberamt fo- 
dann zunächit dem Stiftungsrath, dem Gemeinderath und, ſofern dieſe betheiligt ift, auch der Orts— 
armenbehörde und dann, nebſt den Neuerungen diejer Behörden, dem Kirchengemeinderath mit der 
Aufforderung mit, fich über die Werthanjchläge der betreffenden Gegenſtände unter Berücjichtigung 
der Schäßung des Sachverftändigen binnen einer bejtimmten Frift nochmals zu erklären. 

8 19. Ueber die Anträge wegen Ueberweiſung von Leiftungspflichten gegenüber 
bon Dritten, beziehungsmweife Abfindung derſelben holt das gemeinfchaftliche Oberamt die 
Erklärungen der Leiftungsberechtigten ein, ob diejelben mit der Ueberweijung beziehungsmeije Ab- 
findung in der beantragten Weije einverjtanden find. 


Ausmittlung des Baukapitals durch Schätzung (vgl. $ 12 Abi. 3 lit a). 


8 20. Kommt die Ausmittlung eines Banfapital3 wegen des Uebergangs der der Stif- 
tungs- oder der Gemeindepflege obliegenden Verpflichtung zum Neubau und zur Erweiterung von 
fichlihen Gebäuden (Art. 36 und 38) in Frage, jo ift der Werth der Baupflicht (Art. 36) durch 
Schäßung zu ermitteln. Die Schägung unterbleibt jedoch, wenn fich der Stiftungs- und der Ge— 
meinderath einer- und der Kirchengemeinderath andererjeit3 unter Zuftimmung der Auffichtsbehörden 
darüber verjtändigen, daß das ganze reine Aktivvermögen der Stiftungspflege (Art. 36 Abj. 2) der 
Kirchengemeinde, oder daß ohne meitere Schäßung durch Techniker al3 Abfindung für die Bau- 
pjlicht der Stiftungspflege oder Gemeinde eine beftimmte Summe aus der Stiftungspflege, bezie- 
hungsweiſe im Fall des Art. 38 aus der Gemeindepflege, als Baufapital der Kirchengemeinde zu 
überlafjen ſei ($ 12 Abj. 3 lit. b und c). 

$ 21. Konfurriven bei der Baupflicht ($ 20) mit der Gtiftungspflege beziehungsweije Ge- 
meindepflege auch Dritte, jo find zumächit noch über die zu $ 12 gemachten Ungaben, jomeit Die: 
jelben auf ven Umfang der Baupflicht diefer von Einfluß find, die Dritten zur Erklärung aufzu- 
fordern und iſt im Streitfalle eine Entjcheidung darüber herbeizuführen. 

8 22. Beſteht in Abficht darauf, ob das Gebäude nach feiner dermaligen Größe für den 
Zweck, für den es bejtimmt ift, dem Bedürfniß genügt, Meimungsverjchiedenheit, jo hat das ge- 
an Oberamt nad) Art. 39 Abi. 3 die Entjcheidung des Evangeliſchen Konfiftoriums 
einzuholen. 

Für die Entſcheidung des Evangelischen» Konfiftoriums hierüber und auch über die Bauweise 
find die in Anlage I aufgejtellten Grundſätze maßgebend. 

$ 23. Wenn dich der Stiftungsrath, der Gemeinderath md der Kirchengemeinderath nicht 
auf einen oder drei Gachverftändige zur Abjichägung des Werths der Baupflicht (Axt. 36) verei- 
nigen, jo bat der Stiftungs- und Gemeinderath einer-, der Kirchengemeinderath andererſeits je 
einen Sachverjtändigen binnen der ihm von dem gemeinschaftlichen Oberamt ertheilten Frift zu 
bezeichnen; der dritte Sachverftändige wird von dem gemeinjchaftlichen Oberamt beftellt. 

Bezüglich der Ablehnung finden die Vorfchriften der bürgerlichen Prozegordnung mit der 
Maßgabe entjprechende Anwendung, daß das gemeinschaftliche Oberamt eine Aufforderung zur Vor: 
bringung von Einwendungen erläßt und über diejelben entjcheidet, und daß die Beeidigung der 
Sachverſtändigen unterbleibt, wenn diejelbe nicht ausdrüclich binnen der für die Vorbringung von 
Einwendungen bemwilligten Frift beantragt wird. 

8 24. Die Sachverftändigen haben ihr Gutachten darüber abzugeben, 

I. ob nach den räumlichen Verhältniffen, der baulichen Beichaffenheit des betreffenden Ge— 
bäudes und dergl. al3bald zu einer Erweiterung, einem Umbau oder Neubau gejchritten werden 
muß, in dieſem Falle 

1) welhen Aufwand die Erweiterung, der Um- beziehungsweife Neubau erfordert, 

2) welche Dauer das ermeiterte, umgebaute, beziehungsweije meugebaute Gebäude haben wird, 

3) welchen Aufwand nach Umfluß der in Ziff. 2 bezeichneten Zeit ein Neubau an Stelle des 
erweiterten, umgebauten, beziehungsmeije neuerbauten Gebäudes erfordern wird; 

II. wenn eine Erweiterung, ein Um- oder Neubau nicht al3bald nothwendig it, 

1) wie lange daS gegenwärtige Gebäude noch dauern wird, bis e3 muthmaßlich durch ein 
neues erjegt werden muß, 

2) welche Summe der Neubau. erfordern wird, 
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3) auf wie viele Jahre die Dauer des neuen Gebäudes angenommen werden fan; 

III. welchen Werth eine etwaige Baupflicht Dritter hat, vgl. 8 21. 

8 25. Behufs der Inftruftion der Schäßer werden von dem gemeinfchaftlichen Oberamt die 
von demſelben zu beantwortenden Fragen nach den fonfreten Verhältnifjen bejtimmt formufirt und 
denjelben eine Darftellung der für die Beantwortung der Fragen ($ 24) maßgebenden Punkte, 
wie fie nun durch die übereinftimmenden Erklärungen der Betheiligten (8S 12, 14 und 17) bezie- 
hungsweiſe durch die ergangenen Entjcheidungen (!$ 21 und 22) feitgeftellt find, angefügt. 

Dieje Inftruftion wird zunächſt den Betheiligten mit der Aufforderung zur Kenntniß ge— 
bracht, binnen einer anzuberaumenden kurzen Frift etwaige Erinnerungen darüber bei dem gemein— 
ſchaftlichen Oberamt einzureichen. 

Das gemeinschaftliche Oberamt entjcheidet über die vorgebrachten Erinnerungen, ftellt Hienach 
die Inſtruktion richtig und benachrichtigt von den auf die erfolgten Erinnerungen etma vorgenom: 
menen Venderungen der Inſtruktion die Betheiligten. 

8 26. Die beftellten Schäßer werden, fofern nicht die Betheiligten auf eine Beeidigung 
ausdrüdlich oder ftillichweigend (8 23 Abſ. 2) verzichtet Haben, von dem gemeinjchaftlichen Oberamt 
auf gewiljenhafte Vornahme ihres Geichäfts feierlich) beeidigt, worauf ihnen die Inſtruktion 
(88 24. 25) übergeben wird. 

$ 27. Die Schäßer haben fich mit der ihnen übergebenen Darftellung der Baupflicht und 
ihres Umfangs genau befannt zu machen und fodann zur Befichtigung der Gebäude zn fchreiten. 
Zu diefer Befichtigung haben fie die Betheiligten einzuladen, welche berechtigt find, die Schäßer 
auf alles aufmerffjam zu machen, was ihnen zur vollftändigen Unterrichtung derjelben dienlich 
ericheint. Die Schäßer haben dieſe Bemerkungen zu prüfen. Finden die Schäßer bei der Beſich— 
tigung, daß in der ihnen übergebenen Darftelung thatjächlihe Verhältniſſe unrichtig gejchildert 
oder übergangen find, jo nehmen fie in das von ihnen zu führende Protofoll nach dem Augen: 
jcheinserfund unter forgfältiger Prüfung der Angaben der Betheiligten und nach den an Ort und 
Stelle eingezogenen Erfundigungen die Berichtigung beziehungsmeife Ergänzung der Darftellung auf. 

Stoßen die Schäßer bezüglich der Grundlagen der Schätzung auf Anftände und erachten fie 
es nicht für zwedmäßig, die Baulaft je gefondert auf den mehreren in Frage fommenden Grund— 
lagen abzufhägen, jo holen fie die Weiſung des gemeinjchaftlichen Oberamts darüber ein, auf 
welchen Grundlagen die Schäßung vorzunehmen fer, oder ob zunächit der Anftand durch Verſtän— 
digung der Betheiligten oder die Entjcheidung der zuftändigen Behörde befeitigt werden joll. 

8 28. Für die Schäßungen find ftet3 die Verhältniffe, wie fie zur Zeit der Verkündigung 
des Gejebes (4. Juli 1887) bejtanden, maßgebend (vgl. Art. 39 Abf. 3). 

Denjelben ift die.in der Gegend übliche Art zu bauen und der örtliche Breis der Mate- 
rialien und Arbeit, wie folche zur Zeit der Abjchägung beftehen, zu Grunde zu legen. 

Jedoch müfjen die gewöhnlichen Preiſe der Materialien und Arbeiten im Auge behalten 
werden. Außerordentlich Hohe Preife, welche ſich in einem Landestheile durch außerordentliche 
Bauübernehmungen, wie Feftungs-, Eijenbahnbauten, vorübergehend ergeben mögen, dürfen hiebei 
jo wenig in Betracht fommen, al3 ungewöhnlich niedere Preiſe, welche in vorübergehenden Urjachen 
ihren Grund haben. 

Die in der Gegend übliche Bauweiſe ift bejonders für die Schäßungen der Dauer in der 
Hinficht von Bedeutung, als fie fich auf das der Gegend eigentHümliche Baumaterial und die da- 
durch bedingte Konftruftionsweife gründet. 

8 29. Wenn die Größe eines Gebäudes nur unter der VBorausfegung einer Abänderung, 
insbejondere der innern Einrichtung dem Bedürfniß genügt, jo it der Aufwand für dieſe Uen- 
derung bejonders in Anfchlag zu nehmen und dem Banfapital zuzufchlagen. 

Die Schäger haben den Betrag folcher Kosten in der tabellarijchen Ueberſicht (Beil. III.) 
unter der Rubrik 4 „Koften des Neubaues” einzutragen. 

30. Soweit nicht in den vorftehenden 88 befondere Beitimmungen für die Schäßungen 
behufs der Ermittlung des Baufapital3 getroffen worden find, finden, vorbehältlich der Entjchei- 
dung des Evangeliichen Konfiftoriums nach) Maßgabe des Art. 33 Abi. 3 ($ 22) die SS 13—20, 
22—29, 33, 37—47, 49 Abſ. 1, 3, 4 und $ 50 der Inſtruktion für das Verfahren bei den zu 
Bemefjung der auf dem Zehnten haftenden Baulaften nöthigen Schägungen vom 28. Juni 1850 
(Reg.Blatt ©. 255) (Beil. 1.) entiprechende Anwendung. 

$ 31. Ueber die Abſchätzung ift ein Protofoll zu führen (vgl. Beil. IT.) und das Ergebniß 
der Schäßung in eine Weberficht zufammenzuftellen (Beil. III.). Dieſe Aftenjtüde werden von den 
Schäßern dem gemeinfchaftlichen Oberamt nebft den etwa zur Erläuterung dienenden Urkunden 
und Riſſen üborgeben. 

$ 32. Das gemeinschaftliche Oberamt eröffnet fofort das Gutachten der Schäßer den be- 
theiligten örtlichen Kollegien mit der Aufforderung, eine etwaige Vervollitändigung der Schäßung 
binnen einer beftimmten Frift zu beantragen. Wird ein folcher Antrag geftellt und vom gemeine 
Ihaftlichen Oberamt für begründet erkannt, jo ertheilt dieſes den Schäßern den erforderlichen 
Auftrag. 

8 33. Wenn binnen der ertheilten Friſt (8 32) ein Antrag auf Bervollftändigung der 
Schäßung nicht geftellt worden ift und auch das gemeinjchaftliche Oberamt eine jolche von Amts— 
wegen nicht anzuordnen findet, beziehungsweije wenn die vervollftändigte Schäßung dem gemein- 
ichaftlichen Oberamt vorgelegt und von diejem als vollftändig erkannt morden ift, jo berechnet 


42 Württemberg. [134 


dieje3 nach Maßgabe von Beil. IV. das Baukapital, wozu es fich der Beihilfe eines Rechnungs- 
verftändigen bedienen fann. 

$ 34. Bon der verbollftändigten Schäßung und der Berechnung des Baukapitals ($ 33) 
find von dem gemeinschaftlichen Oberamt die Betheiligten unter der Aufforderung in Kenntniß zu 
jeßen, fich binnen einer beftimmten Frift darüber zu äußern, ob fie mit den Schäßungsergebniffen, 
beziehungsweife mit dem berechneten Baufapital einverftanden feien. 


Ueberficht der Ergebniffe der Verhandlungen. 


8 35. Liegen die Erflärungen De Betheiligten über die jämtlichen bei der Ausfcheidung 
zu ordntenden Punkte (Art. 30—47) vor, jo ftellt daS gemeinfchaftliche Oberamt im wejentlichen 
in der Ordnung von Anlage A des gemeinfchaftfichen Minifterialerlafjes vom 19. November 1837 
die Ergebniffe der Verhandlungen in einer gedrängten Veberficht zufammen und zwar unter Ziff. I. 
diejenigen Angaben und Vorſchläge beziehungsweiſe Schägungsergebniffe, über melde die Bethei- 
ligten einig find und unter Ziff. II. die Punkte, über welche fich die Betheiligten nicht geeinigt haben. 

Wenn zmwijchen den Betheiligten über ſämtliche bei der Ausscheidung zu ordnende Punkte 
(vgl. Abi. I.) Einigkeit beiteht, oder wenn nur einzelne Punkte ftreitig geblieben find, jo tft die 
Ueberficht womöglich jo einzurichten, daß fie als Entwurf der Ausjcheidungs- und Abfindungs- 
urfunde $ 41 benügt werden fann (vgl. übrigens 8 41 Ziff. VIIL und X. und $ 46). Auch im 
fegteren Falle find jedoch unter I. die Punkte, worüber Einverftändniß bejteht, und unter Ziff. II. 
die im Streite gebliebenen Punkte zufammenzuftellen. 


Prüfung durch die Aufſichtsbehörden. 


8 36. Die Weberficht ($ 35) wird von dem gemeinschaftlichen Oberamt unter Anjchluß der 
ſämtlichen Akten dem —— Konſiſtorium zur Einſichtsnahme und etwaiger Beanſtandung 
von Beſchlüſſen des Kirchengemeinderaths, ſowie zur Stellung etwaiger Anträge namens der 
Kirchengemeinde vorgelegt. 

$ 37. Nach Einlauf der Aeußerung des Evangeliſchen — ($ 36) bei dem ge— 
meinschaftlichen Oberamt legt diejes diejelbe nebſt der Heberficht ($ 35) und den übrigen Aften 
behufs der Prüfung der Bejchlüffe der örtlichen Kollegen und der Aeußerung des Evangelifchen 
Konfiftoriums der Kreisregierung, als der Auffichtsbehörde über die Verwaltung des Gemeinde- 
vermögens und der drtlichen Stiftungen, vor. Findet die Kreisregierung Erklärungen, beziehungs— 
weile Borjchläge des Evangelifchen — ſiſtoriums oder denſelben zu Grunde liegende Beſchlüſſe der 
örtlichen Kolfegien zu beanftanden, jo ſetzt fie fich, bevor fie ihre Beanftandungen an das gemein- 
Ichaftliche Oberamt ausſchreibt, behufg der Verftändigung über die Differenzpunfte mit dem Evan- 
geliichen Konſiſtorium ins Benehmen. 

8 38. Glaubt das Evangelische Ronfiftorium und die Kreisregierung oder eine diejer Be— 
hörden Beſchlüſſen der Ortsfollegien nicht zuftimmen zu fünnen, beziehungsweije vermögen fie fich 
über einzelne Punkte unter fich nicht zu verftändigen ($ 37), io beauftragt die Kreisregierung das 
gemeinjchaftliche Oberamt, unter Mittheilung der von den Auffichtsbehörden erhobenen Anjtände 
nebjt der je von der Auffichtsbehörde für und gegen die Beanftandung gegebenen Begründung die 
betheiligten Ortskollegien zur Beichlußfaffung über die beanftandeten Punkte aufzufordern und die 
hienach gefaßten Beichlüffe ihr vorzulegen. 

8 39. Die Kreisregierung fann auch von fich aus, oder auf Antrag des Evangelischen 
Konfiftoriums, des gemeinjchaftlichen Oberamts, der örtlichen Kollegien oder der betheiligten Dritten 
in dieſem, wie in jedem Stadium des Verfahrens Verſtändigungsverſuche durdh das 
gemeinjchaftliche Oberamt oder einen beauftragten Beamten und zwar, mo folche auf jchriftlichem 
Wege nicht zweckdienlich erjcheinen, auch in mündlichen, am Sitze der örtlichen Kollegien oder des 
Oberamts vorzunehmenden Verhandlungen zwijchen den Betheiligten anordnen. Das Evangelijche 
Konfiftorium ift befugt, an folchen Verhandlungen einen von ihm Beauftragten theilnehmen zu 
lafjen, weshalb ihm vor jeder folchen Verhandlung davon rechtzeitig unter Bezeichnung des Gegen- 
ſtandes derjelben Kenntniß zu geben iſt. 

8.40. Iſt, eine Einigung zwiſchen den örtlichen Kollegien und den Aufſichtsbehörden erzielt, 
jo ſetzt hievon die Kreisregierung das gemeinſchaftliche Oberamt in Kenntniß, welches nun mit der 
Abfaffung des Entwurfs der Aussheidungs- und Abfindungsurkunde ($ 41) einen ver- 
pflichteten NRechnungsverftändigen beauftragt. Sind noch Streitpunfte zu erledigen, jo wird nad 
88 47 ff. verfahren. 


Die Ausfheidungs- und Abfindungsurfunde. 


$ 41. Die Ausicheidungs- und Abfindungsurtunde hat zu enthalten: 

I. eine vollftändige Darftellung de3 Aftiv- und Baffipftandes der Stiftungs- 
pflege unter Anführung der einzelnen Stiftungen und de3 fonftigen in der Stiftungspflege ver- 
walteten Vermögens im einzelnen nah den in der erwähnten Anlage A angegebenen Nubrifen, 
twie fich der Bermögensftand nach Ergänzung des Grundftod3 gemäß Art. 34 berechnet. Bezüglich 
der einzelnen Beftandtheile des Aktivftandes und der Werthanfchläge der Berechnungen kann auf 
die der Ausscheidungsurfunde beigegebenen Anlagen vertiefen werden, in welchem Falle in die 
Ausicheidungsurkunde jelbit nur die Hauptjummen aufzunehmen find; 
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Il. in derjelben Reihenfolge die aus der Verwaltung der Stiftungspflege in Die der 
Kirchengemeinde übergehenden Stiftungen, Ablöfungsfapitalien, jonjtigen Fonds, beziehung: 
weile die der Kirchengemeinde zuzufcheidenden Antheile an den für firchliche Zwecke bejtimmten 
Stiftungsfapitalien, Ablöjungsfapitalien und fonftigen Fonds, die für firhliche Zwecke beftimmten 
Gebäude, Güter, Realrechte, Begräbnißpläge, Mobilien und perfönlichen Anjprüche (abgejehen von 
Biff. VII.) andererjeit3 die auf die Kirchengemeinde nach Art. 44 des Gefeges übergehenden Ber- 
bindlichkeiten. Die einzelnen Gegenftände, beziehungsmweife Rechte und Verbindlichkeiten find jedoch 
hier nicht mit Worten wieder anzuführen, es genügt die Anführung in der Darftellung (1.) ent» 
haltenen Rubriken und Ziffern ; 

III. die nicht in der Verwaltung der Stiftungspflege ftehenden, für evangelisch-firchliche Zwecke 
beftimmten Gebäude und Güter der bürgerlichen Gemeinde, deren Unterhaltung bis dahin ganz 
oder theilweife durch die Stiftungspflege erfolgt ift, und nun, der Fortdauer der Benügung Durch 
die Kirchengemeinde entjprechend, auf dieje übergeht; 

IV. die aus der Verwaltung der GStiftungspflege in die Verwaltung 

1) der bürgerlichen Gemeinde, 
2) der Drt3armenbehörde, 
Si I: Zwecken ausschließlich dienend, zu überweiſenden ©egenftände und Rechte entiprechend 
mE 
2 V. Das der Kirchengemeinde nach Art. 35 zuzufcheidende Kapital wegen Uebergangs der Be- 
jfoldungsleiftungen an evangeliiche Geiftliche auf diejelbe ; 

VI. das nach) Art. 36 und 38 der Kirchengemeinde zufommende Baufapital; 

VII den Betrag der der Kirchengemeinde auf Grund eines Vorbehalts (Art. 34 letter Abſ. 

und Art. 46 letzter Abſ.) zukommenden Erſatzanſprüche; 
VVililIII. den der Kirchengemeinde nach Urt. 37 und 40 zukommenden Antheil am allgemeinen 
Stiftungsvermögen unter Angabe der einzelnen Bermögensobjefte und Schulden, welche der Kirchen- 
gemeinde nach Art. 41 zugewiejen werden jollen, fofern es nach Lage der Sache möglich ift, die 
Abfindung mit der Ausſcheidung zu verbinden (vgl. 8 46); 

IX. den Betrag der nach Art. 34 Tegter Abſ. und 46 letzter Abſ. der bürgerlichen Gemeinde 
auf Grund eines Vorbehalt zufommenden Erjaganjprüche ; 

X. den nah Art. 37. und Art. 40 der bürgerlichen Gemeinde zufommenden Antheil am all- 
gemeinen Stiftungsvermögen unter Angabe der einzelnen Vermögensobjekte und Schulden, welche 
der bürgerlichen Gemeinde nach Art. 41 zugemiejen werden jollen, unter der bei Biff. VIII. aus- 
gedrücdten Vorausſetzung; 

XI. die in der Verwaltung der Stiftungspflege verbleibenden Bermögensgegenftände, insbe— 
fondere Stiftungen und Fonds, zutreffendenfall3 unter der Bezeichnung der Antheile, welche von 
den Erträgnifjen derſelben 

1) der Kirchengemeinde, 

2) der bürgerlichen Gemeinde, 

3) dem DOrtSarmenverband, 

4) fonftigen Berechtigten 
zufommen. 

8 42. Die Ausfcheidungd- und Abfindungsurkunde wird von dem gemeinjchaftlihen Oberamt 
geprüft und, wenn dasjelbe feinen Anſtand dabei zu bereinigen findet, dem Stiftungsrath, dem 
Gemeinderath (zutreffendenfall8 auch der Ortsarmenbehörde) und ſodann dem Kirchengemeinderath 
zur Prüfung und Weußerung zugefertigt. Wenn diefe Behörden, nach Maßgabe der beftehenden 
gejeglichen Beftimmungen nach Vernehmung beziehungsmweije unter Zuftimmung des Bürgeraus- 
ſchuſſes, und auch etwaige dritte Betheiligte mit ihrem Inhalte einverftanden find, wird fie den- 
jelben jämtlich zur umterschriftlichen Anerkennung mitgetheilt. Ergeben fie noch Anftände bei 
den ne Malen, jo jucht daS gemeinjchaftliche Oberamt diejelben auf dem Wege der Verſtändigung 
zu erledigen. 


Genehmigung der Auffihtsbehörden. 


$ 43. Die von den Betheiligten unterzeichnete Ausscheidungs- und Abfindungsurfunde wird ſodann 
von dem gemeinjchafteichen Oberamt dem Evangelifchen Konfiftorium zur Ertheilung der Geneh- 
migung namens der Kirchengemeinde und, nachdem dieje erfolgt ift, der betreffenden Kreisregierung 
zur Genehmigung vorgelegt. 

Findet das Evangeliihe Konfiftorium oder die Kreisregiernng Anftände gegen die Ertheilung 
der Genehmigung, jo ift es diejen Behörden unbenommen, hierüber vor Ertheilung ihres Be— 
ſcheids — dem Evangelischen Konfiftorium an die Kreisvegierung und diefer an das Evangelijche 
Konfiftorium — behufs gegenfeitiger Verſtändigung fich zu wenden. 


Bollzug der Ausfheidung und Abfindung. 


8 44. Auf Grund der genehmigten Ausſcheidungs- und Abfindungsurfunde wird die Aus: 
icheidung und Abfindung durch Uebergabe der Vermögensobjekte, Gebäude, Grundſtücke und ding: 
lihen Rechte, bewegliden Sachen, Pfandjcheine und fonftigen Schulddofumente, ſowie Uebernahme 
der Schulden vollzogen und werden die erforderlichen Einträge in den Öffentlichen Büchern, Art. 41 
Abj. 3, gemacht. 
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Abrehnung über die Zeitpom 4 Zuli 1887 an. 


8 45. Nah Vollzug der Ausjcheidung und Abfindung beauftragt das gemeinschaftliche 
Dberamt einen geprüften Rechnungsverftändigen (vgl. 8 40), die Anfprüche zu berechnen, welche 
für Rechnung der GStiftungspflege, der Gemeindepflege, der Ortsarmenkaſſe und der Kirchenpflege 
in der Beit vom 4. Juli 1887 an bis auf den Tag, auf welchen die Schlußabrechnung zu ftellen 
ift, zufolge der in dem Erlaß der Minifterien des Innern und des Kirchen- und Schulweſens vom 
19. November 1887 Abj. 4 getroffenen Anordnung bezüglich der Verrechnung der Einnahmen und 
Ausgaben in dem bezeichneten Zeitraum entftanden find, prüft die Abrechnung, theilt fie den be— 
tpeiligten örtlichen Kollegien zur Aeußerung mit, und legt fie, nachden etwa beftehende Anftände 
bejeitigt find, dem Evangeliichen Konfiftorium und fodann der Kreisregierung vor. Wenn auch 
die Auffichtsbehörden gegen die Abrechnung nichts zu erinnern gefunden haben, wird diefelbe durch 
das gemeinschaftliche Oberamt vollzogen. 


Gejonderte Behandlung des Ausſcheidungs- und Abfindungspverfahrens. 


S 46. Wo e3, was insbefondere bei umfafjenderen Verwaltungen öfters der Fall fein wird, 
zwecmäßig erjcheint, zunächft das Ausfcheidungsverfahren gejondert zum Abſchluß zu 
bringen, werden in die Ueberficht (8 35) und, dem entjprechend, auch in die Ausjcheidungsurfunde 
nur die in $ 41 Ziff. I-VII. X und XI, aufgeführten Punkte aufgenommen, und die Ausichei- 
dung allein gemäß den 88 36—43 feitgeftellt. Erſt, nachdem diefe nach 8 43 die Genehmigung 
des Evangelifchen Konfiftoriums und der Kreisregierung erhalten hat, bringt das gemeinjchaftliche 
Oberamt auf Grund der nach $ 13, Schlußſatz, gemachten Vorjchläge über die reelle Zutheilung 
der einzelnen VBermögensobjefte und der vorhandenen Schulden (Art. 41) und der hierüber nach 
88 14, 17 und 19 abgegebenen Erklärungen, entjprechend den Beftimmungen über das Ausjchei- 
dungs- und Abfindungsverfahren, die Abfindung unter den Betheiligten zur weiteren Verhand- 
fung, ordnet, nachdem alffeitiges Einverftändniß unter denfelben erzielt ift, die Abfafjung einer 
Abfindungsurfunde durch einen Nechnungsverftändigen an (vergl. 88 40, Al), worauf nad) 
den Bejtimmungen der 88 42 und 43 auch bezüglich der Abfindung weiter verfahren und das Aus- 
Iheidungs- und Abfindungsgejchäft nach 8 44 vollzogen wird. 


Berfahren in Streitfällen. 


$ 47. Bleiben nach 88 38 und 39 noch Punkte übrig, über welche eine Einigung der Ber 
theiligten, beziehungsmweije der AuffichtSbehörden, nicht zu erzielen war, jo verweist die Kreisre— 
gierung die Betheiligten zur Herbeifügrung einer Entſcheidung über diefelben vor den Verwaltungs— 
vichter und gibt, jofern fie binnen einer ihnen von ihr zu ertheilenden Friſt über die Erhebung 
der Klage fich nicht unter fich verftändigen, nach Lage der Sache dem einen Theile die Klag- 
erhebung auf. 

$ 48. Bezüglich der Befchwerde gegen Beichlüffe der Kreisregierung wird auf Art. 89 
Abj. 2 vermiejen. 

$ 49. Da die Entjcheidung der Punkte, über welche Meinungsverjchiedenheiten bejtehen, 
die Durchführung des Ausscheidungs- und Abfindungsverfahrens bedingt, und die Herbeiführung 
derjelben häufig gleichmäßig im Intereſſe beider Theile gelegen fein wird, fo iſt thunlichſt darauf 
binzumirfen, daß die Betheiligten vor Erhebung der Klage fich dahin verjtändigen, daß die Koſten 
des Berwaltungsrechtsftreits, wie die Koften des Ausſcheidungs- und Abfindungsverfahrens (Art. 49), 
gemeinjfam getragen werden. 

Wenn übrigens nach der Anficht des gemeinschaftlichen Oberamts die Anrufung des Ver— 
waltungsgericht3 offenbar grundlos wäre, tft die Entſcheidung bezüglich der Koſten diefem vorzubehalten. 

8 50. Ob im Falle der Berweifung auf den Bermwaltungsrechtsweg (8 47) beziehungsweiſe 
der Erhebung der Beſchwerde gegen ven beanftandeten Bejchluß der Kreisregierung ($ 48) die Aus: 
Iheidung und Abfindung bezüglich der Bunfte, über welche alljeitiges Einverjtändniß bejteht, jeinen 
Fortgang zu nehmen hat, oder zunächit auszufegen und die Entjcheidung der Streitpunkte abzu— 
warten ift, ift dem Ermefjen der Kreisregierung nad) Lage der Verhältnifje anheimgegeben. 

8 51. Sind die ftreitigen Punkte (8 47) durch Entjcheidung oder Vereinbarung erledigt, 
jo nimmt das Verfahren nach 8 40 und flg. feinen Fortgang. 


. Shlußbeftimmungen. 


8 52. Nach dem Ermefjen des gemeinschaftlichen Oberamt3, wie der Kreisregierung, kann 
die Beitfolge, in welcher nach den Beltimmungen diejer Verfügung die einzelnen Gegenjtände der 
Ausscheidung und Abfindung regelmäßig zur Berhandlung und Erledigung gebracht werden jollen, 
abgeändert, insbejondere kann auch über einzelne Punkte von den übrigen abgejondert (gleichzeitig 
oder nacheinander) verhandelt werden, wo im einzelnen Falle entjchiedene Gründe der Zweckmäßig— 
feit vorliegen. 

8 53. Beſteht in Fragen, deren Entjcheidung dem gemeinschaftlichen Oberamt obliegt, eine 
Meinungsverichiedenheit zwiſchen den beiden Mitgliedern desfelben, jo berichtet dieje3 hierüber an 
die Kreisregierung, welche nah Rückſprache mit dem Evangelijchen Konftjtorium an Stelle des ge— 
meinjchaftlichen Oberamts die Entjcheidung abaibt. 

$ 54. Beichwerden gegen das gemeinschaftliche Oberamt in Betreff des Ausjcheidungsver- 
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fahrens gehen an die Kreisregierung, welche vor Abgabe ihrer Entjcheidung mit dem Evangelijchen 
Konfiftorium Rüdiprache zu nehmen hat, Bejchwerden gegen Entjcheidungen der Kreisregierungen 
an das Minifterium des Innern, welches nach Rückſprache mit dem Minifterium des Kirchen» und 
Schulmwejens entjcheidet. 

Stuttgart, den 25. März 1889. Schmid. Sarwey. 


Beilage I 


Auszug aus der Inftrukfion für das Verfahren bei den zu Bemeffung der auf dem 
Behenfen haftenden Baulaſten nöfhigen Schätzungen, vom 28. Juni 1850. 
(Reg.-Blatt ©. 255 ff.). 

B) Befondere Vorſchriften für die einzelnen Arten von Schätzungen. 

I. Schäßung der Dauer vorhandener Gebäude. 

1. Kirche. 


8 13. Abgeſonderte Schätzung der Dauer der einzelnen Saupttheile einer 
Kirche. Da die Dauerhaftigfeit der Haupttheile einer Kirche, des Langhaufes, Thurmes, Chors 
und der Sakriſtei in den meijten Fällen verschieden tft, jo ift die Dauer eines jeden diejer Theile 
und ebenfo die Dauer der Umfafjungs- oder Stügmauern abgejondert zu jchägen (vgl. jedoch) 
8 23, 24). 
> Ss 14. Schäbung der Dauer nad dem bauliden Zuftand der Kirche. Die 
von den Schägern zu bejtimmende Anzahl von Jahren, welche muthmaßlich ein Kirchengebäude, 
beziehungsmeije die einzelnen Theile dejjelben, dauern werden, hängt zunächſt von baulichen 
Rückſichten ab, nämlich 

a) von der Bejchaffenheit des Baumejenz, aljo davon, ob dafjelbe mehr oder weniger 

jorgfältig erbaut und unterhalten ift, au mehr oder weniger gejunden und dauerhaften 
Stoffen bejteht, mehr oder weniger zweckmäßig conftruirt it; 

b) von den Einwirkungen des Standorts und des Klimas; 

e) von der bei Kirchengebäuden, beziehungsweife den einzelnen Bejtandtheilen derjelben, 

vermöge des Gebrauchs, für welchen fie dienen, ftattfindenden Abnützung. 

Die Schäger müfjen davon ausgehen, daß das Gebäude fortan gehörig werde unterhalten 
werden, und dürfen auf bisherige Bernadpläffigung Hierin nur injoweit Nüdficht nehmen, als da- 
durch dem Gebäude ein bleibender Schaden erwachjen ift. 

Auf die Möglichkeit einer Verlängerung der Gebäudedauer durch Spätere theilweiſe Neu- 
erbauung iſt feine Rüdficht zu nehmen; auch bleibt die Möglichkeit einer Abkürzung der Dauer 
durch Brandbejhädigung und andere zufällige Ereignijje außer Beachtung. 


Unterfuhung der Dauer einer Kirche mit Rückſicht auf ihre Unzulänglickeit 
oder Mangelhaftigleit. 


8 15. Außer der durch den baulichen Zuftand einer Kirche bedingten Dauer fommt e3 aber 
weiter darauf an, ob diejelbe, die Berhältnifje der Gegenwart als bleibend voraus— 
gejegt, dem Bedürfniß entjpricht, und überhaupt ihre Beitimmung für den gegebenen Zweck 
genügt. Wenn die Laftenberechtigten !) der Behauptung des Verpflichteten!), daß dieſes der Fall 
jei, nicht widerſprechen, jo bleibt eS bei der nach 8 14 gefundenen Dauer. Dafjelbe findet ftatt, 
wenn die Bauverbindlichfeit auf eine Kirche von der Größe und Bejchaffenheit der bejtehenden 
firirt ft. 

$ 16. Behaupten die Laftenberechtigten!), die Kirche genüge wegen Unzulänglichkeit 
des Raumes nicht, jo haben die Schäßer zu unterjuchen: 

1) das Verhältniß des Kirhenbejuchs, wobei zwar die in den 88 17—19 gegebenen 
Anhaltspunkte im Ymeifelsfalle zu benüßen find, jedoch die wirklich ftattfindende Frequenz, 
jomeit fie aus den Angaben der Betheiligten und durch Erfundigung bei unbefangenen 
Perſonen ermittelt werden fann, zunächit die Grundlage bildet; 

2) die Größe des für Kicchenftühle verwendbaren Raums des Langhaufes ($ 20) in 
Quadratſchuhen?) ausgedrückt; 

3) das zwiſchen 1 und 2 ftattfindende Verhältniß. Bei der Vergleichung dieſer 


1) Wo in der Beilage I der Laftenberech: | bezw. die Gemeindepflege (Art. 36 und 38 des 
tigte genannt iſt, iſt darunter im Sinne der | Gejeßes betr. die Vertretung der evangel. Kirchen- 
Minifterialverfügungen vom 25. und 28. März | gemeinden 2c. vergl. Art. 24 des Gejeges, betr. 
1889 die Kirchengemeinde, bezw. die Pfarrge- | die Vertretung der Ffathol. Pfarrgemeinden 2c., 
meinde verjtanden; wo dev Zehentherr, der v. 14. Juni 1887). 

Behntbejiger, oder der Berpflichtete oder 2) nun im Metermaß. 
Baupflihtige genannt ift, die Stiftungspflege, 
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Größen ift davon auszugehen, daß von der für Kirchenftühle verwendbaren Gejamtfläche 
bei Evangelifchen A und bei Katholiken 4,8 Duadratjchuh ?2) auf einen Kicchengänger zu 
rechnen find. 

Beigt fi die Fläche des für Kirchenftühle verwendbaren Raumes größer als für die 
Baht der Kicchgänger erforderlich ift, oder entjpricht fie dieſer Zahl, ſo gilt die nach 8 14 
ermittelte Dauer der Kirche. 

Sit aber die Bag! der Kirhgänger größer als die Zahl der Pläße, 
welche der für Kirchenftühle verwendbare Raum darbietet, jo ift zunächjt, wenn ein von den 
Schäßern vorzunehmender VBermittlungsperjuch erfolglos geblieben ift, die Entjcheidung der 
Negierungsbehörde ?) darüber einzuholen, ob jenes Mißverhältniß von folcher Bedeutung jei, daß 
der Baupflichtige !) aus diefem Grunde jofort zu einer Ermeiterung der Kirche, beziehungsweiſe 
im Fall einer Unausführbarfeit derjelben, zu einem Neubau hätte angehalten werden können. 

Fällt diefe Entjcheidung gegen den Baupflichtigen ') aus, fo tft bei dem Schäßungsgejchäft 
davon auszugehen, daß gleichbald, fei es nun eine Erweiterung ($ 22) oder ein Neubau der 
Kirche, durch den Baupflichtigen?) vorzunehmen gemwejen wäre. Im andern Falle verbleibt es bei 
der nach $ 14 zu ermittelnden Dauer de3 vorhandenen Kirchengebäudes. 

Ss 17. Für die Größe des Kirchenbeſuchs dient die gewöhnliche Frequenz des 
fonntägigen Gottesdienstes zum Maaßſtab. In der Regel wohnen bei den Katholiken ®4 bei den 
evangelijchen Glaubensgenofjen ?/s der Gejammtjeelenzahl der Kirchengemeinde, d. h. der Öejammt- 
heit der innerhalb des Kirchipiel3 ihren ftändigen Wohnfig Habenden Familien des betreffenden 
Neligionstheiles, dem Gottesdienſte bei. 

Abweichungen von dieſer Negel find nur aus ſehr triftigen, nicht auf bloß vorübergehenden 
Umftänden, jondern auf bleibenden Urjachen beruhenden Gründen anzunehmen. 

8 Die Frequenz wird jedoch geringer angenommen werden können: 

1) in größeren Städten; 

2) bei zerſtreut wohnenden Gemeinden, namentlich in rauhen Gebirgsgegenden; 

3) bei Pfarrkirchen mit entlegenen Filialorten, hier jedoch nur ſoweit, als dabei der Beſuch 

der Kirche durch Bewohner dieſer Filialorte in Betracht kommt; 

4) bei allen katholiſchen Kirchen, an welchen mehr als ein Geiſtlicher angeſtellt iſt, mithin 
an Sonntagen mehrere Male Meſſe geleſen wird, und bei allen evangeliſchen Kirchen, 
an welchen auch des Nachmittags Gottesdienſt mit Predigt gehalten wird. 

Doch ift auch hier immerhin als Bedürfniß anzunehmen, daß die Kirche bei Katholiken für 

2/3, bei Evangelifchen für "ie der Kirchjpielgenofjen Hinlänglihen Raum gewährt, wenn nicht im 
einzelnen Falle bejondere Umftände eine andere Annahme rechtfertigen. 

$ 19. Eine das in 88 17 und 18 aufgeführte Maß überfteigende Frequenz des jonntäg- 
lihen Gottesdienftes dagegen wird öfters vorhanden fein bei Pfarrkirchen in Silialorten, wenn 
nicht jeden Sonntag Öottesdienit darin gehalten wird. 

Wo die Schäger eine Abweichung von der Negel für nöthig erachten, Haben fie die wirk— 
liche Frequenz des Gottesdienftes jorgfältig zu unterfuchen und den Erfund in dem Schäßungs- 
Protokoll gehörig nachzumeijen. 

$ 20. Bei der Beurtheilung der BZulänglichkeit der Größe des vorhandenen Kirchenge- 
bäudes ift die zur Zeit der Shäßung beftehende innere Einrihtung der Kirche 
nur dann maßgebend, wenn der ganze für Stühle verwendbare Raum auch wirklich volljtändig 
dazu benüßt it. Wo Diejes nicht der Fall ift, haben die Schäßer zu unterjuchen, in wie weit 
durch Beſchränkung des etwa über den nothwendigen Bedarf für Gänge verwendeten Raums, 
duch ſchicklichere Vertheilung der Kicchenftühle, durch Einrihtung neuer oder durch eine pafjende 
Vergrößerung der vorhandenen Emporbühnen oder durch jonftige zuläffige Aenderungen der innern 
Einrihtung Platz für neue Stühle gewonnen werden kann. Jedoch ijt hiebei darauf zu achten, 
daß durch die veränderte Einrichtung der firchliche Anftand nicht verlegt, und daß die erforder- 
lien Räume um die Altäre, den Taufjtein und die Kanzel freigelafjen werden, wobei insbejondere 
für evangelifche Kirchen die Sitte zu berüdjichtigen ift, daß bei der Konfirmation die Konfirmanden 
um den Altar herumgeftellt werden und bei den jonntäglichen Ratechijationen der Raum um den 
Altar und der mittlere Hauptgang, welcher deßhalb auch in kleineren Kirchen eine Breite von 
mindeſtens 6°?) Haben muß, in Anjpruch genommen wird. 

$ 22. Behauptetpder Zehentherr‘'), daß der Unzulänglichkeit des Gebäudes Durch 
eine Erweiterung defjelben abgeholfen werden fünne, jo haben die Schäßer zu unterjuchen, 
ob nad) dem Zuſtande, der Anlage und dem Style des Gebäudes, mit Rückſicht auf Größe und 
ſonſtige Bejchaffenheit des vorhandenen Bauplages, eine Erweiterung, in welchem Umfange und 
in welcher Weiſe ausführbar jei, auch wie hoch fich die Koften derjelben belaufen. — — — 

Die Dauer des Gebäudes aber ift nach der Befchaffenheit zu beftimmen, welche es durd) 
die Erweiterung erhalten würde. 





3) Nach Art. 39 Abſ. 3 des Geſetzes, betr. die | die Vertretung der kathol. Pfarrgemeinden 2c., 
Vertretung der evang. Kirchengemeinden 2c. vom | von demjelben Tage, auf fatholijcher Seite die 
14. Juni 1887 ift auf evangelifcher Seite die | Entjcheidung des Bijhöflihen DOrdina- 
Entjheidung des Evangelijden Kon- riat3 einzuholen. 
jiftoriums nad Art. 24 des Geſetzes, betr. | 


139] VI. Berfügung d. Minifterien d. Innern u. d. Kirchen: u. Schulwefeng 2c. v. 25. März 1889. 47 


Einfluß der Dauer einzelner Haupttheile einer Kirche auf die Shäßung der 
Dauer der übrigen Haupttheile. 


8 23. Wenn durch die Erweiterung oder den Neubau des Kirchenlanghaufes der Abbruch) 
oder die Verjegung des Thurmes, des Chor3 oder der Safriftei nothwendig wird und die Bau- 
lajt des Ganzen auf dem Zehenten haftet *), jo ift die Dauer diejer Theile nicht länger an- 
zunehmen, als die Dauer des Kirchenlanghaufes, wenn fie auch für fich, nach ihrem baulichen 
HBuftande betrachtet, noch eine längere Dauer verſprächen (vergl. 8 13). 

8 24. Sit die Baupfliht in Abjiht auf die verjchiedenen Theile eines 
Kirchengebäudes, Langhaus, Chor, Thurm, in der Art getheilt, daß dem Behent- 
herren !) nur der Bau eines oder einiger diejer Theile, der Bau der übrigen aber einen Andern 
obliegt, jo fommt es darauf an, ob zwijchen erjteren und leßteren ein folcher baulicher Zuſammen— 
hang bejteht, daß die Dauer jener durch die Dauer diejer bedingt iſt oder nicht. 

Im erjteren Falle muß bei Schägung der vom Hehentheren !) zu bauenden Theile auf die 
Dauer der übrigen Kücjicht genommen werden. Im anderen Falle aber liegt darin, daß dieſe 
übrigen Theile früher herzuftellen find, fein Grund, für die den Zehentheren!) angehenden Ge: 
bäudetheile eine kürzere Dauer anzunehmen, als die Schäßung nach ihrer eigenen Bejchaffenheit 
ergibt, und namentlich auch dann nicht, wenn z. DB. bei Vergrößerung eined Langhauſes von un- 
zulänglihem Raume, dejjen Baulaft nicht dem Zehentheren 9 obliegt, andere von ihm zu bauende 
Theile der Kirche nur deßhalb abgebrochen werden müfjen, um für das Langhaus den erfprder- 
lichen weiteren Raum zu gewinnen. 

S 235. Baritätijhe Kirchen. Bei paritätifchen Kirchen ift wegen der Frage, ob 
fie ihrer Beltimmung genügen, dad Bedürfniß desjenigen Confejjonstheiles 
entjcheidend, welcher da3 größere hat. 

Dabei ijt übrigens zu unterftellen, daß jeder ConfeffionsthHeil diejenigen Einrichtungen, welche 
zunächſt für den Cultus des andern bejtimmt find, jo viel thunlich, mitbenüße. 

826. Shäbkung der Dauer des Jugebäudes einer Kirche. Bei der 
Schäßung der Dauer des Ingebäudes Haben die Schäger in Beantwortung der Frage, ob der 
vorhandene Altar, die Kanzel 2c. ihrer Beftimmung genügen, nicht darauf zu achten, ob deren 
Form und Berzierung dem herrjchenden Geſchmack entiprechen, fondern lediglich die bauliche 
Beichaffenheit mit Rückſicht auf den Zweck diejer Gegenftände zu berüdjichtigen. 


2. Bfarr-, — — und Meßner-Häuſer — —. 
Ss 27. Allgemeine Beftimmung. Die für die Schäßung der Dauer der Kirchenges 
bäude gegebenen Beftimmungen finden auc bei Pfarr, — — und Meßner-Häufern — —, jo wie 


überhaupt bei allen jonftigen auf Zehenten haftenden *) Baulaften in jo weit Anwendung, als diejes 
die Aehnlichkeit der Verhältniſſe zuläffig macht und nicht in Folgendem bejondere Bejtimmungen 


gegeben jind. 
Bfarrhöfe 


8 28. Die Schäßung muß für jeden Theil des Pfarrhofes, welcher einen abgeſon— 
derten Bau bildet, abgejondert gejchehen, 3. B. für das Wohngebäude, das Waſchhaus, Die 
Stallung, die Scheuer zc. 

Auch die vorhandenen Umfafjungs- und Stügmauern, der Brunnen, das Hofpflajter, die 

Dunggrube, Mauern, Zaun und Haag am Pfarrgarten und an den Pfarrgütern find abgejondert 
u ſchätzen. 
i R 29. Bei Beurtheilung der Frage, ob die zu einem Pfarrhof gehörigen Gebäude aus dem 
Grunde, weil fie dem Bedürfniß nicht entſprechen, früher neu hergeſtellt werden müfjen, 
als die bauliche Bejchaffenheit nöthig machen würde, können zwar nicht die für einen Neubau zu 
machenden Anforderungen jtreng zu Grund gelegt werden, zumal wenn einzelne Mängel dur) 
jonftige Bequemlichfeiten erjegt find. Die Schäßer haben aber zu beachten, daß das gewöhnliche 
Bedürfniß einer Familie auf eine anftändige und zulängliche Weije befriedigt jei und die wirth— 
ichaftlihen Nebengebäude für das zur Zeit der Abſchätzung bejtehende Pfarreinfommen zureichen 
müfjen. Auch jol ein Arbeitszimmer für den Pfarrer und für jeden ftändigen Gehilfen ein Heiz» 
bares Zimmer vorhanden jein. 


3. Orgeln, Gloden, Uhren. 
$ 33. So meit die Bauverbindlichfeit des Behentbefigers ') auch auf Orgeln, Kirchen- 
gloden und Kirchenuhren fich erftredt, it die Dauer der vorhandenen Gegenſtände nach technijchen 
Gründen zu jchäßen, ohne daß deßwegen, weil eine veichere Ausjtattung wünſchenswerth wäre, 
eine kürzere Dauer angenommen werden darf. 
II. Schätung der Koften eines Neubaus. 


$ 37. Allgemeine Beftimmungen. Bei Schäßung der Koſten eines Neubaus haben 
die Schäger die Summe anzugeben, welche nach den örtlichen Preijen von Materialien und Arbeit 





4) im Sinne der Minifterialerfügungen: der Stiftungspflege bezw. der Gemeindepflege 
obliegt. 
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ein wohlausgeführtes, feiner Bejtimmung, vermöge der im Zeitpunkte der Abjchägung bejtehenden 
VBerhältniffe genügendes, im Uebrigen nach der Lage, Bauſtelle und der Beichaffenheit des 
Grundes 2c. bemefjenes Gebäude foften würde. Ruht jedoch auf dem Zehenten *) nur die Ver- 
bindlichkeit zur Wiederherftellung de3 Gebäudes in jeiner früheren Größe und Be- 
ihaffenhHeit, gleichviel, ob dafjelbe jeiner Beſtimmung nad) genüge oder nicht, fo ift die er- 
forderlihe Summe für die Wiederherjtellung eines ſolchen Gebäudes zu jchägen. 

Bon dem Baufoftenanschlag ift der Werth der Materialien des alten Gebäudes in Abzug 
zu bringen, fo weit jolcher die Abbruchskoſten überjteigt. Bei Beſtimmung dieſes Werthes it zu 
berüdfichtigen, ob die Dauer de3 alten Gebäudes wegen Unzulänglichfeit dejjelben kürzer ange- 
nommen wurde, al3 fie nach der baulichen Bejchaffenheit dejjelben Hätte angenommen werden dürfen. 


Bejondere Beitimmungen. 


1) Für Kirden. 

8 38. Größe des Langhaufjes Das Langhaus einer Kirche joll auf dem untern 
Boden und der Emporbühne zufammen, mit Ausihluß der Pläge für die Altäre, den Taufitein 
und die Orgel nebjt den nöthigen, wenigitens 3°°) breiten Gängen um diejelben, ein und einhalb- 
mal jo viel Duadratfuße?) enthalten, al3 nach den obigen Beſtimmungen für die Kirchenftühle 
nothmwendig find (vergl. 8 16 Ziff. 3. 17—20). 

8 39. BeftandtHeile evangeliſcher Kirden. Evangelijche Kirchen jollen beſtehen: 

1) aus einem Thurm, 

2) aus einem Langhaus, 

3) aus einem Chor oder wenigſtens einer Altarnifche, in welcher man den Altar jtellen 

und noch bequem um vdenjelben Herumgehen kann, 

4) aus einer heizbaren Safriftei von wenigitens 120 Duadratfuß?) Bodenfläche, 

5) aus den nöthigen Emporbühnen. Ob deren nur eine Neihe nach der Höhe, oder deren 

zwei angenommen werden jollen, hängt von der Weite und Höhe des Langhaujes ab. 

8 40. Beftandtheile katholiſcher Kirhen. Katholiihe Kirchen jollen beitehen: 

1) au3 einem Thurme, 

2) aus einem Langhaus, 

3) aus einem Chor von folder Länge, daß 

a) bei Kirchen für nicht mehr als 400 Kirchengänger von der unterjten Stufe des 
Hauptaltar bis zur oberften Stufe des Chors gegen das Langhaus eine Entfernung 
von wenigſtens 152) bleibt; 

b) bei größeren Kirchen der Chor "/s der Zänge des Langhauſes enthält; 

4) aus einer heizbaren Safriftei von mwenigjtens 200 Duadratfuß?) Bodenfläche, oder, wenn 

fih auf der andern Geite des Chors eine gleiche Paramentenfammer befindet, von 

100 Duadratfuß ?) Grundfläde; 

5) aus einer Empore nad) der Breite der Kirche. 

8 41. Höhe der Kirchen. Die Höhe der Kirche beider Confeſſionstheile richtet fich 
nach ihrem architeftonifchen Stile. Uebrigens dürfen fie in ihrem Innern bei einer Breite big zu 
40° nicht niedriger als dreißig FZuß?) fein; größere Kirchen werden verhältnißmäßig höher. 

Der innere Kirchenboden joll wenigjtens 1'/e‘?) höher liegen, als die äußere Grundfläche. 

8 42. Baumaterial. Die Kirchen werden von Stein erbaut bis unter Dach und mit 
Breitziegeln gededt. 

Die Thürme werden mit Schiefer oder glafirten Ziegeln’und Bleigräthen auf allen Kanten, 
oder auch mit einem Material nach der jeitherigen Bauart gedeckt angenommen. Die Thurmipige 
wird mit einem metallenen Knopfe und Stiefel nebjt eifernem Kreuze oder Windzeiger verjehen. 
Der innere Kirchenboden ift in ven Gängen und auf feinen freien Pläßen entweder mit Stein» 
platten, oder, wo dies bisher jchon der Fall war, mit gut gebrannten Steinen, die Böden der 
Stühle aber find auf trodener Auffülung mit Holz, worunter die nöthigen Luftzüge anzubringen 
find, zu belegen. 

845. Mobilienausftattung Die Mobilienausftattung der Kirchen wird, je nad) 
dem Ritus der Gemeinde, nicht prächtig, aber auch nicht ärmlich, fondern anftändig angenommen. 
Das Geitühl wird entweder ganz von hartem Holze berechnet oder don ftarfem weichem Holze, 
und an den Brüftungen und den Stuhldeden längs der Gänge und freien Pläße mit Delfarbe an- 
gejtrichen. Ueberhaupt muß aller innerer Holzanftrich, mit Ausnahme des Anſtrichs der Vertäfelung 
der Dede, von Delfarbe fein; die Wände müfjen glatt, die Dede ebenfall® glatt verpuzt oder ver- 
täfelt werden. 

Sofern fih die Bauverbindlichkeit des Zehentheren !) auch auf Orgeln, Kirchengloden und 
Kirchenuhren erftrect, ift für die Schäßung der Koften der neuen Anjchaffung der feitherige Be— 
ftand maßgebend. 


2. Für Bfarrhöfe, Raplaneien und Helferhäufer. 
5 44. Pfarrwohnungen, Kaplaneien und Helferhäufer follen in der Regel aus 4 heizbaren 


Zimmern, 2 Kammern, Küche nebjt Speijefammer, einer Holzlege, einem Bretterverichlag unter 
Dach und weiterem Dachraum beftehen. 
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Bei evangelifchen Pfarreien und Helfereien, welche zu den mittleren oder höheren Dienften 
gehören, find zwei weitere unheizbare Zimmer anzunehmen. 

Für jeden Dienftgehilfen, welchen der Pfarrer ftändig zu halten verpflichtet ift, wird ein 
weiteres heizbare3 Zimmer gerechnet. 

Das Erdgeſchoß des Wohnhaufes erhält einen gemwölbten Keller von mindeftens 450 Qua— 
dratfuß ?) Bodenflähe. Die Stodhöhe wird in der Regel zu 10—11'?) im Lichte angenommen. 
Außerdem ift eine Wafchküche und bei Pfarreien in Landgemeinden, welche feinen Gemeindebad- 
ofen haben, ein Badofen zu berechnen. Da, wo jchon bisher ein Brunnen vorhanden ift und mit 
den Gebäuden zu unterhalten war, ift auch künftig auf einen jolchen zu rechnen. Die Bauarbeiten 
find im Stil und in der Ausführung des vermöglichen Mittelftandes anzunehmen, ohne daß jedoch 
in Landgemeinden und kleineren Städten die gefteigerten Anforderungen in großen Städten zu 
Grund gelegt werden dürfen. Aller nöthige Holzanftrich muß in Del fein. Tapeten und Anftrich- 
arbeiten oder Malereien auf Wände und Deden bleiben von dem Anfchlag ausgejchloffen (VBerord- 
nung vom 28. November 1820). 

8 45. Bei iſolirt (nicht in der Hänferreihe) ftehenden Pfarrhäufern wird der Hof mit einer 
6’?) Hohen Mauer oder mit einem Zaun gefchloffen angenommen, je nachdem nämlich bisher ſchon 
eine Mauer oder Zaun vorhanden waren. SHofpflafterung fol nur in jo meit zum Neubau bes 
rechnet werden, al3 fie bereit vorhanden oder dringend nothwendig ift. 

Wo es der Oekonomie wegen nöthig ift, joll eine gemauerte Dunggrube, andernfalls eine 
Abfallgrube berechnet werden. 

8 46. Wo bisher zum Pfarrhof ein Küchengarten gehörte, wird deſſen bisherige Umfaſſungs— 
ia Anrechnung gebracht; der etwa jchuldige Beitrag des Nutznießers iſt hiebei beſonders an— 
zuſchlagen. 

Grund- und Teraſſenmauern, wo ſolche dermalen vorhanden ſind, kommen auch bei Berech— 
nung des Neubaus in Anſchlag, und unter gleicher Vorausſetzung Thor und Thüren. 

47. Auch wo der Pfarrer nach der Art ſeines Pfarreinkommens nicht in der Lage iſt, 
Landwirthſchaft zu treiben, ſoll ihm doch auf dem Lande da, wo ſchon bisher ſolche Gelaſſe vor— 
handen waren, Stallung und Futterraum für 2 Stücke Rindvieh, einen Anbindling und 2 bis 3 
Schweine, ferner für einen Kleinen Geflügelbeitand berechnet werden; endlich Stroh» und Futter: 
raum und Fruchtboden für die Naturalien, die er auf ein volles Jahr in die Haushaltung und 
jonftige Oekonomie braucht. 


3. Kür — — Meßnerwohnungen. 
8 49. Für eine — — Mehnerswohnung find 2 Heizbare Stuben, 2 Kammern, 1 Küche 
und ein Bretterverfchlag unter Dach in Unrechnung zu bringen. 


Außerdem fol die Wohnung den nöthigen Keller, Holzplag und Bodenraum unter Dach 
enthalten, ferner Stallung für 2 Stüde Nindvieh, einen Anbindling, für 2 Schweine und für einen 
mäßigen Oeflügelbeitand. 

— — Meßnerswohnungen auf dem Lande in Orten, in welchen fein Gemeindebadofen be- 
fteht, erhalten außerdem einen Badofen. 


IV. Schähung der Dauer der Tünftigen Gebäude. 

8 50. Bei der Schäßung der Dauer des Fünftigen Gebäudes ift davon auszugehen, daß das 
Bauweſen, wie e3 für die Schäßung der Kosten des Neubaus projeftirt wurde, nach der herfömmlichen 
Weife zu bauen und nach den Verhältniffen der Dextlichkeit und des Klimas tüchtig ausgeführt 
wurde, jeiner Beſtimmung vollfommen entjpricht und. gut unterhalten wird. Eine Abkürzung der 
Dauer de3 Neubaus wegen Unzulänglichfeit des Gebäudes für jeinen Zweck kann daher bei diejer 
Schäßung nicht vorkommen; vielmehr muß die Dauer des Neubaus nad) der bei bejtimmungs- 
mäßigem Gebraud) ftattfindenden Abnügung, nach der Haltbarkeit des Gebäudes vermöge feiner 
Bauweiſe und des verwendeten Materials und nach den Einflüffen der Dertlichteit und des Klimas 
beurtheilt werden. 

Auf Zerftörung durch Brand und ähnliche Ereigniffe ift Feine Aiückficht zu nehmen ; eben fo 
wenig auf die Möglichkeit der Verlängerung der Dauer durch theilweifen Neubau. 


Beilagell. 


Schäßungs-»rofokolle. 
A. Ueber die Verbindlichkeit zum Yenbau der Kirche in N. 


Nach der erhaltenen Mittheilung find Gegenftand des Schäßungsverfahrens: 

a) die prinzipale Verbindlichkeit, die Kirche zu N., mit Ausschluß des Thurms nad) Be: 
dürfniß zu erweitern, und im Falle das Gebäude in Abgang fommen follte, dafjelbe 
neu zu erbauen, 

b) die Laft der Anſchaffung und Unterhaltung der Kirchenuhr nebft Zugehörde. 


Friedberg, Verfaſſungsgeſetze. II, Erg.-Band, Wilrttemberg, 4 
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Zu allen hiebei vorkommenden Baulichkeiten haben die Parochianen herfömmlich die er- 
forderlichen Hand- und Fuhrdienfte unentgeltlich zu leiften. ’ 

Die unterzeichneten Schäßungsmitglieder Haben nun am .... diefes Monats das fragliche 
eier genau unterfucht und hiebei alle zur Vornahme der Schäßungen erforderlichen Notizen 
erhoben. 

Das Ergebniß der Unterfuchungen ift Folgendes: 


I. Die Kirche. 


Die Kirche beiteht aus Langhaus, Chor, Safriftei und Thurm, welche nach gothiicher Bau- 
art Schon vor langer, diefjeitS nicht näher befannter Zeit erbaut worden find. 

Das Langhaus hat 22,9 m Länge, 14,5 m Breite im Lichten und wird durch 2 Reihen von 
je 4 PBfeilern in 3 Schiffe abgetheilt. Das Mitteljchiff ift an beiden Enden je 0,45 m länger als 
die Seitenjchiffe, im Lichten 6,3 m breit und etwa 8,6 m Hoch, mit flacher Dede verjehen. Die 
Geitenjchiffe find je 3,5 m im Lichten breit, das Dach derjelben bildet zugleich ihre Dede, wes— 
halb je Lichthöhe ungleich ift, und an den Freipfeilern 6,3, an den Umfafjungswänden nur 
4,6 m beträgt. - 

Eine Empore ift nicht vorhanden; die Orgel befindet fich auf dem erſten Gebälfe des Thurms, 
in welchen zu dieſem Zwecke gegen die Kirche Her eine große Deffnung angebracht wurde. 

Außer dem Eingang unter dem Thurm führt in der jüdlichen langen Seite noch ein zweiter 
Eingang mit 3,5 m langer, 2,3 m breiter Vorhalle in die Kirche, deren Boden 0,6 m über dem 
äußern Terrain erhöht Liegt. 

Die Kanzel ift auf einer Seite beim Eingang in den Chor angebracht. 

Die Pfeiler des Kirchenjchiffes und die Spitzbögen über denjelben, jämmtliche architeftonijche 
Ölieder, die Fenftereinfafiungen, die Bedeckung der Giebel und Strebepfeiler und der Taufitein 
find in Haufteinen, da3 übrige Mauerwerk ift mit rauhen Steinen, übrigens jchichtenmweije, jolid 
hergeftellt und außerhalb verblendet. Die Mauern des Langhaufes Haben eine Dide von blos 
0,6 m; diejelben find aber nach außen mit ftarf vortretenden Strebepfeilern verjehen. Die Wände 
im Innern find glatt vergipst und die Deden nach älterer Weije mit Holz verkleidet. 

Das mit einem Hängemwerf verjehene, vom Thurm aus zugänglihe Dach des Mittelichiffes 
it von tannen Holz fonftruiet, und ſämmtliche Dächer find mit gewöhnlichen Breitziegeln bedeckt. 

Die Kirchenftühle gewähren Raum für 750 Berjonen, ihre Seitendeden beftehen aus eichen 
Holz; alle übrigen Theile, fowie auch der Fußboden, tHeil® aus forchen, theils aus taunen Holz. 

Außer dem mittleren Gang von 1,5 m Breite find recht3 und links noch) 2 Gänge von 
0,85 m Breite angebracht, und diefe, jowie die freien Pläfe am Taufitein und im Chor, mit 
Sandfteinplatten belegt. 

Die Kirchenthüren find von eihen Holz hergeftellt, Dachrinnen und Bligableiter fehlen. 

Die Grundfläche des Chors bildet ein Nechtel von 5,3 m Länge und 4,3 m Breite. Die 
Höhe beträgt etwa 7,8 m. An der Hintern Geite ift der Altar und an beiden Nebenfeiten find 
große Fenfter angebracht. Der Boden liegt 0,45 m höher al3 der Kirchenboden. 

Die Safriftei befindet fich in der Ede neben Kirche und Chor; folche ift 2,9 m lang, 2,6 m 
breit und 3,1 m hoch, mit einer äußern, einer innern Thüre und einem Fenfter verjehen, und mit 
einem Pultdach bededt; ihre äußern Wände bejtehen aus 0,45 m ftarfem Mauerwerk. 

Der Thurm, von außen 4,3 m lang und breit, fteht mitten an der vordern Giebeljeite der 
Kirche, ift am Mauerwerk 14,5 m hoch, mit einem achtedigen, etwa 10,3 m hohen pyramiden- 
fürmigen Dache verjehen und mit glafirten Ziegeln eingededt. Derjelbe ift mit Strebepfeilern ver- 
jehen und hat auf dem erften Gebälfe ein großes, in den meitern Stockwerken aber je 2 fleinere 
gothiſche Fenſter. Das Uhrwerk befindet jih auf dem zweiten und die Gloden find über dem 
dritten Boden aufgehängt. Man gelangt Hiezu auf einer fteinernen, außerhalb angebrachten 
Wendeltreppe. 

Sämmtliche vorbejchriebene Baulichkeiten befinden ſich größtentheil3 in einem guten Zus 
ftande. Die Mauern zeigen feine Riffe, fie find nirgends gewichen, und es läßt fich auch am 
Dache des Mittelichiffs und Chors feine Einſenkung bemerken. Nur das Holzwerf an den Kleinen 
Dächern der Seitenſchiffe jcheint infolge unterbliebener rechtzeitiger Ausbefjerungen durch Näffe 
gelitten zu Haben. 

Das Langhaus, Chor und Safriftei veriprechen von jegt an noch eine Dauer von 180 Jahren. 

(Wäre die Dauer des Langhaufes, des Chors und der Sakriſtei je nach ihrer Bejchaffenheit 
nicht glei lang anzunehmen, jo müßten auch ihre Koften je abgejondert gejchäßt werden. Ebenjo 
wäre auch der Thurm bejonderd anzujchlagen, wenn deſſen Baukoſten 2c. gleichfalls ermittelt 
werden müßten.) 

Der Koftenaufwand für eine neue, den gegenwärtigen Bevölferungsverhältniffen entiprechende 
Kirche mit den hiefür vorgefchriebenen Räumlichkeiten berechnet ſich annähernd auf 50 000 M., 
und es wird diejelbe eine Dauer von 500 Jahren gewähren. 

Der Werth des Material3 vom alten Gebäude belauft fich, nach Abzug der Abbruchskoften 
auf 600 M., nach deren Abrechnung als Bauſumme noch bleibt 49400 M. 

An diefer Neubauſumme trifft es für Hand- und Fuhrfrohndienſte 5200 M., Reft der Baus 
jumme 44200 M. 
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Hinfichtlih der Orgel, Kanzel, des Taufſteins, Altar und der Kirchenftühle, welche nach 
dem oben Borgetragenen bejonders zu jchäßen find, ift Nachftehendes zu bemerken. 


: Die Orgel 
befteht aus 10 Regiftern, die auf das Manual und Pedal fo vertHeilt find, daß auf erfteres 7, 
auf le&teres aber 3 Negifter fommen. 4 derjelben find ganz von Zinn und 6 theild von Hinn, 
größtentheil3 aber von Holz gefertigt. Ihr geitemmter und mit vergoldeten Verzierungen ver— 
jehener, mit Delfarbe angeftrichener Kaften von weichen Holz ift 4 m lang oder breit, 1,15 m 
tief und 4,6 m hoch. Die Klaviatur ift zum Vorwärtsſpielen gerichtet und mit einem Sitze ver— 
jehen. Die 3 Blasbälge befinden fich Hinter dem Werk. 

Die ganze Orgel befindet fich in der Hauptjache noch in gutem Zuftande. 

Die Dauer der Orgel iſt noch auf 140 Jahre zu jchägen, nach welcher Zeit die Anſchaffung 
einer neuen 1760 M. often, während aus der alten ein Erlös von 520 M. zu erzielen fein wird. 
Bleibt alſo 1240 M. 

Hieran für Hand» und Fuhrfrohnen 10 M. 

Nach diefer Zeit wird alsdann die Orgel je in 200 Fahren wieder zu erneuern fein. 


Dieabhtedige Kanzel, 

zu der eine 10 Stufen hohe geftemmte Treppe mit forchenen Tritten, eichenen Zargen und einem 
Stafetengeländer führt, ijt theil3 von Tannen- theils von Lindenholz geftemmt, unterhalb und in 
den Füllungen, jowie an der Schalldede mit gejchnigten Verzierungen verjehen, am Holz noch ganz 
gut bejchaffen und nur an dem Anftrich und dem vergoldeten Schnitzwerk etwas abgerieben. 

Sie mag noch 180 Fahre lang benübt werden können. 

Würde fie nach diefer Zeit wieder eben jo neu hergeftellt werden, jo dürfte der Aufwand 
hiefür 180 M., der Werth der Abbruchstheile etwa 12 M. betragen. Reſt 168 M. 


Dernohgutbejhaffene Taufftein 


befteht aus hartem feinförnigem Sandftein. Bei dem nächiten Neubau der Kirche nach 180 Jahren 
wird er das nächftemal durd einen neuen zu erjegen fein und jpäter wieder je nach 500 Jahren 
und zwar jedesmal für 50 M. 


Der Altar 


fteht auf einem Sodel und einer Erhöhung von 3 Stufen mit oberer Ruhebank (Podium) von 
Eichenholz, innerhalb des hölzernen Sodels und der geſtemmten Bekleidung, darüber und Hinter 
dem Antependium aus einem Mauerjag mit einer Werkfteinplattenbededung unter dem Altartiich, 
der 2,7 m Länge und 1 m Breite hat. 

Das Holzwerf des ganzen Altars ift marmorähnli gefaßt und gefirnigt, und an den ge— 
Ihnigten Verzierungen und einzelnen ©efimsftäben auf Delgrund vergoldet. Er fann noch 180 
Sahre lang erhalten werden. 

Nach diefer Zeit wird feine Neuherjtellung 1300 M., nach Abzug des Werthes der alten 
Theile mit 80 M. aber noch 1220 M. Foften, und jeine Dauer von einer Erneuerung bis zur 
andern 500 Fahre betragen. 

* An dieſer Summe betrifft es die Hand- und Fuhrfrohnen 40 M. Reſt der Bauſumme 
1180 M. 


Die Kirchenſtühle 
haben tannene Böden auf eichenen Lagern, eichene Seiten- und forchene Zwiſchendecken, theils 
forchene, theils tannene Fuß-, Sitz- und Lehnbänke von Zweilingen, nebſt hintern Lehnbrettern. 
Sie ſind luftig und trocken geſtellt, feſt verbunden und bis auf einzelne Fußbänke noch gut be— 
ſchaffen. Sie können daher wohl noch 180 Jahre lang erhalten werden. 

Nach dieſer Zeit wird ihre Neuherſtellung 1440 M. koſten, und nach Abzug des Werths der 
alten Theile von 280 M. noch 1160 M. 

Dieſer Aufwand wird immer je nach 250 Jahren wiederkehren. 

An der Neubauſumme betrifft es die Frohnen 40 M.; Reſt der Bauſumme 1120 M. 

Wenn auch die Glocken und ihr Stuhl einzuſchätzen wären, ſo hätte dies auf folgende Art 
zu geſchehen: 

Auf dem Thurme hängen 4 Glocken von gewöhnlichem Glockenmetall, wovon die kleinſte 
an dem untern Bord oder an ihrer Mündung 0,75 m Durchmeſſer und ca. 245 Kilo, ihr eiſerner 
Klöppel aber 8 Kilo im Gewicht hat. f 

Diefe Glode wurde zwar erjt im Jahre 1801 gegofjeu; fie Hat aber von unten auf an einer 
urjprünglich etwas rauh und mangelhaft gegofjenen Stelle, neben welcher bisher der Klöppel an- 
ichlug, einen 20 cm langen Riß, der fich oberhalb auf 2 Seiten gabelföürmig noch 9—12 cm weiter 
fortjegt, jo daß fie unbrauchbar tft, und alsbald umgegojjen werden muß; 

Bei diefem Umguß wird, wegen 10 Prozent Fenerabgang, der neue Metallzuſatz ſammt 
Formen und Gießerlohn koſten, da die neue Glode die Größe der alten behalten joll, 98 M., das 
Umgießen des übrigen Metall3 und die Zurichtung des Klöppels nebſt dem Beſchläg 96 M. Thut 
zufammen 194 M. Die Hand- und Zuhrdienjte find anzufchlagen zu 6 M. 

4* 
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Nachdem diefe 245 Kilo ſchwere Glode tadellos umgegofjen fein wird, mag ihre Dauer 
immerhin wenigſtens 300 Jahre betragen. 

Die zweite Glode hat beinahe 0,86 m unteren Durchmeſſer und 445 Kilo im Gewidt. 

Die dritte 1 m Diameter und . na N RT RD Yale Pak 

Die vierte 12m „ NE a ——— 

zuſammen 2395 Kilo im Gewicht. 

Diefe 3 Glocken wurden alle gleichzeitig jchon vor 160 Fahren jehr fauber gegofjen und 
haben fich ſeitdem al3 fo gut und dauerhaft erprobt, daß fie bei einer jorgfältigen Erhaltung ihres 
Stuhls und Beichlägs ebenfalls wohl noch weitere 300 Jahre ausdauern mögen. 

Nach 300 Sahren wird das Umgießen der 3 größeren Gloden jamt Yeuerabgang und Be— 
\arag a 1920 M. und, nah Abzug der Hand- und FZuhrdienite im Betrage von 40 M., noch 


Der Glockenſtuhl ift von gefunden, ftarfem Eichenholz ſehr dauerhaft gefertigt und feſt mit 
Eijen verbunden. Er ift, mit Ausnahme dreier Schwellenvorföpfe und Bug-Zapfen darauf, die fich 
nahe bei den Schallläden befinden und etwas von Fäulniß angegriffen find, noch gut beichaffen, 
und kann daher bis zu feiner nächiten Neuherftellung wohl noch 180 Jahre erhalten werden. 

ach diejer Zeit wird feine gute Neuherftellung 880 M., und nach Abzug von 96 M. für 
das alte Material noch 784 M. und nah Abzug der Frohnen mit 64 M. noch 720 M. Eoften. 

Die Zeit feiner Dauer von einer Neuherftellung bis zur andern wird 250 Jahre betragen. 


II. Die Kirchen-Ahr. 


Die Uhr befteht aus 3 Hauptwerken, nämlich einem Gehwerk, einem Stunden- und einem 
Vierteljtunden-Schlagmwerf, ſowie aus 2 Zifferblättern mit Zeigerwerk und aus einem Gehäufe. 

Das Uhrwerk jelbft ift über 140 Jahre alt und in einem Zuftande, welcher keine viel längere 
Dauer mehr gewährt. Die HZifferblätter find von Holz und bereits jehr jchadhaft. 

Das ganze Werk wird in 10 Sahren zu erneuern fein. 

Eine neue Uhr mit 2 Bifferblättern koſtet ſamt Gehäus 840 M., und es ift deren Dauer 
auf 200 Fahre zu berechnen. Die alten Materialien werden vorausfichtlich werthlos oder doc dem 
Uhrmacher ohne bejondere Aufrechnung zu überlaſſen jein. 

Die bei Aufftellung der Uhr vorkommenden Fuhr- und Handdienfte berechnen fich auf 
4 M. und find von der Neubaufumme abzuziehen, wonach fich der Werth der Leiftung auf 836 M. 
vermindert. 


B. Ueber die Verbindlichkeit zum Weuban der Pfarrgebäude in N. 


Nach erhaltener Mittheilung ift Gegenstand des Schäßungsverfahrens: 

Die Verbindlichkeit zum Neubau des Pfarchaufes in N. mit Wajchfühe, Scheuer und 
Stallung, Hof und Gartenzaun. 

Bu allen hiebei vorkommenden Baulichfeiten haben die Barochianen herkömmlich die erfor- 
derlichen Hand- und Fuhrdienfte unentgeltlich zu leiften. 

Die unterzeichneten Schägungsmitglieder haben nun am .. . dieſes Monat die fraglichen 
Bauten genau unterjucht und hiebei alle zur Vornahme der Schäßungen erforderlichen Notizen 
erhoben. Das Ergebnif iſt folgendes: 

Da3 Wohnhauspdes Geiftlihen ift 12,6 m lang, 10,9 m breit, Hat einen 0,6 m 
hohen Sodel von Stein und 2 Stockwerke, das untere von 2,90 m, da obere von 2,60 m Höhe 
im Licht, und ein 5,5 m hohes Giebeldach. 4 

Der untere, oder Stod zu ebener Erde ift mit 0,6 m ſtarken Umfafjungswänden von Sand- 
fteinmauermwerf und neben den Feuerwandungen mit hölzernen Zwiſchenwänden Fonftruirt. Die 
a und Fenftergeftelfe in den erjteren, jotwie die Treppen vor dem Haufe beftehen aus Hau- 
teinen. 

Diefer Stod enthält ein heizbares und ein nicht Heizbares Zimmer, Badküche, Speijefammer, 
Holzlege und Abtritt. Das Gebälf von Tannenholz ruht auf eichenen Mauerlatten. 

Der obere oder zweite Stod, in welchem 3 heizbare, 1 unheizbareg Zimmer, Küche und 
Abtritt eingerichtet find, Hat durchaus geriegelte Fachwerkswände von tannen Holz, nur zu den 
Schwellen der Umfafjungswände ift, wie an 2 Stellen bemerkt werden kann, eichen Holz ver- 
wendet worden. 

Der untere Dachraum ift im Licht 2,3 m Hoch, ohne Zwiſchenwände, duch Fenfteröffnungen 
an beiden Giebeljeiten und 4 Dachläden beleuchtet. Die Dachkonftruftion bejteht aus Tiegendem 
ohne Schwellen. Der obere Dachboden ijt ebenfalls frei und hat 2 runde Fenſter an den 

iebeln. 

Unter dem Gebäude befindet fih ein 7,1 m langer, 4 m breiter, in der Mitte 2,6 m hoher, 
gemwölbter Keller von gejpißten Gteinen. Die Kellertreppe ift von gebrannten, auf die hohe Kante 
gejtellten Steinen hergeſtellt. 

Das Mauerwerk ift im Keller von noch ganz guter Beichaffenheit, im Sodel dagegen zeigen 
fi) viele vermwitterte Steine. Das Stodgemäuer läßt Feine Verwitterung und auch feine Ab- 
weihung vom jenkrechten Stand wahrnehmen; es befindet fich übrigens in der Mitte der nörd- 
lichen Giebelmauer ein Riß, der vom Sockel aufwärts in ſchiefer Richtung 1,5 m lang iſt und an 
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beiden Mauerflächen bemerkt wird. Das Niegelgemäuer fowie das Plattendach find vorſchrifts— 
mäßig unterhalten. 

Was die Bejchaffenheit der Zimmermannsarbeiten an dem Pfarrhauſe betrifft, jo find an 
einigen, Senjterriegeln, Sparren und Dachlatten Spuren von Fäulniß wahrgenommen worden. 
Sämmtliches Holz hat die erforderliche Stärfe und ift, fo viel bemerft werden kann, mit Aus— 
nahme der erwähnten Defekte, in gutem Yuftande. 

Die Zeit der Erbauung des Pfarrhaufes ift nicht befannt; e3 wird nach gründlidher Er- 
mwägung feiner dermaligen baulichen Bejchaffenheit noch einen Zeitraum von 90 Jahren ausdauern, 
wenn eine jorgfältige Unterhaltung ftattfindet. 

Mit dem Neubau des Pfarrhaufes, die vorgejchriebenen" Räumlichkeiten enthaltend, wird 
nach den jegigen Preifen der Baumaterialien und Taglöhne im ganzen ein Koftenaufwand von 
14400 M. verbunden fein. 

Der Werth der Fuhr- und Handdienfte berechnet fich hiebei auf 1500 M., daher der Auf: 
wand noch 12900 M. beträgt. Das neue Haus verjpricht eine Dauer von 280 Sahren. 

Der Werth des alten Material, nach Abzug der Abbruchskoften wird zu 320 M. geſchätzt, 
welcher von dem le&teren Aufwand abzuziehen ift. 

Die Waſchküche fteht abgejondert vom Wohnhaus, in der nördlichen Ede des Hofes, ift 
außen 5,2 m lang, 3,8 m breit und im Licht, 2,6 m Hoch, mit einem Satteldach bededt. Die 
Wände find von Bruchiteinen 0,43 m ftarf erbaut und in feinem guten Zuftande, was auch mit 
Ausnahme zweier gut bejchaffener Fenftergitter bei allen übrigen Theilen des Gebäudes der Fall ift. 

Die Dauer desjelben beträgt noch 20 Jahre. 

Eine neue Waſchküche wird koſten 860 M., mworunter 90 M. für Fuhr- und Handdienfte; 
der Materialwerth des alten Baues ift 30 M., die Dauer des neuen 200 Jahre, hienach der Neu: 
bauaufwand 740 M. 

Die Scheuer und die Stallung befinden fih unter Einem Dache und Haben eine 
Zänge von 13,8 m und eine Breite von 10 m. Die Höhe bis unter das Gebälfe beträgt bei 
erjterer 44 m. Der Stall ift 25 m hod. Das Gebäude ijt, mit Ausnahme des jteinernen 
Sockels, ganz von Holz erbaut. Das Dach Hat Halbe Welben, ift bis zum Firſt 5,2 m Hoch und 
mit liegendem verjchwelltem Stuhl mit Kehlgebälfe Fonftruirt. Das Hauptgebälfe ift über dem 
Barn und dem Stalle ausgewechjelt. Barn, Tenne und Stallung haben eine gleiche Breite von 
4,4 m im Lichten, das letztere Gelaß Hat jedoch nur die halbe Breite des Gebäudes zur Länge. 

Das Sodelgemäuer ift von guter Bejchaffenheit, auch läßt fich dafjelbe von den Umfaſſungs— 
wänden de3 Haufes angeben. Das Dachwerf dagegen Hat wahrjcheinlich infolge der Auswechſe— 
lungen nothgelitten, indem die Sparren in den 2 äußeren Bundmweiten ftarf eingefchlagen find. Es 
jcheint auch feine bejondere Aufmerffamfeit auf die Unterhaltung des Ziegeldachs verwendet worden 
zu jein, weil mehrere Balkenköpfe und Sparren ftarke Fäulniß zeigen. 

ch Unter dieſen Umſtänden wird die Dauer des Scheuern- und Stallbaues auf 54 Jahre 
geſchätzt. 

Der Neubau erfordert mit den zu 520 M. berechneten Hand» und Fuhrdienſten, eine Summe 
von 5120 M., ohne die Frohnen 4600 M. und wird die Dauer von 200 Fahren gewähren. 

Der Werth der Materialien de3 alten Baues, nach Abzug der Abbruchskoften, iſt 160 M., 
Neft der Baufumme 4440 M. 

Der Shmwein- und Geflügeljtall im Hofe des Pfarrers ift außerhalb 5,6 m lang 
und 2 m breit, im Licht 1,6 m Hoch bis an das Dachgebäll; über diefem aber noch mit einem 
0,72 m hohen Knieftod, nebit 1,5 m hohen Pultdach verjehen, das mit Breitziegeln eingededt ift. 
Seine Umfaffungswände ruhen auf 3,5 m allweg ftarfen Sandfteinguäderchen und beftehen aus 
Eichenholz mit eingejchobenen Dielen, wie die 2 Zwiſchenwände, wodurch der Stall in 3 Abthei— 
lungen geſchieden, deren eine als Gänſe- und Entenjtall benügt wird. 

Der Dachraum ift getäfert und dient als Hühnerftall. 

Diejes Gebäude ift, mit Ausnahme der etwas von Fäulniß ergriffenen Schwellen und des 
ihadhaften Bretterbodens im Geflügelitall, noch gut bejchaffen, und verjpricht daher noch eine Dauer 
von 25 Jahren bi3 zu jeinem nächſten Neubau. 

Nach diefer Zeit wird fein Neubau Toften 240 M., und nad Abzug des Werthes der alten 
Materialien mit 24 M. noch 216 M., worunter für Fuhr- und Handlangerlöhne 22 M. begriffen 
find, jo daß nach deren Abzug noch eine Baufumme von 194 M. verbleibt. 

Bon einem Neubau bis zum andern ift fodann ein Zeitraum von I0 Jahren anzunehmen. 

Neben dem Pfarrwaſchhaus befindet fich ein 7 m tiefer, im Lichte 1,15 m weiter PB um p- 
brunnen, defien Schacht zylinderfürmig nach dem Fugenfchnitt, dauerhaft mit gejpigten Bruch: 
fteinen ummauert, und welcher mit forchenen Teicheln, einem Brettergehäug nebſt Dielendedel, auch 
einem fleinen fteinernen Trog verjehen, auch in allen feinen Theilen noch gut bejchaffen ift. 

Der Brunnen verfpricht noch eine Dauer von 200 Jahren, nach welcher Zeit jeine Neuher- 
ftellung 320 M. foften und dann je 300 Fahre lang ausdauern wird. 

Im Hofraum find bei deffen Einfahrt und in der Dunglege, ſowie um die Gebäude 
und den Brunnen, ca. 1 a 23 qm mit harten Steinen gepflaftert, wovon etiva der jechste 
Theil in der Nähe des leßteren, jowie unter dem Trauf und .bei der Bußjteinröhre des Wohn- 
haufes jchadhaft, die übrige Fläche aber noch gut bejchaffen tft. Der weitere Hofraum ift mit 
einem einfachen, gut erhaltenen Gteinbeichläg verjehen, das nahe an 1 a 48 qm mißt, 
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Beides kann noch 50 Jahre erhalten, nad) diefer Zeit aber muß das ganze Pilafter mit 
meiften3 neuen und den befjern alten Steinen erneuert werden, mas 240 M. und abzüglich der 
Hand: und Fuhrdienite mit 60 M. noch 180 M. koſten wird. 

Für die fünftige Dauer des neuen Pflafters find je 100 Jahre anzunehmen. 

Längs der Straße ift der Pfarrhof mit einer, außer dem Grunde verglichenen, 2,15 m 
hohen, zweihäuptigen Mauer von lagerhaften, harten Kalkiteinen umgeben, die auf 0,52 m Dice, 
wohl verbunden und mittel® 9 cm ftarfen, glatt behauenen 0,7 m breiten guten Werkjteinplatten 
bedeckt, auch beiderjeit3 mit einem rauhen Kellenwurf verjehen tft. 

Sn diefer 39 m langen Mauer befindet fih ein Hofthor und eine bejondere Eingangsthüre 
bon glatt gehobelten ftarfen Brettern, deren Pfeiler am Gemäuer mit Sandjteinguadern gefaßt 
find. Mit Ausnahme einiger verjchieferten Dedplatten und des unterhalb etwas vermwitterten rauhen 
Beftrich3 ift die ganze Mauer jammt Thor und Thüre noch gut bejchaffen. 

Die Mauer jelbit dauert jegt noch 160 Jahre, und Eoftet alsdann von neuen und alten 
Steinen 440 M. und abzüglich der Frohnen mit 72 M. noch 368 M., und wird je nach) 250 Jahren 
um die gleichen Koften wieder zu erneuern jein. 

Der Gemüfjegarten des Pfarrer3 neben dem Hof ift gegen diejen und längs der Straße 
ebenfalls mit einer ſolchen Mauer nebſt einer Thüre verjehen, deren Koften auf die gleiche Art 
zu berechnen find; die 2 andern Seiten desjelben aber haben einen zujammen 52 m langen, 1,5 m 
hohen Zaun von 0,15 m alfweg ftarfen, eichenen Pfoten, die 2,2 m weit auseinanderjtehen und 
im Boden angebrannt find, nebſt eichenen Rahmſchenkeln und 1,45 m hohen gehobelten tannenen 
Zatten, die unten auf rauh gefügten Segplatten ruhen und oben mit einer Dedplatte verjehen find. 
An diefem Zaun find die Rahmſchenkel und Latten dreier Fächer jchadhaft, alle übrigen Theile 
aber noch gut bejchaffen. 

Bis zu feiner nächſten Neuherftellung wird e3 noch 18 Jahre anftehen, und diefe dann im 
Ganzen boſten mebit Chüre dessen DT MIR 66 

Hievon geht aber der Werth der alten Materialen nach Abzug der Ab- 


heucaatoftenimmiki neun emmo= fine RIO ae AAN a le 20 M. 
und der Werth der von der Gemeinde zu Leiftenden Frohnen mit la HRZAN 
zujammen 44 „ 
bleiben alfo nd ». :. . .... 2312M. 


Diefer Aufwand wird dann je nach 30 Fahren mwiederfehren. 

Außer dem Gemüfegarten neben dem Haus gehört zur Pfarrei auch noch ein Baum- und 
Grasgarten Hinter der Scheune, der mit einem gut unterhaltenen lebendigen Haag von Weiß- und 
Schwarzdorn nebjt Haagbuchen eingefriedigt, zunächſt der Scheune aber mit dem Einfahrtsthor 
und einer Nebenthüre von eichenen LZatten und Rahmſchenkeln verjehen ift, die an 3 guten Säulen 
von hartem Sandſtein angejchlagen find. Die ſchwächeren Gefträuchparthien find an eingejchobenen 
tannenen Stangen und Stogen geheftet. 


Wenn dieje3 Haag gut unterhalten und ergänzt wird, fo darf es nie mehr ganz neu Hers 
gejtellt werden. 


(Ergänzung der Tafel.) Sollte hie und da eine abgeſchätzte Zeitperiode in einer an- 
dern Zahl ausgedrückt werden, als in einer ſolchen, deren letzte Ziffer O oder 5 ift, fo verfährt 
man wie folgt: ß 

1) Beträgt der geſchätzte Zeitraum mehr als 50 Fahre, jo nimmt man ftatt der angegebenen 
Zahl diejenige Zahl der Tafel, welche jener am nächiten fommt. So ift 3. B. ftatt 81 und 82 
die Zahl 80, ftatt 83 und 84 aber 85 zu nehmen; ebenſo tritt 85 an die Stelle von 86 und 87; 
für 88 und 89 gilt 90. Auf jolche Art kann der Unterjchied zwiſchen der Zahl der Schägung und 
der der Tafel höchjtend 2 Jahre betragen. 

2) Beträgt der gejchäßte Zeitraum weniger als 50 Jahre, und hat die Schätzungs-Commiſſion 
Grund, auf genauer Einhaltung der von ihr ausgejprochenen Zahl zu beharren, jo kann man fich 
durch leichte Ergänzungsrechnungen helfen. 

In der Discontirungstafel find zu Anfang die einzelnen Jahre von 1 bi3 5 aufgenommen. 
Soll nun eine Summe 3. B. auf 12 Jahre discontirt werden, jo iſt dies ebenjoviel, als ob die 
bereit3 auf 10 Fahre discontirte Summe noch auf weitere 2 Jahre discontirt werden jollte. Man 
wird daher die urjprüngliche Summe zuerjt mit 0,7441 und dann das Product noch mit 0,9426 
multipliciren. Dder hat man 1000 M. auf 34 Fahre zu discontiren, jo findet ſich 

1000 x 0,4120 X 0,8885 = 412 X 0,8885 — 366,062 M. 
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Beilage II. Ergebniß der Schäbung. 
13 2. 8. 4, 5, 6. 7 8. 
N a 
auer Bert 
des des ra Reit 
Bezeichnung i gegen: | Koften | Ma: der Gemeinde-] von 4, | Dauer 
des Beſtandtheile dartig des | terials er | na | des Bi. 
j deſſelben. vorhanz| NReu-⸗vombeſtrenenden Abzug! Neu⸗„werk— 
Gebäudes. denen | baues:| alten | Aufwandes, | von 5 | baueg. | "RIM 
Ge: Ge: insbejondere | und 6 
bäudes. bäude.| Sand. uns 
Spanndienfte. 
| abe. | || MS] M | A| Asa 
Kirche, Chor (Altarniſche). deh * * * 
Langhaus. 
Sakriſtei. 
Thurm. 
Umfaſſungsmauer. 
Inngebäude. a 
Altar. 
Kanzel. 
Drgel 2c. 
Pfarrhaus. Wohnung. 
Waſchhaus. 
Scheune. 
Stallung. 
Schweinſtälle. 
Holzſchopf. 
Hofumfaſſung. 
Gartenumzäunung. 
Hofpflaſter. 
Brunnen. 
Helferatshaus. 20. ıC. 
Mesner-Wohnung. | 2e. 2e. 
Beilage IV. 
—— abelle. 
Jahre M. 
een Seßiger, mit 3%/0 discontirter Werth einer Mark, welde nad einer 
1 0,9709 — — 
0.9426 ejtimmten Anzahl von Jahren zahlbar ift. 
4 | 0,8885 Jahre M. dahre „m. Jahre M. dahre M. 
5 0,8626 | 105 | 0,04488 | 205 | 0,002336 | 305 | 0,0001215 | 405 | 0,00000632 
10 0,7441 | 110 | 0,038872 | 210 | 0,002015 | 310 0,0001048 410 | 0,00000545 
15 0,6419 | 115 | 0,03340 | 215 | 0,001738 | 315 0,0000904 415 0,00000471 
20 0,5537 | 120 | 0,02881 220 | 0,001499 | 320 0.0000780 420 | 0,00000406 
25 0,4776 | 125 0,02485 | 225 | 0,001293 | 325 0,0000673 425 0,00000350 
30 0,4120 | 130 0,02144 | 230 | 0,001115 | 330 |  0,0000580 30580 | 430 | 0,00000302 
35 0,3554 135 0.01849 235 0.000962 335 0.0000500 439 0,00000261 
40 0,3066 140 0.01595 240 0,000830 340 0.0000432 440 0,00000225 
45 0,2644 145 0.01376 245 0,000716 345 0.0000372 445 0,00000194 
50 0,2281 150 0.01187 250 0,000618 350 | 0,0000321 | 450 0,00000167 


455 , 0,00000144 

















55 DE: 0,1968 | 155 | 0,01024 F 0,000533 =: 0,0000277 


60 0, 1697 | 160 | 0, ‚ooss3 | 260 | 0, ‚000460 | 360 | 0,0000239 | 460 | 0,00000124 
65 0, 1464 | 165 | 0, ‚00762 | 265 0, 000396 | 365 | 0,0000206 | 465 | 0,00000107 
70 0, 1263 | 170 0, 00657 | 270 0 ‚000342 370 | 0,0000178 | 470 | 0,00000092 
75 0, 1089 | 175 0, 00567 | 275 | 0, ‚000295 | 375 | 0,0000153 | 475 | 0,00000080 
80 0,0940 } 180 | 0,00489 | 280  0,000254 | 380 ı 0,0000132 | 480 | 0,00000069 
85 0, 0811 | 185 0, 00422 | 285 | 0, ‚000220 | 385 0,0000114 | 485 | 0,00000059 
90 0, ‚0699 | 190 0, ‚00364 | 290 0, 000189 | 390 | _0,0000098 | 490 | 0,00000051 
95 0, ‚0603 | 195 0, 00314 | 295 | 0, ‚000163 | 395 0,6000085 | 495 | 0,00000044 
100 0, 0520 | 200 0, 00271 | 300 | 0, ‚000141 | 400 0,0000073 | 500 | 0,00000038 


® 
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vi. 


Verfügung 
der Minifferien der Iufliz, der answärfigen Angelegenheiten, des Innern, 
des Kirchen- und Schulweſens und der Finanzen, befreffend den Eintritt 
von Staatsbeamten in die Kirdengemeinde- and Sirdenftiftungsräthe. 
Vom 10. April 1889. 


Im Hinblid auf Art. 8 Abſ. 1 des Gefeges, betreffend die Nechtsverhältnifje der Staats- 
beamten, ſowie die Angeftellten an den Latein» und Nealjchulen, vom 28. Juni 1876 (Reg.-Blatt 
©. 211 ff), im Hinblie ferner auf Art. 22 Ziff. 4 des Gefeges, betreffend die Bertretung der 
evangeliihen Kirchengemeinden und die Verwaltung ihrer Vermögensangelegenheiten, vom 14. Juni 
1887 (Reg.Blatt ©. 237 ff.) und Art. 10 Ziff. 4 des Gejeßes, betreffend die Vertretung der katho— 
tischen Pfarrgemeinden und die Verwaltung ihrer Vermögensangelegenheiten, vom 14. Juni 1887 
(Reg.Blatt ©. 272 ff.), wird in Betreff de3 EintrittS der Staatsbeamten in die Kirchengemeinde- 
und Kirchenftiftungsräthe nachftehendes verfügt: 

1) Die Annahme der Wahl zum Mitglied der Kirchengemeinde- und Kirchenftiftungsräthe 
ift den auf Lebenzzeit angeftellten Beamten, fomweit nicht von dem unter 2) bemerkten Vorbehalt 
Gebrauch gemacht wird, bis auf weiteres ohne bejondere, diesfalls einzuholende dienftliche Ge— 
nehmigung geitattet. 

2) Für die Fälle, in welchen die Verſehung der oben gedachten kirchlichen Aemter mit den 
Dienftverhältniffen der betreffenden Beamten unvereinbar erjcheint, bleibt der vorgejegten oberften 
Dienjtbehörde vorbehalten, die Uebernahme derjelben zu unterfagen oder die ertheilte Genehmigung 
jederzeit zu widerrufen. Gejchieht das eine oder das andere, jo liegt den betreffenden Beamten 
ob, wegen des Nichteintritts in die fraglichen Aemter oder des Ausscheiden aus ſolchen den zu— 
ftändigen Kirchengemeinde» und Kirchenftiftungsräthen die geeigneten Mittheilungen zu machen. 

3) Seder auf Lebenszeit angeftellte Beamte hat von einer auf ihn gefallenen Wahl in den 
Kirchengemeinde oder Kirchenftiftungsrath fofort bei der ihm unmittelbar vorgejeßten Behörde An- 
zeige zu erjtatten, welche die erhaltene Anzeige unter Beifügung ihrer Aeußerung über diejelbe auf 
dem ordentlichen Dienftweg dem Minifterium vorzulegen hat. 

4) Borjiehende Beftimmungen finden auch auf die unter dem Vorbehalte der Kündigung 
oder des jederzeitigen Widerrufs angeftellten Beamten mit der Maßgabe Anwendung, daß die nad 
Art. 8 Abi. 6 des Beamtengejeges zuftändige vorgejegte Dienftbehörde die Uebernahme des firch- 
tihen Amtes ausnahmsweiſe unterfagen kann, wenn dafjelbe mit dem Dienfte des Beamten nicht 
verträglich ift. 

Stuttgart, den 10. April 1889. 

Faber. Mittnacht. Schmid. Sarwey. Renner. 


VII. 
Konſtſtoxialerlaß 


an ſämtliche Dekanalämter und Pfarrämter zu Ausführung einiger Be— 

ſtimmungen des flaatlihen Gefehes betreffend die Vertretung der evangeli- 

(hen Kirdengemeinden und die Verwaltung ihrer Permögensangelegenheiten 

vom 14. Juni 1887 (Reg.Bl. 5. 237) und des kirchlichen Geſetzes betreffend 

die evangelifden Kirchengemeinden, vom 29. Juli 1888 (Amtsblatt IX. 
8. 3505). Bom 16. April 1889. 


Im Anjchluffe an die durch Verfügung des Minifteriums de3 Kirchen- und Schulweſens 
unter dem 21. März d. 3. gegebenen Ausführungsporichriften über die Bildung der Organe der 
ol und ihre Gejchäftsbehandlung 2c. 2c. (Neg.Bl. ©. 45) wird noch meiter folgendes 
eſtimmt. 

8 1. (Bu Art. 2 Ziff. 3, 4 des Geſetzes vom 14. Juni 1887.) Unter Filialgemeinden, in 
welchen regelmäßig mwiederfehrender Gottesdienſt gehalten wird, find folche zu verftehen, in welchen 
mindeſtens viermal im Jahre an vorbeftimmten Tagen ſonn- oder fefttäglicher Predigtgottesdienft 
jtattfindet, wobei das Vorhandenfein einer bejonderen Filialfirche nicht borausgejegt wird. 

52. (Bu Art. 4 des Gejeßes vom 14. Juni 1887.) In Fällen des Art. 4, in melchen 
ſtets eine Vernehmung der betheiligten Kirchengemeinden der Entjchließung des Konfiftoriums vor- 
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anzugehen hat, ijt deren Aeußerung von dem Dekan mit Beibericht durch Vermittlung der Gene- 
raljuperintendenz dem Konfiftorium vorzulegen; nach Umftänden wird die gutächtliche Aeußerung 
des Diözeſanausſchuſſes eingeholt werden. 

$ 3. (Bu Art. 15, 18, 19 des Geſetzes vom 14. Juni 1887 und Art. 5 des firchlichen Ge— 
jebe3 vom 29. Juli 1888.) Bei der nach 8 12 der Minifterialverfügung vom 21. März 1889 zu 
Ausführung des Gejeßes vom 14. Juni 1887 (Neg.dl. ©. 45) erfolgenden Einladung zur Wahl 
der Kirchengemeinderäthe find die Wähler zugleich in angemefjener Weije zu ermahnen, nur auf 
Männer von ehrbarem Wandel und bewährten Firchlichem Sinn Bedacht zu nehmen. 

S4 (Bu At. 25 und 27 des Gejeges vom 14. Juni 1887 und zu Art. 8 lit. c des kirch— 
lihen Gejeßes vom 29. Juli 1888.) 

Kautionsvorjchriften für Kirchenpfleger und Teilrechner. 

1) Bon dem beftellten Kirchenpfleger beziehungsmweife Teilvechner ift Kaution zu ftellen für 
alle Anjprüche der Kirchengemeinde, welche aus Handlungen oder Unterlafjungen des Kautions— 
pflichtigen in feinem Dienftverhältniffe als Kirchenpfleger beziehungsweile Teilrechner erwachjen 
(vergl. Art. 58 des Geſetzes vom 14. Juni 1887). Sie hat fich zu erjtreden auf die bezeichneten 
Anſprüche an Kapital und Zinjen, ſowie an gerichtlichen und außergerichtlichen Koften der Ermitt- 
lung de3 Schadens und Geltendmachung des Anſpruchs. 

2) Die durch die Beitellung der Kaution erwachſenden Koften hat der Kautionspflichtige 
zu tragen. 

3) Die Kaution ift regelmäßig durch den Kirchenpfleger beziehungsmweife Teilvechner jelbit 
zu Stellen. Die Stellung durch eine andere Perſon iſt zuläffig, joferne der Kirchengemeinde an der 
Kaution alle Rechte gefichert werden, welche ihr an einer durch den Pflichtigen unmittelbar gejtellten 
Kaution zugeftanden haben würden. 

Sm letzteren Falle Hat der Dritte ausdrüdlich auf die Einrede der Vorausklage zu ver— 
zichten. Auch ift, wenn der Dritte eine Frauensperſon (unverheiratet, Ehefrau oder Witte) tft, 
genau darauf zu jehen, daß bei der Kautionsbeftellung die Vorjchriften des Geſetzes vom 21. Mai 
1823 (Neg.Bl. ©. 361) Art. 5 ff. über die Interzeifionen der Frauen eingehalten werden. Dies 
hat au in dem Fall zu gejchehen, wenn die Kaution zwar von dem Beamten jelbft gejtellt wird, 
er aber hiebei Vermögensftüde einer Frauensperſon mit deren Genehmigung verpfändet. Die ge— 
richtliche oder gemeinderätliche Beurkundung über die Vornahme diefer Snterzeffionsförmlichkeiten 
ift womöglich auf der Kautionsurfunde jelbit beizufügen. 

4) Für die Bemefjung der Kautionsgröße giebt der jährliche Betrag der ordentlichen etat3- 
mäßigen Einnahmen des Rechners mit Ausſchluß der Nefte, Ausſtände, Grundftodögelder und der 
rag durchlaufenden Poſten (Nechnungseinnahmen im Gegenjag von Etat3einnahmen) den 
Maßſtab. 

Die Einnahmen eines Teilrechners kommen für die Kaution des Kirchenpflegers nur ſo weit 
in Berückſichtigung, als ſie in die Kaſſe des letzteren etatsmäßig abzuliefern ſind. 

5) Die Kaution darf nicht unter dem zehnten Teil der etatsmäßigen Einnahmen ſtehen, 
kann übrigens bis zum fünften Teil erhöht werden. 

Wenn der Betrag der etatsmäßigen Einnahmen die Summe von 1000 M. nicht überſteigt, 
ſo iſt dem Kirchengemeinderat geſtattet, mit Genehmigung des Diözeſanausſchuſſes ſowie des Ober— 
amts (ſ. $ 31 a. E. Verf. des Min. des Kirchen- und Schulweſens über die Bildung der Organe 
der Kirchengemeinden 2c, vom 21. März 1889, Reg.Bl. ©. 45) dem Rechner die Einlegung einer 
Kaution zır erlafjen. : 

6) Die Beſtellung der Kaution geſchieht durch Fauftpfänder oder Unterpfänder. 

Für kleinere Kirchenpflegen ift auch Kautionsbejtellung durch Bürgſchaft zuläffig. 

Hiefür find des Näheren die durch die K. Verordnung, betreffend die Dienftfautionen der 
Staatsbeamten, vom 1. November 1882 (NReg.Bl. ©. 365) in $ 4, I und II gegebenen Borjchriften 
(Anmerkung 1), und was Bürgichaftsleiftung betrifft, diefenigen zu entfprechender Anwendung maß- 


Anm. 1. Die Rautionen können geftellt werden: 
I. Durch Fauftpfänder; als ſolche find zu: 
gelaſſen: 


ce) daß hierüber (a und b) auf der Schuldver— 
ſchreibung jelbft von der Kaffe Vormerkung ge— 
madt und 


1) Schuldverfchreibungen württembergifcher öf— 
fentliher Kaſſen und zwar im Nennwerte; 
desgleihen Urfunden über Einlagen in die Würt- 
tembergifhe Sparfafje und in ſolche Oberamts— 
fparfafjen, für deren Berbindlichfeiten Die betref- 
fenden Amtskörperſchaften haftbar find. 

Die Annabme der vorbezeichneten Schuldur: 
funden ift an die Borausfegung gefnüpft: 

a) daß fie, wenn fie auf den Inhaber lauten, 
auf den Namen des Verpfänders in den Büchern 
der betreffenden Kaffe eingejchrieben werden; 

b) daß, wenn Zinsfcheine zu denjelben ausge: 
geben find, dieſe bei der Einjchreibung auf den 
Namen an die Kaffe zurückgegeben werden; 





d) daß ein Nachweis über die bei der Kaſſe 
von der Verpfändung gemachte Anzeige beige: 
bradt wird. 

2) Mit Genehmigung der oberjten Dienjtbe- 
hörde ſolche Schuldverfchreibungen württembergi- 
jeher Kreditinftitute, deren Erwerbung den Pfle— 
gern für ihre Pflegſchaften von den Vormund— 
ſchaftsbehörden geftattet werden kann, unter der 
Vorausſetzung, daß den in Ziffer 1 unter a bisd 
enthaltenen Vorſchriften genügt wird. 

3) Auf Namen lautende Schuldurfunden von 
Privatperfonen über Forderungen, welche durch 
in Württemberg gelegene Unterpfänder gelichert 
find, unter den folgenden Beſtimmungen: 
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gebend, welche aus der Vollziehungsverfügnng des K. Finanzminifterium3 zu der erwähnten Ver— 
ordnung vom 16. März 1883 8 6 (Amtsblatt des K. Steuerkollegiums 1883 ©. 177) unter An— 
merfung 2 zum Abdrud gebracht find. 

7) Bei der Kautionzleiftung ſolcher Kirchenpfleger und Teilrechner, welche nicht auf Lebens— 
dauer angeftellt find, ift in der Kautionsurfunde, unmittelbar vor der Unterjchrift des Kautiong- 
pflichtigen beziehungsmeife des dritten Kautiongfteller8 ein Satz des Inhalts beizufügen: 

„Daß die geleiftete Kaution auch dann ihre fortvauernde Wirkung haben folle, wenn 
die vorläufig auf die Beit von . .» . . erfolgte Anstellung des Rechners fpäter, 
ſei es ausdrüclich oder ftillfehweigend, auf eine weitere Reihe von Jahren oder auf 
Lebenszeit erſtreckt werden jollte.“ 

St die Kaution in ſolchem Falle durch Unterpfänder beftellt, jo ift eine gleiche Vormerkfung 
auch im Unterpfandsbuche zu machen. 

Het 8) Die Kautiongurkunden find nach den im Anhang beigegebenen Muftern — VII) aus» 
zujtellen. 

9) In jeder Rechnung ift von dem Kirchenpfleger beziehungsweiſe Teilvechner auf dem erſten 
Blatte zu bemerfen, ob und welche Dienftfaution derjelbe eingelegt habe, oder von wen und wann 
ihm die Einlegung einer jolchen erlaffen worden fei 

Auch ift die über die eingelegte Kaution 
beizulegen. 

10) Sit das Anftellungsverhältnis des Kirchenpflegers beziehungsweiſe Teilrechner3 beendigt, 
jo wird defjen Kaution freigegeben, wenn die Rechnungen geprüft und ohne Vorbehalt von An— 
ſprüchen und Erjagleiftungen abgehört find. 

Ueber die Freigebung der Kaution oder einzelner Kautionsobjefte ift von dem Kirchen- 
gemeinderat an den Diözefanausfchuß zu berichten, welcher fich deshalb mit dem Oberamt ins Be— 
nehmen jegen wird, worauf das letztere zutreffendenfall3 die Kautionsobjefte unmittelbar an den 
Kirchengemeinderat behufs weiterer Ausfolge zurüdzugeben Hat unter Benachrichtigung des Diö— 


ausgeftellte Beicheinigung der erften Rechnung 


zeſanausſchuſſes. 


Dem Kaventen iſt von dem Kirchengemeinderat über die Freigebung eine entſprechende 
Urkunde auszuſtellen, wenn ſolches für die Löſung vom Kautionsverbande notwendig erſcheint. 

11) Eine Veränderung der für die Dienſtſtelle einmal feſtgeſetzten Kautionshöhe iſt nur 
während einer Erledigung der Stelle vorzunehmen. 





Es können 

a) Forderungen, welche mit erſtem Pfandrecht 
in 1Y/sfahem Betrage der Kapitalſumme geſichert 
ſind, im Nennwerte, 

b) Forderungen, welche mit erſtem Pfandrecht 
im einfachen Betrage geſichert find, bis zu ?/s des 
Werts der Unterpfänder, 

ce) Forderungen mit zweiten Pfandrecht dann, 
wenn der Wert des Unterpfands nad) Abzug des 
ly/sfahen Betrags der Vorſchuld, eine 1/sfache 
Sicherheit gewährt, bis zu */a ihres Nennmwerts 
al3 Kaution angenommen werden. Der Pfand- 
wert muß durch Schäbung der Unterpfandsbe- 
hörde feſtgeſtellt fein. 

Forderungen, bei welchen die bezeichneten Vor— 
ausſetzungen nicht zutreffen, ſind ausgeſchloſſen. 

II. Durch Unterpfänder an in Württem— 
berg gelegenen Grundſtücken, Gebäuden und Rech— 
ten, welche den Immobilien geſetzlich gleichkom— 
men. Wird an den genannten Unterpfändern 
ein erſtes Pfandrecht beſtellt, ſo hat der von der 
Unterpfandsbehörde feſtgeſtellte Wert wenigſtens 
das 1/2fache, und wenn es ſich um ein zweites 
Pfandrecht handelt, wenigſtens das Doppelte der 
Kautionsſumme, die Vorſchuld 1Y/sfach abgezogen, 
zu betragen. Weitere Nachhypothefen find aus— 
geſchloſſen. 

Bei den unter I, 3 und II erwähnten Kautions- 
jtellungen bleibt der Schätzungswert ſolcher Ge— 
bäude unberücfichtigt, welche nicht bei der allge: 
meinen Brandverfiherungsanftalt verfichert find. 

Die Behörden, welde für die Stellung der 
Kaution zu ſorgen haben, find befugt, die An— 
nahme der unter I und 11 bezeichneten Kautionz- 


objefte zu verweigern oder au eine erhöhte | 





Sicherheit zu verlangen, wenn ihnen dies im ein- 
zelnen Falle nah Prüfung der Verhältniſſe ge: 
boten erjcheint. 

Anm. 2. Zu III. — Wird die Kautionsleiftung 
durh Stellung von Bürgſchaft geftattet, 
fo ijt für die Regel Folgendes zu beachten: 

a) Die Kautiongleiftung durch Bürgſchaft ift 
nur in ſtets widerruflicher Weiſe zuzulaffen. 

b) Soll die Kaution durch Bürgſchaft allein 
geleijtet werden, jo ijt die Kaution durch zwei 
Bürgen zu Stellen. 

c) Die Bürgen müfjen in Württemberg an: 
fälftg und nad) einem Zeugniſſe des betreffenden 
Gemeinderat3 bei ihren befannten Vermögens— 
verhältniffen zur Bürgichaftsleiftung tüchtig fein. 

d) Die Bürgen haben fich folidarifch, jeder als 
Selbjtihuldner für die ganze Kautionsfumme, 
unter ausdrüdlihem Berzichte auf die Einrede 
der Vorausflage und der Teilung, für haftbar 
zu erflären. 

e) Bei Bürgfchaften durch Frauensperjonen 
find die Vorfchriften des Geſetzes vom 21. Mai 
1828 (Reg.:Bl. ©. 361) Art. 5 ff. über Snter- 
zejltionen der Frauen genau zu beachten. 

f) Die Unterfriften der Bürgen müfjen durch 
nn zuftändige Behörde oder Perfon beglaubigt 
ein. 

8) Der Fautionzpflichtige Beamte ift unter: 


schriftlich zu verpflichten, von dem etwa eintreten: 


den Tode oder von dem Wegzuge eines Bürgen 
aus Württemberg, und überhaupt von jeder Ver: 
änderung in den PVerhältniffen eines Bürgen, 
welche auf defjen fortdauernde Tüchtigfeit zur 


Bürgſchaft von Einfluß find, dem Kirchenge- 


meinderat al8bald Anzeige zu erjtatten. 
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12) Bon der Beitellung eines Kicchenpfleger3 oder Teilrechners, fowie von dem Rücktritt 
eine3 jolchen ijt durch den Kicchengemeinderat dem Didzefanausschuß alsbald und jpäteftens binnen 
14 Tagen Anzeige zu erftatten. 

Zugleich mit der Anzeige über die vorgenommene Neumahl ift über die dem Nechner aus— 
gejeßte Belohnung (vergl. $ 32 Abi. 2 der Min.-Berf. vom 21. März 1889, betreffend die Bil« 
dung der Organe der Kirchengemeinde, Neg.Bl. ©. 45) und die ihm auferlegte Kaution zu berichten. 

Im Halle eines Rücktritts Hat der Diözeſanausſchuß dafür zu forgen, daß die Neuwahl 
eines Kirchenpflegers oder Teilrechner3 jofort eingeleitet und zum Vollzug gebracht werde. 

Die Dienftfaution eine neuen Nechners ijt binnen drei Monaten nach erfolgter Beftellung 
durch den Kirchengemeinderat bei dem Defanatamt behufs der dem Diözeſanausſchuß obliegenden 
Prüfung zur Vorlage zu bringen. 

13) Die dem Didzefanausfhuß gemäß Art. 8 lit, c des kirchlichen Geſetzes betreffend die 
evangelifchen Kirchengemeinden vom 29. Juli 1888 (Amtsblatt des Konfiftorium3 IX ©. 3805) 
obliegende Prüfung der Kautionsleiftung der Kirchenpfleger und Teilrechner hat fih darauf zu 
richten, ob die in den vorstehenden Ziff. 1—12 gegebenen Borjchriften insbefondere Hinfichtlich der 
Höhe der Kaution, der Perfon des Kautionsftellers und der Art der Kautionsleiftung eingehalten 
jeien und die Kautionsurfunde die geforderten Erklärungen und Unterjchriften enthalte, 

$5. (Bu Art. 8, 9, 11 des firchlichen Geſetzes vom 29. Juli 1888.) 

Die Borlagen und Berichte, mwelche der Kirchengemeinderat gemäß Art. 8, 9, 11 des kirch— 
lichen Gejeßes, betreffend die evangelischen Kirchengemeinden vom 29. Zuli 1883 (Amtsblatt ©. 3805), 
ſowie nach den vorjtehenden Beitimmungen oder nad fonjt noch ergehenden Weifungen an den 
Didzefanausshuß zu machen hat, find von dem Kirchengemeinderat an den Dekan einzu- 
jenden, welcher diejelben an den Didzefanausjchuß bringen und fodann deffen Verfügung oder Bes 
fcheid dem Kirchengemeinderat zugehen laffen wird. 

Borlagen und Berichte an das Konſiſtorium find an diejes durch den Defan zu übermittelt. 

(Ueber den Berfehr zmwijchen Didzefanausfhuß und Oberamt ſ. $ 35 der Berfügung 
des Minifteriums3 de3 Kirchen» und Schulwejens zu Ausführung des Gejeged vom 
14. Juni 1887 20. über die Bildung der Organe der Kirchengemeinden 2c. vom 21. März 
1889 [Reg.-Bl. ©. 45]) 

8 6. (Zu Art. 26 des Geſetzes vom 14. Juni 1887.) Für die Feftitellung der Zahl der in 
den Berwaltungsausihuß nach Art. 26 des Gejeges betreffend die Vertretung der evangeliichen 
Kirchengemeinden 2c. vom 14. Juni 1887 (Reg.-Bl. ©. 237), zu berufenden gewählten Mitglieder 
aus dem Kirchengemeinderat beziehungsmeile aus den in einen Oejamtfirchengemeinderat verbun— 
denen Kirchengemeinderäten, fommt in Betracht der mutmaßliche Umfang der dem Berwaltungs- 
ausſchuß obliegenden Gejchäfte, welcher zunächſt nach der Größe des ortsficchlichen Vermögens be= 
ziehungsweiſe des für die ortsficchlichen Bedürfniſſe zu machenden Aufwands fich richten wird. 

Außerdem ift zu beachten, ob wegen der Zujammenjegung der Kirchengemeinde eine Mehr- 
zahl weltlicher Mitglieder mit Kücficht auf eine Vertretung der einzelnen Beftandteile der Kirchen- 
gemeinde im Ausschuß zu wünſchen ift. Dies wird insbefondere in Frage fommen bei dem aus 
einem Gejamtfirchengemeinderat zu wählenden VBerwaltungsausichuß. 

i een Bahl der Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes joll, wenn irgend thunlich, eine uns 
gerade fein. " 

Ehe der von dem Kirchengemeinderat über die Mitgliederzahl eines von ihm beabfichtigten 
Berwaltungsausjchufles gefaßte Beſchluß dem Konfiftorium durch den Defan vorgelegt wird, hat 
fich diefer mit dem Oberamt darüber ind Benehmen zu fegen, defjen Aeußerung mit vorzulegen tft. 

8 7. (Bu Urt. 56 des Geſetzes vom 14. Juni 1887 und zu Art. 7 des kirchlichen Geſetzes 
vom 29. Zuli 1888.) Bei Kirchenpifitationen fteht es dem Bifitator zu, durch Prüfung des Kirchen: 
inventar3, Vernehmung der Kirchenpfleger, Einfichtnahme von den KirchenpflegeetatS und Rech— 
nungen, ſowie durch Teilnahme an einer Gißung des Kivchengemeinderats fich Kenntnis von der 
gejamten Verwaltung des örtlichen Kirchen und Stiftungsvermögens zu verjchaffen, um über etwa 
erfundene Mängel oder Unordnungen nach Umftänden entweder jelbft die geeignete Weifung zu 
geben oder behufs der Abhilfe Anzeige an die zuftändigen Behörden zu erftatten. 

8 8. (Zu At. 53 Biff. 5 des Gefeßes vom 14. Juni 1887.) Da die beftehende Ordnung 
eines regelmäßigen Kirchenopfers nicht in allen Gemeinden der Landeskirche durchgeführt ift, eine 
Steigerung der laufenden Einnahmen auf diefem Wege aber fich behufs thunlichiter Fernhaltung 
einer kirchlichen Umlage als ein Bedürfnis ergeben wird, haben die Kirchengemeinderäte auch in 
Gemeinden, wo dies jeither unterlaffen wurde, dafür Sorge zu tragen, daß bei allen Gottesdieniten 
durch Aufftellen von Opferbeden oder duch ähnliche Einrichtungen im gottesdienftlichen Lokal Ge— 
legenheit zum Opfern gegeben und dies zu thun durch geeignete Ermahnung nahe gelegt werde. 

Die Defane haben dem ihre bejondere Aufmerkſamkeit zuzumenden. 

8 9. (Zu Art. 77 Abſ. 2 des Gejeges vom 14. Juni 1887.) Der Vorjigende Hat die Ver— 
handlung auf eine dem firchlichen Zweck entjprechende Weife und zwar in der Regel mit Gebet 
zu eröffnen und zu fchließen. Auch bei Leitung der Verhandlung ſelbſt hat derjelbe darauf zu 
halten, daß deren Firchliche Bedeutung nicht außer acht gelafjen werde. 

8 10. (Zu Art. 81 Abſ. 2 des Geſetzes vom 14. Juni 1887.) Der nad Art. 81 bj. 2 
nicht aus der Mitte des Kollegiums gewählte Protofollführer wird vor Uebernahme jeiner Dienjt- 
leiftung von dem Borfigenden in der Berfammlung de3 Kirchengemeinderat3 durchHandtreue verpflichtet. 
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Der Vorſitzende richtet an denfelben die Worte: 

Sie geloben als beitellter Brotofollführer des Kirchengemeinderat3 die von Ihnen 
zu bejorgenden Protokolle richtig und der Wahrheit getreu zu führen, die Ihnen über- 
tragenen Ausfertigungen entiprechend den gefaßten Bejchlüffen und ohne Verzögerung 
herzuftellen und überhaupt die Ihnen als Protofollführer obliegenden Gejchäfte pünktlich 
und gewiſſenhaft zu beforgen, auch über die Ihnen in dieſer Eigenschaft zur Kenntnis 
fommenden Berhandlungen und Angelegenheiten Berjchwiegenheit zu beobachten. 

Hierauf hat der neu zu Verpflichtende, indem er dem Vorfigenden die rechte Hand reicht, 
zu ſprechen: Sch gelobe es. 

Wegen der einem folchen PBrotofollführer zu reichenden Bejoldung ift gemäß Art. 9 lit. a 
des firchlichen Gejebes vom 29. Zuli 1888 Genehmigung des Diözeſanausſchuſſes einzuholen. 

8 11. (Bu Art. 82 des Geſetzes vom 14. Juni 1887.) Welche Gegenftände al3 vertraulich 
zu bezeichnen jeien, bleibt zunächft dem pflichtmäßigen Ermefjen des Vorſitzenden anheimgegeben; 
e3 find aber zu denjelben jedenfalls alle die Seeljorge und Kirchenzucht, ſowie jonftige, die per- 
ſönlichen Berhältnifje eines Kirchengemeindegenofjen betreffende Angelegenheiten zu rechnen. 

Stuttgart, den 16. April 1889. von Öemmingen. 


Anhang zu S 3 Diff. 8. 


Muſter I Bautionsleiftung mittelft Verpfündung eigener Forderungen bei inländifchen öffent- 
lichen Kaſſen oder Bredit-Inftituten, 
KRautionsurfunde, 
Nachdem ich Unterzeichneter —— 
aa ER HAARE, DOM sr ne ehe ect re re RE 
zum ER Pr worden bin, in welcher Eigenjichaft ich 
für alle Anfprüche der Kirchengemeinde X., welche aus meinen Handlungen oder Unter- 
laffungen in diefem meinem Dienftverhältnis an Kapital und Zinjen, jowie an gericht- 
lichen und außergerichtlichen Koften der Ermittelung des Schadens und Geltendmachung 
des Anſpruchs erwachjen, 
Kaution zu leiften Habe, jo ftelle ich hiemit diefe Kaution in der vorgejchriebenen Höhe 


tte SE Er 
gemäß 8 3 Ziff. 6 des Konſiſt.Erlaſſes vom 16. April 1889 (Amtsblatt IX ©. 3805) beziehungs— 
weile $ 4 Niro. I Ziff. . der K. Verordnung vom 1. November 1882, betreffend die Dienjt- 


fautionen der Staatsbeamten (Reg.Bl. ©. 365 ff.), durch Beitellung eines Fauſtpfands an fol- 
genden mir als Gläubiger zuftehenden BEER RE ET RL NE 


Sch übergebe mit diefer Fauftpfandftellung die vorbezeichneten, auf meinen Namen einge- 
Ihriebenen, Schulpperichreibungen, anf welchen Don Der. 0 se 
Bormerfung über Einjchreibung auf meinen Namen und über die Zurüdgabe der Zinsſcheine ge— 
macht ift, nebft dem Nachweis über die bi - . .  . bon der Verpfändung gemachten An- 
zeige zur Niederlegung bei der zuftändigen Behörde mit der Wirkung, daß, nachdem die Anjprüche 
der Kirchengemeinde &. aus meiner Verwaltung in vollftredlharer Weife gegen mich fejtgeftellt fein 
werden, die die Vollſtreckung betreibende Behörde oder die von der leßteren beauftragte Behörde 
insbejondere berechtigt fein fol, behufs der Befriedigung der Kirchengemeinde X. für ihre Anjprüche 
die Kautionsobjekte durch einen zu Vornahme von Berfteigerungen ermächtigten Beamten öffentlich 
verjteigern oder zum Börfjentagesfurs verkaufen zu laſſen und zu dieſem Zwed die Löſchung der 
Einjchreibung auf meinen Namen zu bewirken oder zutreffenden Fals die Schuldforderung von 
dem Schuldner einzuziehen. 

En 2 a DEI ER 5 In Kraft meiner Unterjchrift. 


Die Echtheit der vorjtehenden ERBEN beurfundet 
la 12 05 DAR DET EZ 


Bemerfungen. 


1) Es dürfen nur folde Schuldverfchreibungen württembergifcher öffentlicher Kaffen bezw. 
mwürttembergifcher Krebit-Snftitute angenommen werden, welche in den Büchern der betreffenden 
Kaffe auf den Namen des Kaventen, unter Zurüdgabe der Coupons, eingejhrieben find. 

2) Bei der Kautionsleiftung folder Kichenpfleger und Teilnehmer, welche nicht auf Lebens: 
dauer angeftellt find, ift in der Kautionsurfunde, unmittelbar vor der Unterfchrift des Kautions- 
pflichtigen bezw. des dritten Kautionzftellers, ein Sat des Inhalts beizufügen: 

„Daß die geleiftete Kaution auch dann ihre fortdauernde Wirkung haben folle, wenn 
die vorläufig auf die Zeit von . . „ . erfolgte Anftellung des Rechners fpäter, jei 
es ausdrüdlich oder ftilfehweigend, auf eine weitere Reihe von Jahren oder auf Lebens: 
zeit erſtreckt werden Jollte,“ 
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Muſter II: Bantionsleiftung mittelft Verpfändung eigener unterpfändlich verficherter Privat- 


kapitalien, 
Rautiongurfunde. 
A 
ſücß — 
zum worden bin, in welcher Eigenſchaft ich 


für alle Anſprüche der Kirchengemeinde &., welche aus meinen Handlungen und Unter— 
lafjungen in diefem meinem Dienftverhältnis an Kapital und Zinſen, jowie an gericht- 
lihen und außergerichtlichen Koften der Ermittelung des Schadens und Geltendmadhung 
des Anſpruchs erwachien, 
Kaution zu leiten Habe, fo ftelle ich hiemit diefe Kaution in der vorgefchriebenen Höhe 
a er RETLTEA 
gemäß 8 3 Ziff. 6 des Konſiſt.Erlaſſes vom 16. April 1889 (Amtsblatt IX ©. 3805) beziehungs— 
weile $ 4 Nro. I iff.3 der R. Verordnung vom 1. November 1882, betreffend die Dienftkautionen 
der Staatsbeamten (NReg.-Bl. ©. 365 ff.), durch Beitellung eines Fauftpfands an folgender mir 
als Gläubiger zuftehender, duch Unterpfänder gejiherten Altivforderung, nämlich: 


Sch übergebe zu diefem Behuf 
a) den über meine Forderung ausgeftellten Pfandichein vom 
über ein Kapitalanlehen von . . & . . Prozent tro, . 
b) einen meiteren Auszug aus dem Unterpfandsbuh uU... nn 
wonach die gegenwärtige Fauftpfandbeitellung dafelbit Teil Seite unter genauer 
Anmerkung obiger Kautionsſumme eingetragen morden tft ($ 217 und 218 Ziff. 1 
der Hauptinftruftion zum Pfandgeſetz); und 
c) eine Befcheinigung des urjprünglichen Schuldners darüber, daß ihm von gegenwär— 
tiger Sauftpfandbeftellung nach Maßgabe des Pfandgejeges Art. 248 Anzeige gemacht 
worden ift, 
zur Niederlegung bei * zuſtändigen Behörde mit der Wirkung, daß, nachdem die Anſprüche der 
Kirchengemeinde X. aus meiner Verwaltung in vollſtreckbarer Weiſe gegen mich feſtgeſtellt ſein 
werden, die die Vollſtreckung betreibende Behörde oder die von der letzteren beauftragte Behörde 
insbeſondere berechtigt ſein ſoll, behufs der Befriedigung der Kirchengemeinde X. für ihre Anſprüche 
die obige Schuldforderung von dem Schuldner einzuziehen und nötigenfalls die von dem letzteren 
— durch die zuſtändige Behörde für Rechnung der Kirchengemeinde &. ver— 
aufen zu laſſen. 

Schließlich verpflichte ich mich, jede Benachrichtigung, welche mir von jeiten der Unterpfands- 
behörde über die Berjchlechterung u. ſ. w. eines der in dem Pfandjchein bezeichneten Unterpfänder 
gemäß Art. 33 des Geſetzes vom 13. November 1855 (Neg.-Bl. ©. 289) zufommen wird, der Be- 
hörde vorzulegen, welcher ich die Kaution zunächft übergeben. habe. 

Re 2 N eK Sn Kraft meiner Unterjchrift. 


Die Echtheit der vorſtehenden Unterjchrift Baune 
A re NEE re RR | 


Bemerfungen. 


1) Die unter lit. a—c bezeichneten Urkunden find dem Kautionsinftrumente beizujchließen, 
wobei darauf zu jehen ift, daß der Pfandſchein (lit. a) mit fünf Driginalunterfchriften verjehen 
und von dem zuftändigen Amtsgericht beglaubigt fei. h 

2) Bei der Kautionzleiftung folder Kirchenpfleger und Teilvechner, welche nicht auf Lebens— 
dauer angeftellt find, ift in der Kautionsurkunde, unmittelbar vor der Unterſchrift des Kautions— 
pflihtigen bezw. des dritten Kautionsfteller3 ein Sat des Inhalts beizufügen: 

„daß die geleiftete Kaution auch dann ihre fortdauernde Wirkung haben jolle, wenn 
die vorläufig auf die Zeit vn . . . . . erfolgte Anftellung des Rechners fpäter, 
fei e8 ausdrüglich oder ſtillſchweigend, auf eine weitere Reihe von Jahren oder auf 
Lebenszeit erſtreckt werden jollte.“ 

Eine gleiche Vormerkung ift auch im Unterpfandsbudhe zu machen. 


Muſter II. SBantiongleiftung mittelft Verpfündung eigener Liegenſchaften. 


Kautionsurfunde. 

Nachdem ich Unterzeichneter Fr Fi 
DUSHTENGE IE DIDRISE N na 0 DR ER nd m 
NE RER ES WERTE I TÜREN worden bin, in welcher Eigenschaft ich 
für alle Anjprüche der Kirchengemeinde &., welche aus meinen Handlungen oder Unter 
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Yaffungen in diefem meinem Dienftverhältnis an Kapital und Zinſen, ſowie an gericht- 
lihen und außergerichtlichen Koften der Ermittelung des Schadens und Geltendmachung 
des Anſpruchs erwachjen, 
Kaution zu leiſten habe, ſo ſtelle ich hiemit für dieſe Kaution in der RU 
Höhe von . . Mr mit Worten . 
gemäß $ 3 Ziff. 6 des Konſiſt.Erlaſſes vom 16. April 1889 (Amtsblatt IX ©. 3805). beziehungs- 
weife $ 4 Nro. II der K. Verordnung vom 1. November 1882, betreffend die Dienftlautionen der 
Staatöbeamten (Reg.-Bl. ©. 365 ff.), durch Beitellung eines Unterpfands an — in 
meinem Eigentum ſtehenden —— nämlich 


Ich übergebe zu diefem Behuf eine nach Maßgabe des Gefetzes dom 21. Mai 1828 Art. 32 
(Reg.-Bl. ©. 371) gefertigte und beglaubigte Abjchrift des diesfälligen Eintrages im Unterpfands— 
buche zur Niederlegung bei der zuftändigen Behörde mit der Wirkung, daß, nachdem die Anjprüche 
der Kirchengemeinde &. in vollftredbarer Weije gegen mich fejtgeftellt fein werden, die die Voll- 
ſtreckung betreibende Behörde oder die von der leßteren beauftragte Behörde insbejondere berechtigt 
jein ſoll, behufs der Befriedigung der Kirchengemeinde &. für ihre Anjprüche die obenbezeichneten 
Unterpfänder durch die zuftändige Behörde verfaufen zu laffen und den Erlös bis zur Tilgung 
der Forderung der Kirchengemeinde &. für fich einzuziehen. 

—* ERDE. Er en In 2 meiner Unterjchrift. 


Wir unterzeichneten Mitglieder der Unterpfandsbehörde zu . . . - beurkunden hiemit: 
1) die Echtheit der vorſtehenden Unterſchrift; 
2) daß der Kavent als Eigentümer der vorn beſchriebenen Liegenſchaft im Güterbuch 
eingetragen iſt und wir hiebei keinen Anſtand gefunden haben; 

3) daß, ſoweit wir aus unſeren Unterpfands- und Güterbüchern erſehen konnten, die 
vorſtehenden Güter nur in der in dem angeſchloſſenen Pfandbuchsauszuge angegebenen 
Weiſe verpfändet ſind und daß auf denſelben auch kein anderes, die Sicherheit des 
Gläubigers gefährdendes Recht haftet; 

4) daß der Anſchlag der zu Unterpfändern eingejegten Güter von uns nad) den laufenden 
Preiſen mit Gewiljenhaftigfeit gemacht worden ift; 

5) auch nad) den von ung in Erwägung gezogenen übrigen Verhältniffen diejer Ver— 
pfändung nichts im Wege’ fteht; 

6) daß wir endlich bei verjammelter Unterpfandsbehörde diefe Unterpfandsbeftellung be— 
ſchloſſen und jogleih in unſer Unterpfandsbuch Teil Bl. eingetragen haben, 
mie der anne] @Tollene Yankee aus 95 Pfandbuch nachweiſt. 

Gejchehen zu . .» » den Unterpfandsbehörde. 


— 


1) Bei der Aufzählung der Unterpfänder in der Kautionsurkunde iſt je der geſchätzte Wert 
derſelben (Pfandanſchlag) beizuſetzen. 

2) Sowohl in dem beizuſchließenden Pfandbuchsauszuge, als am Schluſſe des Kautions— 
eng Te müſſen wenigftens fünf Driginalunterfchriften von Mitgliedern der Unterpfandsbehörde 
beigejegt jein. 

3) Bei der Kautionzleiftung folder Kirchenpfleger und Teilvechner, welche nicht auf Lebenz- 
dauer angeftellt find, ift in der Kautionsurfunde, unmittelbar vor der Unterſchrift des Kautions- 
pflichtigen bezw. des dritten Kautionzftellers, ein Sat des Inhalts beizufügen: 

„daß die geleiftete Kaution auch dann ihre fortdauernde Wirkung haben folle, wenn 
die vorläufig auf die Zeit von . . . . erfolgte Anftellung des Rechners fpäter, 
fei es ausdrüdlich oder ftilifchweigend auf eine weitere Reihe von Jahren oder auf 
Lebenszeit erſtreckt werden ſollte.“ 

Eine gleiche Vormerkung iſt auch im Unterpfandsbuche zu machen. 


Muſter IV. Kautionsleiſtung durch Dritte mittelſt Werpfänbung von Forderungen bei 
inländifchen öffentlichen Ballen oder Bredit-Inftituten, 


Kaution3urfunde. 


Nachdem . 2 —— 
hund Sn oe ne 
zum . . worden ift, in welcher Eigenschaft derfeibe 

für ale Anfprüde der Kicchengemeinde &. , welche aus feinen Handiungen oder Unter- 

laffungen in diefem feinem Dienftverhäftnis an Kapital und Zinjen, jowie an gericht: 
lihen und außergerichtlichen Koften der Ermittelung des Schadens und Geltendmachung 
de3 Anspruchs erwachſen, 

Kaution zu leiften hat, jo ftelle ich der Unterzeichnete hiemit für denjelben, unter Verzicht auf die 

Einrede der Vorausflage, diefe Kaution in der BarseDRDENET, Döbe 

DON Ian eo EL entien 5 a 
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gemäß $ 3 Ziff. * des SE. -Erlafjes vom 16. April 1889 (Amtsblatt IX ©. 3805) beziehung3- 
weile $ 4 Niro. I Ziff. .. der K. Verordnung vom 1. November 1882, betreffend die Dienftfau- 
tionen der Staatsbeamten (Neg.-Bl. S. 365 m Au un eines Sauftpfands a an —— 
mir als Gläubiger zuſtehenden 


Ich übergebe mit dieſer Fauſtpfandbeſtellung die vorbezeichneten, auf meinen Namen einge⸗ 
— Schuldverſchreibungen, auf welchen von der . . 
Vormerkung über die Einjchreibung auf meinen — und über die Zurückgabe der Binsf heine 
gemacht ift, nebjt dem Nachweis über die bei . . . . von der Verpfändung gemachte Anzeige 
zur Niederlegung bei der zuftändigen Behörde mit der Wirkung, daß, nachdem die Anjprüche der 
Kirchengemeinde X. aus der Verwaltung des genannten Beamten in vollitredbarer Weiſe gegen 
denfelben fejtgejtellt fein werden, die die Vollftredung betreibende Behörde oder die von der letz— 
teren beauftragte Behörde insbeſondere berechtigt jein fol, behufs der Befriedigung der Kirchen- 
gemeinde &. für ihre Anſprüche die Kautionsobjefte durch einen zur Vornahme von Verfteigerungen 
ermäcdhtigten Beamten öffentlich verjteigern, oder zum Börſentageskurs verkaufen zu lajjen und zu 
diefem Zweck die Löjchung der Einjchreibung auf meinen Namen zu bewirken, oder zutreffenden 
Falls vr — von dem ne einzuziehen. 
Deren In Kraft meiner Unterjhrift. 


Die Echtheit der dvorftehenden —— beurkundet 
NE ER? ER DEN ee 666 


Bemerfungen. 


1) Es dürfen nur ſolche Schuldverſchreibungen württembergiſcher öffentlicher Kafjen bezw. 
württembergijcher Kredit-nftitute angenommen werden, welche in den Büchern der betreffenden 
Kaffe auf den Namen des Kaventen, unter Zurüdgabe der Coupons, eingefchrieben find. 

2) Bei Kautionsbeftelung durch Frauensperjonen find die Vorfhriften des Gefetes vom 
21. Mai 1823 (Reg.Bl. ©. 361) Art. 5 ff. genau zu beobachten. 

3) Bei der Kautionzleiftung folder Kirchenpfleger und Teilvechner welche nicht auf Lebens— 
dauer angeftellt find, ift in der Kautionsurfunde, unmittelbar vor der Unterfchrift des Kautions- 
pflichtigen bezw. des dritten Kautionsſtellers ein Sab des Inhalts beizufügen: 

„daß die geleiſtete Kaution auch dann ihre fortdauernde Wirkung haben ſolle, wenn 
die vorläufig auf die Zeit von . . . .. erfolgte Anftellung des Rechners fpäter, 
ſei es ausdrüdlich oder ftillfehweigend , auf eine weitere Reihe von Jahren oder auf 
Lebenszeit erjtredt werden follte.” 


Muſter V. Bantionsleiftung durch Dritte mittelft Verpfündung unterpfändlich verfüherter 
Vrivatkapitalien, 


Raution3urfunde, 


Nachdem . N en 

DUCCD — 

z — worden iſt, in welcher Eigenſchaft derſelbe 
fiir alle Anfprüche der Kirchengemeinde &., welche aus jeinen Handlungen oder Unter- 
lafjungen in diejem feinem Dienftverhäftnis an Kapital und Zinſen, jowie an gericht- 
lien und außergerichtlichen Koften der Ermittelung des Schadens und Geltendmachung 
des Anſpruchs erwachſen, 

Kaution zu leiſten hat, ſo ſtelle ich der Unterzeichnete hiemit für denſelben, unter Verzicht auf die 

Einrede der Vorausklage, dieſe Kaution in der vorgeſchriebenen Höhe 

N mit Worten . 

gemäß 8 3 gif. 6 de3 Konfiitorial- Exlafjes vom 16. April 1889 (Amtsblatt xXe. 3805) beziv. 

$ 4 Nro. I Ziff. 3 der K. Verordnung vom 1. November 1882, betreffend die Dienftkautionen der 

Staatsbeamten (Reg.Bl. ©. 365 ff.), durch Beitellung eines Fauftpfands an folgender mir als 

a RUE eBUREN, eo — ind An BELFARE SE EN SULDED EDEN 8, — 


Ich uͤbergebe zu dief iem Behuf 

a) den über meine Forderung ausgejtellten —— Dont nee Pe 
über ein Rapitalanlehen von . . . Prozent tro. 

b) einen weiteren Auszug aus dem Unterpfandshud) it ou — wonach bie 
gegenwärtige Fauftpfanditellung dafelbit Teil Seite unter genauer Anmerkung 
obiger Kautionsſumme eingetragen worden ift ($ 217 und 218 Ziffer 1 der Haupt- 
inftruftion zum Pfandgeſetz); und 

ce) eine Bejcheinigung des urjprünglichen Schuldner3 darüber, daß ihm von gegenmwärtiger 
Fauftpfandbeitellung nad) Maßgabe des Pfandgejepes Art. 248 Anzeige gemacht 
worden ift, 

zur Niederlegung bei der zuftändigen Behörde mit der Wirkung, daß, nachdem die Anjprüche der 
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Kirchengemeinde X. m der Verwaltung des genannten Beamten in vollftredbarer Weile gegen 
denfelben feitgeftellt jein werden, die die Vollſtreckung betreibende Behörde oder die von der leß- 
teren beauftragte Behörde insbejondere berechtigt fein ſoll, behufs der Befriedigung der Kirchen- 
gemeinde &. für ihre Anjprüche die obige Schuldforderung von dem Schuldner einzuziehen und 
nötigenfall3 die von dem leßteren bejtellten Unterpfänder durch die zuftändige Behörde für Rech» 
uung der Kirchengemeinde &£. verfaufen zu Tafjen. 

Schließlich verpflichte ich mich, jede Benachrichtigung, welche mir von jeiten der Unterpfand3- 
behörde über die Verjchlehterung u. ſ. wm. eines der in dem Pfandfcheine bezeichneten Unterpfänder 
gemäß Art. 33 des Gejebes vom 13. November 1855 (Neg.-Bl. ©. 289) zufommen wird, der Be- 
hörde — Be) £ die Kaution zunächjt übergeben habe. 

18 In alle meiner FREE 


Die Echtheit der vorjtehenden Unterjchrift uk 
I a a BERNER DEH SI a 


Bemerfungen. 


1) Die unter lit. a—c bezeichneten Urkunden find dem Kautionsinftrumente beizujchließen, 
mobei darauf zu fehen ift, daß der Pfandichein (lit a) mit fünf Originalunterfchriften verjehen 
und von dem zuftändigen Amtsgericht beglaubigt jei. 

2) Bei Kautionsbeftellung duch Frauensperfonen find die Vorſchriften des Gejetes vom 
21. Mai 1823 (Reg.Bl. ©. 361) Art. 5 ff. genau zu beobachten. 

3) Bei der Kautionsleiftung folder Kirchenpfleger und Teilvechner, welche nicht auf Lebens: 
dauer angejtellt find, ift in der Kautionsurfunde, unmittelbar vor der Unterfhrift des Kaution: 

pflihtigen, bezw. de3 dritten Kautionzftellers ein Sat des Inhalts beizufügen: 

„daß die geleiftete Kaution auch dann ihre fortvauernde Wirkung haben folle, wenn 
die vorläufig auf die Zeit von . . . . . erfolgte Anftellung des Rechners fpäter, 
fei es ausdrücklich oder ftillfehweigend, auf eine weitere Reihe von Jahren oder auf 
Lebenszeit erjtredt werden ſollte.“ 

Eine gleiche Vormerkung ift auch im Unterpfandsbuche zu machen. 


Muſter VI, Bautionsleiftung durch Dritte mittelt Verpfändung von Kiegenfihaften. 
Kantion3urfunde. 


Nachdem . Dre le KARIPE 
NO RE 
zum . . . worden ift, in welcher Eigenschaft derſelbe 
für alle Anſprüche der K Kirchengemeinde X., welche aus ſeinen Handlungen oder Unter— 
laſſungen in dieſem ſeinem Dienftverhältnis an Kapital und Zinſen, jowie an gericht» 
lihen und außergerichtlichen Koften der Ermittelung des Schadens und Geltendmachung 
de3 Anſpruchs erwacjen, 
Kaution zu leijten hat, jo jtelle ich der Umterzeichnete hiemit für denjelben unter Verzicht auf die 
Einrede der Vorausklage diefe Kaution in der vorgefchriebenen Höhe 
von . NM mit Worten . . 
gemäß g 3 gif. 6 des Konſ.Erl. vom 16. April 1889 Amtsbl. IX ©. 3805) bezw. 8 4 Nri Ii 
der K. Verordnung vom 1. November 1882, betreffend die Dienftlautionen der Staatsbeamten 
(NReg.-Bl. ©. 365 ff.), durch ua, eines Unterpfands ı an Dee in meinem —— 
en a nämlich: 


Ich bergene zu diefem Behuf eine nach Maßgabe dieſes Geſetzes vom 21. "Mai 1828 Art. 39 
(Reg.Bl. ©. 371) gefertigte und beglaubigte Abjchrift des diesfälligen Eintrags im Unterpfand3- 
buche zur Niederlegung bei der zuftändigen Behörde mit der Wirkung, daß, nachdem die Anſprüche 
der Kirchengenteinde X. aus der Verwaltung de3 genannten Beamten in vollftredbarer Weije gegen 
denjelben fejtgeftellt jein werden, die die Vollſtreckung betreibende Behörde oder die von der leß- 
teren beauftragte Behörde insbeſondere berechtigt fein ſoll, behufs der Befriedigung der Kirchen— 
gemeinde &. für ihre Anfprüche die obenbezeichneten Unterpfänder dur) die zuftändige Behörde 
verfaufen zu laſſen und ven Erlös bis zur Tilgung der Forderung der Kirchengemeinde X. für 
fih einzuziehen. 

—— den 183 In — meiner Unterſchrift. 


Wir unterzeichneten Mitglieder der Unterpfandsbehörde zu . . . beurkunden hiemit: 
1) die Echtheit der vorſtehenden Unterſchrift; 
2) daß der Kavent als Eigentümer der vorn beſchriebenen Liegenſchaft im Güterbuch 
eingetragen iſt und wir hiebei keinen Anſtand gefunden haben; 
3) daß, ſoweit wir aus unſeren Unterpfands⸗ und Güterbüchern erſehen konnten, die 
vorſtehenden Güter nur in der in dem angeſchloſſenen Pfandbuchsauszuge angegebenen 
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Weije verpfändet find und daß auf denjelben auch Fein anderes, die Sicherheit des 
Gläubigers gefährdendes Recht haftet; 

4) daß der Anjchlag der zu Unterpfändern eingejegten Güter von ung nad) den laufenden 
Preiſen mit Gemwiffenhaftigfeit gemacht worden ift; 

5) auch nad) den von uns in Erwägung gezogenen übrigen Verhältniffen dieſer Ver— 
pfändung nichts im Wege fteht; 

6) daß mir endlich bei verfammelter Unterpfandsbehörde dieſe Unterpfandsbeitellung 


bejchlofjen und fogleich in unſer Unterpfandsbuch Teil Blatt eingetragen 
haben, wie der angejchloffene Auszug aus unferem Pfandbuch nachweiit. 
Beihehen zuende 272, UM LE Unterpfandsbehörde. 


Bemerfungen. 


1) Bei der Aufzählung der Unterpfänder in der Kautionsurfunde ift je der geſchätzte Wert 
derjelben (Pfandanſchlag) beizuſetzen. 

2) Sowohl in dem beizuſchließenden Pfandbuchsauszuge als am Schluſſe des Kautions— 
— müſſen wenigſtens fünf Originalunterſchriften von Mitgliedern der Unterpfandsbehörde 

eigeſetzt ſein. 

3) Bei Kautionsbeſtellung durch Frauensperſonen ſind die Vorſchriften des Geſetzes vom 
21. Mai 1828 (Reg-Bl. ©. 361) Art. 5 ff. genau zu beobachten. 

4) Bei der Kautionsleiftung folder Kirchenpfleger und Teilvechner, welche nicht auf Lebens: 
dauer angeftellt find, ift in der Kautionsüurfunde, unmittelbar vor der Unterfchrift des Kautions— 
pflichtigen, bezw. des dritten Kautionzftellers ein Sat des Inhalts beizufügen: 

„DaB die geleijtete Kaution auch dann ihre fortvauernde Wirkung haben folle, wenn 
die vorläufig auf die Zeit von . . . . .„ erfolgte Anftellung des Rechners fpäter, 
fei es ausdrüclich oder ftillfchweigend, auf eine weitere Reihe von Jahren oder auf 
Lebenszeit erſtreckt werden follte.” 

Eine gleiche Vormerkung ift auch im Unterpfandsbuche zu maden. 


Muſter VIL Bautionsleiftung mittelft Bürgſchaft. 
Kaution3urfunde, 
Nachdem SR: 
DREI Bas DONE A Re nase Fr ee ee 
GT . worden ift, in welcher Eigenſchaft derſelbe 
für alle Anſprüche der Kirchengemeinde X., welche aus feinen Handlungen oder Unter» 
laffungen in diefem jeinem Dienftverhältnis an Kapital und Zinjen, ſowie an gericht- 
lihen und außergerichtlichen Koften der Ermittelung des Schadens und Geltendmadhung 
des Anſpruchs erwachſen, 
Kaution zu ſtellen hat, und nachdem die Stellung dieſer Kaution durch Bürgſchaft von der vor— 
geſetzten Behörde in ſtets widerruflicher Weiſe geſtattet worden iſt, ſo macht jeder der Unterzeich— 
neten ſich verbindlich, bis zu der vorgeſchriebenen Höhe der Kaution 
Dora a a A mit Worten 
für die bezeichneten Anſprüche der Kirchengemeinde &. aus der Verwaltung des genannten Be— 
amten, al3 Bürge und Selbſtſchuldner, unter Verzicht auf die Einrede der Vorausflage und der 
Teilung, mit feinem ganzen Vermögen zu haften. 
WE Sp Lon DEN apa et 18 AU TZUR es Unteridititrn. 
0% 


Wir die unterzeichneten Mitglieder des Gemeinderat3 Zu . » . . . beurfunden hiemit: 
1) die Echtheit der vorjtehenden Unterjchriften; 
2) daß die geftellten Bürgen und Selbftichuldner nach ihrer Perfönlichkeit und ihren 
Bermögensverhältniffen zu Leiftung der übernommenen Bürgichaft tüchtig find. 
SCENE. MS 


; den Der Gemeinderat: 

Zugleich verpflichte ich der unterzeichnete Beamte . . » . . mich hiemit ausdrücklich, 
von dem etwa eintretenden Tode oder dem Wegzuge . . . ... Bürgen aus Württemberg, 
ſowie überhaupt von jeder Veränderung in den VBerhältniffen . . . . Bürgen, welche auf 


Re fortdauernde Tüchtigkeit zur Bürgschaft von Einfluß fein könnte, dem Kirchengemeinderat 
alsbald Anzeige zu erftatten. 
BE SE DEN 18 an all meiner Unterjchrift. 
Die Echtheit der vorstehenden —— beurkundet ER Re 
BEP ER SE EIER. are 


Bemerkung. 


Bei Kautionsbeſtellung durch Frauensperſonen ſind die Vorſchriften des Geſetzes vom 
21. Mai 1828 (Reg.Bl. S. 361) genau zu beobachten. 
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vo. 
Erlaß des Konfifforiums 


an die ſämtlichen gemeinfhaftliden Oberämter, Dekanatämter und Pfarr- 
ämfer betreffend die Wahl der Kirdengemeinderäte. Vom 16. April 1889. 
[3826.] 


1) Gemäß 8 24 Abj. 1 der Minifterialverfügung vom 21. März 1889 (Reg.Bl. ©. 45) zu 
Ausführung des Geſetzes, betreffend Die Vertretung der evangelijchen RE und die 
Verwaltung ihrer Bermögensangelegenheiten vom 14. Juni 1887 wird bejtimmt, 

die erftmalige Wahl der Kirhengemeinderäte in der Zeit zwiſchen 

dem 15. Juni und 15. Juli dieſes Jahres vorzunehmen iſt. 

2) Hiernach Haben vor allem die gemeinſchaftlichen Oberämter gemäß 85 der 
erwähnten Minifterialverfügung al3bald die zu Feitftellung der Zahl der zu wählenden Kirchen: 
gemeinderatsmitglieder erforderlichen Schritte zu thun. 

3) Sodann hat der BPfarrgemeinderat ungefäumt das nach $ 24 Abi. 1 und 2 der 
—— Miniſterialverfügung ihm Obliegende einzuleiten, insbeſondere die Wahlkommiſſion 
zu beſtellen. 

4) Dieje hat ſofort für Fertigung der Wählerliften und deren rechtzeitige Auflage 
(8 9 daj.) bejorgt zu jein, worüber die in $ 10 vorgeschriebene Bekanntmachung zeitig zu erfolgen 
hat. Ebenjo ift die durch S 12 dajelbjt aufgetragene Bekanntmachung der vorzunehmenden Wahl 
ſelbſt vorichrift3mäßig zu erlaffen und auf Einhaltung der in $ 9 am Ende fowie $ 12 am Ende 
Donner Friſten beſonders zu achten. 

5) Für die nach $ 12 der erwähnten Verfügung von der Kanzel zu verlejende Bekannt: 
madhung wird eine Ansprache der Oberficchenbehörde noch ausgegeben werden. 

Ueber den Vollzug der Wahl und die erfolgte Berpflihtung der Gewählten ift 
alsbald, nachdem die legtere erfolgt ift, dem Defan Anzeige zu erjtatten, welcher über Die 
Wahlergebnifje der Didzeje dem Sonfitortum nach Einlauf jämtliher Anzeigen berichten wird. 

Stuttgart, den 16. April 1889. von Gemmingen. 


Baden. 


Unter dem 5./7 1888 iſt erlaſſen worden das Geſetz, Aenderung eini— 
ger geſetzlicher Beſtimmungen über die rechtliche Stellung der 
Kirchen und firhliden Bereine im Staate betr. (D, wozu eine 
landesherrlide Verordnung (II) unter dem 12./7 1888 ergangen: ift. 
Weiter unter dem 26./7 1888 das Geſetz, die Beftenerung für örtlide 
firhlide Bedürfnifje betr. (ID). Endlih ift duch Verordn. d. Ober 
kirchenraths v. 12./11 1888 eine neue Regelung der Pfarriynoden und Pfarr: 
fonferenzen vorgenommen worden (IV). 


I 


Geſetz, 


Fenderung einiger geſetzlicher Beſtimmungen über die rechtliche Stellung der 
Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate betreffend. Vom 5. Juli 1888. 


Sriedrid x. 

Mit Zuftimmung Unjerer getrenen Stände haben Wir beichloffen und verordnen, 
wie folgt: 

Urt. I. Die Abſätze 2, 3 und 4 von Artikel 2 des Gefebes vom 19. Februar 1874, 
betreffend die Aenderung einiger Bejtimmungen des Gejebes vom 9, Oktober 1860 über 
die rechtliche Stellung der Kirchen und Firchlichen Vereine im Staate‘), werden durch 
folgende Beſtimmungen erſetzt: 

Die Kirchen ſind befugt, Anſtalten zur theologiſch-praktiſchen Vorbildung der 
künftigen Geiſtlichen zu unterhalten. 

Desgleichen ſind ſie befugt, Penſionsanſtalten (Konvikte) für ſolche zu errichten 
und zu unterhalten, welche behufs der Vorbereitung für den geiſtlichen Beruf nach 
Maßgabe des Geſetzes vom b. März 1880, betreffend die allgemeine wiſſenſchaftliche 
Vorbildung der Kandidaten des geiſtlichen Standes, Gelehrtenſchulen oder die Uni— 
verſität beſuchen. 

Auf Anſtalten der in den beiden vorhergehenden Abſätzen bezeichneten Art finden 
die Beſtimmungen des Geſetzes über den Elementarunterricht in $103 Ziffer 1 und 4, 


1) Dieſelben lauteten: Die Kirchen find befugt, | Schuljahrs, die Konvikte für Studirende mit Ende 
Anftalten zur theologifch:praftiihen Vorbildung des Sommerfemefters 1874 zu fchließen. An— 
der künftigen Geiftlihen zu errichten. In die |ftalten, in welchen den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
beftehenden Knabenjfeminare und Knabenfonvikte, | oder den Bejtimmungen in 8 108 des Gejetes 
fowie in die Konvikte (Internate) für Studirende | vom 8. März 1868 über den Glementarunterricht 
der Theologie dürfen feine neuen Zöglinge mehr | zumider gehandelt wird, können durd) die Staat3- 
aufgenommen werden. Die Anabenjeminare und | regierung gejchloffen werden. 

Knabenfonvitte find mit Ende des Iaufenden 
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8 104 (unter Beſchränkung des erften Abſatzes auf die Ziffern 1 und 4 des $ 103) 
und 8 108 Anwendung. Die Leiter, Lehrer und Erzieher an denjelben müfjen 
Deutjche fein. 

Urt. I. Aus Artikel 3 des Geſetzes vom 19. Februar 1874 werden die SS 16.d. 
und 16 e. aufgehoben’). 

Urt. II. Artikel 14 Biffer VII. des badischen Einführungsgejeßes zum Strafge— 
jeßbuch für das Deutſche Reich vom 23. Dezember 1871?) erhält folgende geänderte Faſſung: 

Die Berurtheilung eines Geiftlihen zur Zuchthausftrafe Hat dauernden Verluſt 
des Amtseinkommens und dauernde Ausschließung von der öffentlichen Ausübung 
ficchlicher Funktionen von rechtswegen zur Folge. 

Die gegen einen Geiftlichen ausgejprochene Aberfennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte oder der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter bewirkt den dauernden 
Berluft des Einfommens aus dem befleideten Kirchenamt und den Ausſchluß von der 
öffentlichen Ausübung kirchlicher Funktionen für die Dauer der im Urteil beftimmten 
Beit. 

Urt. IV. In Artikel I des Gejehes vom 2. April 1872 °), die Abhaltung von Mij- 
fionen durch die Mitglieder religiöjer Orden betreffend, werden nah dem Wort „Seel- 
forge” die Worte „ausgenommen die Spendung der Saframente in Notfällen” eingejchoben. 

Urt. V. Der Zeitpunkt des Eintritts diefes Gejeßes wird durch Verordnung be- 
ftimmt. 

In gleicher Weife erfolgt die Bezeichnung der zur Mitwirkung bei der Ausführung 
desſelben bejtimmten Staatsbehörden. 

Gegeben zu Schloß Baden, den 5. Juli 1888. 

Sriedrid. 
Nokk. Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
———— 


1) Dieſelben lauteten: 8 16 d: Demjenigen | wird mit Gefängniß von ſechs Monaten bis zu 
Geiftlihen, welcher wegen Verlegung der Vor: einem Jahre beitraft. 
ſchriften dieſes Gejeßes oder der Beitimmungen | 2) Die frühere Faſſung lautete: Die VBerur- 
der 88 97, 110, 111, 130, 130a, 131, 132 des theilung zur Zucdthausftrafe hat die dauernde 
Reichsftrafgefekbucdhes innerhalb der lebten zwei Unfähigkeit zur Bekleidung eines Kirchenamtes 
Sahre zweimal gerichtlich bejtraft worden ift, von rechtswegen zur Folge. Die Aberfennung 
kann, jofern fein Verbleiben im Amte mit der der bürgerlichen Chrenrechte oder der Fähigkeit 
öffentlichen Drdnung unverträglich erjcheint, auf zur Bekleidung -öffentliher Aemter bewirkt den. 
Antrag des Minifteriums des Innern, die Fähig- dauernden Berluft des befleideten Kirchenamtes 
feit zur ferneren Befleivung jeines Amtes aber: | und die Unfähigkeit, während der im Urtheil be- 
fannt und das damit verbundene Einkommen | ftimmten Zeit ein Kirchenamt zu erlangen. Die 
entzogen werben. Die Entſcheidung erfolgt durch Strafe des Verluſtes der befleideten öffentlichen 
kollegialiſchen Beihluß der Mitglieder des Staat3- Aemter erftrecdt ſich auch auf die Kirchenämter 
minifteriums unter Zuzug von fünf Mitgliedern | und kann aud gegen Angeklagte erfannt werden, 
der Gerichtshöfe, welche jeweilß für zwei Jahre | welde nur ein Kirchenamt befleiden. 
durch Tandesherrlihe Entſchließung bezeichnet 3) Die frühere Fafjung lautete: Die Abhal- 
werden und von melden eines den Beivortrag tung von Mifjionen und die Aushilfe in der 
zu erftatten hat. 8 16e. Dem Geiftlichen, wel: | Seelforge durch Mitglieder religiöfer Orden, 
her zufolge des $ 16 d vom Amt entlaffen oder | welche im Großherzogthum nit — nad) Maß— 
zur Bekleidung eines Kirchenamtes durch gericht: gabe des 8 11 des Gef. v. 9. Dft. 1860, die 
liches Urtheil unfähig erklärt ift (Art. 14. VIT. rechtl. Stellung 2c. betr., — mit Staatsgenehmi- 
de3 Ginführungsgefeges vom 31. Dezember 1871) | gung eingeführt find, ift verboten. Art. 2. Die 
ijt jede öffentliche Ausübung kirchlicher Funktio- Mebertretung diefer Verbote wird mit Haft nicht 
nen unterjagt. Die Uebertretung dieſes Verbots unter 14 Tagen beftraft. 
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II. 
FSandesherrfihe Werordnung vom 12. Juli 1888. 


Friedrich x. 
Auf den unterthänigften Antrag Unferes Staat3minifteriums verordnen Wir zum Boll- 
zuge des Artifel3 V des Gejeges vom 5. Zuli 1888: 

1. Das Gejeß vom 5. Juli 1888, Uenderung einiger gejeblicher Beftimmungen über die 
rechtliche Stellung der Kirchen und Firchlichen Vereine im Staate betreffend, tritt mit dem 1. Auguft 
1888 in Wirfjamteit. 

$ 2: Dem Minifterium der Juftiz, des Kultus und Unterrichts find einzureichen: 

a, die Anzeigen über da3 Vorhaben der Errichtung einer Anftalt der in Art. I des vor— 
bezeichneten Gejeges erwähnten Art; 

b. die Anzeigen über Wechjel in dem Vorfteher- oder Zehrerperjonal oder über Verän— 
derungen in den Lokalen bei jolchen Anftalten; 

c. die Nachmeije darüber, daß bei der Anftalt, auf welche die Anzeige (a. oder b.) fich 
bezieht, den in Art. I des Gejeßes beziehungsmweije 8 103 Ziffer Lund 4 des Geſetzes 
über den Elementarunterricht bezeichneten Erfordernifjen entjprochen jei. 

8 3. Demfelben Minifterium (8 2) ftehen zu: 

a. die Entjcheidung darüber, ob die in $ 2 c. bezeichneten Nachweiſe ald genügend an— 
zuerfennen jeien; 

b. die Anordnungen über Einfihtnahme ſowie über Schließung von Anftalten der in 
Art. I. des Gejeges vom 5. Juli 1888 bezeichneten Art. 

Gegeben zu Schloß Baden, den 12. Juli 1888. 


Friedrich. 
Nokk. Auf Seiner st Hoheit Höchiten Befehl: 
ang. 


III. 


Sefeh, 
die Beflenerung für örtlide kirchliche Bedürfniffe betreffend. 
Vom 26. Juli 1888. 


Sriedrih x. 
Mit Zuſtimmung Unferer getreuen Stände haben Wir bejchlofjen und verordnen, 
wie folgt: e 


ER Vorausſetzungen der kirchlichen Beſteuerung. 


Art. 1. Oertliche Verbände von Angehörigen der nach 81 des Geſetzes vom 
9. Oktober 1860, betreffend die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine 
im Staate, mit dem Rechte öffentlicher Korporationen ausgeftatteten Kirchen, welche zum 
Zweck der gemeinfamen öffentlichen Neligionsübung mit vegelmäßigem pfarrlichem Gottes- 
dienfte im Großherzogtum beftehen oder mit jtaatlicher Genehmigung künftig errichtet 
werden, haben als Kirhengemeinden die Nechte öffentlicher Korporationen (Körper: 
ſchaften), deren räumlicher Umfang das Kicchipiel ift. 

Sind in einem Kirchſpiel Altkatholifen zu einer ftaatlic) genehmigten Gemeinschaft 
vereinigt (Gejeg vom 15. Juni 1874, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Altfatholifen), 
fo bildet diefe im Sinne de3 gegenwärtigen Geſetzes eine bejondere Kirchengemeinde. 

Art. 2. Zur Beitreitung der für die öffentliche Neligionsübung der Gemeinde er- 
forderlichen Ausgaben — der örtlichen Firchlichen Bedürfniffe — können die Kirchenge— 
meinden (Art. 1) von ihren Angehörigen Steuern (Umlagen) fordern, für deren Erhebung 
die Hilfe der Staatsgewalt unter den Vorausjegungen und nah Maßgabe der Beſtim— 
mungen dieſes Geſetzes gewährt wird. 

Als örtliche Firchlihe Bedürfniffe find jedenfalls anzujehen: 
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1. Unterhaltung und Neubau der Pfarrkirchen und Bfarrhäufer; 

2. Anſchaffung und Unterhaltung der nach den Satzungen oder Gebräuchen jeder 
Kirche für den Pfarrgottesdienft, für ficchliche Feierlichkeiten der Gemeinde 
und für die Ausübung der anderweiten jeeljorgerlichen Verrichtungen nötigen 
Gerätſchaften und ſonſtigen Erfordernifie; 

3. Belohnung der fogenannten niederen firchlichen Bedienfteten (Küfter, Or— 
ganiſten 2c. 

Für Ausstattung neu zu errichtender geijtlicher Aemter ift eine Beſteuerung durch 
die Kirchengemeinde nur mit Genehmigung der oberiten Staatsbehörde ftatthaft. 

Urt. 3. Kirchliche Steuern (Art. 2) dürfen nur erhoben werden, wenn und foweit 
für die betreffenden Bedürfniſſe weder ein privatrechtlich Verpflichteter einzutreten hat, 
noch die Beitreitung aus eigenem Vermögen der Kirchengemeinde, oder aus Mitteln von 
Stiftungen gefchehen kann, an welchen der Kirchengemeinde beziehungsweife deren Ange— 
hörigen Genußrecht zusteht. 

Ob und in welchem Umfange Mittel von Stiftungen (Fonds) als verwendbar bei- 
gezogen werden können, richtet fi) nach den allgemeinen Bejtimmungen über die Nechts- 
verhältniffe und die Verwaltung der Stiftungen, ſowie nach den für jede einzelne Stiftung 
geltenden bejonderen Gtiftungsvorjchriften. 

Art. 4. Wo nach diefem Geſetz ein Beihluß der verjammelten SKirchengemeinde- 
genofjen verlangt wird, gelten als ftimmberechtigt alle im Vollbeſitz der Rechtsfähigfeit 
und der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen, mindeſtens 25 Jahre alten, männlichen An— 
gehörigen des betreffenden Befenntnifjes, welche im Kicchjpiel ihren dauernden Aufenthalt 
haben und eine jelbjtändige Lebenzitellung einnehmen. 

Als jelbitändig ift jedenfalls nicht anzujehen, wer ftändige Unterftüßung aus öffent- 
lihen Armenmitteln erhält. 

Bon der Stimmberechtigung find jedenfalls diejenigen ausgeſchloſſen, 

1. welchen die Fähigkeit zur Bekleidung Öffentlicher Aemter aberfannt ift (Neich3- 
itrafgejeßbuch SS 35 und 36); 

2. die wegen eines die öffentliche Achtung entziehenden oder eines gegen die eigene 
Kirche verübten Vergehens nach SS 166, 167 des Reichsſtrafgeſetzbuchs zu 
einer Freiheitzjtrafe gerichtlich verurteilt worden find, bis zum Ablauf des 
fünften Sahres nach erjtandener Strafe; 

3. gegen die wegen eines Verbrechens oder Vergehens das Hauptverfahren er- 
öffnet ift, wenn die Verurteilung die Entziehung der bürgerlichen Ehrenrechte 
zur Folge haben kann, bis zur Beendigung des Verfahrens; 

4. gegen welche ein Konkursverfahren eröffnet ift, während der Dauer des Ießteren ; 

5. welche mit Bezahlung kirchlicher Steuern über ein Jahr im Rückſtande find. 

Art. 5. Auf PBerjonen, welche einem Militärkicchenverband angehören, findet diefes 
Geſetz feine Anwendung. 

Art. 6. Die Befugniffe der Kirchengemeinde werden durch die Kirchengemeindever- 
jammlung ausgeübt; die Wahrnehmung diefer Befugnifje erfolgt in denjenigen Gemeinden, 
welche 80 oder mehr Gemeindegenofjen zählen, durch eine von den letzteren gewählte 
Gemeindevertretung. Diejelbe muß mindeitens viermal fo viel gewählte Mitglieder um- 
faffen, al& die Behörde, welche das örtliche Kirchenvermögen verwaltet, zum mindeften 
jedoch 12 und höchſtens 80. 

Die Mitglieder der das örtliche Kirchenvermögen verwaltenden Behörde find Eraft 
diejes ihres Amtes zugleich Mitglieder in der Gemeindevertretung. 


Wahlberechtigt und wählbar zu der letzteren find die ftimmberechtigten Gemeinde: 
genojjen, 
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Art. 7. Beichlüffe der Kirchengemeindeverfammlung beziehungsmweife der Gemeinde: 
vertretung erfordern zu ihrer Gültigkeit, 

1. daß ſämtliche ftimmberechtigten Kirchengemeindegenofjen beziehungsmweife ſämt— 
liche Mitglieder der Gemeindevertretung unter Bezeichnung der Gegenftände 
der Tagesordnung einzeln eingeladen werden; 

2. daß mehr als die Hälfte davon erjchienen find; 

3. daß die abjolute Mehrheit der Erfchienenen fich für eine Meinung entichieden hat. 

Sit die nach Abſatz 1 Biffer 2 erforderliche Zahl nicht erfchienen, jo erfolgt in 
gleicher Form eine zweite Einladung; wenn auch hierauf die erforderliche Zahl nicht er— 
jchienen ift, jo bleibt e3 dem Ermefjen der einladenden Kirchenbehörde überlaffen, eine 
weitere Einladung zu verfügen; die zweite oder weitere Verfammlung ift beichlußfähig, 
wenn auch nur ein Drittel der Eingeladenen erfchienen ift; jedoch muß die Zahl der Er- 
ſchienenen mindeſtens doppelt jo groß fein, als die Zahl der Mitglieder der das Ortsver— 
mögen verivaltenden Behörde beträgt. 

Art. 8. Für die Erhebung einer Firchlichen Steuer bedarf es — abgejehen von 
den in Art. 37 Ziffer 8 bezeichneten Fällen — eines auf Borichlag der Behörde, welche 
das örtliche Kirchenvermögen verwaltet, gefaßten Beſchluſſes der Kirchengemeindeverfamm- 
lung beziehungsweife der Gemeindevertretung. 

Ein folder Beſchluß hat ſowohl den durch Umlage aufzubringenden Betrag als die 
Art der Verwendung zu bejtimmen. 

Derjelbe unterliegt der ftaatlichen Genehmigung. 

Art. 9. Das Vermögen der Kirchengemeinden — einjchließlich der Steuerforderungen 
(Art. 27) beziehungsmweife der aus Firchlichen Steuern eingegangenen Summen — bildet 
einen Beſtandteil des örtlichen Kirchenvermögeng. 

Wo nach diefem Gejeß eine Kirchengemeindeverfammlung beziehungsweife eine Ge— 
meindevertretung in Thätigfeit treten muß, bedürfen ihrer Zuftimmung die Bejchlüffe der 
das örtliche Kirchenvermögen vermwaltenden Behörde jedenfalls bezüglich nachverzeichneter 
Gegenstände: 

1. Aufftellung der Voranſchläge und Verbefcheidung der Rechnungen über Aus— 

gaben und Einnahmen der Kirchengemeinde als jolcher; 

2. Aufnahme von Anlehen zu Laften der Kirchengemeinde, fofern diejelbe nicht 
zur Abzahlung aufgefündigter Kapitalien gejchieht, oder das Anlehen zur 
Beftreitung von voranschlagsmäßigen Ausgaben erforderlich ift und innerhalb 
derjelben Rechnungsperiode aus laufenden Einnahmen wieder getilgt wird; 

3. Feſtſtellung der Pläne zur Tilgung von Schulden der Kirchengemeinde ; 

4, Einführung neuer ftändiger Gehalte und Erhöhung bisheriger jolcher Gehalte 
für Beamte und Bedienstete der Kirchengenteinde jofern deren Zahlung aus 
Mitteln der Kirchengemeinde gejchehen fol; 

5. Veräußerung oder VBerpfändung Liegenfchaftlicher Bejtandteile des Vermögens 
der Kirchengemeinde, dauernde Kulturveränderungen an folden; 

6. Führung von Rechtzftreiten namens der Kirchengemeinde über dingliche Rechte 

an Liegenjchaften derjelben; 

.Abſchluß von Vergleichen über Rechte diejer (Ziffer 6) Art; 

8. Verwendung von Erträgniffen örtlicher kirchlicher Stiftungen zu anderen als 
den ftiftungsgemäßen Sweden (59 des Gejeßes vom 5. Mai 1870, betreffend 
die Rechtsverhältniffe und die Verwaltung der Stiftungen). 

Auf geiftliche Pfründen finden dieſe Bejtimmungen nicht Anwendung. 

Art. 10. Wenn eine Kirchengemeinde, in welcher eine Gemeindevertretung (Urt. 6) 
beftellt ift, Kirchliche Steuern nicht zu erheben hat, kann ſowohl die obere Firchliche als 


—* 
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die ftaatliche Behörde, bei beiderfeitigem Einverftändnis , die Kirchengemeindevertretung 
mit der Wirkung für aufgelöft erklären, daß bis auf weiteres deren Neubildung zu unter 
bleiben hat. 

Unter derfelben Vorausſetzung fünnen in derjelben Weife für Kirchengemeinden ohne 
Semeindevertretung, in welchen eine Ausübung von Befugniffen, wie folche in den Artifeln 
8, 9, 27 und 32 der Kirchengemeindeverfammlung vorbehalten find, bereit ftattgefunden 
hat, die in Artikel 9 Abſatz 2 bezeichneten Befugniffe für ruhend erklärt werben. 

Das Einverftändnis der ftaatlichen Behörde darf bei Borhandenfein eigenen Ver— 
mögens der Kirchengemeinde nur erklärt werden, wenn in einer hiezu anzuberaumenden 
Verſammlung im Falle des erjten Abjages die Mehrheit der Gemeindevertretung im Falle 
de3 zweiten Abſatzes die Mehrheit der ftimmberechtigten Kirchengemeindegenofjen (Art. 4) 
nicht widerſpricht. 

Art. 11. Für Beftand und Begrenzung der Kirchipiele (Art. 1 Abſatz 2, Art. 8) 
ift der Beſitzſtand zur Zeit der eintretenden Wirkjamfeit diejes Gejeßes maßgebend. Aen- 
derungen in dem Beſtande der Kirchengemeinden (duch Neubildung, Auflöfung, Trennung, 
Bufammenlegung) ſowie Aenderungen in der Begrenzung der Kirchipiele bedürfen, um 
bürgerlich wirkſam zu werden, der ftaatlichen Genehmigung. 

Mit ftantlicher und Kirchenobrigkeitlicher Gegehmigung können mehrere Kirchenge- 
meinden zum Zwecke der gemeinfchaftlihen Ausübung des Beiteuerungsrechtes zu einer 
Gefamtkirchengemeinde vereinigt werden. 


II, Steuerpflichtigfeit und Steuerfuß. 


Art. 12. Die Summen, welche für örtliche Firchliche Bedürfniffe durch kirchliche 
Steuern aufzubringen find, werden vorbehaltlich der Beftimmung in Artifel 13 umgelegt 
auf die Grund», Häufer-, Gefäll-, Gewerb- und Kapitalrentenſteuerkapitalien, ſowie die 
Einfommenfteneranfchläge, mit welchen die dem Befenntniffe der Kirchengemeinde ange- 
hörenden Kirchipielgeinwohner in den ganz oder teilweiſe zum Kirchſpiel gehörigen Ge— 
marfungen nad) dem Gemeindeiteuerfatajter für dasjenige Jahr, für welches die Kirchen- 
fteuer erhoben wird, veranlagt find oder — foweit Gemeindeumlagen nicht erhoben werden 
— zu beranlagen wären. 

Der Betrag der hiernach zu erhebenden Kicchenftener darf für ein Kalenderjahr 
Fünf Pfennig auf Hundert Mark Gemeindeftenerfapital nicht überjteigen. 

Eine Ueberſchreitung der im vorhergehenden Abſatz beftimmten Grenze ift nur mit 
Genehmigung der oberiten Staatsbehörde jtatthaft. Dieje Genehmigung kann zum voraus 
für ſoviel Jahre erteilt werden, als die Ueberjchreitung vorausfichtlich notwendig ift. 

Art. 13. Bei der Umlegung der durch Kirchenftener aufzubringenden Koften für 
kirchliche Bauten der in Artikel 2 Abja 2 Ziffer 1 bezeichneten Art fünnen zu den 
in Artifel 12 bezeichneten Steuerfapitalien und Einfommenfteneranfchlägen, und müffen, 
wenn die Umlage 5 Pfennig auf 100 Mark Gemeindejtenerfapital für ein Kalenderjahr 
überfteigt (Artifel 12 Abſatz 2)., noch beigezogen werden die Grund-, Häufer-, Gefäll-, 
Gewerb- und Kapitalrentenjteuerfapitalien, ſowie die Einfommensteneranjchläge, mit welchen 
in den ganz oder teilweiſe zum Sirchipiel gehörigen Gemarkungen nach dem Gemeinde- 
ſteuerkataſter deszjenigen Jahres, für welches die Kirchensteuer erhoben wird, veranlagt 
find, oder — ſoweit Gemeindeumlagen nicht erhoben werden — zu veranlagen wären: 

1. außerhalb des Kirchſpiels wohnende befenntnisangehörige phyſiſche Perſonen, 
joweit diefelben nicht für eine Kirchengemeinde, deren Kirchſpiel auf die betreffende 
Gemarkung fich erftredt, bereits nach Artikel 12 Kirchenftenerpflichtig find; 

2. dem Bekenntnis, für welches die Kirchensteuer erhoben wird, ausschließlich zum 
Genuß zuftehende nicht Ficchliche, ſowie jolche Firchliche Stiftungen, deren Er— 
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trag nicht ohnehin zur Beftreitung der Kosten für die Kirchen- und Pfarrhaus: 
baufichkeiten der betreffenden Kirchengemeinde beftimmt iſt; 

3. juriftiiche Perfonen — einſchließlich der Hinfichtlich des Genußrechtes nicht 
auf ein bejtimmtes einzelnes Bekenntnis befchränften Stiftungen — fowie 
Gejellfchaften, Vereine und Genofjenfchyaften der in $ 5 B. des Einfommen- 
ſteuergeſetzes vom 20. Juni 1884 bezeichneten Art. 

Die unter Ziffer 3 des vorhergehenden Abſatzes bezeichneten Steuerfapitalien und 
Einkommenſteueranſchläge find zu den Kirchenbaufoften beider in Art. 1 dieſes Geſetzes 
genannten Kirchen, jedoch für jede derjelben nur in demjenigen ermäßigten Betrage beizu- 
ziehen, welcher dem jeweils durch die jüngfte Volkszählung feitgeftellten Verhältniſſe 
der Zahl der Gemarkungseinwohner desjenigen Befenntniffes, für welches die Kirchensteuer 
erhoben wird, zur Gejamteinwohnerzahl der Gemarkung entiprict. 

Erſtrecken fi) mehrere Kirchfpiele eines Befenntniffes auf eine und diefelbe Ge— 
marfung, fo find die im erjten Abſatz unter Ziffer 1, 2 und 3 genannten Steuerfapitalien- 
Inhaber für jede der betreffenden Kirchengemeinden Firchenbaufteuerpflichtig, jedoch für 
jede nur in demjenigen ermäßigten Betrage, welcher dem Verhältnis der Zahl der dem 
betreffenden Kirchſpiel zugeteilten, zur Gejamtzahl der befenntnisangehörigen Gemarkungs— 
einwohner entjpricht. 

Art. 14. Auf den Beizug der Kapitalventenftenerfapitalien zur kirchlichen Be— 
ftenerung kann durch Kirchengemeindebejchluß mit Staatsgenehmigung ganz oder teilmeife 
verzichtet werden. 

Art. 15. Nah Art. 12 und Art. 13 Ziffer 1 Firchenftenerpflichtige Perſonen, welche 
mit andern ein Gewerbe in Gejellichaft betreiben, find mit dem ihrer Beteiligung an der 
Geſellſchaft entjprechenden Teile des Steuerfapitals dieſer letzteren heranzuziehen. 

Einem in gemijchter Ehe lebenden Ehegatten wird die Hälfte des Steuerbetrages 
angejeßt, welcher nach Art. 12 und Art. 13 Ziffer 1 auf die beiden Ehegatten, fall die- 
jelben eines Bekenntniſſes wären, entfallen wiirde. 

Art. 16. Für folche, die zu dem Bekenntniſſe der Kirchengemeinde übertreten, be= 
ginnt die Steuerpflicht (Art. 12, Art. 13 Biffer 1) mit dem Anfang des Kalenderjahres, 
welches auf dag Jahr des Webertritt3 folgt. 

Art. 17, Durch den Austritt aus der Kirche erlifcht die Steuerpfliht (Art. 12, 
Art. 13 Ziffer 1) erjt mit dem Ablaufe des zweiten auf das Jahr des Austritts folgenden 
Kalenderjahres, fofern der Ausgetretene nicht auf einen früheren Zeitpunkt einer Kirchen- 
gemeinde anderen Bekenntniſſes firchliche Steuern zu entrichten jhuldig wird (Art. 16). 

Art. 18. Die Erklärung des Austritt3 aus einer Kirche (Art. 17) muß, um bür- 
gerlihe Wirkung zu haben, von dem Austretenden vor der Bezirfsverwaltungsbehörde 
feines WohnortS abgegeben werden, und zwar, wenn derjelbe das jechszehnte Lebensjahr 
zurüdgelegt hat, in Perſon. 

Für Perſonen unter 16 Sahren kann die Erklärung des AustrittS don denjenigen 
abgegeben werden, welche deren religiöſe Erziehung zu ändern berechtigt find. 

Abſchrift des über die Austrittserklärung aufzunehmenden Protofoll3 iſt der das 
örtliche Kicchenvermögen verwaltenden Behörde zuzuftellen. Dem Austretenden ijt auf 
Berlangen Beicheinigung über die erfolgte Erklärung des Austritts zu erteilen. 

Urt. 19. Die Austrittzerflärung (Art. 18) iſt Hinfichtlich der kirchlichen Steuerpflicht 
unwirkſam, wenn nad) Abgabe derjelben die Einrichtungen der Kirche, welcher der Be- 
treffende bi dahin angehörte, durch Ddiefen jelbjt oder durch Perſonen, deren religiöſe 
Erziehung derfelbe zu ändern berechtigt ift, weiter benüßt werden. 

Art. 20. Im Falle des Art.1 Abſ. 2 kommen die Beitimmungen der Art. 16, 17, 
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18, 19 zu finngemäßer Anwendung Hinfichtlich des Ausſcheidens aus der einen beziehungs- 
mweife des Webertritt3 zur anderen Kirchengemeinde. 

Art. 21. Erſtreckt fich eine Kirchengemeinde über mehrere Orte, jo können Die 
Filialeinwohner, falls diejelben an den firchlichen Einrichtungen der Gejamtgemeinde nur 
in beſchränktem Maße teilnehmen, verlangen, daß ihre Beiziehung zu den Firchlichen 
Steuern der Gefamtgemeinde nur nach einem im Verhältnis der bejchränfteren Teilnahme 
ermäßigten Maßftabe gejchehe. 

Das Maß der den Filialiften zu gemwährenden Erleichterung wird durch Verein- 
barung, welche der ftaatlichen und Kirchlichen Genehmigung bedarf, eventuell durch Die 
Staatsbehörde im Einvernehmen mit der oberen Kirchenbehörde beftimmt. 

Die einmal getroffene Feftfegung kann vor Ablauf von 10 Sahren nur mit Eins 
willigung aller Beteiligten geändert werden. 


II. Verfahren zur Feftftelung und Erhebung firhlider Steuern. 


Urt. 22. Der Kirchengemeindebeichluß, welcher die Erhebung beziehungsweile Zeit- 
ſetzung kirchlicher Steuern verfügt (Art. 8), ift — vorbehaltlich der Beftimmungen in 
Art. 23 und Art. 27 diejes Geſetzes — für die Dauer eines Kalenderjahres wirkſam. 

Art. 23. Der Beichlußfaffung feitens der Kirchengemeindeverfammlung beziehungs— 
weiſe Gemeindevertretung (Art. 8) hat die Aufftellung eines Voranfchlages vorauszugehen, 
welcher für daS betreffende Kalenderjahr angiebt und nachweift: 

1. die für die örtlichen und kirchlichen Bedürfniffe nach den einzelnen Abteilungen 

(Art. 2) erforderlichen Summen; 

2. die zur (teifweifen) Dedung auf Grund privatrechtlicher Verpflichtungen, oder 
aus eigenem Vermögen der Gemeinde, oder aus Stiftungen (Art. 3) verwend— 
baren Mittel; 

3. die hiernac im Wege der Firchlichen Beftenerung noch aufzubringende Summe 
und die Berechnung des Betrags, welcher nad) Maßgabe der Art. 12 bis 15 und 
21 dieſes Geſetzes auf je 100 Mark Gemeindefteuerfapital erhoben werden foll 
a. bon den befenntnisangehörigen Kirchipielseinmwohnern (Art. 12, 13 und 15); 
b. von außerhalb des Kirchſpiels wohnenden Bekenntnisangehörigen, jowie von 

juriftiichen Perſonen, Gejellfchaften.und Vereinen (Art. 13). 

Auf Antrag der das örtliche Kirchenvermögen verwaltenden Behörde oder der diefer 
vorgejegten Auffichtsbehörde kann von der Staat3behörde geftattet werden, daß für eine 
längere, jedoch höchſtens drei Jahre umfaffende Periode der Voranſchlag aufgeftellt und 
die zu erhebende Steuer feitgejeßt werde. 

Art. 24. Die Aufftellung des Voranjchlags gefchieht durch die das örtliche Kirchen- 
vermögen vermwaltende Behörde. 

Bor Abhaltung der zur Beichlußfaffung über den Voranfchlag zu berufenden Ver— 
jammlung der Kirchengemeinde beziehungsweife Gemeindevertretung ift derfelbe zur Ein- 
fiht aller Beteiligten öffentlich aufzulegen. Auch ift jedem Beteiligten auf deſſen Ver— 
langen gegen die geordnete Gebühr — den im vierten Abſatz diejes Artikel bezeichneten 
Beteiligten von amtswegen und gebührenfrei — Abjchrift zu erteilen. 

Einwendungen jeder Art können von jedem Beteiligten bis zu dem für die Bejchluß- 
fafjung der Kirchengemeinde beftimmten Tage fchriftlich oder mündlich erhoben werden. 

ALS beteiligt find insbeſondere die politiſchen Gemeinden zu betrachten, welche ganz 
oder teilweije mit ihren Gemarfungen zum Kirchfpiel gehören, jowie die zu Leiftungen 
für örtliche kirchliche Bedürfniſſe privatrechtlich Berpflichteten. 

Art. 25. Die Erteilung der Staatögenehmigung zu dem die Steuer (Umlage) feit- 
jegenden Beſchluß der Kirchengemeinde beziehungsweife Gemeindevertretung fteht der Be— 
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zirföverwaltungsbehörde zu. Bei Kirchipielen, welche Teile von mehreren Amtsbezirfen 
umfafjen, ift diejenige Bezirfsverwaltungsbehörde ausſchließlich zuftändig, in deren Bezirk 
der Pfarrort gelegen ift. 

Sind von Beteiligten Einfprachen erhoben, welchen bei der Beichlußfaffung der 
Kirchengemeinde nicht Folge gegeben wurde, oder nimmt, ohne daß jolche Einfprachen 
vorliegen, der Bezirfsbeamte Anftand, die Genehmigung — überhaupt oder ohne Bejchrän- 
fung — zu erteilen, jo hat der Bezirksrat über Erteilung oder Verweigerung der Staat$- 
genehmigung zu bejchließen. 

Art. 26. Gegen den Beihluß des Bezirksrats, welcher die Staatsgenehmigung 
verjagt oder diefelbe nur mit Beichränfungen erteilt hat, kann ſowohl die das drtliche 
Kirchenvermögen verwaltende, als die ihr vorgefegte Auffichtsbehörde oder die obere 
Kirchenbehörde den Rekurs ergreifen. 

Gegen die Erteilung der Genehmigung fteht ein Rekursrecht der Behörde jeder po= 
Yitifchen Gemeinde zu, welche ganz oder teilweife mit ihrer Gemarkung zum Kirchfpiel gehört. 

Die einzelnen Steuerpflichtigen können — vorbehaltlich der verwaltungsgerichtlichen 
Entſcheidung nah) 82 Ziffer 24 des Geſetzes vom 14. Juni 1884, die Verwaltungsrecht3- 
pflege betreffend, — gegen die erteilte Genehmigung nur infomweit rekurrieren, als Die 
Beſchwerde dahin geht, dab die umzulegende Summe nicht nach) Maßgabe der Beitim- 
mungen dieſes Geſetzes auf die Steuerpflichtigen verteilt fei. 

Art. 27. Eine befondere der Staatsgenehmigung unterliegende Beſchlußfaſſung einer 
Kirchengemeinde beziehungsweiſe einer Gemeindevertretung ift erforderlich für jede Ueber- 
nahme eines Aufwandes oder einer Verpflichtung auf die Kirchengemeinde, welche eine 
Belaftung der leßteren auf die Dauer einer Mehrzahl von Voranfchlagsperioden zur Folge 
bat, 3. B. über Einführung neuer ftändiger Gehalte oder Erhöhung bisheriger ſolcher 
Gehalte, über Ausführung Firchlicher Bauten, deren Aufwand auf mehrere Jahre verteilt 
werden foll, über Aufnahme von Anlehen der in Art. 9 Abf. 2 Ziff. 2 bezeichneten Art. 

Auf derartige Beichlußfaffungen finden die Beftimmungen der Artikel 25 und 26 
Abja 1 und 2 finngemäße Anwendung. 

Art. 28. Das auf Grund des Voranfchlags nach deſſen endgültiger Feſtſtellung 
gefertigte Steuerregifter wird von der das örtliche Kirchenvdermögen verwaltenden Behörde 
der Bezirksverwaltungsbehörde vorgelegt und durch diefe für vollzugSreif erklärt. 

Die im Regifter verzeichneten Steuerbeträge fünnen fodann nach) Maßgabe der Be- 
ſtimmungen über die Beitreibung der Gemeindeausftände zwangsweiſe erhoben werden. 

Das Geſetz vom 21. Zuli 1839, die Verjährung der Öffentlichen Abgaben betreffend 
(Regierungsblatt Nr. XXI Seite 175), findet auch auf Firchliche Steuern Anwendung. 

Art. 29. Der Bezirköverwaltungsbehörde, in deren Bezirk das Kirchſpiel oder 
irgend ein Teil desjelben gelegen it, find Nechnungsauszüge ſowie auf Verlangen die 
Rechnungen felbft vorzulegen, aus welchen die Verwendung der durch Firchliche Steuern 
erhobenen Summen zu erjehen ift. 

Art. 30. Die Organe der Staatöftenerverwaltung find verpflichtet, bei der Auf- 
ftellung der Voranjchläge und der Kirchenftenerregifter (Artikel 23 und 28) gegen eine 
aus Firchlichen Mitteln zu Leiftende Vergütung mitzuwirken. 

Sämtliche Perſonen, welche bei der Feftitellung und Erhebung Hirchlicher Steuern 
mitzumirfen haben, find verpflichtet, alles, was ihnen hiebei über die Vermögens- und 
Einfommensverhältniffe der Steuerpflichtigen zur Kenntnis kommt, geheim zu halten. 


IV. Befondere Beftimmungen für firhlide Bauten. 


Art. 31. Durch das gegenwärtige Gejeß werden, jomweit nicht in den nachjtehenden 
Artikeln andersiverfügt ift, nicht berührt; 
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a. die auf Privatrechtötitel oder auf ftiftungsmäßiger Widmung beruhenden Ver- 
pflihtungen zur Herjtellung und zur Unterhaltung Firchlicher Bauten; 

b. die für jede Kirche Hinfichtlich der Beforgung des kirchlichen Bauweſens geltenden 
Beitimmungen; 

c. die Befugnis der Staatsgewalt, über die Notwendigkeit von Kirchenbaulichkeiten, 
über die Größe des Bedürfniffes und über die Verbindlichkeit zur vorſorglichen 
Baupflicht zu entjcheiden, 

Yeßteres (c.) mit der Maßgabe, daß überall, wo nach dem bisherigen Rechte „das Kirch— 
ſpiel“ baupflichtig war, an defien Stelle fünftig die Kirchengemeinde im Sinne diejes 
Geſetzes tritt und die erwähnte Befugnis auf Unterhaltung und Widerherftellung auch 
folher Pfarrkirchen und Pfarrhäufer fich erftredt, die nicht „altvorhandene“ im Sinne des 
Gefeges vom 26. April 1808, die Kirchen- und Schulbaulichkeiten betreffend, find. 

Art. 32. Die Zuftimmung einer Kirchengemeindeverfammlung beziehungsmeije Ge— 
meindebertretung (Artikel 4) ift einzuholen für jede kirchliche Baulichkeit, gleichviel ob 
die Bauführung namens der Kirchengemeinde felbft, oder namens eines Firchlichen Fonds, 
oder namens eines privatrechtlich Baupflichtigen gejchieht, fofern nicht die Mittel zur 
Dedung des Aufwandes für diefelbe vor Beginn des Baues ficher gejtellt find. 

Art. 33. Iſt der im Wege der Fichhlichen Beftenerung aufzubringende Aufwand 
nur zur laufenden Unterhaltung vorhandener kirchlicher Gebäude erforderlich, jo genügt 
e3, wenn die entjprechenden Beträge jeweils in dem nad) Artifel 23 dieſes Geſetzes auf- 
zuftellenden Boranfchlag vorgejehen werden. 

Für Neubauten, Crweiterungsbauten und Bauveränderungen bedarf e3 einer be- 
jonderen Beſchlußfaſſung der Kirchengemeindeverfammlung beziehungsweiſe Gemeindever- 
tretung, welcher zu diefem Behufe vorzulegen find: 

1. eine durch die erforderlichen Zeichnungen erläuterte Darftellung des Bauvor- 
habens nebſt Koftenberechnung und Nachweis über die erfolgte Firchenobrigfeit- 
liche Genehmigung desfelben, joweit diefe nach den in Artikel 31 Abſatz 1 Buch— 
jtabe b. erwähnten Beftimmungen erforderlich ift; 

2. ein Nachweis über die aus privatrechtlichen Bauverpflichtungen, aus Fonds 
(Stiftungen) oder fonft für den Bau zur Verfügung ftehenden Mittel; 

3. Anträge wegen Aufbringung des hiernach (Biffer 1 und 2) ungededt bleibenden 
Aufwandes, insbejondere in welcher Weife etwa diefelbe auf einen über mehrere 
Boranfchlagsperioden (Art. 23) fich ausdehnenden Zeitraum verteilt werden joll. 

Diejelben Materialien find der Staatsbehörde vorzulegen, welcher die Genehmigung 
des Beſchluſſes der Kirchengemeinde zusteht. 

Hinfichtlich des Rekurſes gegen die Entſchließung der Staatsbehörde, welche die 
Genehmigung erteilt oder verfagt, finden die Beftimmungen des Artifel3 26 Abſätze 1 
und 2 mit der Maßgabe Anwendung, daß ein Nekursrecht gegen die erteilte ftaatliche 
Genehmigung auch den in Artikel 13 bezeichneten Kirchensteuerpflichtigen beziehungsweiſe 
deren Bertretern unbejchränft zufteht. 

Art. 34. Wenn an einem kirchlichen Gebäude, für welches nach den Beitimmungen 
des Bauedift3 vom 26. April 1808 dem Kicchfpiel eine Verpflichtung zur Unterhaltung 
oder zum Neubau oblag, ſowohl dem evangelifchen al3 dem fatholifchen Bekenntnis (Art 1) 
Gebrauchsrecht zufteht (Simultanficchen) , jo treten an die Stelle des Kirchſpiels die ge- 
brauchsberechtigten Kirchengemeinden beider Befenntniffe. 

Die Umlegung der Baukoften (Artikel 2 Abſatz 2 Ziffer 1) für Gebäude der vor— 
bezeichneten Art gejchieht nach Artikel 13 dieſes Gejeges mit der Maßgabe, daß beizu- 
ziehen jind; 
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a. die in Artikel 12 und Artikel 13 Ziffer 1 und 2 bezeichneten Steuerfapitalien 

der Angehörigen beziehungsweife Stiftungen beider beteiligten Bekenntniſſe; 
b. die in Artikel 13 Ziffer 3 bezeichneten Steuerfapitalien nach dem jeweils durch die 
jüngfte Volkszählung feitgeftellten Verhältniffe der Zahl der Gemarkungseinwohner 
der beiden beteiligten Befenntniffe zur Gejamtzahl der Gemarfungsbevölferung. 
Urt. 35. Im Falle des Artikel 34 finden die Bejtimmungen des Artikel 32 und 33 
in der Weife Anwendung, daß die Zuftimmung der Kirchengemeindeverfammlung bezieh- 
ungsweiſe Gemeindevertretung einer jeden der beteiligten Kirchengemeinden erfordert wird. 
Dur ein zwijchen den beteiligten Kirchengemeinden zu vereinbarendes Statut, welches 
der ftaatlichen und Eirchenobrigfeitlichen Genehmigung bedarf, kann zur Beforgung der auf 
das Simultanfirchengebäude bezüglichen Gejchäfte eine gemeinjchaftliche Behörde beitellt 
werden, deren Zuſammenſetzung, Gejchäftsfreis und Geſchäftsordnung im Statut zu ordnen ift. 


V. Nebergangsbeftimmungen. 


Urt. 36. Der zur Zeit der beginnenden Wirkſamkeit dieſes Gejehes (Artikel 40) 
noch nicht gededte Aufwand für Firchliche Baulichkeiten, welche in jenem Zeitpunkt bereits 
ausgeführt oder in der Ausführung begriffen find, wird — ſoweit derjelbe nach den Be— 
ftimmungen des Kicchenbauedift3 vom 26. April 1808 auf das Kirchſpiel fällt — nad) 
Maßgabe diejes Edikts beftritten und von den Behörden der zum Kirchſpiel gehörigen 
politifchen Gemeinden auf die gejamten innerhalb der Gemeindegemarfung veranlagten 
Grund-, Häufer-, Gefäll- und Kapitalrentenjtenerfapitalien und Einkommenſteueranſchläge, 
einjchließlich der gemeindejteuerfreien, nad) Maßgabe der Beitimmungen über die Bejteue- 
rung zu Gemeindezweden umgelegt. 

Das Gleiche gilt von der Berzinjung und Heimzahlung von Schulden, die für 
firchliche Baulichkeiten der in Abſatz 1 bemerften Art von Gemeinden des baupflichtigen 
Kirchipield eingegangen find. 

Für die Leitung der Hand- und FZuhrdienfte zu den in Abjag 1 bezeichneten Bau- 
lichkeiten find die Beftimmungen des genannten Kirchenbauedift3 ebenfalls maßgebend in 
dem inne, daß zu denjelben nur die Ortseinwohner ohne Rüdficht auf die Befenntnis- 
angehörigfeit pflichtig find. 

Durch Gemeindebefhluß mit Staatsgenehmigung fünnen die in dem gegenwärtigen 
Artikel bezeichneten Kosten ganz oder teilweiſe auf die politische Gemeinde übernommen werden. 

Auf das Rechnungsweſen wegen der in diejem Artifel bezeichneten Koften finden 
die Borjchriften über da8 Gemeinderechnungsmwejen Anwendung. 


VI Ausführungs und Buftändigfeit3-Beftimmungen. 


Art. 37. Soweit nicht von der betreffenden Kirche erlafjene und durch die zuftändige 
Staatöbehörde genehmigte Saßungen genügend Vorſorge treffen, werden für jede Kirche 
im Einvernehmen mit deren im Großherzogtum befindlichen oder für das Großherzogtum 
anerkannten oberjten Leitung Durch Regierungsverordnung oder durch Verfügung 
für den Einzelfall diejenigen Anordnungen getroffen, welche zur Durchführung des gegen- 
wärtigen Gefebes Hinfichtlich der einzelnen Kirchengemeinden, fowie zur Regelung ihrer 
auf die Ausübung des firchlichen Beiteuerungsrechtes bezüglihen Geichäftsführung weiter 
erforderlich find. 

In dieſer Weije find insbejondere zu ordnen; 

1. Die Beitellung der Kirchengemeindevertretung (Artikel 6); 

2. die Gründe, aus welchen Kirchengemeindegenofjen (Artikel 4 Abſatz 1) — unbe- 

jchadet der Beftimmungen im zweiten und dritten Abſatz des Artikels 4 — als 
nicht jelbftändig angejehen und von der Stimmberechtigung in den Verſamm— 
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lungen der Kirchengemeinde, jowie von dem Wahlrecht und der Wählbarfeit bei 
Wahlen zur Kirchengemeindevertretung ausgejchloffen fein ſollen; 


. die Art der unter Ziffer 2 bezeichneten Wahlen, dad Wahlverfahren — ein— 


ichließlich der Leitung der Wahlen und der Berufung der Wähler; 


. die Zufammenberufung der Verſammlungen der Kirchengemeinde beziehungsmweije 


Kirchengemeindevertretung; die Gejchäftsleitung (Führung des Vorſitzes) bei 
diefen Verfammlungen ; die Gefchäftsordnung für dieſelben; 


. die Auflöfung der Kirchengemeindevertretung außerhalb des in Artifel 10 vor- 


gejehenen Falles ; 


. die Einrichtung der Boranfchläge und Steuerregijter; das Berfahren bei deren 


Aufftelung und Feſtſtellung (Artifel 22 bis 30); 


. die Verrechnung der aus Firchlichen Steuern herrührenden Gelder ; die Rechnungs— 


legung und NRechnungsabhör ; 


. das Verfahren für den durch die Staatsgewalt zu bewirfenden Vollzug 


a. ſtaatlicher Entjcheidungen, welche die Notwendigkeit einer kirchlichen Bauher— 
ſtellung ausfprechen (Artikel 31 Abſatz 1 c.); 

b. der Erfüllung von Verpflichtungen, welche Kirchengemeinden auf Grund eines 
ftaatlich genehmigten Beſchluſſes gegen Dritte übernommen haben oder welche 
ihnen zufolge einer gerichtlichen oder verwaltungsgerichtlichen Enticheidung 
obliegen, wenn deren Erfüllung wegen Mangels gerichtlich zugreifbarer Ver— 
mögensgegenftände im Wege der Firchlichen Bejteuerung erfolgen muß. 


Art. 38. Außer den in dem Gejege vom 14. Juni 1884, betreffend die Verwal— 
tungsrechtspflege, $ 3 Ziffern 7 und 10, ſowie 8 4 Ziffer 2 bezeichneten Fällen erfennt 
der Verwaltungsgerichtshof in erjter und letzter Inſtanz auf Klagen gegen Entjcheidungen 
der Verwaltungsbehörden : 


1. 


2. 


3. 
4. 


über die Stimmberechtigung in Berfammlungen der Kirchengemeinde (Artikel 4 
und 8, Artifel 37 Abſatz 2 Ziffer 2); | 

über da3 Wahlrecht und die Wählbarfeit bei den Wahlen zur Kirchengemeinde- 
vertretung (Artikel 4 und 8, Artikel 37 Abjab 2 Biffer 2; 

über die Gültigfeit angefochtener Wahlen der unter Ziffer 2 bezeichneten Art; 
über daS Maß der den Filialisten Hinfichtlich ihres Beizuges zu den Steuern 
für die Gejamtficchengemeinde zu gewährenden Erleichterung (Artikel 21). 


Art. 39. Durch Negierungsverordnung werden die Behörden bezeichnet, telche 
dieſes Geſetz zu vollziehen und die in Anwendung desfelben erforderlich werdenden Ver— 
waltungsentjcheidungen zu erlaffen haben , joweit diefe Behörden nicht durch das Geſetz 
ſelbſt oder andere Geſetze bejtimmt find. 

Urt. 40. Der Zeitpunkt, mit welchem diejes Geſetz in Wirkſamkeit tritt, wird durch 
Negierungsverordnung beftimmt. 

Gegeben zu Schloß Baden, den 26. Juli 1888. 


Nokk. 


Friedrich. 
Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
von Chelius. 
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IV. 


Derordnung 


des Oberkirhenratfs vom 12. November 1888, die Pfarrfynoden und 
Pfarrkonferenzen betr. 


Nachdem e3 wünſchenswert erfchienen ijt, die Pfarrjynodalordnung vom 18. März 
1844 einer Aenderung zu unterziehen und im Anjchluß daran die Einrichtung der Pfarr: 
fonferenzen zu regeln, verordnen wir unter Aufhebung der Pfarriynodalordnung vom 
18. März 1844, mit fofortiger Wirkung wie folgt: 


A. Pfarrſynoden. 


Kapitel I Allgemeine Bejtimmungen über med, Zuſammenſetzung und 
AUbhaltungszeit der Pfarrſynoden. 


$ 1. Die Pfarrignode Hat nach der Unionsurfunde, Beil. B. 87, die wifjenjchaft- 
liche und fittliche Fortbildung der Geiftlihen zum Zwed. Sn ihren Kreis gehört die 
Verhandlung über rein wiſſenſchaftliche Gegenſtände aus dem Gebiete der theoretifchen 
und praftifchen Theologie. Zugleich aber bietet die Bfarriynode den Mitgliedern Gelegen- 
heit dar, die Angelegenheiten des geijtlichen Standes, jowie die ftandesgemäße Haltung 
der Geiftlichen zum Gegenjtand der Beſprechung zu machen. 

8 2. Die Pfarriynode beiteht nur aus geiftlichen Mitgliedern, aus dem Dekan, 
den Pfarrern, Baftoratsgeiftlihen, Pfarrverwaltern,, Vifaren, ſowie den Diafonen und 
Geiftlihen an Staatsanftalten (Heil- und Pflegeanitalt, Gefängnis u. dergl.). 

Den geistlichen Mitgliedern der oberiten Kirchenbehörde fteht es frei, an der Pfarr- 
fynode teilzunehmen. 

8 3. Die Pfarrfynode wird alle drei Jahre gehalten (ſ. Unionsurkunde Beil. B.$ 7). 

Fällt die Pfarriynode in das Jahr, in welchem die Generaliynode gehalten wird, 
fo wird die erjtere auf das nächite Jahr verjchoben. 

8 4. Bon der Verpflichtung zum Erſcheinen auf der Pfarrſynode entbinden: 

a. Hohes Alter ; 

b. Krankheit; 

ce. Wichtige Hamilienverhältnifje; 

d. Dringende, nicht zu verjchiebende Dienſtgeſchäfte. 

85. Wenn ein Geiftlicher ohne Hinlänglichen Grund von der Pfarriynode weg— 
bleibt, jo hat der Dekan der oberiten Kirchenbehörde hievon Anzeige zu machen. 


Kapitel I. VBorbereituug der Pfarrſynode. 


S 6. Auf den 1. Dftober des Jahres, welches der Pfarriynode vorhergeht, Hat 
der Dekan, nach vorausgegangener Beratung mit den Diözeſanen, mindeſtens drei zu be- 
arbeitende Fragen in genauer Faſſung aufzuftellen und der oberjten Kirchenbehörde zur 
Genehmigung vorzulegen. 

Uebrigens bleibt e3 der oberjten Kicchenbehörde vorbehalten, auch von fih aus 
Fragen zur Bearbeitung aufzugeben. 

$ 7. Die in Gemäßheit von $ 6 gejtellten Fragen teilt der Dekan ungefäumt ſämt— 
lichen ©eiftlichen der Diözefe mit und fordert diejelben auf, binnen 14 Tagen anzuzeigen, 
welche Fragen fie zur Bearbeitung gewählt haben. Sit eine der geftellten Fragen nicht 
gewählt worden, jo hat der Dekan in Erwägung zu ziehen, ob er die Bearbeitung der: 
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felben einem oder zwei Mitgliedern der Pfarriynode auftragen fol. Die Abhandlungen 
find fpäteftens bi3 1. Juni an das Dekanat einzufenden. 

8 8. Mit Ausnahme des Dekans und der Geiftlichen, welche das jechzigite Lebens— 
jahr zurückgelegt Haben , ift jeder der in $ 2 genannten Geiftlichen verpflichtet, eine der 
aufgestellten wifjenfchaftlihen Fragen fchriftlich zu bearbeiten. 

Bei ganz dringenden Hinderniffen (z. B. anhaltender Kränflichfeit oder aufßerge- 
wöhnlicher Gejhäftsüberhäufung) kann der Dekan einen Geiftlihen auf deſſen Anfuchen 
von der Ausarbeitung einer Frage entbinden. 

Dies gilt auch) dann, wenn fich ein Geiftlicher darüber ausweiſt, daß er gerade mit 
einer anderen für den Drud beftimmten theologischen Arbeit bejchäftigt ilt. 

8 9. Jeder Pfarrignodalarbeit ift vom Verfaſſer ein kurzer Auszug beizulegen, 
wenn nicht ihr Inhalt in Thefen zufammengefaßt werden will. Zugleich find die Werke, 
welche bei der Arbeit benugt wurden, anzugeben. 

8 10. Der Dekan hat über jede Arbeit ein kurzes ſchriftliches Urteil aufzuftellen. 
Zur Borbereitung einer möglichft fruchtbaren Verhandlung empfiehlt es ſich, daß der 
Dekan durch Aufftellung von Theſen die Hauptpunkte zufammenfaßt, um melche fich auf 
Grund der vorgelegten Arbeiten die Fünftige Verhandlung zu bewegen hat. Zugleich 
dürften vor Abhaltung der Synode die eingegangenen Arbeiten bei den Diözejanen zur 
Kenntnisnahme und auch zur Beifügung von Bemerkungen in Umlauf gejebt werden. 

8 11. Einige Wochen vor dem Zufammentritt der Synode zeigt der Defan ſämt— 
lichen dazu gehörenden Geiftlichen den Drt, den Tag und die Anfangsjtunde der Synode 
an und ladet fie dazu ein. Der oberjten Kirchenbehörde ift Hievon ebenfalls Nachricht zu 
geben. 

8 12. Sollten bejondere Umstände einen Dekan verhindern, die ihm Hinfichtlich der 
Pfarrſynode zujtehenden Gejchäfte jelbit zu übernehmen, jo hat er diefe dem Defanatzitell- 

vertreter zu übertragen. Die oberjte Kirchenbehörde ift davon in Kenntnis zu feßen. 


Rapitel IT. Gefhäftsordnung für die Pfarrſynode. 


$ 13. Der Dekan als Vorſitzender oder fein Stellvertreter eröffnet die Pfarrſynode, 
leitet ihre Verhandlungen und handhabt die Ordnung. 

$ 14. Nach Eröffnung der Synode läßt der Vorſitzende durch geheime Stimm- 
gebung oder durch Zuruf zwei Schriftführer wählen. ; 

8 15. Nach der Wahl der Schriftführer ftellt der Vorfigende einen Antrag über 
die einzuhaltende Tagesordnung und läßt die Synode darüber abjtimmen. 

Ob und welche Arbeiten teilweiſe vorgelejen werden follen, hängt von dem Er— 
meſſen des Vorfigenden ab, wobei er jedoch die Wünfche der Synode jo viel als möglich 
zu berüdfichtigen hat. 

8 16. Der Borfigende erteilt den Synodalmitgliedern in der Reihenfolge, in welcher 
fie fi) melden, das Wort. Wenn e3 nötig tft, ruft er zur Ordnung, welchem Ruf jedes 
Mitglied unbedingt Folge zu leiften hat. Er hat das Necht, die Verhandlungen für ge- 
ſchloſſen zu erklären, ſofern nicht die Mehrheit der Mitglieder die Fortjegung verlangt. 

Nach) Beendigung der Beiprechung eines Gegenstandes faßt der Vorſitzende das 
Ergebnis der Verhandlung kurz zufammen und fragt, ob die Mitglieder mit der gegebenen 
Faſſung einverjtanden find. 

8 17. Wer fpricht, darf nicht unterbrochen werden, e3 fei denn, daß der Vorfigende 
für nötig hält, ihn zur Ordnung zu rufen. 

Der Vorfigende kann, ohne den Vorfiß niederzulegen, in die Verhandlungen ein- 
greifen. Es fteht ihm auch frei, jo oft ein Nedner feinen Vortrag beendigt hat, Bemer— 
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fungen, die er in Beziehung hierauf für nötig hält, fogleich zu machen und feine Anficht 
der Synode mitzuteilen. 

Kann wegen mangelnder Beit eine oder die andere der bearbeiteten Fragen nicht 
mehr beſprochen werden, jo wird die Verhandlung darüber auf die Pfarrkonferenz verjchoben. 

8 18. Während der Synodalverhandlungen führt der erfte Schriftführer ein Pro- 
tofoll nach eigener Fafjung und berührt darin die wejentlichen Punkte. Die von dem Vor— 
ligenden gejtellten Schlußfragen und deren Beantwortung fchreibt er wortgetreu nieder. 

Der zweite Schriftführer unterftügt den Borfigenden in der Leitung der Verhand- 
lungen und in der Handhabung der Geſchäftsordnung und führt das Protokoll, wenn der 
erite Schriftführer an der Verhandlung teilnimmt. 

Jedes Mitglied ijt berechtigt, feine abweichende Meinung in das Protokoll auf- 
nehmen zu lafjen. 

8 19. Nach dem Schluſſe der wifjenschaftlichen Verhandlungen bringt der Vor— 

figende die Angelegenheiten des geijtlichen Standes, die Wahrung feiner Rechte und Würde, 
ſowie die Standespflichten der Geiſtlichen (ihre fittliche Haltung im allgemeinen und ihr 
Verhalten in jchwierigen amtlichen Fällen insbefondere) zur Sprace. 
Er trägt die ihm nötig fcheinenden Bemerkungen vor, kann aber auch im Einver- 
ſtändnis mit den Didzefanen einen anderen Geiftlichen beauftragen, feine Anfichten und 
Erfahrungen über diejen Gegenstand der Synode mitzuteilen. Außerdem fteht jedem Mit- 
gliede frei, hierüber vorzutragen, was e3 zu bemerfen hat. 

Es wird erwartet, daß diefe Verhandlungen in amt3brüderlichem Geifte, im Geifte 
evangeliicher Wahrheit und Liebe und fo geführt werden, daß fie den Geiftlichen zur Hebung 
des Standesbemwußtjeins und zur Stärkung ihrer Pflichttreue und fittlichen Haltung dienen. 

Die Beſprechung über das ſittliche Verhalten eines einzelnen Geistlichen bleibt von 
der Synode ausgejchlofjen ; fie ift Sache des Dekans und des Diözeſanausſchuſſes. 

8 20. Der Borfigende jchließt die Synode, nachdem das PBrotofoll von dem erjten 
Schriftführer vorgelejen, nötigenfalls berichtigt und darauf von allen Anweſenden unter- 
fchrieben wurde. 

8 21. Die Synode wird vormittags möglichit früh begonnen und an demjelben 
Tage beendigt. 


Kapitel IV. Geſchäfte nad der Pfarriynode. 


8 22. Nach Beendigung der Synode hat der zweite Schriftführer binnen acht Tagen 
eine wortgetreue und deutliche Abfchrift des Synodalprotofoll3 zu fertigen und fodann 
ungejäumt dem Dekan vorzulegen. Dieſe Abjchrift wird von dem Dekan und dem erjten 
Schriftführer geprüft und durch Namensunterſchrift beglaubigt. 

8 23. Nach Verfluß von längftens vierzehn Tagen, von Abhaltung der Synode 
an gerechnet, ift von dem Dekan das Synodalprotofoll in der Urſchrift an die oberite 
Kirchenbehörde zu jenden, während die Abjchrift in der Defanatsregiftratur zurückbleibt. 
Auch die der Synode vorgelegten wiffenjchaftlichen Abhandlungen werden mit der bom 
Dekan gegebenen Beurteilung an die oberjte Kirchenbehörde gejandt. 

Der Vorlagebericht des Dekanats foll die Zeit und den Ort der Synode, den Ver— 
lauf der Verhandlungen und mit Angabe der Gründe die Namen folcher Geiftlichen ent- 
halten, welche von der Lieferung einer Arbeit entbunden wurden, ſowie folder, welche 
bei der Synode fehlten. 

Hierauf wird von der oberften Kirchenbehörde der Bejcheid erteilt. 

8 24. Zugleich mit den Synodalaften hat der Dekan nach der Verordnung der 
oberften Kirchenbehörde vom 31. Dezember 1829 Nr. 7466 jedesmal auch eine Furze Nad)- 
richt über die Bibliothef der Diözefanlefegejellichaft mitzuteilen, ſowie en inSbejondere 
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die Leſeſchriften, welche in den verflofenen drei Jahren in Umlauf gejegt wurden, na= 
mentlich anzugeben. 

8 25. Sämtliche Geiftliche, welche zur Teilnahme an der Synode verpflichtet find, 
erhalten Tagesgebühren nach den für auswärtige Dienftverrichtungen maßgebenden Be— 
ftimmungen. Die Verzeichniffe diefer find nicht den Synodalaften beizulegen, jondern mit 
beſonderem Bericht an die oberſte Kirchenbehörde einzufenden. 


B. Pfarrkonferenzen. 


8 26. Die Pfarrkonferenzen dienen zur Ergänzung der Pfarrſynoden und haben 
die wiſſenſchaftliche Fortbildung der Geiftlichen zum Zweck. 

8 27. Jährlich find zwei Pfarrfonferenzen zu halten. In den Jahren, in welchen 
die Generalfynode oder die Pfarrſynode ftattfindet, wird nur eine gehalten. 

8 28. Die Beitimmung über den Tag und den Ort der Konferenz bleibt dem 
Dekan überlaffen. Sie wird in der Regel nachmittags gehalten. Der Dekan hat bei dem 
Ausſchreiben derjelben auf eine ſchickliche Jahreszeit Rückſicht zu nehmen. 

8 29. &3 wird erwartet, daß jeder Pfarrer, Baftorationsgetitliche, Pfarrverwalter, 
Bilar, Diakon und Geiftlihe an den Staatsanftalten, mit Ausnahme der Geiftlichen, 
welche das fechzigite Lebensjahr überjchritten haben, regelmäßig an den Pfarrfonferenzen 
teilnimmt. Wer verhindert iſt, daran teilzunehmen, hat fich bei dem Defanate mit Angabe 
der Gründe zu entjchuldigen. 

8 30. In den Kreis der Pfarrkonferenzen gehört: 

a. Die Verhandlung über rein wifjenichaftliche Gegenftände aus dem Gebiet der 
theoretifchen und praftiichen Theologie, vor allem die Behandlung der Fragen, welche auf 
der Pfarrfynode nicht zur Sprache fommen fonnten (ſ. 8 17). 

b. Die Beiprehung von ragen, welche das kirchliche und pfarramtliche Leben und 
die Angelegenheiten des geiftlichen Standes betreffen. 

$ 31. Der Defan hat darauf zu halten, daß nach einer beftimmten Neihenfolge 
jeder Geiftliche eine wiſſenſchaftliche theologische Arbeit für die Pfarrfonferenz Yiefert. 

Als empfehlenswert erjcheint, daß immer zwei Geijtlihe denfelben Gegenftand be- 
handeln (Referat und Korreferat). 

Die Verteilung der Arbeiten ijt jo einzurichten, daß den Geiftlichen hinlänglich Zeit 
zur Bearbeitung der zu behandelnden Frage bfeibt. 

Die Wahl des Gegenftandes bleibt den betreffenden-Geiftlichen überlaffen. Nach 
getroffener Wahl machen fie dem Defan hievon Anzeige. 

Die Arbeit ſelbſt iſt jo zeitig einzufenden, daß der Dekan noch vor der Konferenz 
davon Einficht nehmen und die Vorbereitung zur Verhandlung auf der Konferenz treffen kann. 

8 32. Für die Eröffnung der Pfarrkonferenz, den Gang und die Art der Ver- 
handlung auf derjelben find die Beitimmungen über die Pfarrfynode maßgebend (j. SS 14 
bis 18 und 8 20). 

$ 33. Wenn die Pfarrfonferenzen für das laufende Jahr gehalten find, hat der 
Dekan darüber noch vor Ablauf des Jahres, unter Vorlage der Pfarrfonferenz-PBrotofolle 
und der gelieferten Arbeiten, an die oberjte Kirchenbehörde Bericht zu erftatten. 

8 34. Tagesgebühren werden nicht gegeben. 

Karlsruhe, den 12. November 1888. 

Evangeliiher Oberficchenrat. 
v. Stöffer. Bud. 





Großherzogthum Heffen. 


1) Da3 Staatsgejeß v. 23. April 1875 betr. die Vorbildung und Anftellung 
der Geiftlihen, ift durch das gleichfalls auf beide Kirchen bezügliche Gefek gleicher 
Ueberſchrift v. 5. Juli 1887 erjegt worden. (I.) 

2) Lediglich auf die ev. Kirche beziehen fich das K. Geſetz v. 13./12 1887, 
die Wahlen der Dekane und ihrer Stellvertreter, ſowie zur De 
kanatsſynode, zu dem Defanats-Ausfhuß und zur Landes-Sy— 
node betr. (II) und das R.Gef. v. 17/11 1888 die Befegung der 
Pfarritellen betr. (II). 


J. 


Geſetz 
vom 5. Juli 1887, die Vorbildung und Anſtellung der Geiſtlichen betr. 


Ludwig IV. von Gottes Gnaden Großherzog von Hejfen und bei Ahein 2c. ꝛc. 

Wir haben Uns bewogen gefunden, mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände zu 
verordnen und verordnen hiermit, wie folgt: 

Art. 1. Ein Kirchenamt, welches mit einem Geijtlichen zu bejegen ift, darf in einer 
der chriftlichen Kirchen nur einem Deutjchen übertragen werden, welcher feine wifjenjchaft- 
liche Vorbildung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes dargethan Hat und gegen deſſen 
Anstellung fein Einſpruch von Seiten der Staatsregierung erhoben worden ift. (Art. 9.) 

Ueber die Form, in welcher der Beſitz der vorerwähnten Eigenfchaften darzuthun 
ift, wird, joweit nicht dieſes Gejet darüber Vorſchriften enthält, Unſer Minifterium des 
Innern und der Juſtiz dag Erforderliche beftimmen. 

Art. 2. Der Geijtliche, welchem ein Kirchenamt übertragen wird ift verbunden, vor 
Uebernahme desjelben den Berfafjungseid zu leiſten, ſofern er dies nicht ſchon früher 
gethan hat. 

Art. 3. Die Borfchriften über das Erforderniß der deutſchen Staatsangehörigfeit 
und über die wifjenschaftlihe Vorbildung der Geiftlichen kommen zur Anwendung ohne 
Unterfchied, ob das Amt dauernd oder widerruflich übertragen werden, oder nur eine 
Stellvertretung oder Hilfeleiftung in demſelben ftattfinden fol. 

Art. 4. Zum Nachweis der wifjenschaftlichen Worbildung wird die Vorlage von 
Beugnifjen über das Beftehen der Reifeprüfung auf einem deutjchen Gymnaſium, ſowie 
über die Zurüclegung eines dreijährigen theologifchen Studiums an einer deutjchen Staat$- 
univerjität erfordert. 

Unſer Minifterium des Innern und der Zuftiz ift ermächtigt, aus bejonderen 
Gründen von dem Erforderniffe des dreijährigen Studiums an einer deutjchen Staats— 
univerfität ganz oder teilweije zu dispenſiren; insbeſondere ſoll demjelben diefe Ermäch— 
tigung in Betreff folder Kandidaten oder Priefter zuftehen, welche jeit dem Gejege vom 
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23. April 1875*) über die VBorbildung und Anftellung der Geiftlichen eine andere wiſſen— 
Ichaftliche Vorbildung genofjen Haben. 

Art. 5. Das theologifhe Studium kann auch, ftatt an einer deutjchen Staatzuni- 
verfität, an einem innerhalb des Großherzogthums errichteten, von Unjerem Minifterium 
des Innern und der Zuftiz zur wiffenfchaftlichen Fortbildung der Geiftlichen geeignet er- 
Härten kirchlichen Seminar zurücgelegt werden. 

Vorausſetzungen der Zulaffung und Fortführung einer folhen Anftalt find: 

1) daß Unferem Minifterium des Innern und der Juftiz die Statuten und der 
Lehrplan eingereicht und die Namen der Leiter und Lehrer, welche Deutjche fein 
müſſen, mitgetheilt werden; 

2) daß der Lehrplan dem Lehrplan deutjcher Staatzuniverfitäten gleichartig ge- 
ftaltet ift; 

3) daß die an dem Seminar anzuftellenden Lehrer die wiſſenſchaftliche Befähigung 
befigen, an einer deutfchen Staatsuniverfität in der Disziplin zu lehren, für 
welche die Anstellung erfolgt. 

Art. 6. Die Kirchen find befugt, Anstalten zur theologifch-praftiichen Vorbildung 

der künftigen Geiftlichen zu unterhalten. 

Unferem Minifterium des Innern und der Suftiz find die Statuten diejer Anftalten 
und die für diefelben geltende Hausordnung einzureichen, jowie die Namen der Lehrer 
und Leiter, welche Deutjche fein müſſen, mitzutheilen. 

Art. 7. Die Kirhlihen Oberen find befugt, Alumnate oder Penfionate (Konvikte) 
fir Böglinge, welche Gymnafien oder das kirchliche Seminar befuchen, zu errichten und 
zu unterhalten. 

Unferem Minifterium des Innern und der Juſtiz find die für folche Anftalten gel- 
tenden Statuten und die auf die Hausordnung bezüglichen Borfchriften einzureichen, ſowie 
die Namen der Leiter und Erzieher, welche Deutjche fein müſſen, mitzutheilen. 

Knabenſeminare und andere, als die im Abſatz 1 erwähnten Konvikte, bleiben unterjagt. 

Art. 8. Neben den in Art. 5, 6 und 7 enthaltenen bejonderen Vorjchriften bleibt 
in Anfehung der kirchlichen Lehr- und Erziehungsanftalten das allgemeine Auffichtsrecht, 
welches dem Staate bezüglich aller Bildungsanftalten zusteht, in Wirkjamfeit. 

Art. 9. Die obere kirchliche Behörde ift verpflichtet, die Perjon, welcher ein kirch— 
liches Amt dauernd übertragen werden foll, Unferem Minifterium des Innern und der 
Suftiz unter Bezeichnung der Stelle, für welche fie auserjehen ift, anzuzeigen. Das 
Gleiche gilt bei Verjegung eines Geiftlihen in ein anderes firchliches Amt oder bei Um— 
wandlung einer widerruflichen Anstellung in eine dauernde, 

Unſer Minifterium des Innern und der Juſtiz ift berechtigt, innerhalb 4 Wochen 
nach der Anzeige gegen die beabfichtigte Anftellung Einfpruch zu erheben, wenn der An— 
zuftellende aus einem auf TIhatfachen beruhenden Grunde, welcher dem bürgerlichen oder 
itaatsbürgerlichen Gebiet angehört, für die Stelle nicht geeignet ift. 

Die Thatfachen, welche den Einfpruch begründen, find anzugeben. 

Ueberfteigt die Dauer der Verweſung eines Kirchenamts die Friſt von 6 Monaten, 
fo hat die obere Firchliche Behörde jih mit Unjerem Minifterium des Innern und der 
Juſtiz in Betreff etwaiger Anjtände gegen die Perſon des Verweſers in Benehmen zu feßen. 

Art. 10. Die provijorifche oder definitive Errichtung neuer Pfarritellen, ſowie die 
Aenderung bejtehender Bfarrbezirke darf nur mit Genehmigung der Staatsregierung erfolgen. 

Urt. 11. Soweit die Mitwirkung des Staat3 bei Beſetzung firchlicher Aemter auf 
Grund des Patronats oder bejonderer Nechtstitel anderweit geregelt iſt, behält es dabei 
jein Bewenden. 


1) Allg. Kirchenbl. Jahrg. 1876, ©. 344. 
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Desgleichen werden die beftehenden Nechte des Staats bezüglich der Anftellung von 
- Geijtlihen beim Militär und an öffentlihen Anftalten durch) das vorliegende Geſetz 

nicht berührt. 

Art. 12. Die Uebertragung der Funktionen eines Firchlichen Amts, welche unter 
Berleung der gejeglichen Beitimmungen erfolgt, gilt als nicht geſchehen und es ift daher 
die Sntercalarverwaltung der betreffenden Pfründe anzuordnen, oder, wenn folche bereits 
angeordnet iſt, fortzufeßen. 

Der Geiftliche, welcher die Funktionen eines Firchlichen Amts, die ihm unter Ver— 
letzung der gefeßlichen Beitimmungen übertragen worden find, oder die er, ohne daß den 
gejeglichen Erforderniffen genügt ift, übernommen hat, öffentlich) ausübt, wird mit Geld- 
ftrafe bis zu 300 Mark beftraft. 

Der Firchliche Obere, welcher einem Geiftlichen mit Verlegung der gejeglichen Be— 
ftimmungen ein Rirchenamt oder die Funktionen eines firchlichen Amtes überträgt, wird 
mit Geldjtrafe von 300 bis 1500 Mark beitraft. 

Art. 13. Die BVerurtheilung eines Geiftlichen zu Zuchthausſtrafe, die Aberfennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte und der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter hat die 
Unfähigkeit zur Ausübung des kirchlichen Amts und den Berluft des Amtseinkommens 
zur Folge. 

Dem Geiftlichen, gegen welchen eine der in diefem Artikel bezeichneten Entjcheidungen 
ergangen tft, ift jede öffentliche Ausübung der Funktionen eines firchlichen Amtes unterjagt. 
Bumwiderhandlungen gegen diefe Vorſchrift werden mit Geldjtrafe bis zu 300 Mark beitraft. 

Art. 14. Die vorübergehende Ausübung einzelner Firchlicher Handlungen unterliegt 
den Strafbeftimmungen dieſes Geſetzes nicht. 

Art. 15. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit feinem Erſcheinen im Negierungsblatt 
in Rraft. | 

Mit dem Inkrafttreten desfelben tritt das Gejeß über die Vorbildung und An— 
jtellung der Geiftlichen vom 23. April 1875 außer Wirffantkeit. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und beigedrücdten Großherzoglichen 
Siegels. 

Windſor Caſtle, am 5. Juli 1887. 

(L. S.) Ludwig. dinger. 


Il 


Kirchengeſeß 
vom 13. Dezember 1887, die Wahlen der Dekane und ihrer Stellvertreter, 
fowie zur Dekanats-Synode, zu dem Dekanals-Ausſchuß und zur Tandes- 
Synode betreffend. 


Ludwig IV. von Gottes Gnaden, Großherzog von Heffen und bei Nhein ac. 

In Ausführung des 8 95 der Kirchen-Verfaffung, und um für die Wahlen der 
Defane, ſowie für diejenigen zur Dekanat3-Synode, zu dem Dekanats-Ausſchuß und zur 
Landesſynode gleichmäßige beftimmte Vorfehriften zu geben, haben Wir mit Zuftimmung 
der Landesſynode verordnet und verordnen wie folgt: 

$ 1. Für die nad) $ 66 der Kirchenverfaffung von der Gemeindevertretung vor— 
zunehmende Wahl der weltlichen Abgeordneten zur Delanat3-Synode und 
der Stellvertreter für diefelben gelten folgende Vorfchriften: 

I. Die Wahl kann nur vorgenommen werden, wenn in der Einladung zu der be- 


86 


I. 


III. 


IV. 


VI. 


VI. 


VII. 


Heffen. 156 


treffenden Sitzung der Gemeinde-Bertretung die Wahl auf die Tagesordnung 
geſetzt und zugleich angegeben tit: 

1. die Zahl der zu wählenden Abgeordneten und Stellvertreter, 

2. bie Bezeichnung der geſetzlichen Erforderniſſe der Wählbarfeit, wobei die 

Bezugnahme auf die betreffenden Paragraphen der Kirchenverfaffung genügt. 

Zur Wahl kann nur gefchritten werden, wenn mehr ald die Hälfte jämmtlicher 
Mitglieder der Gemeindevertretung ($ 12 der Kirchenverfaffung) anweſend find. 
Sollte fi) nad) Ablauf einer halben Stunde von dem bejtimmten Termin an 
nicht die erforderliche Zahl Mitglieder eingefunden haben, fo iſt der Borfigende 
befugt, die Verfammlung aufzuheben. Es iſt dann ein anderweiter Termin an— 
zuberaumen, in welchem die Erjchienenen bejchlußfähig find. 
Bor der Wahl werden dur) Zuruf, oder, wenn dies nicht gejchieht, Durch das 
2003. 4 Urkundsperjonen beftinmt, welche mit dem Borfigenden die Wahlcom- 
miffion bilden und das über die Wahl aufzunehmende Brotofoll zu unterichreiben 
haben. Zwei der Urkundsperfonen Haben die Abjtimmungs- und die Zählfifte 
zu führen, Sind außer dem Vorſitzenden nicht mehr als 4 Mitglieder der Ge- 
meindevertretung oder weniger als 4 anmwejend, fo bejteht die Wahleommiffion 
aus allen Anmwejenden. 
Seder in der Situng Anweſende kann nur eine Stimme abgeben, in Vertretung 
eines Abwejenden kann nicht gejtimmt werden. 


. Behufs Bornahme der Wahl erhält jeder Anwefende einen numerirten Stimm- 


zettel; er jchreibt den Namen des oder der zu Wählenden auf diejenige Seite 
des StimmzettelS auf welcher die Nummer des Zettels verzeichnet ift, und gibt 
legteren zufammengefaltet einem Mitglied der Wahlcommiſſion. Nur folche 
Bettel, welche im Wahllocal ausgegeben werden, dürfen benußt werden. Die 
Namen der Abjtimmenden werden in die Abjtimmungslifte eingetragen. Sobald 
alle Zettel abgegeben find, öffnet der Vorjigende diejelben, ordnet fie nach den 
Nummern und verlieft die Namen der Gewählten, welche in die Zählliſte ein- 
getragen werden. 
War die zur Beichlußfähigfeit erforderliche Zahl der Mitglieder der Gemeinde- 
vertretung anweſend, jo iſt die Wahl, deren fonftige Erfordernifje vorausgejegt, 
gültig, auch wenn einzelne Anweſende ſich der Stimme enthalten, oder zur Beit 
des Wahlact3 fich wieder entfernt haben. 
Bu der in 8 66 der Kirchenverfaffung für die erfte Abftimmung geforderten 
abjoluten Mehrheit gehört, daß der betreffende mehr al3 die Hälfte der wirklich 
abgegebenen Stimmen erhalten hat; unbejchriebene Zettel werden nicht ge= 
zählt. Dagegen werden ungültige Zettel bei Entjcheidung der Frage, ob eine 
abjolute Mehrheit erzielt it, mitgezählt. 
Ungültig find diejenigen Zettel, welche mehr Namen enthalten, al3 Abgeordnete 
beziehungsweiſe Stellvertreter zu wählen find, ebenſo ſolche Stimmzettel, welche 
nicht im Wahllofal zur Benugung ausgegeben worden find. Ferner find alle 
Stimmen ungültig, welhe den Gemwählten nicht genügend kenntlich bezeichnen, 
oder welche auf jolche gefallen find, denen die zur Wählbarfeit erforderlichen 
Eigenjchaften abgehen. Enthält ein Stimmzettel einen und denfelben Namen 
mehrmals, fo ift, die fonftige Gültigfeit des Bettel® und der Stimme voraus- 
gejegt, die Stimme für den Gewählten nur einmal zu zählen, die übrigen auf 
denjelben Namen abgegebenen Stimmen werden den ungültigen zugezählt. 
Ergeben jich Zweifel darüber, ob der Gewählte genügend kenntlich bezeichnet 
iſt, oder ob er die zur Wählbarfeit erforderlichen Eigenschaften befigt, fo erkennt 
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hierüber vorbehaltlich der der Dekanatsſynode zuftehenden definitiven Entjchei- 
dung über die Gültigkeit der Wahl, die Wahlcommiffion fofort durch mündliche 
Abſtimmung mittelft einfacher Stimmennehrheit, bei Stimmengleichheit entjcheidet 
die Stimme des Borfitenden. 


. Darüber, daß einzelne der Anweſenden fi) der Stimme enthalten haben, oder 


daß unbejchriebene Zettel oder ungültige Stimmen abgegeben wurden, ſowie 
daß in Gemäßheit des letzten Abſatzes der Poſ. VII eine Entjcheidung der 
Kommiſſion jtattgefunden hat, muß das Protokoll ausführliche Auskunft geben. 


. Die Wahl ſämmtlicher zu mählenden Abgeordneten findet auf einem Stimm- 


zettel jtatt. Ergibt fich für Einzelne eine abjolute Mehrheit, jo gelten diejelben 
als gewählt, und für den Reſt findet ein zweiter Wahlgang ftatt, wobei relative 
Stimmenmehrheit und bei Stimmengleichheit das Loos entjcheidet. Sollte ein 
Gewählter der Verſammlung angehören und alsbald erklären, daß er die Wahl 
ablehne, jo ijt in derjelben Situng eine andere Wahl vorzunehmen, wobei für 
die Gültigkeit des erjten Wahlgang wieder abjolute Stimmenmehrheit erforder- 
lich ift. 

Nachdem alle Abgeordneten gewählt find, findet in gleicher Weiſe die Wahl 

der Stellvertreter ftatt. Dieje werden demnächft in der Reihenfolge einberufen, 
welche die größere Stinmenzahl ergibt. 
Dem an den Defanat3-Ausihuß baldigſt einzufendenden Protokoll ift die Ab- 
ftimmungs- und die Zähllifte beizufügen, die Stimmzettel, die bis zur Entjchei- 
dung der Dekanatsſynode über die Gültigkeit der Wahlen aufzubewahren find, 
find nur dann mit vorzulegen, wenn auf Grund der Bejtimmung unter VIII, 
Abſatz 2 eine Entfcheidung der Wahlkommiſſion erfolgt ift. 


8 2. Für die nad) 8 78 der Kirchenverfaſſung, beziehungsweife $ 8, 9 und 11 des 
Kirchengejeßes vom 15. März 1885 9: 


die Abänderung der Beitimmungen des Edicts vom 6. Januar 1874 über die 
Wahlen, insbejondere die Wahlperioden 2c. betr. 


bon der Defanat3-Synode vorzunehmenden Wahlen der Defane, Defanz-Stellvertreter und 
Dekanats-Ausſchüſſe gelten folgende Vorjchriften: 


I: 


II. 


III. 


Die Wahl kann nur vorgenommen werden, wenn ſie in der Einladung zu der 
betreffenden Situng der Defanat3-Synode auf die Tagesordnung gejegt war. 
Dabei joll für den Fall, daß bei der bevorjtehenden Wahl des Dekans der 
Defan-Stellvertreter, oder bei der bevorjtehenden Wahl eines Mitglieds des 
Defanat3-Ausfchuffes ein Erſatzmann gewählt werden jollte, in der Einladung 
eventuell die Neuwahl des Defan-Stellvertreters (jelbjtverftändlich unter Voraus— 
jegung der Beftätigung der Wahl durch Uns) oder eines Erſatzmanns auf die 
Tagesordnung gejebt werden. 
Zur Wahl kann nur gefchritten werden, wenn alle Mitglieder der Synode ord— 
nungsmäßig eingeladen waren und von denfelben die Mehrzahl erjchienen ift. 
Wenn nur die Hälfte oder weniger als die Hälfte dev Mitglieder erjchienen ift, 
jo muß die Synode nochmals berufen werden; die auf Dieje zweite Berufung 
Erjchienenen find bejchlußfähig. 
Bor der Wahl werden aus der Zahl der vorhandenen Mitglieder durch das 
2003 zwei Urkundsperſonen beftimmt, welche mit dem Borfigenden und dem nach 
8 9 des Kirchengejeßes vom 15. März 1885 zu wählenden Schriftführern die 
Wahlcommiſſion bilden und das über die Wahl aufzunehmende Protokoll zu 


1) Allg. Kirchenbl, Jahrg. 1885,%©. 419, 
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IV. 


v1. 


VII, 


VIII. 
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unterfchreiben haben. Diefelben haben die Abftimmungs- und die Zähllifte zu 
führen. 

In Vertretung eines Abweſenden kann nicht geftimmt werden. Jeder in der 
Synode Anweſende kann nur eine Stimme abgeben; ausgenommen hiervon find 
nur folche Geiftliche, welche außer ihrer eigenen Pfarrei als Specialvicar eine 
andere Pfarrei vertreten, indem dieſe auch für die letztere Pfarrei eine Stimme 
abzugeben berechtigt find. Für dDanernd verhinderte Geiftliche, für welche fein 
Specialvicar ernannt ift, bejtimmt der Dekanats-Ausſchuß einen Vertreter aus 
den Geiftlichen des Defanats. 

Die auf Grund des $ 60 der Kirchenverfafjung von der Defanat3-Synode 
mit berathender Stimme zu ihren Situngen zugezogenen Hilfsgeiftlichen 2c. find 
ebenjowenig berechtigt, an den Wahlen theilzunehmen, wie die der Synode bei- 
wohnenden Mitglieder des Dberconfiftoriums und des Landesſynodalausſchuſſes. 


. Die Beitimmungen in $1, Poſ. V (diefe mit der Modification, daß ein mehrere 


Pfarreien vertretender Geiftlicher für jede von ihm vertretene Pfarrei einen 
Stimmzettel erhält), VI, VII, VII und IX finden auch hier finngemäße An— 
wendung, zu VII, Abjah 2 mit der Modification, daß hier die Wahlcommiſſion 
endgültig entjcheidet. 

Der $ 78 der Kirchenverfaffung wird dahin ergänzt, daß, wenn bei der erjten 
Abjtimmung für die Wahl des Defans beziehungsweile Defan-Stellvertreters 
eine abjolute Mehrheit fich nicht ergeben hat und mehr als zwei Höchſtbeſtimmte 
mit gleicher Stimmenzahl aus der Wahl hervorgegangen find, unter diefen mit 
gleicher Stimmenzahl Gewählten durch das Loos zwei zu bezeichnen find, welche 
für die zweite Abftimmung in die engere Wahl gebracht werden. Sind neben 
einem Höchjtbeftimmten zwei oder mehrere Nächſthöchſtbeſtimmte mit gleicher 
Stimmenzahl gewählt, jo ift unter den letzteren durch das 2008 zu entjcheiden, 
welcher von ihnen mit dem erfterwähnten Höchitbeftimmten in die engere Wahl 
zu kommen hat. 

Die Wahl der beiden nach 811 des Geſetzes vom 15. März 1885 zu wählenden 
weltlichen Mitglieder des Dekanats-Ausſchuſſes findet auf einem Stimmzettel 
ſtatt. Ergibt fich für Keinen oder nur für Einen der Gewählten eine abjolute 
Mehrheit, jo wird für die oder den Nichtgewählten zu einer zweiten Wahl ge- 
iohritten, bei welcher nur zwifchen denjenigen vier, beziehungsmweije zwei Kandi- 
daten, welche bei der erjten Wahl die meisten Stimmen erhalten haben, zu wählen 
ift. Sind aus der erjten Abftimmung mehr als vier, beziehungsweife zwei Höchit- 
beftimmte mit gleicher Stimmenzahl hervorgegangen, jo werden unter diefen mit 
gleicher Stimmenzahl Gemwählten durch das Loos vier, beziehungsmweife zwei 
bezeichnet, welche für die zweite Abjtimmung in die engere Wahl zu bringen 
find. Im Uebrigen findet auch hier der zweite Abſatz Pos. VI finnentiprechende 
Anwendung. 

Nach der Wahl der zwei weltlichen Mitglieder des Defanat3-Ausfchuffes findet 
in gleicher Weije die Wahl des dritten ohne Beſchränkung des Standes zu 
wählenden Mitgliedes des Dekanats-Ausſchuſſes, und nach diefer letzteren Wahl 
die Wahl eines geiftlichen und weltlichen Erſatzmannes ftatt. 


. Wenn bei den unter VI, VII und VII erwähnten Wahlen wegen mangelnder 


abjoluter Mehrheit eine zweite Abjtimmung ftattfindet, jo find alle Stimmen, 
welche auf Andere, al3 die in die engere Wahl gebrachten fallen, ungültig. 


. Das tiber die Wahl des Defans und Defan-Stellvertreters aufzunehmende Pro— 


tokoll it unter Beifchluß der Abſtimmungs- und der Zähllifte von dem Dekanat 
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mit bejonderem Bericht dem Dber-Confiftorium vorzulegen. Die Stimmzettel, 
die bi zur Beitätigung des Dekans und beziehungsweile des Defan-Stellver- 
treter3 aufzubewahren find, find nur dann beizufügen, wenn von der Wahlcom— 
miſſion über Gültigkeit oder Ungültigkeit einzelner Zettel eine Entjcheidung ge— 
troffen worden ift. 

8 3. Für die nad) 8 95 der Kirchenverfaffung von den Defanat3-Shnoden vorzu— 

nehmenden Wahlen zur Yandesfynode gelten folgende VBorfchriften: 

I. Die Wahl kann nur vorgenommen werden, wenn fie in der Einladung zu der 
betreffenden Sibung auf die Tagesordnung gejegt war. 

II. Zur Wahl kann nur gejchritten werden, wenn alle Mitglieder der Synode ord- 
nungsmäßig eingeladen waren und von denſelben die Mehrheit erjchienen ift. 
Wenn nur die Hälfte oder weniger als die Hälfte der Mitglieder erjchienen ist, 
jo muß die Synode nochmals berufen werden; die auf Ddieje zweite Berufung 
Erjchtenenen find bejchlußfähig. 

III. Bor der Wahl werden durch das Loos zwei Urkundsperfonen beftimmt, welche 
mit dem Vorfigenden und den nach 89 des Kirchengejehes vom 15. März 1885 
zu wählenden Schriftführern die Wahleommiffion bilden und das über die Wahl 
aufzunehmende Brotofoll zu unterjchreiben haben. Diejelben haben die Abjtim- 
mungs- und die Bähllifte zu führen. 

IV. Die Beftimmungen in $ 2 Poſ. IV, fowie die Beftimmungen in $ 1 Po. V 
(diefe mit der Modification, daß ein mehrere Pfarreien vertretender Seiftlicher 
für jede von ihm vertretene Pfarrei einen Stimmzettel erhält), VI, VII, VII 
und IX, finden auch hier finngemäße Anwendung, zu VIII, Abſ. 2 mit der 
Modififation, daß die definitive Entjcheidung über die Gültigkeit der Wahl der 
Landesſynode zuſteht. 

V. Die Wahl des geiſtlichen und weltlichen Abgeordneten zur Landesſynode findet 
auf einem Stimmzettel ſtatt; ergibt ſich bei beiden oder bei einem derſelben 
keine abſolute Mehrheit, ſo iſt für dieſe oder dieſen eine zweite Wahl vorzu— 
nehmen, wobei nad) 8 95 der Kirchenverfaſſung relative Mehrheit und bei 
Stimmengleichheit daS 2003 entjcheidet. Eine Beſchränkung dahin, daß bei der 
zweiten Wahl nur die bei der erſten Wahl Höchitbeitimmten Stimmen erhalten 
fünnen, findet nicht ftatt. 

Nach diefer Wahl wird in gleicher Weife Die Wahl eines Stellvertreters 
für den geijtlichen und eines folchen fiir den weltlichen Abgeordneten vorgenommen. 
Die Gewählten find von ihrer Wahl durch den Dekan in Kenntniß zu jeßei. 

VI Das über die Wahl aufzunehmende Brotofoll ift unter Beifchluß der Abſtim— 
mungs- und der Zähllifte an das Ober-Confiftorium einzufenden, die Stimmzettel 
find bis zur Enticheidung der Landesiynode über die Gültigkeit der Wahl auf- 
zubewahren, jedoch nur dann mit dem Protokoll einzufenden, wenn von der 
Wahlcommiffion über Gültigkeit oder Ungültigfeit eines Bettel3 eine Entſcheidung 
getroffen worden ift. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und des beigedrüdten Großherzog- 

lichen Siegels. 

Darmjtadt, den 13. Dezember 1887. 

(L. S.) Ludwig. Dr. Goldmann. 
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Ill. 


Kirchengefeß 
vom 17. November 1888, die Befebung der Pfarrftellen betr. 


Ludwig IV. von Gottes Gnaden, Großherzog von Heffen und bei Rhein zc. 

Um die im $ 123 der Kirchenverfaffung in Ausficht genommene Mitwirkung der 
Gemeinden bei Bejebung der evangeliichen Pfarritellen zu regeln, verordnen Wir mit Zu— 
ftimmung der evangelifchen Landesiynode, wie folgt: 

8 1. Jede zu beſetzende Pfarritelle foll in der Regel in dem von Unjerem Ober- 
fonfiftorium zu bezeichnenden Blatt zur Bewerbung ausgejchrieben werden. Die Bewer— 
bung muß innerhalb vier Wochen nach dem Tag des Ericheinens des Ausjchreibens in 
diefem Blatt erfolgen ; ſpäter einlaufende Bewerbungen haben feinen Anſpruch auf Be- 
rückſichtigung. 

8 2. Bewerbungen find einzureichen: 

1. Hinsichtlich folcher Pfarritellen, für welche einem Standesherrn, einem andern 
Patron oder einer öffentlichen Behörde die Präfentation zufteht, bei dem 
Präfentationsberechtigten ; 

2. Hinfichtlich folcher Stellen, für welche Hergebrachtermaßen der Kirchengemeinde 
das Wahlrecht zufteht, bei dem Kirchenvorftand diefer Gemeinde; 

3. hinfichtlich aller übrigen Stellen bei Uns. 

8 3. Bei den in $ 2 unter 1 und 2 erwähnten PBräfentationg- und Wahlftellen 
bfeibt e3 Hinfichtlich) der Bejegung bei dem feitherigen Verfahren; vor dem Ausfchreiben 
der Stelle joll der Kirchenvorjtand durch den Defanat3-Ausihuß mit feiner Aeußerung 
über den Eirchlichen Buftand der Gemeinde und über das Vorhandenjein bejonderer, bei 
der Beſetzung zu berücjichtigender Bedürfniffe und Verhältniffe gehört und dieſe Erflä- 
rung durch den Dekanats-Ausſchuß mit feinem Gutachten dem Superintendenten und durch 
diejen dem Oberconfiftorium vorgelegt werden. Lebteres gibt dem PBräjentationsberech- 
tigten in geeigneter Weije hiervon Kenntniß. 

$ 4 Die Bejebung der erledigten Pfarritellen erfolgt, inſoweit es ſich nicht um 
die in 8 3 erwähnten Stellen handelt, durch den evangelischen Landesherrn auf Vorfchlag 
des Oberconfiftoriums. 

Bor Wiederbejegung einer Pfarritelle joll der Kirchenvorjtand durch den Dekanats— 
Ausſchuß mit feiner Aeußerung über den firchlichen Zuftand der Gemeinde, über das 
Borhandenfein bejonderer, bei der Bejebung zu berücjichtigender Bedürfnifje und Ver— 
hältnifje jowie mit feinen etwaigen, die Perſonenfrage betreffenden Anträgen, welche ein- 
gehend zu begründen find, gehört werden. 

Diefe Aeußerungen und Anträge find durch den Dekanats-Ausſchuß dem Superin— 
tendenten und durch diefen dem Oberconfiftorium mit befonderen gutächtlichen Berichten 
zur Entſchließung vorzulegen. 

Glaubt daS Oberconfiftorium dem die Perſonenfrage betreffenden Antrage des 
Kirchenvorſtandes nicht ftattgeben zu follen, jo wird es zunächit prüfen, ob nicht die 
fernere proviforifche Verwaltung der Stelle vorzuziehen ift und bejahenden Falles dem— 
gemäß verfügen. Andernfalls wird e3 die Entichliegung des erweiterten Oberconfiftoriums 
darüber einholen, ob die Stelle mit dem von dem Kicchenvorftande vorgejchlagenen Geift- 
lichen zu beſetzen it. 

$5. Die bei Bejegung der Pfarrftellen mitwirtenden Behörden haben bei ihren 
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Entſchließungen auch auf die in einer Gemeinde etwa vorhandene Firchliche Minderheit 

entjprechende Rüdficht zu nehmen. 

S 6. Bewerbern ijt die Abhaltung von Brobe-PBredigten in der Gemeinde und jede 
perjönliche Bewerbung bei Vermeidung der Nichtberücfichtigung ihrer Meldung unterjagt. 

87. Alle in diefem Geſetz erwähnten Erklärungen der Kirchenvorftände find in 
Pfarreien mit mehreren Gemeinden von dem Gejammt-Hirchenvorftand, in gleichberechtigt 
vereinigten Pfarreien von den Vorftänden der betreffenden Gemeinden, welche in beichluß- 
fähiger Anzahl anwesend jein müſſen, in gemeinjchaftlicher Beratung abzugeben. 

8 8. Die 88 123 und 124 des Edikts vom 6. Januar 1874, die Berfafjung der 
evangelifchen Kirche des Großherzogtums betreffend, find aufgehoben. 

$ 9. Unſer Obereonfiftorium hat die durch diejes Gefeß erforderlichen Ausführungs— 
beftimmungen zu erlafjeıt. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und des beigedrücten Großherzog: 
lihen Siegels. 

Darmſtadt, den 17. November 1888. 

(L. S.) Ludwig. Dr. Goldmann. 
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Großherzogihum Oldenburg. 


Für das Herzogthum Oldenburg ift erlafjen worden dag Kirchengeſetz v. 
13.112 1888 betr. die Mitwirfung des Dberfirdhenrath3 bei kirch— 
liden Bauten (D. 


I 


Geſetz 
vom 13. December 1888, betr. die Mitwirkung des Oberkirchenraths beim 
kirchlichen Banwefen. 


Wir Nicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gnaden, Großherzog von Olden— 
burg, Erbe zu Norwegen, Herzog von Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen und 
Oldenburg, Fürſt von Lübeck und Birkenfeld, Herr von Jever und Kniphauſen ꝛc. ꝛc., 

verkünden in Uebereinſtimmung mit der Landesſynode als Geſetz was folgt: 

Art. 1. Der Genehmigung des Oberkirchenraths bedürfen: 

a) Neubauten von Kirchen, Kapellen und Kirchen- und Glockenthürmen; 

b) die Herſtellung von Altären, Kanzeln, Leſepulten, Orgeln und Geſtühlen für Kirchen 
oder Kapellen; 

c) die Errichtung von Denkmälern oder Anbringung von Verzierungen in oder an Kir— 
chen, Kapellen und Kirchen: oder Glodenthürmen; 

d) Aenderungen an vorftehend aufgeführten Gebäuden und Einrichtungen, fofern jie 
nicht offenbar ohne Bedeutung für die Haltbarkeit, den gottesdienftlichen Zweck oder 
den Werth des Gegenftandes in Bezug auf Kunft oder Gejchichte find. 

Art. 2. Bor dem Beginn der Ausführung der vom Kirchenrath und Kirchenausſchuß be- 
Ichlofjenen, im Art. 1 erwähnten,- Arbeiten hat der Kirchenrath die ftattgehabten Verhandlungen 
mit den angefertigten Plänen oder Zeichnungen dem Oberfirchenrathe vorzulegen. 

Art. 3. Der Oberkicchenrath kann feine Genehmigung nur verjagen, nachdem der Kirchen— 
rath über die erhobenen Bedenken gehört ift. Auch Hat er zuvor, ſoweit es fih um fachmännijche 
ragen Handelt, das Gutachten eines Sacdverftändigen einzuziehen. Hat der Kirchenrath oder 
Kirchenausſchuß feinerjeit3 einen beftimmten Sachverjtändigen bezeichnet, was ihm, jo lange die 
Sache nicht endgültig entjchieden tft, jeder Zeit freifteht, jo kann die Genehmigung nicht verjagt 
werden, ohne daß das Gutachten dieſes Sachverftändigen eingezogen und die Abgabe der Entjchei- 
dung berüdfichtigt ijt. 

Sf el Unferer eigenhändigen Namensunterjchrift und beigedrucdten Großherzoglichen 
nfiegel3. 

Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 13. December 1888. 

(L. S.) Peter. Flor. 


Friedberg, Verfaſſungsgeſeze. II. Erg.⸗Band. Oldenburg. 


Hamburg. 


Ueber die Schickſale des K. Geſetzes v. 27. Mai 1886 betr. die Erhebung einer 
Kirchenfteuer ) gibt die Bekanntmachung des Kirchenrathes v. 30. Dez. 1887 Auf: 
ſchluß. Diefelbe lautet: 

Die Nothwendigkeit, den Eicchlichen Gemeinden vermehrte jährliche Einnahmen zuzu— 
führen, damit fie den von Jahr zu Jahr gefteigerten Ansprüchen der raſch anmwachjenden 
Bevölferung Genüge leiten fünnen, hat die Synode veranlaßt im Mai 1886 ein Firch- 
liches Steuergejeß zu erlafjen, durch welches eine in jämmtlichen Gemeinden der Stadt, 
Borftadt und Bororte gleichmäßig zu erhebende Kirchenfteuer eingeführt wurde. Die neue 
Steuer, zu welcher die unbemittelten Gemeindeglieder überhaupt nicht herangezogen wurden 
und welche feinen Steuerpflihtigen in irgendwie erheblichem Maße belajten konnte, ift 
ohne nennenswerthe Schwierigkeiten zur Erhebung gelangt. Die eingegangenen Beträge 
find unter die Gemeinden vertheilt und von den leßteren zu den verjchiedenften Firchlichen 
Bweden verwandt worden. Theils find neue Pfarritellen begründet, theil3 nothwendige 
firchlihe Bauten in Angriff genommen, theils läſtige Gebühren ermäßigt oder aufgehoben; 
auch für die firhliche Armen- und Krankenpflege find in mehreren Gemeinden mit Hülfe 
der Steuererträge die erforderlichen Geldmittel bejchafft worden. 

Seht haben die Gerichte erkannt, daß dem 1886 erlafjenen Steuergejege die verfaj- 
jungsmäßige Grundlage fehle, weil nach der Kirchenverfaffung von 1883 die Synode nicht 
berechtigt gewejen fei, Bejtimmungen über die innerhalb der einzelnen Gemeinden zu er- 
hebenden Kirchensteuern zu erlafjen. 

Dies Bedenken iſt für die Zukunft dadurch bejeitigt, daß eine Verfaſſungs-Aenderung 
in den vom $ 51 der Klirchenverfafjung vorgeschriebenen Formen bejchloffen und publicirt 
worden ift, Durch welche e8 außer Zweifel gejtellt wird, daß Hinfort in jeder Kirchenge- 
meinde eine Kirchensteuer erhoben werden ſoll und daß die näheren Beitimmungen im 
Wege der Firchlichen Geſetzgebung (d. h. durch die Synode mit Genehmigung des Patro— 
nat3) zu treffen find. 

Die Synode hat auf Grund diefer VBerfaffungsbejtimmung aufs Neue ein mit dem 
Geſetze von 1886 durchweg übereinftimmendes Kirchenfteuergejeß?) erlaffen, welches nach 
erfolgter Beftätigung abfeiten des Patronats am 29. December d. J. publicirt worden ift. 

Während für das Fahr 1887 feine Kirhenftener erhoben werden 
joll, wird daher vomJahre 1888 an die Kirhenfteuer in derfelben Weije 


1) Vgl. I. Ergänzungsband ©. 173 [109. 

2) Der Eingang defjelben lautet jebt: 

Sn Gemäßheit des von der Synode am 22. 
December 1887 gefaßten Bejchluffes, weldher am 
28. December vom Batronate beftätigt worden 
ift, wird hiermit als Gefe für die evangelifch- 
Iutherifhe Kirche im Hamburgifhen Staate ver: 
fündet was folgt: 

8 Die im $ 52 der Kirchenverfaſſung für 





fämtlide Gemeinden der evangelijch-Iutherifchen 
Kirche vorgejchriebene Kirchenfteuer wird in fol- 
gender Weije erhoben 

$ 11 ift dahin verändert worden: 

8 11. Dies Gefet tritt mit dem 1. Januar 
1883 in Kraft. Bor Ablauf des Jahres 1889 
ift dafjelbe einer Revifion zu unterziehen. Das 
Geſetz vom 27. Mai 1886 wird hiemit aufgehoben. 


Friedberg, Verfafjungsgefege. II. Erg.-Band. Freie Städte, 
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wie im Jahre 1886 in allen Gemeinden der Stadt, Vorstadt und Vor— 
orte erhoben werden. 

Falls bei diefer Sachlage einzelne Gemeindeglieder auf Grund der ergangenen ge- 
richtlihen Erfenntnifje die Rüdzahlung der für das Jahr 1886 erhobenen Steuer verlangen 
follten,, obwohl die leßtere im Einvernehmen mit den einzelnen Kirchenvorjtänden ausge— 
ichrieben und erhoben und im Intereſſe der Kirchengemeinden zur Verwendung gelangt 
ift, jo wird hiermit befannt gemacht, daß das Centralbureau für die Kirchensteuer er— 
mächtigt it, jolche Steuerbeträge in der Beit vom 2. bis 16. Januar 1888 gegen Rück— 
gabe der für das Jahr 1886 ausgeftellten Steuerquittung zurüdzuzahlen. 

Das Bureau befindet fi in der Bohnenftrage Nr. 10 und ift an jedem Wochentage 
bon 10—3 Uhr geöffnet. 

Danach ift am 20. Dez. 1887 Seitens des Stirchenrathes die Befanntma- 
Hung ergangen betr. Nenderung der Berf. der ev.=luth. Kirche im 
Hamburgiſchen Staatev. 1.1 1883 (D. 

In Verbindung damit erging das Geſetz v.18. Dez. 1888 betr. den Aus 
tritt aus einer ftaatli anerkannten religiöjen Genoſſenſchaft (II). 

Dasjelbe war urjprünglich als Geſetz über den Austritt nur aus der Kirche 
gedacht. In den Bürgerfchaftsverhandlungen wurde indejjen betont, daß eine ver- 
ſchiedene Behandlung der luth. Kirhe einerjeitS und der übrigen religiöfen Ge: 
noſſenſchaften andererfeits unzuläflig fei, und deswegen der $ 7 hinzugefügt. Aber 
auch in diefer Faſſung genügte das Gejeß noch nicht dem Senate, mweldher dann 
jede Tpezielle Beziehung auf die thatjächlich herrichende Kirche aus dem $ 1 und der 
Ueberſchrift des Geſetzes entfernte '). 


I 


Bekanntmachung, 


befreffend Aenderung der Berfalfung der evangelifd-Intherifhen Kirche im 
Hamburgifhen Staate vom 1. Januar 1883. 

In Gemäßheit des von der Synode am 15. December 1887 auf Grund des 8 51 
der Kirchenverfafjung gefaßten Bejchluffes, welcher am 19. December er. vom Batronate 
bejtätigt worden ift, wird hiermit verkündet, was folgt: 

1. Der Kirchenverfaffung wird am Schluffe folgende Beftimmung Hinzugefügt: 

8 52. Sm jeder Gemeinde wird eine Kirchensteuer erhoben. Das Nähere beftimmt 
das Gejeß (cf. 8 42, 1 der Kirchenverfaſſung).“ 

2. Der 8 13 der Kirchenverfaffung wird, wie folgt, abgeändert: 

„Der Kirchenvorftand vertritt die Gemeinde in allen ihren kirchlichen Angelegen- 
heiten nach innen und außen; auch vor Gericht. Demfelben Yiegt namentlich) als Amts— 
pflicht ob: 


3) ?) Die Mitwirkung bei Erhebung der im $ 52 erwähnten Kirchenfteuer in ©e- 
mäßheit der gejeglichen Vorſchriften und die Ausschreibung von ſonſt etwa 
erforderlichen Beiträgen zur Kirchencaffe der Gemeinde, u. ſ. w.“ 

a SR Der Kirchenrath. 


1) Vgl. die Ermiderung und den Antrag des 2) Frühere Faffung: Die Worte: „Die Mit: 
Senats v. 12./11 1888 an die Bürgerfchaft (II). | wirkung“ bis: „Vorſchriften und” fehlten. 
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II 


Erwiderung und Antrag 
des Senats, befreffend den Austritt aus der Kirde vom 12. November 1888. 

Die Bürgerfchaft hat am 28. März d. J. die gefeßliche Regelung der Formen be— 
antragt, unter welchen der Austritt aus einer der ftaatlich anerkannten religiöfen Gemein- 
ſchaften mit der Wirkung erklärt werden kann, daß der Austretende für die Zukunft von 
allen Leiftungen, zu welchen er al3 Mitglied der betreffenden Kirche verpflichtet war, be- 
freit wird. Dem Erlaß eines folchen Gejeßes ftehen nach Anficht des Senats irgend- 
welche Bedenken nicht entgegen und zwar um fo weniger, al3 auch abjeiten der vom Senate 
gutachtlich gehörten Vertreter der verichiedenen hieſelbſt gejegmäßig beftehenden Religions- 
gemeinfchaften folche Bedenken nicht erhoben find. In der That wird duch ein Geſetz, 
welches fich Tediglich auf die bürgerlichen Wirkungen des erklärten AustrittS bezieht, in 
die inneren Angelegenheiten diefer Gemeinden, deren jelbftändige Verwaltung ihnen duch 
Art. 96 der Verfaſſung gemwährleiftet ift, in feiner Weife eingegriffen. Welche Bedeutung 
die betreffende Kirchengemeinschaft der erfolgten AustrittSerflärung bezüglich der rein 
kirchlichen Verhältniffe des Austretenden beimißt, Yiegt ebenjowenig auf dem Gebiete der 
ftaatlichen Gejeßgebung wie die Form, im welcher die Aufnahme bezw. Wiederaufnahme 
in eine firchliche Gemeinfchaft gewährt wird, oder der Uebertritt von einer Kirche zur 
andern erfolgt. Während alles dieſes den jtatutarischen Beftimmungen der einzelnen 
Neligionsgemeinschaften überlaffen bleibt, ericheint es durchaus gerechtfertigt, wenn der 
Staat, welcher nad) $ 18 des Geſetzes dom 23. April 1879 betreffend das Verhältnig 
der Verwaltung zur Rechtspflege ') die von den anerkannten religiöfen Gemeinschaften 
feitgeftellten Leiftungen für Gemeindezwede gegen die Mitglieder der betreffenden Gemein- 
ſchaft durch die ftaatlichen Verwaltungsbehörden vollitreden läßt, die Formen im Wege 
der Geſetzgebung bejtimmt, in welchen ſich der Einzelne von der Neligionsgemeinjchaft, 
der er bisher angehört hat, losſagen und dadurch von ferneren Leijtungen frei machen 
fann. Was dagegen die einzelnen Beitimmungen des von der Bürgerjchaft mitgetheilten 
Gejeßentwurfes anlangt, fo geben diefelben zu folgenden Bemerkungen bezw. Abänderungs- 
vorſchlägen Veranlaffung. 

Zunächſt wird die Ueberfchrift des Gefeges, welches nad) 87 des Entwurfs keines— 
wegs auf Angehörige der hriftlichen Kirche beſchränkt fein fol, dahin abzuändern fein, 
daß diejelbe nicht den Austritt „aus der Kirche”, fondern übereinftimmend mit $ 18 des 
Verhältnißgeſetzes den Austritt „aus einer ftaatlich anerkannten religiöfen Gemeinschaft“ 
als den Gegenjtand des Geſetzes bezeichnet. Dem entjprechend wird auch im 8 1 des 
Geſetzes an Stelle der Kirche die ftaatlich anerkannte veligiöfe Gemeinschaft zu fegen jein. 
Sodann empfiehlt es ſich, es ausdrücklich auszusprechen, daß die Austrittgerflärung nur 
bon dvolljährigen Perſonen abgegeben werden kann. In Betreff des Confeſſionswechſels 
genügt befanntlich nach Kirchenrechtlichen Grundfägen das fog. Discretionsalter, d. h. in 
Hamburg das vollendete 14. Lebensjahr ; für die vor einer ftaatlichen Behörde mit vecht3- 
verbindlicher Wirkung abzugebende Erklärung wird aber dafjelbe Alter gefordert werden 
müſſen, welches für alle anderen jelbftändigen Dispofitionen über Rechtsverhältniſſe die 
Borausfegung bildet. Die in folcher Hinausfchiebung der Altersgrenze liegende Beſchrän— 


1) $ 18. Die Bollftredung der von den Ge- 
meinden und den ftaatlich anerkannten religiöjen 
Gemeinjchaften innerhalb ihrer Zuftändigfeit feft- 
geftellten Zeiftungen für Oemeindezwede erfolgt 
durh die dafür bejtimmten ftaatlihen Verwal— 
tungsbehörden nah Maßgabe der Beftimmungen 
des $ 17 Abſatz 2. (Die Zwangsvollſtreckung in 
törperliche Sachen gejchieht auf dem Verwaltungs: 





wege, übrigens unter Beachtung der Vorſchriften 
ber 85 708 und 715 der Givilprozekordnung, die 
Zmwangsvollitredung in Forderungen und andere 
Dermögensrechte und in das unbemegliche Ver: 
mögen nad den Bejtimmungen der 88 729—757 
der Civilprogeßordnung beziehungsmeije des Aus: 
führungsgeſetzes zu derjelben.) 


96 Hamburg. [129 


fung derjenigen Perfonen, welche ſich vor erreichter Volljährigkeit von ihrer bisherigen 
Kirchengemeinfchaft losſagen wollen, erfcheint unbedenflih, wenn man im Auge behält, 
daß e3 fich Yediglich um die bürgerlichen Folgen des Austritts handelt, welche bei Minder- 
jährigen nur ausnahmsweife von irgend welcher Bedeutung jein werden, daß es aber der 
betreffenden Perfünlichkeit jelbftverftändlich freifteht, fich in Firchlicher Beziehung ihrer 
gewifjenhaften Ueberzeugung gemäß zu verhalten. 

Aus ähnlichen Gründen erfcheint es dem Senate richtig, den $ 5 des bürgerlichen 
Entwurfs zu ftreichen, nach welchem der Vater befugt ift, zugleich mit jeinem Austritt 
auch den Austritt feiner Kinder, jofern fie das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
zu erklären. Bon practifcher Bedeutung kann eine folche Beftimmung faum fein, da Kinder 
vor erreichtem Confirmationsalter bei Lebzeiten des Vaters wohl von feiner religiöjen 
Gemeinschaft zu Eirchlichen Leistungen herangezogen werden und folglich die lediglich die 
Befreiung von ſolchen Leiftungen bezwedende Austrittserflärung überflüſſig erjcheint. 
Wenn man aber berüdfichtigt, daß die Austrittserklärung des Vaters fir die Mutter ohne 
jede rechtliche Wirkung ift, fo läßt fich nicht verfennen, daß das in dem bürgerjchaftlichen 
Entwurfe dem Vater beigelegte Recht auch Namens der Kinder den Austritt derjelben zu 
erklären, namentlich in den zahlreichen Fällen, in welchen die Ehegatten getrennt von 
einander leben und die Kinder thatjächlich dem erziehenden Einfluffe des Waters entzogen 
find, zu recht bedenflichen Conflicten führen würde. Andererſeits verfteht es fich von 
jelbft, daß der Vater, fofern derjelbe die Erziehung feiner Kinder leitet, berechtigt ift, 
auch über ihre religiöfe Erziehung zu beftimmen. Läßt alfo ein Vater, welcher ſelbſt aus 
der Kirche ausgetreten ift, feine Kinder confeſſionslos erziehen und nicht confirmiren, fo 
erreicht er thatjächlich ganz dafjelbe, was mit der Namens der Kinder abgegebenen Aus— 
tritt3erflärung erreicht werden foll. 

Zum erjten Abjaß des 8 3 beantragt der Senat eine redactionelle Aenderung, weil 
man nicht wohl von zwei Erjten Beamten der Behörde reden kann und es fich außerdem 
empfiehlt, für den Fall der Behinderung des NegiftratorS die Zuziehung eines anderen 
Beamten al3 PBrotofollführers zuzulafien. 

Was endlich den 8 7 des bürgerjichaftlihen Entwurfs anbetrifft, jo ift die vom 
Senate vorgeschlagene veränderte Faſſung lediglich die Comjequenz der in der Ueberſchrift 
des Geſetzes und im $ 1 dejjelben vorgenommenen Aenderung. Darüber, daß das vor— 
liegende Geſetz nicht etwa auf die innerhalb der deutjch-ifraelitifchen Gemeinde beftehenden 
Eultus-Verbände Anwendung findet, vielmehr nur auf den Austritt aus der Gemeinde 
ſelbſt Bezug haben kann, wird fein Zweifel obwalten fünnen. Der Senat hält die Auf- 
nahme einer bezüglichen Beftimmung in das Gejeß deßhalb nicht fir erforderlich. 

Indem der Senat zum befjeren Verjtändniß der gemachten Abänderungsvorjchläge 
neben der nunmehr beantragten Faſſung auch den bürgerfchaftlichen Entwurf zum Ab— 
druck bringt, richtet der Senat feinen Antrag dahin, 

die Bürgerichaft wolle dem beifolgenden Geſetzentwurfe, betreffend den Austritt 
aus einer jtaatlich anerkannten religidjen Gemeinjchaft in der vom Senate vor- 
geichlagenen Zafjung ihre Mitgenehmigung ertheilen. 


III. 
Geſeh, 


betreffend den Austritt aus einer ſtaatlich anerkannten religiöſen Gemein- 
ſchaft vom 18. Dezember 1888. 

$ 1. Der von einer volljährigen Perſon in den Formen der 88 2 und 3 dieſes 

Geſetzes erklärte Austritt aus einer ſtaatlich anerkannten religiöſen Gemeinſchaft bewirkt 
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die Befreiung der betreffenden Perſon von allen Leiftungen, zu welchen diejelbe al3 Mit- 
glied der religiöfen Gemeinjchaft bis zu ihrem Austritt verpflichtet war. Dieje Befrei— 
ung tritt für periodifch wiederkehrende Leiftungen erſt mit Ablauf des Kalenderjahrs ein, 
in welchem der Austritt jtattgefunden hat. 

Reiftungen, welche nicht auf der perfünlichen Kirchen» und Gemeinde-Angehörigfeit 
beruhen, insbeſondere Leiſtungen, welche entweder kraft bejonderen Nechtstitel3 auf be- 
ftimmten Grundftüden haften oder von allen Grundſtücken des Bezirks oder von Grund- 
ftitden einer beftimmten Clafje innerhalb des Bezirks ohne Unterjchied des Beſitzers zu 
entrichten find, werden durch den Austritt des Leiftungspflichtigen aus der Kirche nicht 
berührt. 

8 2. Die Entgegennahme der Austrittserflärung iſt ſchriftlich oder mündlich bei 
der Auffichtsbehörde für die Standesämter zu beantragen. Früheſtens nach Ablauf von 
4 Wochen und fpäteftens innerhalb 6 Wochen nach Eingang des Antrages ijt die Aus- 
tritt3erflärung von dem Austretenden perſönlich vor der Auffichtsbehörde für die Standes- 
ämter abzugeben. Wird die ſechswöchige Friſt nicht eingehalten, jo gilt der Antrag auf 
Entgegennahme der Austrittserflärung als zurüdgenomment. 

8 3. Die Entgegennahme de3 Antrags ($ 2), falls er mündlich gejtellt wird, ſowie 
der nachfolgenden Austrittserklärung hat durch einen der höheren Beamten der Auffichtz- 
behörde für die Standesämter unter Zuziehung des Regiſtrators oder eines Kanzlijten 
als Protokollführer zu gejchehen. 

Ueber den Eingang des mündlich geftellten Antrags und über die Austrittserflärung 
ift ein Vrotofol aufzunehmen. In dem Protokoll tft bei Angabe der perjünlichen Ver— 
hältniffe des Antragjteller3 oder des Austretenden zu vermerken, in welcher Weife feine 
Identität feitgeftellt ift: Das Protokoll ift von dem Antragsteller beziehungsweife dem 
Austretenden zu unterzeichnen. 

Ueber dere Eingang eines jchriftlichen Antrags genügt ein Vermerk in der anzu— 
Yegenden Acte. 

Bon dem jchriftlichen Antrag nebſt Eingangsvermerf, ſowie von dem Protokoll 
über den Eingang des mündlich gejtellten Antrags und über die Austrittserflärung ift 
beglaubigte Abjchrift durch die Aufficht3behörde für die Standesämter baldtdunlichit von 
Amtswegen dem Borjtande derjenigen religiöjen Gemeinschaft mitzutheilen, welcher der 
Antragsteller oder der Austretende bisher angehörte. 

Der Austretende ift berechtigt, eine beglaubigte Abjchrift des Protokolls über die 
Austrittserklärung zu fordern. 

S 4. Die in den 88 2 und 3 der Auffichtsbehörde für die Standesämter zuge- 
wiejene Thätigfeit wird in der Landherrenichaft Nitebüttel von dem Amtsverwalter, in 
der Landherrenfchaft Bergedorf von dem Bürgermeifter in Bergedorf unter Buziehung 
eines Bureaubeamten als PBrotofollführer, ausgeübt. 

$5. Für die von dem Austretenden geforderte beglaubigte Abſchrift des Proto— 
foll3 iiber feine Austrittserflärung wird eine Gebühr von M.1 erhoben. Die Erhebung 
gejchieht durch Stempel, 

8 6. Die Beitimmungen diefes Geſetzes finden nicht nur auf die zur Beit gejeß- 
mäßig beftehenden, fondern auch auf Diejenigen religiöjen Gemeinschaften Anwendung, 
welche Fünftig nach) Maßgabe des Art. 96 Abj.2 der Staatsverfafjung zugelaſſen werden. 
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Herzogthum Braunſchweig. 


Zu dem K.Geſetz v. 6./1. 1873%) erging unter dem 18. Dez. 1884 das 
Kirchengeſetz betr. die Abänderung verfhiedener Beftimmungen des 
K.-Geſetzes über die Einrihtung von Inſpektionsſynoden für Die ev. 
luth. Kirche des Landes und die Kirchenkonvente v. 6. Januar 1873. (I.) 


I 


Kirchengefeß | 
vom 18. December 1884, betr. die Abänderung verfhiedener Beflimmungen 
des Kirchengeſetzes über die Einrichtung von Infpectionsfynoden für die 
evangelifch- Iutherifhe SKirde des Landes und die SKirdenconvente vom 

6. Januar 1873. 


Der Regentihaftsrath für das Herzogthum Braunschweig erläßtin 
Ausübung der evangelifchen Kirchengewalt unter Beirath Herzoglichen Konfiftoriums und 
mit Zuftimmung der Landesſynode das nachjtehende Kirchengejeß: 


81. 

Der 8 2 des Kirchengefeßes, betr. die Einrichtung von Inſpektionsſynoden für Die 
evangelifch-Tutherifche Kirche des Landes und die Kirchenfonvente vom 6. Januar 1873 
(Nr. 5)?) wird aufgehoben und durch folgende Bejtimmungen erjebt: 

Die Inſpektionsſynoden werden gebildet dur): 

1) den Superintendenten (Pastor PBrimarius) und in Vakanzfällen oder in Fällen 
dauernder Verhinderung deſſen Stellvertreter; 

2) jämtliche geiftliche Mitglieder der Kirchenvorftände der Inſpektion, jowie An— 
ftaltSgeiftfiche, denen auf ihr Anfuchen durch Herzogliches Konfiftorium die Theil- 
nahme mit Stimmrecht an den Inſpektionsſynoden der Inſpektion, in welcher fie 
ihren Wohnfig haben, verjtattet ift; 

3) ebenfoviele weltliche Abgeordnete der zu derjelben gehörenden Kirchengemeinden, 
welche von den weltlichen Mitgliedern der einzelnen Kirchenvorjtände aus ihrer 
Mitte nach der Zahl ihrer geiftlichen Mitglieder beziehungsweile der nach Wr. 2 
zugelafjenen, innerhalb des Kirchengemeindebezirks mohnhaften Anftaltsgeiftlichen 
unter Leitung des Vorſitzenden des Kirchenvorftandes zu wählen find. 

Der General-Superintendent und der weltliche Bifitator find zur Teilnahme an den 

Inſpektionsſynoden berechtigt. Ein Stimmrecht fteht ihnen nicht zu. 


82, 
Der zweite Abſatz des S 5 des vorgedachten Kirchengefeges') wird aufgehoben und 
durch folgende Beitimmung erjeßt: 
Die Situngen find infoweit öffentlich, daß denfelben die der evangelifch-Lutherijchen 
Kirche des Landes angehörigen Geiftlichen, Lehrer, Patrone und Kirchenverordnete jowie 
Mitglieder der Landesiynode anmwohnen fünnen. 


8 3. 

Der 8 11 des vorgedachten Kirchengeſetzes ?) erhält folgenden Zuſatz: 

So oft fie als Inſpektionsſynoden fungieren , find zu ihren Berathungen die dort 
wohnhaften Anftalt3geiftlichen, denen nach $ 1 dieſes Kirchengefeges die Theilnahme an 


1) Sammlung 792 ff. geiftlichen Mitglieder unter Leitung de3 Vorfigen: 

2) Derjelbe lautete: Die Inſpektions-Synoden den des Kirchenvorftandes zu wählen find. 
werden gebildet durch: , Der Öeneral:Superintendent und der weltliche 

1. den ‚Superintendenten (Paſtor Primarius) | Vifitator find zur Teilnahme an den Inſpektions— 
und in VBafanzfällen oder in Fällen dauernder Synoden berechtigt. Ein Stimmrecht fteht ihnen 
Behinderung dejjen Stellvertreter, nicht zu. 

2. jämtliche geiftfiche Mitglieder der Kirchen- 1) Derjelbe lautete: die Sigungen find inſoweit 
borjtände der Inſpektion, Öffentlich, daß denſelben die Batrone, Kirchenver- 

3. ebenjo viele weltliche Abgeordnete der zu | ordneten und Lehrer der Inſpektion, ſowie die 
derjelben gehörenden Kirchengemeinden, welche | Mitglieder der Randes-Synode anwohnen können. 
bon weltlichen Mitgliedern der einzelnen Kicchen- | 2) Derjelbe lautet: Zn den Städten und Fleden, 
borftände aus ihrer Mitte nach der Zahl ihrer lin denen im Gemäßheit des 8 49 des Gejeges 
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den Inſpektionsſynoden verftattet ift und ebenjoviele weltliche Abgeordnete zuziehen, welche 
bon den weltlichen Mitgliedern der Kirchenvorjtände der Kirchengemeinden, innerhalb deren 
Bezirkes ame Anftaltsgeiftlichen wohnen, nach der Zahl der letzteren gewählt werden. 
die e3 angeht, haben fich hiernach zu achten. 
ne Yetandtis nachitehender Unterfchriften und beigejegten Herzoglichen Geheime-Kanzlei— 
iegels 
Braunſchweig, den 18. Dezember — 


Der Regentſchaftsrath für das Herzogthum Braunſchweig. 
Graf Bör&-Wrisberg. Dr. jur. Wirf. Dtto. 
F. d. Veltheim. Schmid, 


Anhang. 


Nekerreih. Siebenbürgen. 


Der ev. Oberfirchenrath hat auf Grund des 8 102, 8 der K.V. proviſoriſch, 
d. h. bis zur Beihlußfaffung der nächſten Generaliynode zu 8 34 der K.-Berf. 
unter dem 13. Sept. 1887 den Zuſatz publicirt : 

„Für die Wahlfähigkeit zu einem Vicarsamte, wenn dafjelbe unter der perjün- 
lihen Verantwortung des Pfarrers verwaltet wird, genügt, die ſonſtige Dualififation 
vorausgejeßt, die Vollendung des 22. Lebensjahres '). 


Für die Siebenbürgifhe Kiche A.B. find nach Maßgabe des Rund: 
Ihreibens des Landesfonfift. v. 18./12 1887 die 88 199— 202, 204 und 
206 der K.:Berf. abgeändert beziehentlich) ergänzt worden. (L.) 


I. 
Rundfchreiben 


des Sandesconfifforiums von Siebenbürgen vom 18. Dezember 1887, an alfe 
Bezirksconfifforien und Vresbyterien, befr. die Aenderung einiger Yara- 
graphen der Kirchenverfaſſung im Zwecke der Herabſetzung der, für aka- 
demifde Kandidaten bei Bewerbung um Pfarreien erforderlichen Dienſtjahre. 


Die dreizehnte Landeskirchenverfammlung als Drgan der Firchlichen Gejeggebung 
hat in ihrer Sitzung vom 18. Dezember 1887 im Zwecke der Herabjegung der, für aka— 
demijche Kandidaten bei Bewerbung um Pfarreien erforderlichen Dienjtjahre die Para⸗ 
graphen 199, 200, 200 A, 201, 202, 204 und 206 der Kirchenverfaſſung abgeändert, 
bezw. ergänzt. 


vom 80. net 1851 Nr. 52 Kirchenfonvente 
beitehen, bleiben ſolche in ihrer bisherigen Ein- 
richtung, Wirfiamfeit und Gejhäftsführung mit 
folgenden Modifikationen beftehen: 

1. Es treten behufs Behandlung der gemein- 
jamen Angelegenheiten jämtliche geiftlihe Mit- 
glieder und eben jo viele weltliche Abgeordnete 
derjelben, welche von den weltlichen Mitgliedern 
der einzelnen Kirchenvorftände aus ihrer Mitte 
nach der Zahl ihrer geijtlihen Mitglieder unter 
Leitung des Borfigenden des Kirchenvorjtandes 





zu wählen find, zujammen. 

2. Die Befugnifje und Pflichten der Inſpektions— 
Synoden (84) find von denjelben in den Städten 
Braunjchweig und Wolfenbüttel gleichfalls wahr: 
zunehmen und nach ihrer Gejchäftsordnung zu 
behandeln. 

1) Ueber die ——— der betr. Beſtimmung 
vgl. den Erl. d. O.K.R. an die Superintenden- 
turen v. 13. Sept. "1887. Allgem. 8.81. 1888, 


— 


S. 645 ff 
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SEIN haben die Bejtimmungen der bezeichneten Paragraphen fortan zu lauten 
wie folgt: 

$ 199. „Die Bejebung der Predigeritellen in Gemeinden, wo eine Mittelichule 
(Gymnaſium, Seminarium, Nealichule) ſich befindet, erfolgt durch die von der größeren 
Gemeindevertretung durch abjolute Stimmenmehrheit vorzunehmende Wahl (88 60, 220), 
zu welcher das Presbyterium der Gemeindevertretung jene wählbaren Kandidaten, welche 
fih auf Grund des ausgefchriebenen Konkurſes gemeldet haben, befannt gibt.“ 

8 200. „Wählbar in jolche Predigerftellen find alle afademischen Kandidaten, welche 
die Lehramts- und theologijche Brüfung bejtanden haben, und mindejtens eine dreijährige 
Dienftzeit nachweiſen. 

„Wenn bei der eriten Bewerbung entweder a) fein geeigneter afademijcher Bewerber 
aufgetreten ift, oder b) weniger al3 drei fich gemeldet Haben und in diejem leßteren Falle 
(b) der Wahlförper die Wahl ablehnt, jo iſt ein neuer Konkurs auszufchreiben, wornad) 
auc akademische Kandidaten mit weniger als drei Dienftjahren, und wenn ſich nicht min— 
deitens drei Kandidaten diefer beiden Stufen gemeldet haben, nicht afademische Kandidaten 
diefer Stufen ($ 206. A.) in die Wahllifte aufzunehmen find. 

„Diejelben Beitimmungen gelten bezüglich diefer Predigerjtellen, wenn fie bleibend 
mit Lehritellen vereinigt find.“ 

8 200 A. „Auch Gemeinden, in welchen eine Hauptvolfsfchule befteht, können auf 
Grund eines von ihren Vertretungskörpern gefaßten und dem Landesconfiftorium zur 
Kenntnis gebrachten Beichluffes das Recht für jih in Anspruch nehmen, ihre Prediger: 
jtellen im Sinne der voranstehenden Beitimmungen ($ 199 und 200) zu bejegen.“ 

$S 201. „Die nach den obigen Beitimmungen in einer diejer Predigeritellen ($ 199, 
200, 200 A.) zugebrachten Dienftjahre gelten bezüglich) der Wählbarfeit zum Pfarramte 
jo, wie die im Dienfte der Schule zugebracdhten Fahre.“ 

$ 202. Das Pfarramt wird erledigt: 

a) durch das Ableben des Pfarrers; 

b) durch Verſetzung deffelben in den Ruheſtand ($ 227, Ab. 3 K.V.); 

c) durch Niederlegung des Amtes: 

d) durch die Berufung und Einführung in die Pfarre einer andern Gemeinde ; 
e) durch vechtsfräftiges Firchengerichtliches Urteil. 

8 204 „Zu Pfarren, die eine Zehntrente bis einschließlich 900 Fl. haben, verleiht 
eine dreijährige; zu Pfarren mit einer Hehntrente bis einfchließlich 1200 fl. eine 
ſechsjährige; zu Pfarren mit einer Zehntrente bis einschließlich 1500 fl. eine neun- 
jährige; zu Pfarren bis einfchließlih 1800 fl. eine zwölfjährige Dienftzeit die 
Wählbarkeit.“ 

8 206. „Zur Wählbarkeit in Pfarren mit einer Zehntrente, welche ſechshundert 
Gulden nicht überſteigt, iſt ein Schuldienſt nicht erforderlich. 

„Die Dienſtjahre in ſolchen Pfarren gelten gleich den im Dienſte der Schule zuge— 
brachten Jahren.“ — 

Dieſes Geſetz wird hiemit verfaſſungsmäßig kundgemacht. 

Im Zuſammenhang damit werden nachjtehend noch verlautbart die folgenden, eben— 
falls von der Landeskirchenverſammlung fejtgeftellten 


Durchführungsbeftimmungen. 


1. „Das Landesconfiftorium wird ermächtigt, in einzelnen berücdjichtigungswitrdigen 
Fällen diefe neuen Beftimmungen auch mit viidwirfender Kraft anzuwenden. 
2. „Die in den obigen Bejchlüffen enthaltenen Normen treten jofort in Kraft.“ 


Hermannftadt, 18. Dezember 1887. 
Aus der Sitzung des Landesconfiftoriums der evang Kirche A. B. 
in Siebenbürgen. 
D. G. D. Teutſch, Biſchof. 


Uahctrag. 


Preußen. 
II. 
Die 1866 neu erworbenen Gebiete, Die ehemals freie Stadt Frankfurt am Main. 


Für einige lutheriſche Gemeinden des Frankfurter Landbezirkes ift durch aller: 
höchſten Erlaßvom 11. März 1889 (T) eine Kirhengemeinde-Ordnung 
(IT) publicirt worden. 


J. 
Allexhöchſter Erlaß, 
betreſfend die SKirdiengemeinde - Ordnung für die evangeliſch-lutheriſchen 
Kirhengemeinden Bornheim, Oberrad, Niederrad, Bonames, Niedernrfel 
und Haufen. Bom 11. März 1889. 

Auf ihren Bericht vom 9. März 1889 habe Ich der als Anlage beifolgenden Kirchen- 
gemeinde-Ordnung für die evangelifch-lutherifchen Kirchengemeinden Bornheim, Oberrad, 
Niederrad, Bonames, Niederurjel und Haufen fraft der Mir als Träger des Iandesherr- 
fihen Kirchenregiments zuftehenden Befugnifje Meine Sanftion ertheilt und verfünde die— 
jelbe al3 firchliche Ordnung, Mit der Ausführung der Kirchengemeinde-Ordnung ift, jomweit 
diefelbe nicht zu ihrer Regelung vorab noch einer Mitwirkung der Landesgejeßgebung be- 
darf, vorzugehen, und beauftrage Ich Sie, das Weitere zu veranlajjen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gejeg-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 

Berlin, den 11. März 1889. 


Wilhelm. v. Goßler. 
An den Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 


115 
Kirhengemeinde-Ordnung 
für die evangelifh-Intherifhen Kirdengemeinden Bornheim, Oberrad, Nieder- 
rad, Bonames, Niederurfel und Haufen. 

8 1. Mitglied der Kirchengemeinde iſt derjenige, welcher 

1) feinen Wohnfiß in der Kirchen-Gemeinde hat und 

2) der evangelifch-Lutherifchen Kirchengemeinschaft angehört. 

Mitglieder der reformirten oder unirten Kirchengemeinjchaft, welche in der Kirchen- 
gemeinde ihren Wohnfig nehmen und der Gemeinde beitreten zu wollen erklären, erhalten 
durch dieſe Erflärung die Rechte und Pflichten eines Gemeindegliedes. 

$ 2. Die Kirchengemeinde verwaltet ihre Angelegenheiten innerhalb der gejeglichen 
Grenzen jelbft. Organ der Bermwaltung ift der Kirchenvorjtand. 

8 3. Der Kirchenvorjtand bejteht 


1) aus dem Pfarrer der Gemeinde oder deſſen Stellvertreter im Pfarramt; 
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2) aus einer Anzahl gewählter Kirchenälteften. 

Sind mehrere Pfarrer in der Gemeinde angeftellt, jo gehören fie jämmtlich dem 
Kirchenvorjtande an. 

8 4. Die Zahl der Kirchenälteften wird vom Konfiftorium beftimmt. Es jollen deren 
nicht unter vier und nicht über acht jein. 

Die Rirchenälteften find im Harptgottesdienfte por der Gemeinde einzuführen und 
durch Abnahme des nachſtehenden Gelübdes zu verpflichten: 

„Gelobt Ihr vor Gott und diefer Gemeinde, des Euch befohlenen Amtes jtets 
in Eintracht und gewiffenhafter Sorgfalt und in Uebereinftimmung mit dem Worte 
Gottes, jowie mit dem Befenntniß und der Ordnung der Kirche und diejer Ge- 
meinde zu warten und mit vechtichaffener Treue zu achten, daß alles ordentlich 
und ehrlich in der Gemeinde zugehe zu deren Beſſerung?“ 

Erft mit Ablegung dieſes Gelübdes durch die Worte: 

„Sa, durch die Gnade und Hülfe unjeres Herrn Jeſu Ehrifti“ 
ift der Kirchenältefte als in das Amt eingetreten zu erachten. 

8 5. Den Vorſitz des Kirchenvorftandes führt der Pfarrer, unter mehreren Pfarrern 
der nach den Dienftjahren ältefte. 

Bei Erledigung des Pfarramtes oder in Fällen dauernder Verhinderung tritt ein 
vom Konfiftorium zu ernennender Geiſtlicher als ftellvertretender Pfarrgeiftlicher in den 
Kirchenvorſtand ein. 

8 6. Der Kirchenvorftand verfammelt fih zu ordentlicher Sitzung in der Regel 
monatlich einmal an dem ein= für allemal von ihm feitgejegten Tage; zu außerordent- 
fiher Situng, jo oft der Borfigende denjelben durch jchriftlihe oder ortsübliche Ein- 
fadung beruft. Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn mindejtens die Hälfte 
der Kirchenälteiten unter Angabe des Zweckes diejelbe beantragt. Zu den Situngen tft in 
der Negel ein firchliches Gebäude zu benuben. 

8 7. Die Situngen des Kirchenvorſtandes find nicht öffentlich. Sie werden mit 
Gebet eröffnet und in der Regel mit Gebet gejchlojfen. Jedes Mitglied des Klirchenpor- 
ftandes iſt verpflichtet, über alle die Seeljorge und die Kirchenzucht, die Amtsthätigfeit 
des Pfarrers und der Kirchendiener berührenden Angelegenheiten, ſowie über die ſonſt ala 
vertraulich bezeichneten Gegenſtände Verſchwiegenheit zu beobachten. 

$ 8 Der PVorfigende leitet die Verhandlungen. 

Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes ift erforderlich, daß mehr als die Hälfte der Mit- 
glieder an der Abjtimmung Theil genommen hat. Die Beichlüffe werden durch Stimmen- 
mehrheit der Anweſenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit entfcheidet die Stimme des Vor— 
fißenden, bei Wahlen daS 2008. Mitglieder, welche an dem Gegenftande der Beſchluß— 
‚nahme perjönlich betheiligt find, Haben fich der Abjtimmung zu enthalten und dürfen nur 
auf ausdrüdlihen Wunſch des Kirchenvorſtandes bei der Verhandlung anwejend fein. 
Ueber die gefaßten Bejchlüffe wird ein Protokoll geführt, welches in das Protokollbuch 
eingetragen, vorgelejen und von dem Borfigenden, jowie mindejtens einem Kirchenäfteften 
unterjchrieben wird. 

Dritten gegenüber werden Bejchlüffe des Kirchenvorjtandes durc Auszüge aus dem 
Brotofollbuche bekundet, welche von dem Vorſitzenden beglaubigt werden. 

Ausfertigungen ergehen unter der Unterjchrift des Vorfigenden. 

$ 9. Der Kirchenvorftand hat die Kirchengemeinde in ihren inneren und äußeren 
Angelegenheiten zu vertreten. 

Die Kirchenälteften Haben den Pfarrer in feiner pfarramtlichen Thätigfeit zu 
unterjtügen. 

$ 10. Im Einzelnen bejtimmt fich der Wirkungskreis des Kirchenvorſtandes, wie folgt: 
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1) Der Kirchenvorſtand ift berechtigt und verpflichtet zur Förderung chriftlicher Ge— 
finnung und Sitte und zur Handhabung der Kirchenzucht in der Gemeinde 
innerhalb der gejeglichen Grenzen. 

Der Pfarrer bleibt in feinen geiftlichen Amtsthätigfeiten, in Lehre, Seel- 
jorge, Verwaltung der Saframente und in feinen übrigen Minijterialhandlungen 
bon dem Kirchenvorftand nach wie vor unabhängig. Nur wenn e3 der Pfarrer 
für nothwendig hält, ein Gemeindemitglied von der Theilnahme an einer von 
ihm zu vollziehenden Amtshandlung, insbeſondere vom heiligen Abendmahl zu— 
rückzuweiſen, jo ift er verpflichtet, unter fchonender einftweiliger Zurüdhaltung 
des Betreffenden, dem Kirchenvorftande Borlage zu machen. Stimmt diejer zu, 
jo ift die Zurückweiſung auszufprechen, gegen welche dem Betroffenen die Be- 
rufung an das Konfiftorium offen bleibt. Erflärt fich der Kirchenvorſtand gegen 
die Zurückweiſung, jo ift der Pfarrer befugt, die Angelegenheit zur Entjcheidung 
an das Konfijtorium zu bringen und die VBollziehung des Kirchenvorſtandsbe— 
ſchluſſes vorerſt auszuſetzen. 

Der Kirchenvorſtand hat inſonderheit auch für Erhaltung der gottesdienſtlichen 

Ordnung zu ſorgen und auf Heilighaltung der Sonn- nnd Feiertage zu halten. 

Seine Zuftimmung tft erforderlich, wenn eine dauernde Abänderung der üblichen 

Zeit des öffentlichen Gottesdienſtes oder der in der Gemeinde bejtehenden ört— 

lichen liturgifchen Einrichtungen angeordnet werden foll. 

Derjelbe entjcheidet über Einräumung des SKirchengebäudes zu einzelnen 
nicht zu den Gemeindegottesdieniten gehörigen Handlungen, welche der Bejtimmung 
des Rirchengebäudes nicht widerjprechen. 

Der Kirchen-Vorſtand ift berechtigt und verpflichtet, Verſtöße des Pfarrers oder 

anderer jeiner Mitglieder in ihrer Amtsführung oder ihrem Wandel in der 

Sitzung zur Sprache zu bringen. Jedoch jteht ihm zum Zweck weiterer Ver— 

folgung nur zu, dem Confijtorium Anzeige zu machen. 

Derjelbe hat die religiöjfe Erziehung der Jugend, zu überwachen und die In— 

terefjen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule zu vertreten. In Bes 

ziehung auf die Katechifation fiir die veifere Jugend hat der Kirchenvorſtand die 

Pflicht, den Pfarrer in Aufrechterhaltung der bejtehenden Ordnung zu unter- 

ſtützen. ine unmittelbare Einwirkung auf die Schule fteht ihm nicht zu. 

Mißſtände in der religiöfen Unterweifung der Jugend oder in fittlicher 
Beziehung find bei den Organen der Schulverwaltung zur Anzeige zu bringen. 
Dem Kirchenvorftande Liegt die Leitung der kirchlichen Armen und Krankenpflege 
ob. Derjelbe kann hierbei Helfer aus der Gemeinde (Diakone), injonderheit aus 
der Zahl der Gemeindeverordneten zuziehen und fich mit den bürgerlichen Armen— 
behörden, ſowie mit etwa beftehenden freien Vereinen ins Einvernehmen jegen. 
6) Der Kirchenvorftand ftellt die Lifte der mwahlberechtigten Gemeindeglieder auf, 

bereitet die Wahlen der Kirchenälteften und &emeindeverordneten, insbejondere 
durch Vorfchläge für diefelben vor, beruft die Gemeindevertretung und führt 
die Bejchlüffe derjelben aus. 

7) Der Kirchenvorftand bejchließt über die beantragte Aufnahme folcher Perſonen 
in die Gemeinde, welche fich im Bezirk derjelben aufhalten, aber wegen Mangels 
des Wohnſitzes die Gemeindeangehörigfeit nicht erworben haben. 

8) Der Kirchenvorftand Hat von eintretender Erledigung des PBfarramtes dem Kon— 
fiftortum Anzeigezu machen und die desfalls ergehenden einftiweiligen Anordnungen 
zur Ausführung zu bringen, auch darüber zu wachen, daß während der Vakanz 
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der Gottesdienit und der Fatechetiiche Unterricht der Jugend gehörig wahrge- 
nommen werde. 

Dem Kirchenvorſtande fommt, ſoweit Nechte oder Verpflichtungen Dritter nicht 
entgegenftehen, die Präſentation für den Küfter- und DOrganiftendienft, ſowie die 
Beitellung der niederen Kirchendiener (Glöckner, Todtengräber 2c.) zu. Er übt 
die Dienjtaufficht über diejelben und das Recht der Entlaffung bei fündbaren 
Anftellungen aus. 

Wegen Entlaffung im Disziplinarivege, ſowie wegen Verleihung und Ent- 
ziehung der mit Schulftellen verbundenen SKirchendienerjtellen bewendet e3 bei 
den beftehenden Vorſchriften. 

Der Rirchenvorftand fol in der Gemeinde die Erwedung einer lebendigen Theil- 
nahme an ihren Aufgaben und Intereſſen ſich angelegen jein laſſen und zu 
diefem Behufe namentlich die Wünſche und Anliegen einzelner Gemeindeglieder 
willig entgegennehmen und fleißig erwägen. Auch hat derjelbe bei geeigneten 
Gelegenheiten, 3. B. bei der Wahl der Kirchenälteſten und Gemeindeverordneten 
über die zur Veröffentlichung fich eignenden wichtigeren Vorgänge feiner Ver— 
waltung der Gemeinde Mittheilung zu machen. 

Der Kirchenvoritand ift das Organ der Gemeinde gegenüber den Slirchenbe- 
hörden. Er hat das Intereſſe der Gemeinde ſowohl durd) Erledigung von Bor- 
lagen der Kirchenregierung, insbejondere auch bei Barochialänderungen, als auch 
geeignetenfall3 durch Einbringung von Anträgen wahrzunehmen. 

Der Kirchenvorſtand vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung in 
ftreitigen wie in nicht ftreitigen Rechtsſachen und verwaltet das kirchliche Ver— 
mögen einfchließlich des Baumwejens. Dasfelbe gilt von dem kirchlichen Stiftung3- 
vermögen, injoweit nicht bejondere Bejtimmungen entgegenjtehen, desgleichen von 
dem Pfarreivermögen, jedoch unbejchadet der dem Pfarrer vermöge jeines dienft- 
fihen Nutungsrechts zuftehenden Berwaltungsbefugnifje. 

Seine Zuftimmung tt injonderheit auch erforderlich bei der Verpachtung 
oder Vermiethung der den firchlichen Beamten zum Gebrauch oder zur Nutung 
übermwiejenen Grundftüde über die Dienitzeit des jeweiligen Inhabers Hinaus. 
Dem Kirchenvorſtande jteht die Verwaltung und Beauffichtigung der Firchlichen 
Todtenhöfe zu, unbejchadet der beftehenden Rechte auf Grasnugung und der- 
gleichen. Insbeſondere bejchließt derjelbe über “die Abgabe von Yamilienbe- 
gräbnißplägen und über die Errihtung von Denfmälern gegen die üblichen 
Abgaben. 

Endlich fteht dem Kirchenvorjtande die Beichlußfaffung über die Verleihung von 
Kirchenftühlen zu. 


$ 11. Bu jeder die Gemeinde verpflichtenden schriftlichen Willenserklärung des 
Kirchenvorftandes bedarf e3 der Unterjchrift des Vorſitzenden oder feines Stellvertreter 
und zweier Kirchenältejten, fowie der Beidrüdung des Kirchenfiegeld. Hierdurch wird 
Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung des Kirchenvorjtandsbejchluffes feitgeitellt, 
jo daß es eines Nachweifes der einzelnen Erforderniffe defjelben, insbeſondere auch) der 
erfolgten Zuftimmung der Gemeindeverordneten, wo eine folche nothwendig iſt, nicht bedarf, 
8 12. Für die Verwaltung des Kirchenvermögens Hat der Kirchenvorftand thun- 
lichſt einen Kirchenälteften oder einen Gemeindeverordneten zum KRirchenrechner zu ernennen, 
Demſelben kann eine dem Umfange der Gejchäfte entjprechende Vergütung, insbe— 
jondere für jächliche Ausgaben, bewilligt werden. 

Der Betrag wird von der Gemeindevertretung feitgejeßt. 

Auslagen find dem Kicchenrechner zu erjegen. 
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Wenn eine unentgeltliche Verwaltung durch einen Kirchenälteften oder Gemeindever- 
ordneten nicht zu erreichen tjt, jo kann der Kirchenvorftand mit Genehmigung des Kon— 
filtoriums einen bejoldeten Kirchenrechnungsführer anftellen. 

8 13. Der Rlirchenrechner hat folgende Obliegenheiten: 

a) er erhebt die Einnahmen der Kirchenfafje und leistet die Ausgaben aus derjelben 
auf Grund des Etat3 oder bejonderer jchriftlicher Anweiſung des Vorſitzenden 
des Rirchenvorftandes; 

b) er legt dem Kirchenvorftande jährlich Rechnung und hat fich den von diefem an- 
geordneten Kafjenrevifionen zu unterwerfen; 

e) er führt das Inventarienbuch, jowie die nächite Aufficht über die Firchlichen Ge- 
bäude, Grundſtücke, Geräthe und ſonſtigen Inventarſtücke. Wegen der zur Inſtand— 
haltung oder Erneuerung derfelben erforderlichen ZLohnarbeiten, Anſchaffungen oder 
Bauunternehmungen hat er bei dem Klirchenvorjtande rechtzeitig Anträge zu ftellen. 

Die weitere Dienftanweifung des Kirchenrechners wird vom Kirchenvorſtande getroffen. 

$ 14. An den gejeglichen Berwaltungsnormen, fowie an den vorgejesten Klirchen- 
behörden, oder den Staatsbehörden zustehenden Nechten der Aufficht und Einwilligung zu 
bejtimmten Handlungen der Verwaltung wird hierdurch nichts geändert. 

8 15. In jeder Kirchengemeinde ift durch Wahl von Gemeindeverordneten eine 
weitere Vertretung der Gemeinde zu bilden. 

Die Zahl der Gemeindeverordneten wird für jede Gemeinde vom Conſiſtorium feit- 
gejtellt; diejelbe ſoll mindeſtens zweimal jo groß fein, al$ die der Aelteſten, jedoch, jollen 
deren nicht über jechsunddreißig fein. 

$ 16. Die Gemeindeverordneten verhandeln und bejchließen in Gemeinſchaft mit 
dem Kirchenvorſtande über die von dem letzteren zur Berathung vorgelegten Gegenftände. 
Der Borjigende des Kirchenvorjtandes ift zugleich Vorſitzender der Gemeinde-Bertretung. 
Er beruft diefe Verfammlung mit Angabe der Tagesordnung. 

Die Einladung muß wenigjtens an dem Tage vorher in der von dem Kirchenvor— 
ſtande fejtgetellten Form, fie fann aber auch durch Berfündigung bei dem öffentlichen 
Hauptgottesdienfte erfolgen. 

8 17. Zur Beichlußfähigfeit der Gemeindevertretung iſt die Anweſenheit der ab- 
joluten Mehrheit feiner Mitglieder erforderlih. Die Entjcheidung erfolgt nach Stimmen- 
mehrheit der Anwejenden. Bei Gleichheit der Stimmen entjcheidet die Stimme des Vor— 
figenden, und im Falle einer Wahl das Loos. Sit auf die erjte ordnungsmäßige Einladung 
die zur Beichlußfähigfeit erforderliche Mehrheit nicht erjchienen, fo ift eine zweite Ver— 
jammlung zu veranjtalten, in welcher die Erjchienenen ohne Rüdficht auf ihre Zahl zu be— 
ſchließen befugt find. 

Mitglieder, welche an dem Gegenſtande der Bejchlußnahme perſönlich betheiligt find, 
haben fich der Abjtimmung zu enthalten und dürfen nur auf ausdrückliche Geftattung der 
Verſammlung bei der Verhandlung anmwejend jein. 

Ueber die Berhandlungen wird ein in das PBrotofollbuch des Kirchenvorjtandes 
einzutragendes Brotofoll geführt, welches vorzulefen und von dem Vorfihenden, dem er— 
wählten Brotofollführer, jowie zwei weiteren von der Berfammlung zu bejtimmenden Theil- 
nehmern derjelben zu unterjchreiben ift. 

8 18. Die bejchließende Mitwirkung der Gemeindeverordneten muß eintreten: 

1) bei dem Erwerb, der Veräußerung und der dinglichen Belaftung von Grundeigen- 

thum; bei der Bermiethung oder Verpachtung defjelben auf länger als zehn Jahre; 

2) bei außerordentlicher Benugung des Bermögens, welche die Subſtanz ſelbſt an- 
greift, jowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, fofern fie nicht zur 
verzinglichen Wiederausleihung erfolgt. 
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3) bei Anfeihen, welche nicht blos zu vorübergehender Aushülfe dienen und aus 


den laufenden Einnahmen derjelben Voranſchlagsperiode erftattet werden jollen; 


4) bei Anftellung von Brozefjen, joweit diejelben nicht die Eintreibung fortlaufender 
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Binfen, Gefälle und Bachtgelder oder die Einziehung ausftehender Kapitalien, 
deren Zinſen rüdjtändig geblieben find, betreffen, und bei Abſchließung von 
Bergleichen; | 

bei Neubauten oder erheblichen Reparaturen an Baulichkeiten, fofern deren Koften 
bon der Gemeinde oder der Ortskirchenkaſſe oder von beiden zufammen zu tragen 
find und nicht über die Nothwendigfeit der Bauausführung bereit$ durch Die 
zuftändigen Behörden entjchieden ift. Fir erheblich gelten Reparaturen, deren 
Koſtenanſchlag 300 Marf überfteigt. Im Fall des Bedürfniſſes kann die Ge— 
meindevertretung ein für allemal die Vollmacht des Kirchenvorſtandes zur Vor— 
nahme höher veranſchlagter Reparaturen, jedoch nicht über die Summe von 
1000 Mark hinaus, erweitern; 

bei der Beſchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniſſen erforderlichen Geldmittel 
und Leiſtungen, insbeſondere bei Feſtſetzung des Betrages und des Vertheilungs— 
maßſtabes der zu erhebenden Firchenunlagen. Wird ein Beitragsfuß für die 
Kirchenumlagen in der Gemeinde neu eingeführt oder wird eine Abänderung des 
bejtehenden Beitragsfußes von den Gemeindeorganen bejchloffen, jo muß derjelbe 
nad) dem Fuße direkter Staatsjteuern, joweit diejelben perjönliche Steuern find, 
beftimmt werden. Auch ſolche Gemeindeglieder, welche gejeblich Direkte Staats— 
fteuern nicht zahlen, fünnen zur Kirchenumlage herangezogen werden; 

bei Veränderung bejtehender und Einführung neuer Gebührentaren; 

bei Bewilligungen aus der Kirchenfaffe, zur Dotirung neuer Stellen für den 
Dienst der Gemeinde, jowie zur dauernden Verbefjerung des Einkommens be- 
jtehender Stellen; bei dDauernder Verminderung jolcher auf der Kirchenkafje haf- 
tenden Leijtungen, bei Verwandlung veränderlicher Einnahmen der Firchlichen 
Beamten in fejte Hebungen oder bei Umwandlung von Naturaleinfünften in 
Geldrenten, legteres, joweit nicht die Umwandlung in dem durch die Staatsge- 
jege geordneten Ablöjungsverfahren erfolgt; 

bei Feftitellung des Etat3 und der Voranjchlagsperiode der Kirchenfafje, jowie 
bei Abnahme der Rechnung und Ertheilung der Entlaftung für den Kirchen- 
rechner; der Etat ift vor der Feitjtellung die Jahresrechnung vor der Entlaftung 
während einer Woche zur Einfiht der Gemeindeglieder öffentlich auszulegen, 
und daß beziehungsweije wo dies gejchieht, in dem lebten vor der Auslegung 
itattfindenden Hauptgottesdienft zu verfünden; 

bei allen Bewilligungen aus der Kirchenfafje an andere Gemeinden oder zur 
Unterftügung chriftlicher Vereine und Anjtalten, jofern der Betrag der Einzel- 
bewilligung 50 Mark überjteigt; 


11) bei Errichtung von Gemeindeſtatuten; 

12) bei Beitellung eines befoldeten Kirchenrechnungsführers. 

$ 19. Der Kirchenvorftand ift befugt, zu Beichlüffen auch über andere Gemeinde- 
angelegenheiten die Zuftimmung der Gemeindeverordneten einzuholen. 

Sn diefem Falle dürfen die Bejchlüffe des Kirchenvoritandes nicht eher vollzogen 
werden, als bis die Zuftimmung ertheilt ift. 

8 20. Die für die Gemeinde feitgejtellte Anzahl von Gemeindeverordneten wird 
von den tmwahlberechtigten Gemeindegliedern nach einfacher (relativer) Stimmenmehrheit 
gewählt. 
Wahlberechtigt find alle konfirmirten, jelbjtändigen, über fünfundzwanzig Jahre 


Bei Stimmengleichheit entjcheidet daS 2003. 
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alten männlichen Mitglieder der Gemeinde, welche mindeſtens ein Jahr in der Gemeinde 
wohnen. 

Selbſtändig find diejenigen, welche einen eigenen Haushalt haben oder ein öffent» 
fiches Amt beffeiden, oder ein eigenes Gejchäft, oder als Mitglied einer Familie deren 
Geſchäft führen. 

Als jelbjtändig find insbeſondere nicht anzunehmen diejenigen, welche unter Vor: 
mundjchaft oder Plegichaft, oder welche in Koft und Lohn eines Anderen jtehen, oder 
welche im letzten Jahre vor der Wahl Unterftügung aus öffentlihen Mitteln oder Erlaß 
etwaiger firchlicher Abgaben genofjen haben. 

8 21. Ausgejchloffen von Ausübung des Wahlrecht find diejenigen: 

1) welche durch Verachtung des Wortes Gottes, der Saframente und der firchlichen 
Trauung, oder durch unehrbaren Lebenswandel ein durch nachhaltige Beſſerung 
noch nicht gejühntes öffentliches Aergerniß gegeben haben; 

2) welche nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte fich befinden; 

3) welche wegen eines Verbrechens oder eines Vergehens, das die Aberfennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte nach) jich ziehen kann, in Unterfuchung ſich befinden; 

4) welche wegen Berlegung bejonderer firchlicher Pflichten nah Vorſchrift eines 
Kirchengeſetzes des Wahlrechts verluftig erflärt worden find; 

5) über deren Bermögen ein noch unbeendeter Konkurs ſchwebt; 

6) welche mit der Bezahlung Firchliher Umlagen über ein Jahr im Rückſtande find. 

8 22. Wählbar find die wahlberechtigten, von feinem der im vorigen Paragraphen 
bezeichneten Ausſchließungsgründe betroffenen Mitglieder der Gemeinde, welche über dreißig 
Sahre alt und fittlich unbejcholten find, auch nicht durch Fernhaltung von dem öffentlichen 
Gottesdienste und dem heiligen Abendmahle die Bethätigung ihres kirchlichen Sinnes in 
beharrlicher Weije unterlafjen haben. 

Bater und Sohn, ſowie Brüder, dürfen nicht zugleich Gemeindeverordnete fein. 
Ebenſo kann der Bater, Sohn oder Bruder eines Xelteften nicht zum Gemeindeverordneten 
gewählt werden. Sind Verwandte der bezeichneten Art gleichzeitig gewählt, fo muß der- 
jenige zurüdtreten, der die wenigſten Stimmen erhalten hat; bei Stimmengleichheit ent— 
ſcheidet das 2008. 

Mindeſtens zwei Drittel der Gemeindeverordneten müſſen zu den Gemeindemit— 
gliedern gehören, welche zu den Kirchenumlagen, ſofern ſolche erforderlich ſind, beizu— 
tragen haben. 

8 23. Der Kirchenvorſtand ordnet die Wahl der Gemeindeverordneten an und legt 
die von ihm aufgeftellte Lifte der Wahlberechtigten an einem jedem &emeindemitgliede 
zugänglichen Ort zwei Wochen lang öffentlich aus. 

Ort und Zeit der Auslegung find im Hauptgottesdienfte befannt zu machen, mit 
dem Bemerfen, daß nad) Berlauf der Auslegungsfriit Einfprüche gegen die Lifte nicht 
mehr angebracht werden fünnen. Nach dem Ermefjen des Kirchenvorjtandes kann die 
Bekanntmachung auch noch auf anderem, den örtlichen Verhältniffen entjprechenden Wege 
erfolgen. 

Die eingehenden Einfprüche hat der Kirchenvorftand zu prüfen und nad Befinden 
die Lifte zu berichtigen. Gegen einen ablehnenden Befcheid fteht dem dadurch von der 
Wahl Ausgeschloffenen binnen zwei Wochen die Berufung an das Conſiſtorium zu. Durch 
Einlegung der Berufung wird die anftehende Wahl nicht aufgehalten. Zwiſchen dem Ende 
der Einjpruchsfrift und dem Tage der Wahl müſſen mindeſtens zwei Wochen in der 
Mitte Liegen. 

$ 24. Die Einladung der Gemeindeglieder zur Wahl hat unter Ungabe der Zeit 
und des Ortes der leßteren, fowie der Zahl der zu mwählenden Perſonen in zwei auf- 
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einanderfolgenden Hauptgottesdienjten zu gejchehen. Anderweite, den drtlichen Berhältniffen 
entjprechende Bekanntmachungen anzuordnen, bleibt dem Kirchenvorſtande überlafjen. 

8 25. Die Wahl, welche, jo weit thunlich, in einem firchlichen Gebäude oder in 
einem Schullofale ftattfindet, wird vom Vorfigenden des Kirchenvorjtandes geleitet, welchem 
die übrigen Mitglieder des lebteren und erforderlichenfall3 einige von diefem zu bezeichnende 
Gemeindeglieder als Beifiter des Wahlvorftandes zur Seite ftehen. 

Die Wahl wird durch eine Anſprache des Vorſitzenden des Wahlvorjtandes einge- 
leitet und erfolgt in einem Akt für die ganze Zahl der zu Wählenden mittelft perjünlicher 
Stimmengebung, welche durch mündliche Erklärung zu Protokoll oder durch Neberreichung 
eines Stimmzettel3 gejchehen fann. Nur die perſönlich erjchienenen Wähler find ſtimm— 
berechtigt. Die Stimmzettel werden am Schluß der Wahlverhandlung verlefen. Ueber die 
Wahldandlung wird ein PBrotofoll aufgenommen. Dasjelbe wird nach erfolgter Vor— 
lefung vom Borfigenden und zwei Mitgliedern des Wahlvorftandes unterzeichnet. 

Einfache Stimmenmehrheit entjcheidet. Bei Stimmengleichheit für zwei oder mehrere 
enticheidet daS 20038, defjen Ziehung durch ein Mitglied des Wahlvorftandes nach der 
Beitimmung des Borfigenden deſſelben gejchieht. 

Die Namen der gewählten Gemeindeverordneten find joweit thunlich im Wahltermin, 
jedenfalls aber an dem auf die Wahl folgenden Sonntage von der Kanzel zu verfünden. 

$ 26. Der Slirchenvorftand Hat die Wahl zu prüfen. Jedes mwahlberechtigte Ge— 
meindemitglied ift befugt, Einwendungen gegen diefelbe vor Ablauf der Woche, in welcher 
die Verfündung des Wahlrefultats von der Kanzel ftattgefunden hat, vorzubringen. 

Werden Einwendungen vorgebracdht, oder hat der Klirchenvorjtand jelbjt Bedenken 
gegen eine Wahl, jo darf der Gewählte bis zur Erledigung der Anftände an den Ber- 
jammlungen der Gemeindevertretung nicht Theil nehmen. 

Ueber die Gültigkeit der Wahl entjcheivet in erjter Inſtanz der Kirchenvorjtand und 
auf eingelegte Berufung, welche von Zuftellung der Entjcheidung an innerhalb einer Friſt 
von vierzehn Tagen bei dem Kirchenvorftande einzulegen ift, das Konſiſtorium endgültig. 
Berfäumung der Frift bewirkt, daß eine abändernde Entjcheidung der Berufungsinitanz 
für die. ftattgehabte Wahl ohne Bedeutung bleibt. 

$ 27. Das Amt eines &emeindeverordneten kann nur abgelehnt oder niederge- 
legt werden: 

1) von denjenigen, welche diefes Amt ſchon ſechs Jahre lang befleidet haben, wenn 

jeit dem Austritte ſechs Jahre noch nicht verfloffen find; 

2) bei einem Lebensalter von mehr als jechzig Jahren ; 

3) wegen anderer erheblicher Entjcehuldigungsgründe, z. B. Kränklichkeit, häufige 

Abwejenheit, Dienftverhältniffe, welche mit dem Amte unvereinbar find. 

Ueber die Erheblichkeit und thatjächliche Nichtigkeit der vorgebrachten Gründe ent- 
icheidet der Kirchenvorſtand und auf eingelegte Berufung, für welche von Zuftellung der 
Entſcheidung an eine Ausſchlußfriſt von vierzehn Tagen Läuft, das Konfiftorium endgültig. 

Wer fih nad) Berwerfung feines Entfehuldigungsgrundes weigert, das Amt eines 
Gemeindeverordneten zu übernehmen oder fortzuführen, verliert das kirchliche Wahlrecht ; 
dasselbe kann ihm auf fein Gejuch vom Kirchenvorftande wieder beigelegt werden, jedoch) 
nicht vor Ablauf der Beit, für welche er gewählt war. 

$ 28. Sit für die Gemeindeverordnetenwahl zweimal vergeblich Termin abgehalten, 
weil Wahlberechtigte nicht erjchienen find, oder die Erjchienenen die Vornahme der Wahl 
geweigert haben, oder weil die Wahl auf gejeglich nicht wählbare Perfonen gefallen 
ift, fo hat der Kirchenvorftand die Gemeindeverordneten zu ernennen. Iſt die Wahl nur 
zum Theil auf gejeglich nicht wählbare Perſonen gefallen, fo bejchränft ich dag Ernennung3- 
recht des Kirchenvorftandes auf deren Erſetzung durch wählbare Perſonen. 
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Auf ernannte Gemeindeverordnete finden die Beitimmungen des $ 27 finngemäße 
Anwendung. 

8 29. Das Amt der Gemeindeverordneten dauert ſechs Jahre. Won drei zu Drei 
Sahren jcheidet die Hälfte aus. Die Ausfcheidenden find wieder wählbar und bleiben 
jedenfal3 bis zum Eintritt ihrer Nachfolger im Amt. 

Die Ausscheidenden werden das erſte Mal durch das Loos bejtimmt, jpäter ent- 
Icheidet die Amtszeit. 

8 30. Sit das Amt eines Gemeindeverordneten außer der Zeit erledigt, jo wählt die 
Gemeindevertretung für die Nejtzeit der Amtsdauer des Ausgefchiedenen einen Erfagmann. 

Die Entlafjung eines Gemeindeverordneten erfolgt: 

1) wegen Berluftes einer zur Wählbarfeit erforderlichen Eigenschaft; 

2) wegen grober Pflichtwidrigfeit. 

Die Entlaffung erfolgt nach Anhörung des Angefchuldigten und des Kirchenvor— 
ftandes durch das Konfiftorium. Durch Einlegung der Berufung wird die Vollftredung 
der angefochtenen Entjcheidung aufgehalten. Das Konfiftorium ift jedoch befugt, vorläufig 
‚die Suspenfion des Gemeindeverordneten auszufprechen. 

$ 31. Die Gejammtheit der Gemeindeverordneten kann wegen beharrlicher Ber: 
nachläſſigung ihrer Pflichten oder fonftiger grober Pflichtwidrigfeit vom Konfiftorium ihres 
Amtes enthoben werden. Bis zur Neuwahl der Gemeindeverordneten, welche innerhalb 
zweier Monate vom Kirchenvoritande auszufchreiben ift, gehen die Nechte der Gemeinde- 
vertretung auf den Kirchenvorjtand über. 

Das Konſiſtorium fann in ſolchem Fall den bisherigen Gemeindeverordneten die 
Wählbarfeit für die anjtehende Wahl entziehen. 

$ 32. Für die Wahl der Klirchenälteften fünnen von dem Kirchenvorftande den 
Gemeindeverordneten jchriftlich oder mündlich Vorjchläge gemacht werden. Unter Leitung 
des Vorfigenden des Kirchenvorjtandes werden dann von der Gemeindevertretung nad) 
abjoluter Stimmenmehrheit der bei dem Wahlaft erjchienenen Mitglieder durch geheime 
Stimmenabgabe die Kirchenälteften mittelft Wahlzettel gewählt, auf welche die Namen 
aller derer zu jehreiben find, die zu Kirchenälteften vorgejchlagen werden. 

Inſoweit bei der erjten Abjtimmung eine abjolute Stimmenmehrheit nicht erzielt 
wird, wird zu einer zweiten Wahl gejchritten, bei welcher einfache (relative) Stimmen- 
mehrheit, bei Stimmengleichheit aber das Loos entjcheidet. 

Sofern Einftimmigfeit herrjcht, iſt jedoch eine Akklamationswahl zuläffig. 

8 33. Wählbar find alle zu Gemeindeverordneten wählbaren Milgliever der Ge— 
meinde ($ 22), welche als Männer von bewährtem chriftlichen Sinne, kirchlicher Einficht 
und Erfahrung, einen guten Ruf in der Gemeinde haben. 

Großvater und Enkel, Buter und Sohn oder Schtwiegerjohn, fowie Brüder fünnen 
nicht zugleich Mitglieder des Kirchenvorftandes fein, auch kann der Vater, Schwieger- 
vater, Sohn oder Bruder eines Gemeindeverordneten nicht zum Kirchenältejten gewählt 
werden. In bejonderen Fällen fann jedoch das KRonfiftorium von letzterer Beitimmung 
dispenfiren. 

Sind Berwandte der bezeichneten Art gleichzeitig zu Welteften gewählt, jo muß 
derjenige zurücdtreten, welcher die wenigjten Stimmen erhalten hat; bei Stimmengleichheit 
enticheidet daS Loos. 

Mindeſtens zwei Drittel der Aelteſten müfjen zu den Gemeindegliedern gehören, 
welche zu den Kirchenumlagen, jofern folche erforderlich find, beizutragen haben. 

$ 34. Die Namen der gewählten Kirchenältejten find an dem auf die Wahl fol- 
genden Sonntage der Gemeinde von der Kanzel zu verkünden. 


Der Kirchenvorjtand hat von Amtswegen die Wahl zu prüfen. Jedes mahlbe- 
7 ** 
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rechtigte Gemeindemitglied ift befugt, Einwendungen gegen die Wahl vor Ablauf der 
Woche, in welcher die Verkündigung der Wahl ftattgefunden hat, bei dem Rirchenvor- 
ftande anzubringen. Ueber die Einwendungen entjcheidet das Konfiftorium. Verſäumniß 
der Frift bewirkt, daß eine abändernde Entjcheidung für die jtattgehabte Wahl ohne Be: 
deutung bleibt. 

8 35. Das Umt der Xelteften dauert zwölf Jahre; die Bejtimmungen des 8 29 
finden finngemäße Anwendung. 

Die Wahl der neuen Mitglieder des Kirchenvorftandes erfolgt in der erjten Situng, 
welche die Gemeindevertretung nach der mit dem Ablauf der Amtszeit der Kirchenälteiten 
zujammenfallenden regelmäßigen Erneuerungswahl abhält. 

Die Beftimmungen der 88 27 und 30 über Ablehnung und Niederlegung des Amtes 
ſowie über Erſatzwahl und Entlaffung finden auch auf das Kirchenälteitenamt finnge- 
mäße Anwendung. 

8 36. Vermweigert die Gemeindevertretung die Wahl der Kirchenälteften oder ift 
diefelbe auf gejeglich nicht wählbare Perſonen gefallen, jo hat für das Mal das Kon- 
filtorium die Xelteften zu ernennen. Sind nur zum Theil gejeglich nicht wählbare Per: 
fonen gemählt, jo find nur an deren Stelle andere zu ernennen. 

8 37. Ein Kirchenvorſtand, welcher beharrlich jeine Pflichten vernachläſſigt oder 
verweigert, fann vom Konfiitorium aufgelöft werden. In diefem Falle hat das Kon— 
fiftorium fogleich eine Neuwahl der Uelteften durch die Gemeindeverordneten auszujchreiben. 

Das Ronfiftorium kann dabei den bisherigen Aelteften die Wählbarfeit für die an- 
ftehende Wahl entziehen. 

8 38. Das in den beftehenden Gejegen begründete Recht, ſowohl der Staatsbe— 
hörden, al3 der vorgejegten Kirchenbehörden, die Gemeinden und ihre Organe zu einer 
pflihtmäßigen Thätigfeit anzuhalten, zu diefem Behufe ihnen Weifungen zu ertheilen und 
erforderlichen Falls die gejeglich ftatthaften Zwangsmittel anzuwenden, erfährt durch diefe 
Ordnung feine Veränderung. 
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Rußland. (Die lutheriſche Kirche.) 


Die erften Anfänge evangeliichen Glaubens in Rußland und bejonders in dem 
mit Deutſchland in regem Verkehr jtehenden Moskau fallen in die Regierungszeit 
Swansd Schrecklichen 9. Aber über eine Gemeindeverfaflung iſt die Organi- 
fation, die fih ftarf an die Hamburgiſche Kirchenordnung anſchloß, nicht hinaus- 
gefommen ?). Der Entwurf einer eigenen Kirchenordnung ſtammt aus d. J. 1678, 
von welcher es indeſſen zweifelhaft ift, ob fie wirklich in Gebraud gekommen ijt?), 
und erft nach dem NRegierungs: Antritt Betersd. Gr. ift 1711 für ſämmtliche luthe- 
tische Kirchen Rußlands durch den Kaifer ein Superintendent ernannt worden *), der 
dann auch eine Kirchenordnung ausarbeitete, die 1715 auf Befehl des Kaijers publi- 
ziert wurde. Aber diejer erite ruſſiſche Superintendent war auch der legte. Weite 
evangelijche Gebietsmaſſen traten zum ruſſiſchen Reiche hinzu, jo daß die altruſ— 
fifhen ev. Gemeinden vollitändig in den Hintergrund gedrängt wurden. 


Als der ev. Glaube in den Djtjfeeprovinzen Ausbreitung gefunden hatte, nahmen 
wie in Deutichland die Stadtmagiitrate die Kirchengewalt für fih in Anſpruch. In 
Riga— die K.D. von 15305) ijt nur Oottesdienftordnung — übte der Rath unter 
Mitwirkung der bürgerlichen Gemeinde die Kirchengewalt. Sp wurde denn auch — 
eine ganz ungewöhnliche Erſcheinung — jpäter eine weltliche Superintendentur einge- 
tichtet %) und 1532 ein weltliches Confiftorium, welches erſt 1577 unter Vorfik des 
Bürgermeifter8 aus weltlihen und geiftlihen Mitgliedern zujammengejeßt wurde 7), 
und in diejer Geftalt als das einzige in Livland feine Firhenregimentlihe Thätigkeit 
auf das ganze Land ausdehnte. Auch in Reval erfolgte durch den Rath die Ein- 
feßung eines Superintendenten °), dejjen Amtswirkſamkeit aber durchaus auf rein geift- 
lihe Angelegenheiten beſchränkt blieb. 

Um die Mitte des XVI. Zahrh. fielen Eftland und die Inſel Defel — 
bier wurde dann ein Konfiftorium zu Arensburg errichtet) — an Schweden 
und Dänemark, der übrige Teil Livlands an Polen. Aber ehe noch der Be- 
Ihluß ausgeführt werden fonnte 1%), die Zujtändigfeit des Rigaer Sonfiftorialgerichts 
auf das ganze Land auszudehnen und den Rigaiſchen Superintendenten zum General: 
juperintendenten zu erheben, fand ein neuer Herrichaftswechjel Platz und fam das 
Land unter ſchwediſche Herrſchaft. In dieſer Periode hat die Livländiiche Kirche 
ihre feite Organijation erhalten. 1625 wurden Bredigeriynoden eingerichtet 17), 1633 

1) Vgl. und 2 für das Folgende Dalton, | Vorfit über die übrigen Stadtprediger übertragen 
— N . ev.cluth. Kirche in Rußland. wurde. Bgl. Daltona.a.D.69. Uebrigens fiel 
Gotha 1887. 5 ff. der weltliche Superintendent bald wieder fort und 

2) Bgl. Mönkeberg, d Iuth. 8. in Moskau | es wurde 1542 ein geiftlicher eingejeßt. 


eine Tochter d. Hamb. K. Sun 1878. 6 7) Doch follte wegen Irrthums des Konfiftorial: 
3) Bol. Daltona ad. urteils eine Appellation an das dann noch um 








4) Dal. auch Büſching, Sic, ev 2. 
Gemeinden im ruſſ, Reihe Altona 1706, 15 
Dalton a. ad. 30. Der en 
hatte im Ganzen zehn Gemeinden unter fid. 

5) Her. v. Geffken, Hannov. 1862. 

6) Dazu wurde der Stadtiynditus beftellt, der 


die Aufficht, über die beiden ältejten Stadtprediger 


führen folte, denen feldft die Auffiht und der, 


Friedberg, LVerfafjungsgejege II. Erg-Band. Rußland. 


zwei Ratsherren zu verſtärkende Konſiſtorium ein— 
geegt werden dürfen, ebendaſ. 95 

8„oberſter Paſtor“ genannt, Dalton a. a.D.64. 
| 9)" Bat Daltona a. O. 152. 
| 0 geiaht auf dem Landtage von 1598. eben: 


= 





Ai eir folder Synoden meift —— 
‚nad. Beitr. z. Geſch. ꝛc. (Riga 1843). 1 
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eine einftweilige Gonfiftoriale und PVifitationsordnung erlaſſen ), 1634 die Obercon— 
fiftorialordnung, welche auch die Befugniſſe des Landesfuperintendenten genau regelte 
und deſſen Verhältniß zu den zwei Pröpſten jedes Bezirks feitjeßte, 1636 die Ord— 
nung für die Unterconfiftorien?). Das Dberconfiitorium bejtand aus einem welt- 
lihen von der Regierung ernannten Borfigenden, dem Superintendenten, und je drei 
geiftlichen und weltlichen Beifigern, welche vom Gouverneur auf Vorſchlag des Ober- 
fonfiftoriums ernannt wurden. Es ſollte ſich einmal jährlih vom 16. Juni bis 18. 
Juli in Dorpat verfammeln. Die jehs Unterfonfiftorien dagegen — eines für jeden 
Kreis?) — tagten gleihfalls einen Monat (von Mai bis Juni) in jedem Jahre und 
beitanden aus dem Landrichter als Vorſitzenden, dem Kreispropfte und je einem geift- 
lihen und weltlichen Beifiker. 

J. J. 1668 erfolgte dann die Errichtung des Ehrenamtes eines Dbervoritehers 
für jeden Kreis). Dazu wurde ein Landrath auf Borfchlag der Ritterfchaft für drei 
Sahre vom Generalgouverneur bejtellt, um mit dem Propſte und einem Beige: 
ordneten des Adels die Bilitation zu handhaben und die Aufficht über die Kirchen- 
vorjtände zu führen 5), welche legteren vom Patron und Paſtor aus angejehenen 
Gemeindegliedern gebildet wurden). 

In dieſer Drganifation trat eine wejentliche Veränderung mit der auch i. J. 1674 
für Lioland erfolgten Publikation der hier etwas modificirten”) Schwediſchen K.O. 
von 1686 °) ein. Die Oberfirchenvorfteher wurden bejeitigt, die Unterfonfiftorien 
aufgehoben ?), das Oberkonfiftorium wurde zu einer rein geiftlihen vom General— 
juperintendenten präfidirten ftändigen Behörde umgejchaffen, von deren Enticheidung 
in rein geiftlihen Dingen Fürſprache an den König, in weltlihen an das Hofgericht 
eingelegt werden Eonnte. 


Sn Eftland!?) wurde das Kirchenregiment duch den Biſchof v. Neval und 
das Domkapitel als Brovinzialkonfiftorium geführt, während das 1617 an Schweden 
gefallene Ingermannland !!) zuerit dem Biſchof von Wiborg unterftellt wurde. 
Erit 1646 wurde hier ein Konfiltorium zu Narwa begründet als rein geijtliche 
Behörde, bejtehend aus dem Superintendenten, dem jeweiligen Hauptpaftor der jtädt- 
üchen Johanniskirche als VBorfigenden und zwei geiftlichen Mitgliedern. Zum Kon: 
fiftorialbezirfe gehörte auch der Allentakiſche Kreis. 


Sn Kurland!?) endlich jegte die Kirhenordnung von 1570 einen vom 
Herzog zu beftellenden Superintendenten ein, ein Konftftorium, deſſen Vorſitz der 


1) Dalton a. a. DO. 102. 

2) abgedruckt bei Buddenbrod, Sammlung 
d. Gef., welche d. heut. livl. Landrecht enthalten. 
(Mitau 1802). 2, 133 ff. 

3) Riga, Dorpat, 
Kofenhujen, Wenden. 

4) Das Öefet bei Buddenbroda.a.d. 2,561. 

5) Bgl. die Darftellung der Obliegenheiten dieſes 
Amtes aus dem Ende des vorigen Jahrhunderts 
ebenda. 2, 601 642. 

6) je zwei in jedem Kirchſpiel. Dieſe berufen 
zweimal jährlich den Kirchenfonvent, der über die 
Gemeindeangelegenheiten bejchließt, während die 
Kirchenvorfteher den Beihluß ausführen. Zum 
Konvente gehören alle eingepfarrten Gutsbeſitzer 
Dieſe letteren werden 


Pernau, Narwa, 


und die Kirchenpormünder. 





von dem Konvente gewählt, je einer aus dem Hof: 
gefinde eines Gutes als Gehülfe des Predigerg, 
der Kirchenvorſteher und Gutsbefiter, aud als 
| Vertreter der Intereſſen der Bauernfcaft in den 
| Konventen. Bgl. Dalton a. a. D. 109 

7) Bol. Buddenbroda. a. D. 2, 1631. 

8) Bal. Carlſon, Geld. Schwedens (Gotha 
1875). 5, 318. 

9) Auch wurden alle Patronate für königliche 
erklärt, bezüglich deren die adeligen Gutsbeſitzer 
nicht vechtmäßigen Erwerb nachweifen konnten. 
Bol. Dalton a. a. O. 119. 

10) Bgl. Dalton a. a. O. 148. 

11) Vgl. ebendaf. 153. 

12) Vgl Dalton a. a. D. 190 ff. 
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Kanzler, den jtellvertretenden Vorfiß der Superintendent führte und dem als Mit- 
glieder vier geiltliche und ebenjoviele herzogliche Räthe-angehörten. Die Kompetenz 
des Konſiſtoriums war nad dem kanoniſchen Rechte zugeichnitten, jo daß Räuber, 
Wucherer, Fäliher hier verurteilt wurden. In den Gemeinden wurden Vertretungen 
vom Superintendenten aus dem Adel und nahegeſeſſenen Perſonen gebildet. Einen 
irchlich abgefonderten Bezirk bildete der Kreis PBilten, wo der Adel in folder 
Weiſe herrſchte, daß er 1622 eine geiftliche Jurisdiftion ?) erließ und ein Konſiſtorium 
ſchuf, deſſen Vorfigender der Baftor war, dem der Landesnotar, der Kirchenvijitator, 
ein Mitglied der Ritter- und Landichaft, die Bürgermeijter von Hajenpoth und 
Pilten jomwie der Superintendent mit drei Geiftlichen angehörten. 


Die Vereinigung der Dftfeegebiete mit Rußland brachte nicht nur der Kirchenor: 
ganijation der erjteren mannigfache Abänderungen, jondern führte auch zu einer Dr: 
ganifation der altruffifchen lutheriihen Gemeinden. Zunächſt blieb in Livland ?) das 
Dberkonfiftorium, freilich unter Verlegung feines Sites nach Riga), bejtehen, wurde 
aber aus einer rein geiftlihen Behörde wieder zu einer gemijchten umgeftaltet. Den 
Vorfigenden und Generaljuperintendent ernannte fortan der Kaiſer, die je zwei 
geiltlihen und weltlichen Beifiger die Regierung auf Vorſchlag des Oberkonſiſtoriums. 
Diefem unterjtanden die Stadtkonfiftorien in Dorpat und Bernau, während das 
Stadtkonfiitorium zu Riga *) jelbititändig blieb. Die königlichen PBatronate wurden 
ihren früheren Inhabern zurüdgegeben, die Oberkirchenvorſteher wieder eingejekt °). 
Sn Eftland®) fiel jeit 1743 der Bischof fort und wurde jeitdem das Kirchenregiment 
durch ein rein geiftlihes Konfiftorium gehandhabt, deſſen Vorſitzender der juriltifche 
Zandrath war, und über welchem eine weltliche Appellationsinftanz fungirte. 

Sn Sngermannland wurde der Amtsbezirk des Konfiftoriums dadurch ge— 
jchmälert, daß der Allentakiſche Kreis 1721 zum Petersburger Gouvernement 
geichlagen wurde. So blieb das Konfiftorium auf die Stadt beſchränkt, deren ſämmt— 
lihe Geiltlihe Mitglieder des Konfiftoriums und fo gleichzeitig Regierer und Negierte 
waren, bis dasjelbe erit im XIX. Jahrh. eingegangen iſt). 

sn Kurland wurde 1796 das Bilten’she Konfiftorium aufgelöft und fein Be: 
zirk dem Kurländifchen unterftellt 9). Während in der Schwedischen Zeit der Inftanzen- 
zug von dem Livländiſchen Konfiftorium an das Hofgericht geführt hatte, trat in 
Ruſſiſcher an deſſen Stelle das Juſtizkolleg in Petersburg”), das zuerjt nur mit 
evangeliihen Mitgliedern bejegt wurde, aber in der Folgezeit auch griechiſch-katho— 
liihe erhielt. Dieje Behörde übte auch die Eonfiftorialen Befugnifje für Peters— 
burg‘), und wurde dann Firchlihe Zentralbehörde für das geſammte Innere des 


1) abgedrudt bei Tetfch, furländ. Kirchengefh. | 7) ebendaf. 155. 
Königsberg 1768. 2, 26. 8) ebendaj. 209. 

2) Bol. Dalton a. a. D. 142 ff. 9) ebendaj. 160. Dasjelbe bejtand urfprünglich 

3) 1739 wurde zwar angeordnet, daß das Ober: aus Vorſitzendem, BVizepräfidenten, zwei vechts- 
fonfiftorium abmwechjelnd zu Niga, Dorpat und | gelehrten Räthen und zwei Beiligern. Die Recht3- 
Pernau tagen, und damit auch die Stelle der | fraft der Beichlüffe hing aber von der Unterjchrift 
dortigen Konfiftorien vertreten jole Dies ift des an den Situngen theilnehmenden Staatspro- 
indejjen len zur Ausführung gefommen. Vgl. kureurs ab, der als unmittelbarer Untergebener 
Eckardt, Livl im 18. Jahrh. Zeipz. 1876 1, 205. des Suftizminifters diefem über die Verhandlungen 

4) über die Schickſale lan in Schwedil her | zu berichten hatte. Die Geſchäftsſprache war lange 








Beit vgl. Dalton a a. O. 145. | Zeit die deutſche. 
5) Die Provinz wurde jegt in vier, 1733 in 10) Bel. Lemmerich, Geid. d. ev.-Kuth. 
acht Kreije geiheilt mit acht Bropfteien. ı Gem. ©t. Petri in St. Petersb. (Petersb. 1862). 


6) Vgl. Dalton a. a. D. 149 ff. 1, 84. — Dur Ukas v. 11./1. 1803 wurde für 
g* 
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Reiches. Später (1737) wurde das Juftizkolleg freilich dem Senate jo unterftellt, 
daß an den legteren von den Urtheilen des eriteren Einfpradhe erhoben werden konnte, 
aber dafür jelbft mit ausgedehnterer Kompetenz verjehen ). Während aber durd 
diefe Einrichtungen der partifulare in den einzelnen Reichstheilen verjchiedenartige 
Drganifationszuftand — 1819 war noch ein neues Confiltorium zu Saratomw für 
die ev. Anfiedler an der Wolga hinzugefommen ?) — nicht alterirt wurde und aud) 
nicht 1810 durch die Schöpfung der Oberverwaltung der geiftlichen Angelegenheiten 
fremder Gonfeffionen 3), 1828 durch die des Minifteriums der Kultur und der Volfs- 
aufflärung *), erfolgte eine Nivellivung des gefammten Rechts dur) das © ee v. 28./12. 
18325) welches auch das Juſtizkolleg durch ein Generalkonſiſtorium erjeßte. Diejes 
Geſetz bildet als Art. 134—789 des I. TI. Bd. XI des Reichsgeſetzbuches auch heute 
noch das geltende Recht. Wir theilen dasjelbe im Folgenden mit nach der Ausgabe 
des Gejegbuches von 1857 mit den Ergänzungen nach) den Fortjeßungen v. J. 1876 
und 1879. Die Ueberjegung des ruffiihen Textes ift die von der II. Abtheilung der 
faiferlichen Kanzlei beforgte. Indeſſen ijt hervorzuheben, daß die Kraft des Geſetzes 
fi einmal nicht auf Finnland) erftredt und andererjeit3 nicht auf die ev.-luth. 
Kirche des früheren Königreihs Polen”), während die ev.eluth. Kolonialgemeinden 
in Grufien feit 25./11. 1841 dem SKirchengejeg von 1832 unterworfen worden 
find, freilich unter Aufrechterhaltung ihrer Presbyterial- und Synodalverfafjung ®). 


Endlich gilt das Geſetz auch nicht für die veformirten Genteinden ?). 





da3 Gouvernement Petersburg eine Generaljuper: 
intendentur gejchaffen. Dalton a. a. D. 230. 

1) Bol. Dalton a. a. D. 163 ff. 

2) ebendaj. 281. 

3) Vol. ebendaſ. 253. 

4) ebendaj. 259. 

5) Vgl. über die Vorarbeiten zu diefem Geſetze 
Dalton a. a. D. 250 ff., eine Kritik desfelben: 
©. 315 ff. 

6) Hier fteht die oberjte Leitung der Kirche 
dem Departement der geijtlihen Angelegenheiten 
im finnländifhen Senate zu, unter welchem Bi- 
ſchöfe und Domkapitel die Kirchenregierung führen. 
Kirchengeſetze müſſen von der Generalfynode be- 
ſchloſſen werden, die zu ”/s aus Geiftlihen, zu ?/s 
aus Nicht-Geiſtlichen zuſammengeſeßt ift. Doc 
bedürfen die firchlichen Geſetzvorlagen einer Prü— 
fung des Landtages und einer Bejtätigung des 
Kaijers, und können, jobald fie firchlide Bücher 
betreffen, nicht ohne Zuftimmung der Gemeinden 
durchgeführt werden. Die „Prieftertage” haben 
ein Propofitionsredt. Die Gemeinden wählen 
Paſtor und Kirchenvorftand, die Paſtoren, die 
Pröpſte, aber auch die Mitglieder des Domkapitels 
und drei Kandidaten für den bifchöflichen Stuhl, 
aus welchen der Kaiſer einen auswählt. Dal. 
Herzog, Theol. Encyfl. s. v. Rußland. 13, 152. 

7) die Kirchenverfafjung beruht hier auf dem 
Geſetze vom 8.120. Februar 1849. Danach fteht 
die oberfte Yeitung dem Ev. Augsb. Konfiftorium 
in Warfchau zu, welches aber feit dem 1. Januar 
1867 dem Minifterium des Innern untergeordnet 
worden ift. Den weltlichen Präfidenten ernennt 
der Kaijer, den zugleich al3 Generalfuperintendent 
— unter diefem ftehen vier Superintendenten — 
fungierenden geiftlihen der Minifter, das Konfi: 





ftorium übt diefelben Befugniffe wie die unter 
dem Generalfonfiftorium ftehenden Konſiſtorien 
de3 übrigen Rußland, bildet aber in Eheſachen die 
legte Inſtanz. Ebenſo entjpricht die Generalfynode 
der ruffifhen-ev., ift aber noch nie zufammen- 
getreten. In den Gemeinden werden Kirchen- 
folfegien gewählt, welche die Verwaltung des 
Kirhenvermögens führen, die Prediger, welche 
von den Gemeinden gewählt werden, und die 
übrigen SKirchenbeamten in ihrer Umtsführung 
überwahen, und für Arme und Waifen forgen. 
Dal. Herzog’a. a. D. 8, 134. 

8) Dal. ebenda). 

9) Betreff diefer gelten verfchiedene Normen, 
melde Dalton gejammelt hat in feinem Ur- 
fundenbuch d. ev.sref. Kirche in Rußl. Gotha 1889. 
1) Sn der litthauiſch-ref. Kirche wird das 
Kirchenregiment von der Synode geführt, an 
welcder jedes Gemeindeglied berathend theilnimmt. 
Die Beſchlußfaſſung geihieht aber von dem Sy— 
nodalausshuffe (Synedrium), der aus den Cura- 
tores nati, den Superintendenten und gewählten 
weltlichen Kuratoren befteht. Bgl. Dalton a. a. O. 
170 ff. 2) Die Verf. d. ref. Kirche des ehema- 
ligen Königreichs Bolen ift nad) dem kaiſerlichen 
Dekret vom 8./20. Februar 1849 eine Fonfiftorial- 
fynodale. Die Synode befchließt und entjcheidet 
über alle allgemeinen Firhlichen Angelegenheiten, 
während das von der Synode gewählte Konſiſto— 
rium Anträge ftellt, die Beſchlüſſe ausführt und 
in Eheſachen entjcheidet. In den Gemeinden be- 
ftehen Presbyterien unter Borfit des Paſtors, 
der aber aus dem Warjchauer Presbyterium aus: 
gefhloffen ift. Vgl. Dalton a. a. D. 206 ff. 
3) Die übrigen ref. Gemeinden ftehen unter den 
„reformierten Sitzungen“ der lutherijchen Konfijto- 
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Geſetz 
für die Evangeliſch-Tutheriſche Kirche in Rußland. 


Erfte3 Kapitel 
Bon der Lehre. 


Art. 134 (1) 9. Die Evangelifch-Lutheriiche Kirche im Ruſſiſchen Neiche befennt 
die Lehre, welche ſich auf die Prophetiichen und Apoſtoliſchen Schriften des Alten und 
Neuen Teftaments gründet, und nimmt als Symboliſche Bücher an: das diejelben erflä- 
rende Apoftolifche, Nicäifhe und Athanaſiſche Glaubensbekenntniß, die Unveränderte Aug3- 
burgische Konfeffion und die übrigen in die unter der Benennung des Concordienbuchs 
befannte Sammlung aufgenommenen Schriften. 

135 (2). Kein Glied der Evangelifch-Lutherifchen Kirche in Rußland darf ſich er- 
Yauben, mündlich) oder ſchriftlich Meinungen zu verbreiten, welche der Lehre diejer Kirche 
zuwider find. 

136 (3). Die Evangelifch-Lutheriichen Prediger werden, beim Eintritt in ihr Amt, 
mittelft Eides verpflichtet, dem Bekenntniſſe ihrer Kirche gemäß zu predigen und zu lehren. 

137 (4). Die Profefjoren und Lehrer der Religion, des Kirchenrecht, der Kirchen- 
gejchichte und aller Zweige der Theologie an den zur Bildung der Zutherifchen Jugend 
errichteten Lehranftalten, müfjen zur Evangelifch-Lutherifchen Kirche gehören, und werden 
ebenfall3, beim Eintritt in ihr Amt, eidlich verpflichtet, den Grundſätzen ihrer Kirche ge- 
mäß zu lehren und zu unterrichten. 

138 (5). Die Mitglieder der Evangelifch-Lutheriichen Kirche in Rußland müffen 
fih, auf Grundlage der allgemeinen Reichsgeſetze, vor jeder Verlegung der allen anderen 
im Neiche frei befannten Religionen gebührenden Achtung, beſonders aber vor der durch 
jene Gejege ftreng verbotenen Proſelytenmacherei jorgfältig hüten. 


weite3 Kapitel, 
Bon dem Gottesdienfte. 
Erfte Abtheilung. 
Von dem öffentlichen Gottesdienſte. 


139 (6). In allen Evangelifch-Lutheriichen Gemeinden Rußlands fol an den Sonn— 
und Feſttagen, jowie an einigen anderen, bejonder3 dazu bejtimmten, Tagen, öffentlicher 
Gottesdienst mit Gejang, Predigt und Gebet gehalten werden. 

140 (7) ?). Die Drdnung des öffentlichen Gottesdienftes, fowie die übrigen kirch— 
lichen Geremonien und Gebräuche, die in den Evangelifch-Lutherifchen Kirchen Rußlands 
beobachtet werden jollen, find in einer befonders für fie gegebenen Anweifung, der Kirchen- 





rien ihres Bezirkes. Dieje werden gebildet aus RR /5. 1885) 8 795—797. bei Dalton a. a. O. 
den weltlichen Konfiftorialmitgliedern, den ref. | 6 
Ortspredigern und einem oder zwei Sirchenälteften en Die eingeflammerte Ziffer bezieht fi auf 
der ref. Ortsgemeinde. Sie unterjtehen unmittel: | die Numeration des Geſetzes für die Evangelijch- 
bar dem Minifter des Innern, enticheiden in Che- — Kirche in Rußland vom 28. Dezember 
ſachen letztinſtanzlich, üben Disciplin über die 1832. 

Geiſtlichen, haben aber ſonſt nur die Kandidaten 2) Die im Jahre 1832 zugleich mit dem Geſetze 
zu prüfen, zu ordiniren und dem Miniſter die für die Evangeliſch-Lutheriſche Kirche und der 
von den Gemeinden zu wählenden Geiſtlichen Aue Inſtruktion für ihre ©eiftlichfeit herausgegebene 
ae au präjentiren. gl. Reichsgeſ. B. Agende ift nicht in das Reichsgeſetzbuch aufge 
BD. 1. (Ausg. 1857 mit d. Ergänzgen. d. | nommen, 
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agende, ausführlich beftinnmt. Aenderungen in den Liturgischen Beftimmungen werden nicht 
anders, als mit vorfchriftsmäßig eingeholter Genehmigung der Dberbehörde, zugelafjen. 

141 (8). Die vor der Herausgabe diejes Kirchengejeßes im Jahre 1832 als Texte 
fiir die Predigten beftimmt gewejenen Perikopen (ausgewählte Stellen der Heiligen Schrift) 
tollen überhaupt, wie bisher, als Grundlage für die Predigten dienen. Die rejpeftiven 
Confiftorien fünnen indeß zuweilen, mit Genehmigung des General-Conſiſtoriums, auch 
andere Terte für die Predigten vorjchreiben. 

142 (9) 9. In den Evangelifch-Lutheriichen Kirchen Rußlands, werden, außer den 
Sonntagen, folgende Feſte gefeiert: an zwei Tagen das Zeit der Geburt Chriſti (den 25. 
und 26. Dezember), der Neujahrstag (den 1. Yanıar), das Feſt der Erfcheinung Chriſti 
(den 6. Januar), Mariä-Berfimdigung (den 25. März), Gründonnerftag, Charfreitag, der 
erite und zweite Tag des Dfterfeftes, Chriſti Himmelfahrt, zwei Tage des Pfingitfeites, 
das Feſt Kohannis des Täufers (den 24. Juni), der allgemeine Buß» und Bettag (am 
Mittwoch nach dem Sonntage Invocavit), das Erndtefeft (am erjten Sonntage nach Mi- 
haelis), das Reformationsfeſt (den 's:. Dftober, oder am eriten darauf folgenden Sonn— 
tage), die Todtenfeier zum Andenken an die im Berlaufe des Jahres Verftorbenen (am 
letzten Sonntage des Kirchenjahres) und endlich das Kirchweihfeit, wo Solches bisher ge- 
feiert worden, oder die Gemeinde dieje Feier einzuführen wünjcht. 

143 (10). Außer den Kirchenfejten werden in allen Evangelijch-Lutherifchen Kirchen 
Rußlands gefeiert: die Geburts- und Namenstage Ihrer Majeftäten des Kaiſers 
und der Kaiferinund Seiner Katjerlihen Hoheit des Thronfolgers, Groß— 
fürften Ceſarewitſch, und andere Staatzfefte, die in dem, zu dieſem Behufe von dem 
Minifterium der inneren Angelegenheiten jährlich herauszugebenden, beſondern Berzeichniffe 
angegeben werden. 

144 (11). Da, wo auch an einigen Wochentagen Predigten und Betjtunden üblich 
find, ift diefee Gebrauch, wie früher (28. Dec. 1832), genau beizubehalten. — Uebrigens 
follen dergleichen bejondere Betitunden und Predigten in dev Woche, wenigftens für die 
Beit der großen Fasten, zur Betrachtung der Leiden unferes Herrn Jeſu Chrifti, in allen 
Evangelifch-Lutherifchen Kirchen gehalten werden. 

145 (12). In Betreff der Anzahl der Predigten, welche an den dazu beftimmten 
Tagen gehalten werden müſſen, ſowie auch Hinfichtlich der Heit des Anfangs des Gottes— 
dienjtes, Hat jede Kirche fich nach der bei derjelben bis zum 28. December 1832 üblich 
gewejenen Ordnung zu richten. Wenderungen darin werden nicht ander vorgenommen, 
als auf Verfügung oder mit Genehmigung der rejpectiven Confiftorien, welche über jede 
gewünſchte Veränderung diejer Art die Genehmigung des General-Confistoriums einholen ; 
Diejes aber berichtet über jeine desfallfige Entſcheidung an das Minifterium der inneren 
Angelegenheiten. 

146 (13). Bet dem öffentlichen Gottesdienjte werden nur folche geijtliche Lieder 
gejungen, welche in dem von der Oberbehörde, entweder zum allgemeinen Gebrauch aller 
Evangelifch-Lutherijchen Gemeinden des Reichs, oder zu dem befondern eines jeden Confi- 
ftorialbezirtd, genehmigten Gejangbuche enthalten find. Ausnahmen von Ddiefer Regel 
werden in bejonderen Fällen, mit Genehmigung dev reſpektiven Confiftorien, zugelafjen. 

147 (14). Die Katehifationen und Prüfungen dev Jugend und übrigen Gemeinde- 
glieder in ihren Religionskenntniſſen, jollen da, wo fie bisher (28. Dec. 1832) jtattge- 
funden, auf die frühere Weife fortgejegt, nach und nach aber auch in allen Gemeinden 
eingeführt werden. 





1) Wenn das Felt Mariä-Verfündigung in die | im letzten aber am Dienftage in der Oſterwoche 
Marterwoche, oder auf einen der beiden Dftertage | gefeiert. 
fällt, jo wird e8 im erften Falle am Palmfonntage, 
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148 (15). Während des öffentlichen Gottesdienstes muß in den Kirchen in jeder 
Hinficht die gehörige Ordnung, Stille und Ehrfurcht beobachtet werden. — Die Uebertreter 
diefer Vorſchrift unterliegen der Bejtrafung nad) den Geſetzen. 


Zweite Abtheilung. 
Von der häuslichen Gottesverehrung. 


149 (16). Ein jeder Hausvater hat das Recht, für ſich und feine Familie eine Heit 
zum allgemeinen häuslichen Gebet zu bejtimmen, jedoch darf er dadurd Niemanden an der 
Beiwohnung des öffentlichen Gottesdientes hindern. 

150 (17). Privatandachtsverſammlungen, welche die Grenzen gemeinfamer Familien— 
oder Hausandahtsübungen überjchreiten, werden nicht anders gejtattet, al3 mit Genehmi- 
gung des Konfiftoriums und mit Vorwiſſen der Civilobrigfeit des Orts. Hierbei find 
folgende Regeln zu beobachten: 1) daß in diefen Verfammlungen Niemand das Recht hat, 
freie Borträge zu halten oder die Sacramente zu verwalten, und daß alle geijtlichen Be- 
Ihäftigungen darin fich aufs Lejen der Heiligen Schrift ohne alle Erklärungen, oder nur 
jolcher Abhandlungen geiftlihen Inhalts, Die von den Confiftorien genehmigt find, jedoch 
gleichfalls ohne weitere Zufäge und Erklärungen, und aufs Singen geistlicher Lieder und 
Berrichtung von Gebeten, die auch von den Eonfiftorien geprüft und genehmigt fein müfjen, 
bejchränfen; 2) daß dieſe VBerfammlungen nicht zur Zeit des öffentlichen Gottesdienstes 
gehalten werden, und in feinem Falle zu einer der Ehriftlichen Gemeinde anftößigen Spal- 
tung oder auf irgend eine Weije zur Verlegung der firchlichen oder bürgerlichen Ordnung 
Anlaß geben. 


D Laritbef 
Bon der Verwaltung der Sacramente und von anderen geiltliden Handlungen. 
Erſte Abtheilung. 

Von der Verwaltung der Sacramente und von anderen geiftlichen Angelegenheiten im Allgemeinen. 

151 (18). Die Sacramente und übrigen in diefem Kapitel angeführten geiftlichen 
Handlungen der Evangeliſch-Lutheriſchen Kirche können nur von vechtmäßig ordinierten 
Predigern vollzogen werden. Davon find nur ausgenommen die Nothtaufe und in 
einigen Fällen das Begräbniß. 

152 (19). Bei der Berwaltung der Sacramente und Berrichtung anderer geiftlicher 
Handlungen der Evangeliich-Lutherifchen Kirche ift jeder Prediger verbunden, fich nach den 
Vorſchriften der Agende zu richten (Art, 140). 


Zweite Abtheilung. 
Von der Heiligen Taufe, 

153 (20) '). Alle lebendigen und hinlänglich ausgebildeten Kinder von Eltern Evan 
gelifch-Zutherifcher Eonfeffion follen nach der für dieſe Kirche beftehenden Ordnung, inner- 
halb der erſten acht Tage, oder wenigſtens nicht jpäter als ſechs Wochen nach ihrer Geburt, 
getauft werden. 

154 (21). Wenn Eltern oder, in Ermangelung derjelben, die nächſten Verwandten, 
ohne triftige Gründe und unerachtet der Ermahnungen des Predigers, den zur Taufe eines 
Kindes im Artikel 153 feitgefegten ſechswöchentlichen Termin verjtreichen lafjen, fo wird zu 
dem Ende und nur zu diejer Handlung vom Confiftorium ein bejonderer Curator ernannt, 
welcher verbunden ift, das Kind unverzüglich zur Heiligen Taufe zu bringen. 





1) Ausnahmen von diefer Regel werden nur | Prediger der Gemeinde jedesmal anzuzeigen find, 
wegen bejonderer, erheblicher Gründe, welche dem | zugelaffen. 
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155 (22). Die Heilige Taufe foll vorzugsweife in der Kirche und, wo möglich, an 
einem ſolchen Tage, wo öffentlicher Gottesdienft gehalten wird, kann jedoch auch im Haufe 
vollzogen werden. 

156 (23). Das Sacrament der Heiligen Taufe ſoll von dem Prediger desjenigen 
Kicchiprengels vollzogen werden, zu welchem die Eltern des Kindes gehören, oder in 
welchem fie ihren Aufenthalt haben. 

157 (24). Die Zeugen bei der Heiligen Taufe, deren Namen dem Prediger vorher 
anzuzeigen find, müfjen zu einer Ehriftlichen Eonfeffton gehören, zum Genufje des Heiligen 
Abendmahls zugelafjen worden fein, und das fünfzehnte Lebensjahr zurückgelegt haben. 

158 (25) 9. In den Ditjeegoudernements vollziehen die Evangelijch-Lutheriichen 
Prediger, mit Beobachtung derjelben Ordnung, die Heilige Taufe auch an unehelichen 
Kindern von Müttern Evangelifch- Broteftantijcher Confeffion, mit deren Einwilligung, ſo— 
wie an Findlingen oder ausgejegten Kindern, deren Eltern unbekannt find (f. d. Reglem. 


üb. Verhüt. u. VBerhind. d. Verbr., Tit. D. 


159 (26) ?). Hebräer und andere Nichtchriften werden von den Evangelifch-Lutherifchen 





1) 1863 Jun. 3 (39705); 1866 März 14 (43108). 
2) Dazu die folgende Beilage: Allgemeine 
Regeln Hinfihtlih der Annahme von 
Hebräern zu fremden Chriftliden Re 
ligionsbefenntniffen. 

1. Hebräer können, aufihren Wunfch, zum Chrift- 
lichen Ölauben eines jeden, im Reiche geduldeten, 
fremden Befenntniffes aufgenommen werden mit 
Genehmigung des Minifter8 der inneren Ange: 
legenheiten, oder im Kaufafus und in Transkau— 
kaſien mit Genehmigung des Kaufafifchen Statt- 
halterd. Die Genehmigung wird durch formelle, 
bei der geiftlihen Behörde eingereichte, Bittichriften 
der die Aufnahme Begehrenden ſelbſt nachgejucht. 
(1827 Sept. 6 (1360); 1829 Dec 24 (3368); 
1831 Mai 6 (4544) Pt. 7; 1832 Febr. 2 (5126); 
März 29 (526); Dec. 28 (5870) 88 31, 33, .35; 
(5871) 83; 1856 Aug. 10 (30838). Mohamedaner 
und Heiden fünnen auf ihren Wunfch gleichfalls 
zum Chriftlihden Glauben eines oder des andern 
gedulde'en fremden Belenntniffes aufgenommen 
werden, nah den Borfchriften des Reglement 
über Verhütung und Verhinderung der Verbrechen. 
(Reglem. üb. Berhüt. u. Berhind. d. Verbr., Art. 
90, 94.) 

2. Gefährlih Franfe und nah Punkt 10 im 
Militärdienite jtehende Hebräer fünnen, auf ihren 
Wunſch, nad den unten bezeichneten Vorfchriften, 
auch ohne Genehmigung des Minifters der inneren 
Angelegenheiten, oder des Kaufafifhen Statt: 
halters (Pt. 1), indeß mit Berichterftattung da— 
rüber an diejelben, aufgenommen werden. (1827 
Sept. 6 (1360); 1829 Dec. 24 (3368) ; 1830 Sept. 
6 (3896); Det. 14 (3999) Pkt. 4, 1831 Mai 6 
(4544) Bft. 7; 1832 Febr. 2 (5126); März 29 
(5260); Dee 28 (5871) 88 3, 35, 36; 1856 
Aug. 10 (30838). 

3. Der Minifter der inneren Angelegenheiten, 
oder nach Erforderniß der Kaukaſiſche Statthalter, 
können minderjährigen Hebräern erlauben, ſich 
im Reiche geduldeten, fremden Chriftlichen Bekennt— 


nifjen anzuschließen, ohne dazu die Zuftimmung | 


von deren Eltern einzufordern. 1827 Sept. 6 
(1360); 1830 Det. 14 (3999) Pkt. 1; 1832 Febr. 2 
(5126); Dec. 28 (5871) 88 3, 32—38. 

5. Die Taufe von Hebräern wird nur in Stadt: 





kirchen und mit größter Deffentlichfeit an Sonn— 
oder Feiertagen vollzogen. Sie in Colonial- oder 
überhaupt in Landkirchen, und um jo mehr noch 
in Häufern zu taufen, ift, den im Punkt 8 bezeich- 
neten Fall ausgenommen, verboten. 1827 Sept. 6 
1360); 1829 Dee. 24 (3368), 1830 Det. 14 (3999) 
Pit. 3, 4; 1832 Dec. 28 (5871) 3 34. 

6. Nachdem Hebräer den Chriftlihen Glauben 
angenommen haben, iſt die Taufe auch an ihren 
minderjährigen Kindern bi3 zu fieben Jahren zu 
vollziehen. — Wenn der Vater allein, oder die 
Mutter allein den Chriftlichen Glauben annimmt, 
jo find im eriteren Falle die Söhne, im zweiten 
die Töchter zu taufen. 1842 Yan. 7 (15198) Bit. 1. 

7. Nahdem die Heilige Taufe an Hebräern 
vollzogen ift, jollen fie, mit Ausnahme der Minder- 
jährigen, jogleih, oder am nächſten Sonntage nad) 
der Taufe, zum Heiligen Abendmahle zugelafjen 
werden. 1830 Oct. 14 (3999) Bit. 2, 1832 
Dec. 28 (5871) $ 3. 

8. Geführlih kranke Hebräer ift es geftattet 
auch in Häuſern zu taufen, wobei indeß zu beob— 
achten: 1) daß fie nicht ander3 zum Empfange 
der Heiligen Taufe zugelaffen werden dürfen, 
als auf ärztlihes Zeugniß über die Gefährlichkeit 
der Krankheit, und nahdem man fich über die 
Aufrichtigkeit ihres Wunfches, den Chriftlihen 
Glauben anzunehmen, verfichert hat; 2) daß bei 
der Taufe, außer einigen Zeugen, fih ein von 
der örtlichen weltlichen Obrigkeit abgeordneter 
Beamter befindet; 3) daß fie nach der Genejung 
und nach gründlichem Unterrichte in den Glaubens: 
lehren, mit möglichfter Feierlichfeit an einem Sonn- 
oder Feiertage vor zum Gottesdienfte verfammelter 
Gemeinde zum Heiligen Abendmahle zugelafjen 
werden und 4) daß über alle folche Neugetauften 
die Geijtlichfeit durch ihre vorgeſetzte Behörde dem 
Minifter der inneren Angelegenheiten, oder nad 
Erfordernig dem Statthalter Kaufafiens berichtet 
(Bit. 1, 2). 1829 Dec. 24 (3368); 1830 Det. 14 
(3999) Pt. 4; 1832 Febr. 2 (5126); Dec. 28 
(5871) $ 35; 1856 Aug. 10 (30838). 

9. Die Geiftlihen müfjfen auch nad Vollgiehung 
der Taufe fortfahren, die Neubefehrten in den 
Grundſätzen des von ihnen angenommenen Chrift- 
lihen Glaubens zu befejtigen. 1827 Sept. 6 
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Predigern zur Heiligen Taufe zugelaffen nach den hier beigelegten Regeln, welche im Reg- 
lement über Verhütung und Verhinderung der Verbrechen und im Urtifel 6 des I. Theils 
de3 XI. Bandes des Reichsgeſetzbuchs, ſowie in der Beilage zum Artikel 76 desjelben 
Theiles und Bandes, feſtgeſetzt find (ſ. d. Beilage zu diefem Artitel 159). 

160 (27). Wenn ein Rind fo ſchwach iſt, daß es augenscheinlich vor Ankunft des 
Predigers fterben kann, ſowie auch, wenn in der Nähe ſeines Geburtsorts fein Evangelifch- 
Proteſtantiſcher Prediger vorhanden ift, der in geſetzlicher Friſt (Art. 153) die Taufhand- 
fung an demfelben verrichten fünnte, und in anderen außerordentlichen Fällen, wird die 
Vollziehung der fogenannten Nothtaufe geitattet. 

161 (28). Zur Berrichtung einer folchen Taufe (Art. 160) ift nur erforderlich, daß 
ein gottesfürchtiger Chriſt männlichen, allenfall3 auch weiblichen Geſchlechts, über dem 
neugeborenen Kinde, indem er dasfelbe mit reinem ungemifchten Waſſer begießt, folgende 
Worte aussprehe: „im Namen des Vaters, de3 Sohnes und des Heiligen 
Geiftes wirft du NN. getauft”, das neugeborene Kind darauf der Obhut des Höchiten 
übergebe, e3 jegne und über demjelben daS Gebet des Herrn „Vater-Unſer“ jprece. 

162 (29). Die Eltern des Kindes und Derjenige, von welchem die Nothtaufe ver- 
richtet worden, müſſen unverzüglich dem Prediger der Gemeinde, oder wenn fein Aufent- 
‚halt jehr entfernt ift, dem nächjten Prediger oder Probſte davon die Anzeige machen. 

163 (30). Die Nothtaufe muß, fobald die Umftände e3 erlauben, von dem Prediger 
der Gemeinde beftätigt werden. Wenn aber bei der Vollziehung derjelben die im Artikel 
161 gegebenen Vorfchriften nicht beobachtet worden find, jo muß das Kind von ihm auf 
die vorgejchriebene Weije getauft werden. 


Dritte Abtheilung. 
Von der Confirmation. 


164 (31). Die zur Evangelifch-Lutherifchen Kirche gehörigen Sünglinge und Jungs 
frauen müfjen, ehe fie zum Heiligen Abendmahle zugelafjen werden, in der Neligion unter= 
richtet und gehörig confirmirt werden. 

165 (32). Dem der Confirmation vorangehenden Unterrichte der Evangeliſch-Luthe— 
rischen Jugend ſoll der Kleine Lutheriiche Katechismus als Grundlage dienen. 

166 (33). Die Confirmationshandlung wird an den jungen Leuten beiderlei Ge— 
ichlecht3 nicht vor vollendetem fünfzehnten Jahre, und nicht fpäter, als wenn jie achtzehn 
Sahre alt find, vollzogen. Ausnahmen von dieſer Negel werden nur aus bejonderen 
Gründen, mit Genehmigung des Confiftoriums, geftattet. 

167 (34). Die Confirmanden follen wenigſtens zu leſen verftehen, und die Haupt- 


lehren und Borjchriften ihrer Kirche vollfommen inne haben. 





(1360); 1832 Dec. 28 (5871) 8 40. 

10. Hebräer, die im Milttärdienfte ftehen, find, 
wenn fie den Chrijtlihen Glauben irgend eines 
geduldeten, fremden Chriftlihen Glaubensbefennt- 
nifjes3 anzunehmen wünfchen, auf Verlangen der 
Militärobrigfeit in den Lehren diefes Befenntnifjes 
zu unterrichten, und nach) dem gehörigen Unter: 
richte in den Grundſätzen defjelben, in Gegenwart 
von drei oder mehr Zeugen aus der Gemeinde 
zu prüfen. Bei jeder folhen Prüfung ift ein 
Protofoll zu führen, in welchem die dem Geprüften 
gemachten Fragen und jeine Antworten zu ver: 
zeichnen find, das Protocol! muß ebenſowohl von 
dem Geiftlichen jelbft, ald von den Zeugen unter- 
fchrieben werden. Wenn in der Brüfung befunden 
wird, daß der Geprüfte hinlänglich in den Grund- 





fügen des Glaubens, den er annehmen till, 
unterrichtet ift, und überhaupt eine aufrichtige 


Neigung zum Chriftenthume zeigt, jo kann der 
Geiftlihe an ihm die Taufe vollziehen, indem er 
ihn zugleih zum Heiligen Abendmahle zuläßt, 
aber alles das unter der Bedingung möglichiter 
Deffentlichfeit, wenn da eine Kirche des Befennt- 
nifjes ift, in der Kirche und, wenn e3 möglich ift, 
an einem Sonn: oder Feiertage, nachdem vorher 
die Militärobrigfeit darüber benachrichtigt worden. 
Nah Vollziehung der Taufe giedt der Geiftliche 
dem Neugetauften darüber durch deſſen Militär: 
obrigfeit ein Zeugniß, und ift zugleich verbunden, 
feiner geiftlichen Obrigkeit ohne Verzug deshalb 
zu berichten, indem er das Driginalprotocoll über 
die Prüfung beilegt, welches auch dem Minifterium 
der inneren Angelegenheiten unterlegt werden 
muß. 1830 Sept. 6 (3896); 1832 Febr. 2 (5126); 
Dec. 28 (5371) $ 36. 
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168 (35). Die Confirmationshandlung wird von dem Prediger der Gemeinde ver- 
richtet, in welcher der Confirmande ſich aufhält. 


Vierte Abtheilung. 
Von der Beichte and dem Heiligen Abendmahle. 


169 (36). Die Beichte muß, als nothwendige Vorbereitung zum Heiligen Abend- 
mahle, demfelben vorhergehen. 

170 (37). In der allgemeinen Beichte befennen alle Perjonen, die an derjelben 
Theil nehmen, nach der vom Prediger vorgejprochenen Formel, innerlich ihre Sünden, und 
empfangen durch ihn die Abjolution. 

171 (38). Das Sündenbefenntniß in der befonderen (Privat) Beichte wird von 
der Evangelifch-Lutherifchen Kirche zugelafjen. 

172 (39). Alle, welche an der Beichte und dem Heiligen Abendmahle Theil nehmen 
wollen, müffen dies dem Prediger vorher anzeigen und dabei zugleich ihren Namen, Stand, 
Amt oder Gewerbe angeben. 

173 (40). Die Glieder der Evangelifch-Lutherifchen Kirche, die zu einem bejtimmten 
Kicchiprengel gehören, müſſen fi wegen Zulaffung zur Beichte und zum Heiligen Abend-- 
mahle an den Pfarrer desfelben wenden; hiervon fann fie nur feine fchriftliche Einwilli- 
gung, oder eine Dispenjation des Conſiſtoriums befreien. 

174 (41), Wer in verfchiedenen Kirchjpielen befiglich ift, Fanıı, nach feiner Wahl, 
in dem einen oder andern Kirchipiele zum Heiligen Abendimahle gehen. 

175 (42). In denjenigen Städten, in welchen die Lutheraner nicht in Kicchiprengel 
vertheilt find, ift e& Seden erlaubt, unter den Predigern feiner Confeſſion fich einen zum 
Beihtvater nach) feinem Ermefjen zu wählen. Wer fich in der Folge einen andern Beicht- 
vater auserfieht, kann von diejem nicht eher zur Beichte und zum Heiligen Abendmahle 
angenommen werden, al3 bis er von dem früheren einen gehörigen Parochialſchein beige- 
bracht hat. 

176 (43). Bei plößlicher, gefährlicher Krankheit, bei unerwarteter und fchleuniger 
Abreife, und in anderen außerordentlihen Fällen, kann jeder Evangelifch-Lutheriiche Pre . 
diger Dem, welcher darum anfucht, auch ohne Beibringung eines Parochialſcheins, das 
Heilige Abendmahl reichen. 

177 (44). Ausländer und Alle, die von ihrem früheren Wohnorte weit entfernt find, 
fönnen auf ihren Wunfch in derjenigen Evangelifch-Lutherifchen Gemeinde, in welcher fie 
fih aufhalten, zur Beichte und zum Heiligen Abendmahle zugelaffen werden. Wenn es 
nicht mit Gewißheit befannt ift, ob fie zur Evangeliſch-Proteſtantiſchen Kirche gehören, 
jo wird eine fchriftliche, von ihnen jelbjt unterjchriebene, Erflärung darüber verlangt, in 
welcher ausgefprochen fein muß, daß fie nicht zur Kirche des Orthodoren Befenntnifjes 
gehören (f. d. Neglem. üb. Verhüt. u. Verhind. d. Berbr., Tit. D). 

178 (45). In zahlreichen Gemeinden ſoll für Alle, die es wünfchen und fich durch 
die Beichte vorbereitet haben, jeden Sonntag, in den übrigen aber zweimal, oder doch 
nicht weniger als einmal monatlich, Abendmahlsfeier gehalten werden. 

179 (46). Die Feier des Heiligen Abendmahls fol in der Negel nur in der Kirche 
jtattfinden ; nur Denjenigen, welche wegen Krankheit, Alter oder aus anderen befonderen 
Urjachen nicht im Stande find‘, zur Kirche zu kommen, kann e3 auch außerhalb derjelben 
gereicht werden. In diefem Falle wird der Familie und den Hausgenofjen gejtattet, wenn 
fie es wünſchen, daran Theil zu nehmen. 

180 (47). Wenn Jemand zum Genuffe des Heiligen Abendmahl3 auf eine unan— 
jtändige und Aergerniß erregende Weiſe erjcheint, fo ift der Prediger verbunden, ihn un: 
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verzüglich entfernen zu laffen, und, im Falle des Ungehorſams, ihn als Störer der öffent- 
Yihen Ordnung und der jchuldigen Ehrfurcht gegen dad Heilige der Polizeibehörde zu 
übergeben. 

181 (48). Sedem Gliede der Evangelifch-Lutheriichen Kirche wird zur Pflicht ge— 
macht, jährlich zum Heiligen Abendmahle zu gehen, wenn ihn nicht bejondere triftige 
Gründe davon abhalten. 


Fünfte Abtheilung. 
Won der Trauung, 


182 (49). Die Bollziehung der Trauhandlung ift für die Glieder der Evangelijch- 
Lutheriichen Kirche in Rußland eine unerläßliche Bedingung zur Gültigkeit der Ehe. 

183 (50). Zur Gültigkeit einer Trauung find unerläßlich: 1) die vom Geiftlichen 
an die zu Trauenden zu vichtende Frage, ob ihre Einwilligung, in diefe Ehe zu treten, 
freiwillig und wahrhaft fei? 2) die Erklärung diefer ihrer Einwilligung; 3) die vorjchrift- 
mäßige Einfegnung des Ehebündniſſes. 

184 (51). Die Trauung foll im Beifein von wenigjtens zwei Zeugen durch einen 
rechtmäßig ordinierten und, wo möglich, durch den Prediger derjenigen Gemeinde, zu 
welcher die Braut gehört, vollzogen werden. 

185 (52). Die Trauhandlung fol vorzugsweife in der Kirche, kann jedoch auch im 
Haufe vollzogen werden. 

186 (53). Trauungen dürfen in der Evangelifch-Lutherifchen Kirche nicht vollzogen 
werden: in der Marterwoche, an den Weihnahts-, Oſter- und Pfingftfeiertagen, ſowie 
auch nicht an dem jedem dieſer Feſte vorhergehenden Tage. 

187 (54). Brivatperfonen, die eine Ehe jchließen wollen, dürfen bei der Trauhand- 
lung ſich nicht durch Bevollmächtigte vertreten lafjen. 


Sechſte Adtheilung. 
Von dem Begräbnilfe, 


188 (55). Von dem Tode eines jeden Gliedes der Evangelifch-Lutherifchen Kirche 
muß dem Prediger des Kicchjprengels , in welchem der Todesfall erfolgt ift, Anzeige ge- 
macht werden. Dieje Verpflichtung liegt den nächjten Verwandten des VBerftorbenen und, 
in Ermangelung oder in Abmwejenheit derjelben, dem Bejiger oder Aufjeher des Hauſes 

ob, in welchem er gejtorben ift. 
189 (56). Der Gebrauch), der Gemeinde das Ableben eines ihrer Glieder durch 
Slodengeläute, oder durch Abkündigung von der Kanzel befannt zu machen, ijt überall, 
wo es bi zum 28. December 1832 ftattgefunden, beizubehalten. 

190 (57) '). Die Beerdigung muß von dem Prediger des Kirchſpiels verrichtet 
werden, in welchem der Todesfall fich ereignet Hat, oder auch mit deſſen Einwilligung 
bon dem Prediger desjenigen Kirchipiels, zu welchem der Verftorbene gehörte. Iſt das— 
jelbe aber weit entfernt, jo muß, um die Leiche dorthin zu führen, eine bejondere Erlaub- 
niß der Obrigfeit eingeholt werden. 

191 (58) ). In den Städten, wo die Evangelifch-Lutheriichen Glaubensgenofjen 
nicht in Kirchjprengel vertheilt find, verrichtet der Beichtvater de3 Berjtorbenen, wenn 
diefer aber abwejend oder verhindert ijt, auch jeder andere Prediger, der darum erjucht 
wird, die Beerdigung. 

192 (59). Wenn der Prediger, dem das Necht der Beerdigung zufteht, diefe Hand- 


1) 1859 Mai 18 (34495) Art. 2, | 2) 1859 Mai 13 (84495) Art. 2. 
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lung aus irgend einem triftigen Grunde nicht verrichten fan, und an dem Orte fein an- 
derer Prediger vorhanden iſt, jo beerdigt die Leiche, mit feiner Zuftimmung und nad) 
feiner Anweiſung, einer der Kirchenbeamten. 

193 (60). Leichenreden in der Kirche dürfen nur von Predigern gehalten werden. 

194 (61). Perſonen, welche zur Todesstrafe oder einer diejelbe vertretenden Strafe 
verurtheilt und vor der Vollziehung des Urtheils, oder an den Folgen der Strafe gejtorben 
find, werden, ohne alle feierliche kirchliche Ceremonien und Reden, in der Stille begraben. 

195 (62). Die Leichen der Selbjtmörder werden nad) Grundlage der von der Civil- 
obrigfeit über jeden Fall bejonders zu ertheilenden Vorſchrift begraben. 

196 (63). Leichen Evangeliſch-Lutheriſcher Glaubensgenoſſen dürfen nur an den für 
ganze Gemeinden oder einzelne Familien bejtimmten und vorjichriftsmäßig geweihten Orten 
begraben werden. 

197 (64). Zur Anlegung neuer Gottesäder oder bejonderer Begräbnißpläße, ift die 
Erlaubniß der Polizeibehörde, zur feierlichen Einweihung derjelben aber die des Konfifto- 
riums nachzufuchen. 

198 (65). Niemand ift von dem Begräbnifje auf dem allgemeinen Gottegader aus: 
geſchloſſen. 


DAL IEIT — 
Bon der Ehe. 
Erſte Abtheilung. 
Von den nothwendigen Erforderniffen der Ehe und den gefetlicyen Hinderniſſen derſelben. 


199 (66). In der Evangeliſch-Lutheriſchen Kirche Rußlands können Perſonen männ— 
lichen Geſchlechts nicht vor zurückgelegtem achtzehntem und Perſonen weiblichen Geſchlechts 
nicht vor zurückgelegtem ſechszehntem Lebensjahre verlobt und getraut werden. Ueberdies 
iſt erforderlich, daß die in die Ehe Tretenden bereits confirmirt und zum Heiligen Abend— 
mahle zugelaſſen ſeien. 

200 (67) 9. Zur Verlobung und Schließung der Ehe iſt die freiwillige, wirkliche 
und deutlich ausgeſprochene Einwilligung beider Theile und Derjenigen, von denen ſie nach 
den Geſetzen abhängen, erforderlich. 

201 (68). Diejenigen, die nicht die durch die Geſetze beſtimmte Volljährigkeit er— 
reicht und noch nicht daS zweiundzwanzigſte Jahr angetreten Haben, dürfen nicht ohne. 
Einwilligung ihrer Eltern verlobt und getraut werden. Wenn der Vater und die Mutter 
am Leben find, fo ift die Einwilligung des Vaters notwendig; wenn aber der Vater Schon 
todt oder defjen Aufenthalt unbekannt ift, jo wird die Einwilligung der Mutter verlangt. 
Zur Trauung Minderjähriger, die ihre Eltern verloren haben, iſt die Einwilligung der 
Bormünder oder Curatoren erforderlich. 

202 (69). Die Eltern fünnen ſelbſt ihren majorennen Kindern ihre Einwilligung 
zur beabfichtigten Ehe verweigern, jedoch nicht anders, al3 aus gejeßlichen Gründen, welche 
fie der fompetenten Behörde zu erklären verbunden find. 

203 (70) ?). Triftige Gründe zur Berweigerung der elterlichen Einwilligung zur 
Ehe majorenner Kinder find folgende: 1) wenn diejenige Perſon, mit der ihr Sohn oder 


1) Perſonen, die gerichtlich für wahnfinnig er- | minorennen Mündeln die Einwilligung zur Ehe 
Härt worden find, fünnen feine Ehe jchließen, | nicht anders, als aus den oben angeführten Grün: 
folange fie fic) in diefem Zuftande befinden. den verweigern. 

2) Bormünder und Curatoren können aud) ihren 
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ihre Tochter fich zu verehelichen wünſchen, zu einer fchimpflichen Strafe oder zum Verluſt 
der Ehre verurteilt ift; 2) wenn erwiejen tft, daß diefe Perſon der Trunfenheit, Lieder- 
lichkeit, unvernünftiger Verſchwendung oder anderen groben Laftern ergeben ijt; 3) wenn 
diefelbe mit einer anjtedenden Krankheit oder der fallenden Sucht behaftet ift; 4) wenn 
diejelbe ihre Eltern oder Großeltern, oder die Eltern oder Großeltern des andern Theils 
gröblich und vorfäßlich durch Schimpfreden oder andere ehrenrührige Handlungen beleidigt 
und nicht ihre Verzeihung erlangt hat; 5) wenn Kinder, ohne die Erlaubniß zur Che 
nachgejucht oder erhalten zu haben, insgeheim ein beftimmtes Eheverjprechen gegeben, oder 
dur Entführung und andere unerlaubte Mittel dieſe Erlaubniß zu erzwingen gefucht 
haben; 6) wenn der andere Theil jchon einmal gejchieden und in dem Scheidungsurtheile 
für ſchuldig erkannt war; 7) wenn in dem Alter, in der Erziehung und der Bildung allzu 
große Ungleichheit ftattfindet; 8) wenn der andere Theil ſich zu einer nichtchrijtlichen Re— 
ligion befennt. 

204 (71). Adoptiveltern genießen in Hinficht der Ertheilung der Einwilligung zur 
Ehe die Rechte der Teiblichen Eltern. 

205 (72) ). Im Militär oder Civildienjte jtehende Perſonen können nicht ohne 
Erlaubniß ihrer Obern, worüber fie dem Prediger das gehörige Zeugniß vorzuftellen 
haben, verlobt, aufgeboten und getraut werden (j. d. Civilgeſ.). 

206 (73). In der Evangelijch-Lutheriichen Kirche Rußlands find die Ehen in fol- 
genden Graden der VBerwandtichaft und Affinität verboten: 1) zwiſchen Blutsverwandten 
in aufjteigender und abjteigender Linie; 2) zwiſchen leiblichen Brüdern und Schweitern, 
wenn auch von verjchiedenen Vätern oder Müttern; 3) zwischen Stiefvater und Stieftochter, 
zwiſchen Stiefmutter und Stiefjohn, zwiichen Schwiegerjohn und Schwiegermutter, zwijchen 
Schwiegertochter und Schwiegervater, wenn auch die Ehe, aus welcher diefe Affinität her— 
rührt, durch den Tod, oder durch gerichtliches Urtheil aufgehoben tft, und von derjelben 
feine Kinder nachgeblieben find oder vorhanden waren; 4) zwiſchen dem Neffen und der 
leiblichen Tante, d. i. der Leiblichen Schweiter des Vaters oder der Mutter. In allen 
diejen Graden find die Ehen zwijchen Perſonen, die in einer aus vechtmäßiger Ehe oder 
aus unehelicher Verbindung entjtandenen Berwandtjchaft oder Affinität ftehen, gleich verboten. 

207 (74). Ehen mit der leiblichen Nichte, oder mit der Wittwe des leiblichen Oheims, 
d. h. des Teiblichen Bruder des Vaters oder dev Mutter, werden nur aus bejonderen 
wichtigen Gründen, mit Genehmigung des General-Confiftoriums, erlaubt, welches über 
jeden Fall diefer Art jogleih an das Minifterium der inneren Angelegenheiten berichtet. 
Die Erlaubniß wird durch das reſpektive Konſiſtorium nachgeſucht. 

208 (75). Ehen zwiſchen Adoptivfindern und Adoptiveltern find, jolange die Adop- 
tion nicht gejeglich aufgehoben ift, verboten. 

209 (76) ). Ein Vormund und deffen Kinder dürfen eine Ehe mit Perfonen, die 
unter feiner Bormundfchaft ftehen, nur nach befonders dazu eingeholter Erlaubniß der 
competenten Adeligen VBormundjchaftsbehörde, des Vormundſchafts- oder Watjengerichts 
ſchließen. 

210 (77). Ehen Evangeliſch-Lutheriſcher Glaubensgenoſſen mit Mahomedanern und 
Hebräern werden unter folgenden Bedingungen erlaubt: 1) daß derjenige Theil, der 
ſich zur Chriſtlichen Religion bekennt, vorläufig die Erlaubniß des competenten Conſiſto— 
riums dazu einhole; 2) daß die Trauung nur durch den Evangeliſch-Lutheriſchen Prediger 
und nach dem Ritus dieſer Kirche, durchaus aber nicht nach den Gebräuchen der Maho— 
medaner oder Hebräer, vollzogen werde; 3) daß der andere Theil ſich ſchriftlich vor dem 





1) 1875 Mai 6 (54663) I, Art. 1, 2. Derordn., Art. 2, f, Beil., Art. 4; Ann. 1; 1872 
3) 1866 Apr. 13 (43183) Vorfchr., Art. 10; | Yun 20 (51014) Vorſchr., Art. 30. 
1867 Febr. 20 (44267); 1870 Jun. 16 (48498) 
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Conſiſtorium verbindlich mache, die Kinder beiderlei Geſchlechts, die in dieſer Ehe geboren 
werden könnten, im Evangeliſch-Lutheriſchen oder, wenn beide Theile es wünſchen, im Ortho— 
doxen Glauben zu taufen und zu erziehen; daß er im entgegengeſetzten Falle bereit ſei, 
ſich der ſtrengſten Strafe zu unterwerfen, und auch verſpreche, daß er weder durch Droh— 
ungen, noch durch Betrug die Frau oder den Mann, oder ſeine Kinder zu ſeinem Glauben 
zu verführen ſuchen, noch ſie an der freien Bekennung des Chriſtenthums hindern werde. 
Ueberdies iſt der nichtchriſtliche Ehegatte bei der Verehelichung mit einer Chriſtin verbun— 
den, ſich von Vielweiberei loszuſagen. 

211 (78). Kein Glied der Evangeliſch-Lutheriſchen Kirche in Rußland darf in eine 
Ehe mit Heiden treten, und jede ſolche Ehe, auf welche Art fie auch geſchloſſen jei, wird 
für ungültig angejehen. 

212 (79) '). Niemand fann in eine neue Ehe treten, wenn die von ihm früher ge- 
ichlofjene nicht durch den Tod des andern Ehegatten, oder in Folge gehörigen gerichtlichen 
Erfenntnifjes aufgehoben iſt. — Das örtliche Confiftorium theilt nad) von Seiten des 
geiftlichen Gerichts gejchloffenem Verfahren über die der Bigamie Schuldigen, durch Ber- 
mittelung des General-Confiftoriums, eine Copie de3 von ihm gefällten Urtheils ohne 
Berzug, wohin gehörig, mit, behufs Uebergabe des Verbrecher an das weltliche Gericht, 
auf Grundlage der Criminalgejeße ’). 

213 (80) °). Gejchiedene Eheleute, denen durch das Scheidungsurtheil verboten 
worden, eine neue Ehe zu jchliegen, fünnen die Erlaubniß dazu nur don dem Evangelijch- 
Lutheriſchen General-Conftstorium aus folgenden Gründen erhalten: 1) wenn der gefränfte 
Theil mit Tode abgegangen oder verjchollen ift; 2) wenn er fich wieder verheirathet hat ; 
3) wenn er feine Einwilligung zur neuen Ehe des jchuldigen Theils gegeben hat. 

214 (81). Demjenigen Theile, der die eheliche Treue verlegt hat, und deswegen 
geichieden worden, iſt es nicht erlaubt, die Perſon, mit welcher der Ehebruch ftattgefunden 
hat, zu heirathen. 

215 (82). Ein Wittwer darf nicht vor Ablauf von ſechs Wochen, eine Wittwe aber 
nicht vor Verlauf von drei Monaten, nad) dem Tode des Ehegatten oder der Ehegattin, 
in eine neue Ehe treten. Die Wittwe ift überdies verbunden, durch das Zeugniß eines 
vereidigten Arztes oder einer gejchtworenen Hebamme zu bemweijen, daß ſie nicht ſchwanger 
jei. Eine Wittwe, deren Nichtihwangerichaft im Zweifel ift, darf nicht eher, als nad) 
Verlauf von ſechs Monaten, wenn fie während diejer Zeit nicht für ſchwanger befunden 
wird, in eine neue Ehe treten. Wittwen, die ſchwanger zurücgeblieben find, können fich 
ſechs Wochen nach ihrer Niederkunft wieder verehelichen. 

216 (83). Alles im Artikel 215 über die Ehe der Wittwer und Wittwen Berordnete 


I) (Nach d. Fortſetz. v. J. 1876). An den Orten, 
wo die Gerihtsordnungen vom 20. Februar 1864 
eingeführt find, kommen, hinfichtlich des Gerichts: 
verfahren in Bezug auf Verbrechen gegen die 
Religion und andere, mit der llebertretung der 
Kirhenfagungen verbundene, verbrecheriſche Hand- 
lungen, die Art. 1001— 1016 der Griminalprozef- 
Drdnung zur Geltung. (1864 Nov. 20 (41476) 
Art. 1001—1016;, 1866 März 19 (43130); 1867 
San. 10 (44094); Dec. 9 (45260; 45261); 1868 


Sun. 30 (46062); 1869 Mär; 10 (46840) I, A, 


Art. 16; Apr. 8 (46950); Dec 30 (47848); 1870 


Sun. 26 (48517); Oct. 27 (48853); 1871 Mai 20° 


(49617); Zun. 7 (49714); 1872 Dec. 12 (51635); 
1870 März 20 (52034); Mai 8 (52240); 1874 
Mai 3 (53475); 1875 Febr. 4 (54851); Febr. 19 
(54401) Verordn., Art. 103—106; 1877 Zul. 19 





(57589). — Diefe Anmerfung betrifft gleichfalls 
die Artikel 237 (Pkt. 2), 246, 247, 251 (Pit. 1) 
und 540. 
2) 1840 San. 11 (13072); 1842 Apr. 6 (15476). 
3) Zuſatz (nad d. Fortſetz. v. 3. 1876). Ge— 
fhiedenen Eheleuten Evangelifch-Lutherifcher Con: 


feſſion, denen durch das Ehefcheidungsurtheil ver- 


boten worden, in eine neue Ehe zu treten, fann 
die Grlaubniß zur Schliegung einer ſolchen von 
Seiten des Evangelifch-Lutherifchen General-Eon- 
ſiſtoriums, in den in diejem Artikel 213 ange— 
gebenen Fällen, nicht eher, als nach Ablauf von 
drei Fahren jeit der fürmliden Trennung der 
erften Ehe ertheilt werden, mit Ausnahme des 
Falles, wo der gefränfte Theil mit Tode abge- 
gangen ift. (1858 Det. 27 (33658). 
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gilt auch für gejchiedene Eheleute, die eine neue Ehe ſchließen wollen und gejebliche Er- 
laubniß dazu haben; in diefem Falle wird die Frift von dem Tage der fürmlichen Ehe- 
jcheidung an gerechnet. Jedoch bezieht fich Diejes nicht auf diejenigen Gefchiedenen, welche, 
ohne nach der Scheidung mit Anderen verheirathet geweſen zu fein, fich mit ihren früheren 
Ehegatten wieder verehelichen wollen. 

217 (84). Verwittwete und gefchiedene Ehegatten, in deren Verwaltung fich das 
Bermögen ihrer Kinder aus einer früheren Ehe befindet, können nicht eher in eine neue 
Ehe treten, als bis fie die Unverjehrheit dieſes Vermögens in gejeglicher Ordnung ge- 
fihert haben. 


Zweite Abtheilung. 
Von der Cheſchließung. 
I. Yon dem Verlöbniß. 


218 (85). Der Trauung fann ein Verlöbniß vorangehen. Damit dasſelbe gejeb- 
lihe Kraft Habe, muß es, entweder mit Beobachtung der für die bürgerlichen Verträge 
geltenden Vorjchriften, oder mündlich im Beifein eines Prediger und zweier männlicher 
Zeugen gejchloffen werden, und bejteht in dem gegenjeitigen mindlichen und feierlichen 
Verſprechen der fich Verlobenden, einander zu heirathen, wobei fie, wenn e3 bor einem 
Geiftlichen gejchieht, einander die Hände reichen und die Ringe wecjeln. 

219 (86). In denjenigen Fällen, in welchen die Ehe verboten ift (j. oben Abth. D, 
kann auch fein Verlöbniß ftattfinden. 

220 (87). Das feierliche Verlöbniß (Urt. 218) kann nur ein unbedingtes fein, und 
es muß auf dasſelbe das fürmliche Aufgebot der Ehe nicht jpäter, als nach einem Jahre, 
beim Landvolfe aber nicht jpäter, als binnen vier Monaten folgen; im entgegengejeßten 
Falle wird das Verlöbniß für ungültig angejehen. 

221 (88). Mit beiderjeitiger Einwilligung kann das Verlöbniß aufgehoben werden. 
Hat ein Prediger das Verlöbniß vollzogen, jo find die Verlobten nur verbunden, in 
Gegenwart desjelben und zweier männlicher Zeugen zu erklären, daß fie einander das 
Verſprechen, fich zu heirathen, zurüdgeben; war das Berlöbniß aber in Form eines bür- 
gerlichen Vertrags geſchloſſen, jo wird es auch nach den darüber geltenden Regeln aufgehoben. 

222 (89). Auf Verlangen Eines Theil3 gejtattet dag Confiftorium die Aufhebung 
des Verlöbniſſes nur in folgenden Fällen: 1) wegen ftattgehabten Zwanges zum Verlöb— 
nifje; 2) wegen notorisch fittenlofen Lebenswandels des andern Theils; 3) wegen Verlo— 
bung desjelben mit einer andern Berjon, und wegen unerlaubten Umgangs mit derjelben ; 
4) wegen unheilbarer anſteckender Krankheit; 5) wegen jchlechten befeidigenden Betragens 
de3 andern Theile gegen den die Aufhebung des Verlöbniſſes Wünſchenden; 6) wegen 
unüberwindlicher Abneigung des einen Theil gegen den andern; 7) bei Entdedung irgend 
eine Betrug; 8) wegen Uebertritt3 des andern Theils zu einer andern Confeſſion; 9) bei 
Nichteinwilligung der Eltern oder Vormünder in die Ehe, wegen der im Artifel 203 er- 
wähnten Gründe; 10) wegen nicht erfolgten Aufgebot3 in dem in Artikel 220 bejtimmten 
Termine. Wird das Verlöbniß auf einfeitiges Verlangen aufgehoben, jo ijt der andere 
Theil berechtigt, bei dem weltlichen Gerichte um Erſatz des erlittenen Schadens nachzufuchen. 

223 (90). Wenn Verlobte einen nur Eheleuten erlaubten Umgang mit einander ge— 
pflogen haben, jo wird die Aufhebung des Verlöbnifjes auf eimjeitige3 Verlangen nicht 
geftattet. Das Confiftoriun hat auf die lage der Braut, jobald es diejelbe für gegründet 
erkennt, mittelft Erfenntnifjes die Bollziehung der Trauung vorzufchreiben, und wenn dieſe, 
deifen ungeachtet, binnen drei Monaten nicht erfolgt, jo erklärt es, auf neues Anfuchen, 
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die entehrte Braut für die gefchiedene Ehefrau des Verlobten und ftellt ihr frei, auf Grund- 
lage defjen, ihre Nechte durch das weltliche Gericht zu verfolgen. 

224 (91). Wenn der verlobte Bräutigam oder die Braut, ohne bejondere triftige 
Gründe beizubringen, die VBollziehung der Ehe vermittelft der Trauung verweigert, jo hat, 
obgleich fie dazu nicht gezwungen werden fünnen, der andere Theil das Recht, durch das 
weltliche Gericht nicht nur Schadenserfaß, jondern auch Genugthuung für die gefränfte 
Ehre zu fordern. 

225 (92). Niemand kann zu einem neuen Verlöbnifje jchreiten, jolange das frühere 
nicht gejeßmäßig aufgehoben ift. Im Fall einer Verlegung dieſer Borfchrift, wird nur 
das erſte Berlöbniß für gültig angejehen. Wenn jedoch der Verlobte mit der zweiten 
Braut fleischlichen Umgang gehabt hat, und die Erjte auf ihr Recht verzichtet, jo muß er 
mit der zweiten Braut in die Ehe treten; widrigenfalls wird diejer zweiten Braut, jofern 
ihr da3 frühere Verlöbniß ihres Bräutigam unbefannt war, freigeftellt, von ihm durch 
die weltlichen Gerichte Genugthuung zu fordern. 

226 (93). Wenn Kemand eine Jungfrau unter dem Berjprechen der Ehe verführt, 
jo genießt die Verführte die Nechte einer unbefugter Weiſe verlafjenen verlobten Braut, 
in Gemäßheit des Artifel3 223. Eine jolche Klage wird aber nicht angenommen, wenn 
die fich für verführt Ausgebende bereit3 Wittwe ijt, oder innerhalb eines Jahres, von 
dem erjten unerlaubten Umgange mit dem Verführer an gerechnet, ihr Gejuch bei dem 
Eonfistorium darüber nicht angebracht , oder auch mit Anderen in ähnlichem unerlaubten 
Berhältnifje gejtanden, ſowie auch in dem Falle, wenn Derjenige, gegen welchen die Klage 
erhoben worden, noch nicht das volle gejeßliche Alter der Mündigfeit erreicht Hat, und Die 
Klägerin viel älter ift als er. 

227 (94). Alle befonderen Abmachungen, die bei dem Verlöbniſſe getroffen worden 
find, unterliegen der Entjcheidung der weltlichen Gerichtsbehörden, nach den Gejeßen von 
den Verträgen. 


U. Bon dem Aufgebote, 


228 (95) 9. Einer jeden Eheverbindung muß das Aufgebot vorangehen. Es beiteht 
darin, daß an drei Sonntagen hintereinander, in der Gemeinde der Braut jowohl, als in 
der Gemeinde des Bräutigams, die Abficht derjelben, ſich zu Heivathen, mit Benennung 
der Vor- und Zunamen, des Standes, Amtes, oder Gewerbes und Wohnortes des Bräu- 
tigams und der Braut und ihrer Eltern, von der Kanzel befannt gemacht wird. 

229 (96). Evangelijch-Lutherifche Glaubensgenoſſen, in deren Wohnorte feine Kirche 
ihrer Confeſſion vorhanden ift, und die zu feiner beftimmten Gemeinde gehören, müſſen 
ih) wegen Vollziehung des Aufgebot an den nächjten Evangelifch-PBroteftantifchen Geift- 
lichen menden. 

230 (97). In außerordentlihen Fällen und aus jehr wichtigen und gehörig erivie- 
jenen Gründen, ift es dem Prediger erlaubt, ftatt des dreimaligen, fich auf ein zweimaliges 
Aufgebot zu beichränfen. In diejen Falle wird die legte Abkindigung von der Kanzel 
das zweite und dritte Aufgebot genannt. 

231 (98). Im Fall einer unerwarteten und jchleunigen Abfertigung des Bräutigams 


1) Im Livländiſchen, Eftländifchen und Kurlän- | der Paſtor über die Zeit, wann fie ftattgefunden, 
diſchen Gouvernement wird bei der Eingehung | benachrichtigt werden. Dieallgemeinen Vorfchriften, 
von Chen zwiſchen Perſonen des Drthodoren | auf deren Grundlage den Befennern der verjchie- 
Olaubensbefenntnifjes mit Broteftanten, von diefen | denen, im Reiche geduldeten, Chriftlichen Bekennt— 
Lepteren insbeſondere ein Paſtoralzeugniß darüber | niffe erlaubt ift, Chen mit Orthodoren und unter 
verlangt, daß fie inihren Kirchipielen aufgeboten | einander zu fchließen, find in den Civilgejegen 
find, und daß fein Hinderniß der Chejchließung | enthalten. ©. d. Civilgef., B. I, Tit. I. 
obwaltet. Nah Bollziehung der Trauung muß 
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in Dienftgejchäften, gegen den Feind, oder wegen anderer von der Obrigkeit ihm ertheilter 
Aufträge, ſowie im Fall einer ihm oder der Braut zugejtoßenen ſchweren und gefährlichen 
Krankheit, kann der Prediger, in Folge beigebrachter gehöriger Zeugniffe, das Aufgebot 
an einem Sonn- oder Feſttage, jtatt zu dreien Malen, nur einmal vollziehen, und dabei 
erklären, daß dieſes Aufgebot das erite, zweite und dritte fei. 

232 (99). Perſonen, die weniger als ein Jahr in ihrem gegenwärtigen Rirchiprengel 
gelebt haben, müfjen auch in der Kirche ihres früheren Aufenthaltsorts aufgeboten werden. 
Ueber das Aufgebot unbekannter Perſonen ift weiter unten beftimmt (Art. 744). 

233 (100). Wenn dem Prediger befannt ift, daß der Vollziehung der Ehe ein ge- 
jegliches Hinderniß entgegenfteht, jo jchreitet er nicht zur Abkündigung derfelben. 

234 (101). Hat mit Einwilligung beider Theile über ihre Abficht, in die Ehe zu 
treten, bereit eine, wenn auch nur einmalige, Abfündigung ftattgefunden, jo hat diefelbe 
für fie die Kraft eines fürmlichen Verlöbniſſes. 

235 (102). Wenn im Verlauf zweier Monate nach dem dritten Aufgebote die Trau- 
ung nicht erfolgt tft, jo wird das Aufgebot nicht mehr als gültig angefehen und muß er- 
neuert werden. In dieſem Falle kann jedoch das Confiftorium, mit Berücfichtigung der 
Umftände, die Vollziehung der Trauung ohne neues Aufgebot geftatten. Sind aber, nad) 
der dritten Abfündigung von der Kanzel, ſechs Monate oder mehr verftrihen, fo muß 
durchaus ein neues, ebenfalls dreimaliges, Aufgebot jtattfinden. 

236 (103). Der Bräutigam jowohl, als die Braut können während der Aufgebote 
fordern, daß dieſelben gänzlich unterlaffen oder auf einige Zeit aufgejchoben werden, und 
der Prediger ift verbunden, in "Folge eines ſolchen Verlangens, das Aufgebot und die 
Vollziehung der Trauung aufzuſchieben; dem andern Theile wird dagegen freigeftellt, jeine 
auf dem Berlöbnifje, wenn dasjelbe nad) der im Artikel 218 enthaltenen Borjchrift voll- 
zogen ist, oder auf dem Aufgebote, welches kraft Artikel 234 deſſen Stelle vertritt, be- 
gründeten Nechte geltend zu machen. 

237 (104). Gegen fernere Aufgebot und gegen die beabfichtigte Trauung fünnen 
bei dem Prediger Einſpruch thun: 1) Perſonen, deren Einwilligung zur Bollziehung dieſer 
Ehe (Art. 201, 204) erforderlich und noch nicht ertheilt ift; 2) Perſonen, die in einem 
früheren, nicht gejeglich aufgelöften, Ehebündnifje mit dem einen oder dem andern der 
Aufgebotenen ftehen (j. d. Art. 212 u. Anm., nach d. Fortj. v. 3. 1876); 3) Perſonen, 
mit denen der eine oder der andere der Aufgebotenen früher fürmlich verlobt und diejes 
Berlöbniß in der Folge nicht aufgehoben war (Art. 218, 225, 226, 234). Uebrigens 
fönnen auch andere Perjonen, die nicht das Recht Haben, Einfpruch gegen die Ehe zu 
thun, Hinderniffe anzeigen, die ihrer Bollziehung entgegenjtehen (Art. 745). 

238 (105). Dergleihen Einjprud) kann man auch durch gehörig dazu bevollmäch- 
tigte Perſonen thun Lafjen. 

239 (106). Jeder Einſpruch diejer Art hält das fernere Aufgebot und die Voll— 
ztehung der Trauung auf, folange jener nicht für unbegründet erfannt worden iſt. 

240 (107). Wenn derjenige, der das Aufgebot aufgehalten, binnen ſechs Wochen 
nicht deutliche Beweiſe beibringt, daß er bereit3 darüber eine Klage bei dem Ffompetenten 
Confiftorium eingereicht habe, jo kann der Prediger das Aufgebot fortjegen, und, wenn 
ſonſt fein Hinderniß eintritt, die Trauung vollziehen. 

241 (108). Wenn die Anzeigen der Einjpruchmachenden ſich als unbegründet er- 
geben, jo wird die Klage unberücdjichtigt gelaffen, und der Kläger (mit Ausnahme der 
Eltern und Adoptiveltern der Aufgebotenen) kann, nach Befinden der Umftände, telche 
die Einfprache begleiteten, dafiir bejtraft und zum Erſatze des daraus für die Aufgebotenen 
erivachjenen Schadens verurtheilt werden. 
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II. Bon der Trauung. 


242 (109). Die eheliche Verbindung wird al3 gültig und für beide Theile gleich 
bindend angefehen, jobald die Trauhandlung vollzogen ift. 

243 (110). Die Trauhandlung betätigt jedoch nur ſolche Ehen, welche durch die 
Geſetze erlaubt find; gefeglich verbotene Ehen hingegen erhalten vermitteljt diefer Handlung 
weder Kraft noch Gültigkeit. 

244 (111). Wenn behauptet wird, daß die Trauhandlung nicht auf die vorgejchriebene 
Weiſe vollzogen worden fei, jo muß ein folcher Zweifel unmittelbar nach der Bollziehung 
diefer Handlung, oder wenigftens an demjelben Tage, öffentlich vor Zeugen erklärt, und 
dann nicht fpäter, al3 binnen drei Tagen, dem Confijtorium, oder, im Falle weiter Ent- 
fernung desjelben, der nächiten weltlichen Behörde angezeigt werden. 

245 (112). Ergiebt fi, daß die Trauhandlung nicht in Gemäßheit der im Kapitel 
III (Abth. V) vorgeschriebenen Ordnung vollzogen worden, jo muß diejelbe, auf Vorſchrift 
des Confiftoriums, und fofern feine gejeglichen Hinderniffe obwalten, von neuem voll- 
zogen werden. 


Dritte Abtheilung. 
Von Scheidung der Ehe, 


246 (113). Chen, welche den in den Artikeln 206, 208, 211, 212 und 214 enthaltenen 
Beitimmungen, von den nothivendigen Erfordernijjen der Ehe und den gejeglichen Hinder- 
niffen zur Vollziehung derjelben, zumider geſchloſſen worden find, werden für nichtig an— 
gejehen (j. d. Art. 212, Anm., nach d. Fortſ. v. %. 1876). 

247 (114). Wenn das Confiftorium durch eine eingereichte Klage, durch eine fichere 
Anzeige, oder durch Mittheilung einer andern Behörde, von der Vollziehung irgend einer 
nichtigen Ehe in Kenntniß gejegt wird, jo stellt es darüber die gehörige Unterfuchung an, 
und, wenn die Ehe fich wirklich als nichtig ergiebt, fo trennt es fie unverzüglich (f. d. Art. 
212, Anm., nad) d. Fort]. v. J. 1876). 

248 (115). Chen, zu deren Schließung, nad) den in den Artikeln 201, 203—205, 
207, 209, 210 und 213 enthaltenen Vorjchriften, die Einwilligung der Eltern, Adoptiv- 
eltern, Vormünder oder der Obrigfeit nothwendig ijt, werden für gültig angejehen, wenn 
fie von Denjenigen, deren Rechte ducch die Vollziehung diefer Ehen verlegt waren, nicht 
bejtritten werden. Im Fall eine jolche Klage erhoben und erwiejen wird, daß Die Ehe 
den in den erwähnten Artikeln enthaltenen Beſtimmungen zumider gejchlofjen it, jo wird 
diejelbe von dem Conſiſtorium als wivergejeßlich getrennt. 

249 (116). Berjonen, deren echte durch Schließung einer Ehe verlegt worden, 
fönnen um Trennung derjelben nur binnen Jahresfriſt nachjuchen, wofern fie nicht beweifen, 
daß fie früher entweder vonder Schließung derjelben nicht gewußt, oder feine Möglichkeit 
zur Anbringung ihrer Klage gehabt Haben. 

250 (117). In der Evangelifch-Lutherijchen Kirche können auch gejegmäßig gejchloffene 
Ehen, jedoch nicht anders, als aus wichtigen Gründen, nach der zu diefem Behufe fejtge- 
ftellten gerichtlichen Ordnung getrennt werben. 

251 (118). Gejegliche Gründe zur Scheidung find: 1) Verlegung der ehelichen 
Treue (ſ. d. Art. 212, Anm., nach d. Fortj. v. J. 1876); 2) bösliche Verlafjung des Ehe- 
gatten oder der Ehegattin; 3) langwierige, ſchon über fünf Jahre dauernde, wenn auch 
unfreitvillige Abwejenheit des einen Ehegatten; 4) Abneigung oder Unvermögen zur Leiftung 
der ehelichen Pflicht; 5) unheilbare anſteckende Krankheit; 6) Wahnfinn; 7) Yafterhaftes 
Leben; 8) harte und Lebensgefährliche Behandlung, Beihimpfung und andere empfindliche 
Kränkungen; 9) gerichtlich erwiejener Vorſatz, den Ehegatten oder die Ehegattin zu ent- 
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ehren, und endlich 10) ſchwere Verbrechen (wohin auch unnatürliche Laster zu zählen find), 
welche Todesitrafe, andere diefelbe erjegende Strafen, oder Verbannung zur Anfiedelung 
nach jich ziehen. 

252 (119). Wegen Verlegung der ehelichen Treue wird die Ehe nicht nur bei. völlig 
Haren Beweijen, jondern auch bei dringendem VBerdachte getrennt, wenn derfelbe, nach der 
allgemeinen Ordnung in Prozeßſachen, einem unbejtreitbaren Beweiſe beinahe gleich ge- 
achtet werden kann. Bloßes Geftändnis des bejchuldigten Theil wird nicht für einen 
hinlänglichen Beweis der Verlegung der ehelichen Treue angefehen. 

253 (120). Wenn im Laufe der Verhandlung es fich ergiebt, daß der flagende 
Theil ebenfall3 der Berleßung der ehelichen Treue ſchuldig ift, jo wird fein Gefuch wegen 
Scheidung vom Confiftorium abgewiejen ; es müßte denn bewiejen werden, daß der andere 
Theil lange Zeit, und mindeftens nicht weniger als ein Jahr davon gewußt, und feine 
Klage darüber angebracht habe. 

254 (121). Wenn, im Falle einer Verlegung der ehelichen Treue, der gefräntte dem 
jchuldigen Theile verziehen, oder, nachdem ihm das Vergehen desjelben befannt geworden 
war, freiwillig die Leiſtung der ehelichen Pflicht mit ihm fortgeſetzt hat, fo hat er dadurch 
da3 Recht, die Scheidung aus diefem Grunde zu fordern, verloreıt. 

255 (122). Der Mann hat das Recht, die Scheidung zu fordern, wenn er erfährt, 
daß feine Frau vor ihrer Ehe mit irgend einem Andern unerlaubten Umgang gehabt hat- 
Sedoch muß der Kläger in diefem Falle die deutlichjten und unzweifelhafteften Bemeife 
beibringen. Er verliert das Recht zur Klage hieritber, wenn er vor Anbringung derjelben 
mit jeiner Frau jchon ein Kind erzeugt hat, oder, wenn er auch feine Kinder von ihre hat 
oder gehabt hat, aber von ihrem früheren unerlaubten Umgange gewußt, und die eheliche 
Pflicht mit ihr fortgejeßt hat. Dasfelbe Recht und mit derjelben Bejchränfung hat auch 
die Frau, wenn fie ihren Mann gerichtlich überführen will und kann, daß er nach dem 
beim Berlöbniffe gegebenen Verjprechen mit einer andern Frauensperſon unerlaubten Um— 
gang gepflogen habe, der ihr bis dahin unbekannt war. 

256 (123). Die Ehe fann getrennt werden, wenn der eine Theil den andern ver- 
laſſen hat, und entweder nicht ——— will, oder nicht die Mittel dazu hat. Hierbei 
iſt jedoch zu beobachten: 

1) daß die Veränderung des Aufenthaltsortes von Seiten des Mannes nicht für 
eine bösliche Verlaſſung der Frau gehalten werden kann, vielmehr die Frau verpflichtet 
iſt, dem Manne, auf ſein Verlangen, zu folgen, und, im Falle einer Weigerung, dazu ge— 
zwungen werden kann (beſondere Vorſchriften für Aſiatiſche Ausländer, welche Ruſſiſche Unter— 
thaninnen geheirathet haben und ins Ausland zurückreiſen, ſind in den Civilgeſetzen feſtgeſtellt); 

2) daß der Mann verbunden iſt, ſeine Frau bei ſich aufzunehmen, wenn ſie ihm 
nach ſeinem neuen Aufenthaltsorte zu folgen wünſcht; wenn er ſich deſſen aber beharrlich 
weigert, ohne geſetzliche Gründe dazu zu haben, die Frau auf Scheidung klagen kann; 

3) daß, wenn die Frau ihren Mann, ohne ſeine Einwilligung und ohne geſetzliche 
Gründe dazu zu haben, verlaſſen hat, und darauf, ungeachtet ſeiner Aufforderung, nicht 
zu ihm zurückkehren will, der Mann ſeine Klage darüber bei der Civilobrigkeit anzubringen 
hat; wenn aber die Frau, ungeachtet der Maßregeln, ſie hierzu anzuhalten, nicht zu ihm 
zurückkehrt, er die Scheidung verlangen kann; 

4) daß der Mann die Scheidung verlangen kann, wenn die nach einer eigenmächtigen 
Entfernung zu ihm zurückgekommene Frau nicht zuverläſſige Zeugniſſe über ihren, während 
der Abweſenheit geführten, unbeſcholtenen Lebenswandel beibringt; 

5) daß, wenn der eine Theil freiwillig länger als ein Jahr abweſend iſt, ohne dem 
andern Theile Nachricht von ſich zu geben, der verlaſſene Theil um Scheidung der Ehe 
nachſuchen kann; das Conſiſtorium verpflichtet iſt, vermittelſt der competenten Gerichts— 
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behörde alle gejeglichen Mittel anzuwenden, um den Aufenthaltsort des Abweſenden aus— 
zumitteln, und fich deshalb mit einem Eireulärjchreiben an alle Gouvernements-Regierungen 
des Reichs zu wenden, gleichzeitig aber eine Edictaleitation durch die Zeitungen zu erlaſſen; 
wird nach Ablauf von Jahresfriſt feit der ergangenen Publication der Aufenthaltsort des 
Abweſenden nicht ausfindig gemacht, und erjcheint er auch nicht in Perſon oder durch 
einen Bevollmächtigten, das Confiltorium, auf neues Anfuchen, die Ehe trennt; 

6) daß, wenn der eine Theil den andern, ohne gejegliche Urſachen dazır, verlaffen 
bat, und fein Aufenthaltsort zwar befannt it, jeine Abmwejenheit aber jchon über ein Jahr 
dauert, der verlafjfene Theil beim Confiftorium um gerichtliche Borladung des Abweſenden 
anfuchen kann; bewegt dieje, auch durch die competenten obrigfeitlichen Behörden und durch 
Einrüdung in die Zeitungen bewerfitelligte, Vorladung den Abweſenden nicht, in dem an- 
beraumten Sahrestermin zu erjcheinen, oder wenigſtens zu beweiſen, daß er geſetzliche 
Urſachen zur Verlängerung feiner Abweſenheit habe, Solches für eine bösliche Berlaffung 
feines Ehegatten angejehen wird und der verlafjene Theil dann das Recht Hat, um Schei- 
dung zu bitten; daß in diejem, wie in dem im borhergehenden Punkte bezeichneten Falle, 
dem abmwejenden Theile, als dem Schuldigen, verboten wird, in eine neue Ehe zu treten ; 

7) daß, wenn hingegen in den vorhergehenden, in den Punkten 5 und 6 bemerkten 
Fällen, der abmwejend Geweſene perjünlich oder durch einen Bevollmächtigten erjcheint und 
beweift, daß der Elagende Theil jelbit Durch einen der im Artifel 251 angeführten gejeß- 
lichen Scheidungsgründe Anlaß zu feiner Entfernung gegeben habe, Leßterer mit feiner 
Klage abgewiejen wird. 

257 (124). Bei der Scheidung wegen Verlegung der ehelichen Treue, oder wegen 
böslicher Verlaffung, wird dem unfchuldigen Theile freigeftellt, nach jeinem Wunjche, in 
eine neue Ehe zu treten, der jchuldige hingegen kann die Erlaubniß dazu, nach den im 
Artikel 213 angeführten VBorjchriften, nur vom General-Confiftorium erhalten. Bei Schei- 
dung der Ehe aus anderen Gründen wird den Gejchiedenen die Wiederverheirathung im 
Scheidungsurtheile nicht verboten. 

258 (125). Ehegatten, welche nicht aus freiem Willen, jondern aus irgend einer 
bejonderen Veranlaſſung länger al3 fünf Jahre abweſend find, und von denen in Diejer 
ganzen Zeit Feine Nachricht geweſen, oder auch deren Rückkehr nicht von ihrem eigenen 
Willen abhängt, können ſowohl auf Anfuchen des zurücdgebliebenen, al3 auch des abweſenden 
Theiles getrennt werden, wenn Lebterer feine Ausficht Hat, bald zurüdzufommen In 
diejen Fällen überzeugt ſich das Konfiftortum, bei welchem das Gejuch angebracht worden, 
durch die gehörigen Localobrigfeiten von der Dauer der Abwejenheit und der Unmöglichkeit 
einer baldigen Beendigung derjelben, oder auch davon, daß über Leben und Aufenthaltsort 
des abweſenden Theils gar feine Nachricht vorhanden tft. 

259 (126). Die Ehe kann ferner auf Anfuchen eines Theils getrennt werden, wenn 
der Erreichung des Hauptzwedes derjelben, der Kindererzeugung, Hindernifje entgegenstehen, 
und namentlich in folgenden Fällen; 1) wenn der eine Theil beharrlich, und, ungeachtet 
der Ermahnungen des Predigerd und des Confiitoriums, im Verlauf eines ganzen Jahres 
die eheliche Pflicht nicht Leiftet, ohne bejondere genügende Gründe dazu zu haben; 
2) wenn der eine Theil abjichtlic) die Erzeugung der Kinder vereitelt; 3) wenn der 
eine Theil zur Leistung der ehelichen Pflicht, nicht wegen feines Alters, jondern wegen 
anderer Urjachen, völlig unfähig ift, und dieſe Unfähigkeit vor der Ehe vorhanden war, 
oder wenn ſolche auch nach derjelben, jedoch durch eigenes Verſchulden entjtanden iſt. Doch 
iſt es aus diefem Grunde nur nach Verlauf von drei Jahren, nad) der Entdeckung des 
phyfiichen Unvermögens des einen Ehegatten zur Leijtung der ehelichen Pflicht, um Schei- 
dung nachzuſuchen erlaubt. 

260 (127). Chen werden auch auf Anfuchen des einen Theils getrennt, wenn der 
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andere mit einer unheilbaren anftedenden, oder großen Efel erregenden Krankheit behaftet 
ift, die er vor Schließung der Ehe nicht gehabt oder verheimlicht hat. 

261 (128). Die Ehe wird ferner auf Anfuchen des einen Theil3 getrennt, wenn 
gerichtlich erwiejen ift, daß der andere Theil wahnfinnig geworden ift, oder Anfälle von 
Raſerei hat, und daß diefe Geifteszerrüttung länger als ein Jahr dauert und zufolge ärzt- 
lichen Zeugniſſes feine Wahrjcheinlichkeit zuc Genefung vorhanden ist. In diefem Falle 
ijt derjenige Theil, welcher die Scheidung verlangt, verbunden, vorläufig den Unterhalt 
de3 andern Theils zu fichern, jofern Lebterer nicht eigenes hinlängliches Vermögen bejigt. 

262 (129). Wenn der eine Theil ein völlig Lafterhaftes Leben führt, und bis zu 
dem Grade der Trunfenheit, unfinniger Verſchwendung, oder laſterhaftem Leben ergeben 
it, daß das ganze Hausweſen dadurch völlig zu Grunde geht, jo hat der andere Theil 
dag Recht, die Scheidung zu verlangen, jedoch nur dann, wenn alle Ermahnungen des 
Predigers und der competenten Behörde und alle wiederholt angeftellten Beſſerungsver— 
juche fruchtlos geblieben find. 

263 (130). Graufame Begegnung, verbunden mit Beihimpfung, Mißhandlung oder 
anderen empfindlichen Beleidigungen, geben dem unschuldig leidenden Theile das Recht, 
auf Scheidung zu Klagen, die aber nur in dem Falle geftattet werden kann, wenn alle 
Bemühungen, die Ehegatten zu verjühnen, und unter anderen eine einjtweilige, zum Ver— 
ſuch unternommene, Trennung, fruchtlos bleiben. Wenn fi) aber bei der Unterjuchung 
ergiebt, daß der Flagende Theil durch feine fchlechte Aufführung, durch Bosheit, oder auf 
andere Art zu der harten Behandlung ſelbſt Anlaß gegeben und fogar zu derjelben gereizt 
hat, jo wird derjelbe mit der Bitte um Scheidung der Ehe abgemiejen. 

264 (131). Wenn ein Theil abfichtlich durch Verläumdung, oder auf andere Art 
fi) bejtrebt, den andern Theil der Ehre, Freiheit, des Amtes oder Gewerbes zu berauben, 
jo hat diejer das Recht, auf Scheidung zu Klagen ; wenn jedoch der beleidigte Theil, nach— 
dem ihm die VBergehungen des Ehegatten befannt geworden, binnen ſechs Monaten feine 
Klage erhoben hat, jo wird dieſe Fortfegung des friedlichen ehelichen Zufammenlebens der 
Berjühnung gleichgeachtet. 

265 (132). Die Ehegatten der zur Todesstrafe oder zu anderen diejelbe erjegenden 
Strafen, zur Verbannung auf Anfiedelung oder zum Verluſt der Ehre Verurtheilten, ſo— 
wie Derjenigen, welche in Folge eines von ihnen verübten Verbrechens fich ſelbſt heimlich 
entfernt haben, find berechtigt, die Trennung der Ehe zu verlangen. 

266 (133). Das Eonfiftorium bejtimmt, welchen Theile, nach der Ehejcheidung, 
alle Kinder überhaupt, oder einige derjelben, und bi3 zu welchem Alter überlafjen werden 
jollen. Gleich nach Scheidung der Ehe fucht es die getrennten Ehegatten zu einem güt— 
lichen Vergleiche rückſichtlich der zur Erziehung und Alimentation der Kinder nöthigen 
Koften zu bewegen; im Falle diefes nicht gelingt, überläßt e3 ihnen, wegen der Bejtimmung 
dieſes Betrages und der übrigen Verfügungen über das Vermögen, fi an die weltliche 
Behörde zu wenden. — Das Confiftorium beftimmt ferner, wer von den Eltern die Kinder 
während des Scheidungsprozefjes zu alimentiven hat. 

267 (134). Sobald das Scheidungzurtheil vechtskräftig geworden iſt, erfolgt die 
fürmliche Trennung der Ehe nach vorgejchriebener Form (Art. 548). 

268 (135). Gejchiedene Eheleute fünnen wieder mit einander in die Che treten, 
müfjen aber von neuem aufgeboten und getraut werden. 
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Yünftes Capitel. 
Bon dem Predigtamte. 
Erſte Abtheilung. 
Von den Tandidaten des Predigtamtes, 


269 (136). Wer ein Kandidat des Predigtamtes der Evangelifch-Lutheriichen Kirche 
in Rußland werden will, muß auf einer der Ruſſiſchen Univerfitäten den ganzen vorge— 
ichriebenen Curſus der für den geiftlihen Stand diefer Kirche nothiwendigen theologischen 
Wifjenichaften vollenden, und nach dem Abgange von der Univerfität, zunächjt von der 
theologijchen Facultät, dann aber in Gemäßheit der in diefem apitel enthaltenen Vor— 
ichriften, zweimal von einem der Evangelifch-Lutherifchen Conſiſtorien eraminirt fein. Der 
eriten diefer Prüfungen wird der fich zur Candidatur Meldende unterworfen, um das 
Necht, predigen zu Dürfen (pro venia concionandi), der zweiten, um das Recht zu erlangen, 
bei einer Gemeinde al3 Prediger angeftellt zu werden (pro ministerio). 

270 (137). Wer die Erlaubniß zum Predigen (veniam concionandi) erlangen will, 
hat fich innerhalb des eriten Jahres nad) Beendigung des Lehreurfus auf der Univerfität 
mit einem fchriftlihen Gefuch an das Gonfiftorium desjenigen Bezirks zu wenden, in 
welchen er dies Necht ausüben will; wenn er fpäter erjcheint, jo muß er die Urjachen 
diejer Verzögerung angeben. 

271 (138) '). Dem Gefuche wegen Zulaffung zum Cramen, um das Recht zu pre— 
digen zu erhalten, müſſen folgende Zeugniffe beigefügt jein: 1) über die Taufe; 2) über 
die Konfirmation; 3) von der Univerjität ſowohl über die fleißige Theilnahme an den 
theologijchen Vorlefungen, als auch über das fittliche Betragen während des ganzen vorge- 
fchriebenen Lehreurfus und Aufenthaltes auf der Univerfität, und über die vor der theo- 
logischen Facultät beftandene Prüfung, und 4) ein Zeugniß des Profeſſors der Ruſſiſchen 
Litteratur über hinreichende Kenntnig der Ruſſiſchen Sprache. Ueberdies muß der fich 
zur Prüfung Meldende einen kurzen Lebenslauf (curriculum vitae) einreichen und in dem— 
jelben auch den ganzen Gang jeiner intellectuellen , moralifchen und bejonders einer reli- 
gidjen Bildung angeben. 

272 (139). Wenn das academifche Zeugniß über die Kenntniffe des fich zur Can— 
didatur Meldenden nicht völlig befriedigend ift, oder wenn der Kandidat nicht den ganzen 
vorgejchriebenen Lehrcurſus vollendet hat, jo ſoll ihm die Prüfung verweigert werden, 
und er kann zu derjelben nicht eher, als nach Erfüllung aller oberwähnten dazu nothwen— 
digen Bedingungen und nach Beibringung hinlänglicher Zeugniffe darüber, zugelaffen werden. 

273 (140). Wenn der zur Prüfung zugelaffene Candidat tüchtig befunden wird, jo 
erhält er von dem Confiftorium die Erlaubnig zum Predigen. In dem darüber auszu- 
jtellenden Zeugniffe wird angegeben, ob der Candidat bei der Prüfung vorzüglicde, 
oder gute, oder nur Hinlängliche Kenntnifjfe bewieſen Habe (egregie, bene, satis bene). 

274 (141). Einen Kandidaten, der ein Zeugniß über die Erlaubniß zum Predigen 
(pro venia concionandi) erhalten hat, kann jeder Evangelifch-Lutheriiche Prediger in feiner 
Kirche zum Predigen zulaffen, und in diefer Hinficht Hat das Zeugniß eines jeden Con— 
ſiſtoriums gleiche Kraft für alle Confiftorialbezirke. 

275 (142). Jeder Kandidat, der die Erlaubniß zum Predigen erlangt hat, muß 





1) PBerfonen, die früher der Kopfjteuer unter: | Bezirke fie fi aufgehalten haben, wenn fie aber 
worfen waren, müffen noch ein Zeugniß über die | Hauslehrer gewefen, oder irgend ein anderes Amt 
Befreiung davon beibringen. — Diejenigen, welche | bekleidet haben, das Zeugniß der competenten 
die Univerfität feit länger al8 drei Jahren ver: | Behörden oder Perfonen beibringen. (1863 Jan. 1 
lajjen haben, müſſen aud ein Sittenzeugniß von | (39119) Sen-Urk., Art. 2; 1874 März 5 (53224) 
dem Probſte oder Superintendenten, in deren | Art. 1, 3). 
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dag darüber erhaltene Zeugniß perſönlich dem Probſte, oder, wo fein Probſt vorhanden 
ift, dem Superintendenten oder General-Superintendenten desjenigen Bezirks einreichen, 
two er feinen Aufenthalt hat, und fich bemühen, demfelben hinlänglich befannt zu werden ; 
im Fall einer Veränderung feines Aufenthalts, muß er ihm davon Nachricht geben, und 
in ebendiejelben Berhältniffe mit dem Probſte, Superintendenten oder General-Superin- 
tendenten des Bezirks treten, zu welchem er, feinem Aufenthalte nach, gehört. Er it ferner 
verpflichtet, bi3 zu feiner Anjtellung als Brediger, dem Probſte, Superintendenten oder 
General-Superintendenten, nach dejjen Aufgabe und Anleitung, jährlich eine Abhandlung 
über irgend einen theologijchen Gegenftand in Lateinifcher, und eine Predigt in derjenigen 
Sprache, in welcher er zu predigen gedenft, einzureichen. 

276 (143). Derjenige Candidat, welcher bei der erjten Prüfung vor dem Conſiſto— 

vium (pro venia concionandi) nicht das Zeugniß erhalten, daß er vorzügliche Kenntniffe 
bewiejen habe, kann zu der zweiten (pro ministerio) nicht früher, als nach Verlauf eines 
Jahres zugelafjen werden. 
277 (144). Wer ſich zum Eramen zur Erlangung des Rechtes, als Prediger ans 
gejtellt zu werden, meldet, muß ein Zeugniß von dem Probſte oder den Pröbſten, in deren 
Bezirken er fich jeit der erjten Prüfung vor dem Confiftorium aufgehalten hat, wenn aber 
in diefen Bezirken feine Pröbfte vorhanden find, und der Aufenthalt des Superintendenten 
oder General-Superintendenten ſehr entfernt ift, das Zeugniß eines der nächſten Prediger 
einreichen. Dieſes Zeugniß darf nicht in allgemeinen oder negativen Ausdrüden abgefaßt 
fein, fondern muß ſich mit Bejtimmtheit über die fittliche Aufführung des Kandidaten und 
deſſen Eifer bei der feinem Stande entſprechenden Beichäftigung äußern. 

278 (145). Nach Beendigung des zweiten Eramens vor dem Confijtorium (pro 
ministerio), bezeichnet da3 Confiftorium in dem von ihm auszuftellenden Zeugnijje eben- 
falls, ob der Gandidat bei derjelben vorzügliche, oder gute, oder nur hinlängliche 
Kenntniſſe bewiejen habe. 

279 (146). Dieje zweite Prüfung vor dem Conſiſtorium (pro ministerio) giebt dem 
Candidaten das Recht, als Prediger irgend einer Gemeinde in dem Bezirke desjenigen 
Eonfiftoriung, vor welchem er das Examen beftanden hat, gewählt und berufen zu werden; 
indeß behalten die Kandidaten diefes Recht nur während einer bejtimmten Beit: nämlich 
diejenigen, welche vorzügliche Kenntniffe bewiejen haben, während drei Jahren, diejenigen, 
welche gute Kenntnifje bewiejen haben, während zwei Jahren, und diejenigen, deren Kennt: 
niffe nur, für Hinlänglich befunden worden, nicht länger als ein Jahr. Derjenige, welcher 
in dem Bezirke eined andern Conſiſtoriums als Prediger angeftellt zu werden wünſcht, 
muß ſich zuvor in einer Plenarſitzung dejjelben einem Colloquium unterwerfen, und ift 
überdies verbunden, demjelben die bei feinen Prüfungen pro venia concionandi und pro 
ministerio gelieferten fchriftlichen Aufjäge vorzustellen. Ueber das bejtandene Kolloquium 
wird ihm ein Zeugniß, mit der Bemerkung des Grades der von ihm bemiejenen Kennt— 
nifje, erteilt. 

280 (147). Wird ein Kandidat, nach Verlauf der im Artifel 279 bejtimmten Zeit, 
wenn aud im Bezirke desjenigen Confiftoriums, vor welchem er da3 Examen beftanden 
hat, zu einer Pfarrftelle berufen, jo muß er, Behufs der Bejtätigung, von neuem in einem 
Eolloguium geprüft werden, ift jedoch nicht mehr verbunden, jchriftliche Abhandlungen 
einzureichen. 

281 (148). Kein Candidat des Predigtamtes kann als Prediger oder als Adjunkt 
angejftellt, berufen, gewählt oder bejtätigt werden, wenn er nicht nach dem zweiten Eramen 
(pro ministerio) zur Bekleidung einer jolchen Stelle für würdig erklärt worden iſt. Nach 
abgehaltenem Examen wird der Kandidat auf ein Jahr einem Paſtor, der dazu vom Con- 
fiftorium erwählt it, als Gehülfe zugewieſen (Art. 767, Anm.); falls die Bildung des 
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Candidaten den Beftimmungen des Evangelifch-Lutherifchen Befenntniffes nicht entjpricht, 
fo hat das Confiftorium das Necht, die Zeit der Prüfung zu verlängern 9. Diejenigen 
Sandidaten, welche beim erften Confiftorialeramen (pro venia coneionandi) nicht das 
Zeugniß vorzüglicher Kenntniffe (egregie) erhalten haben, werden doc zur Abhaltung des 
praftiichen Prüfungsjahres, nicht allein nach Abſolvierung beider Examen (pro venia con- 
cionandi und pro ministerio), fondern fofort nach Beendigung des erjten Examens zuge— 
laſſen ?). 

282 (149). Die Profefforen der Theologie der Univerfität zu Dorpat und ber 
Alerander-Univerfität zu Helfingfors find befugt, auch ohne bejondere Zeugniffe von dem 
Gonfiftorium pro venia concionandi, zu predigen; um jedoch dag Recht zu erhalten, eine 
Predigerſtelle zu übernehmen, werden fie ebenfalls zu einem Colloquium vor der Plenar⸗ 
verſammlung des competenten Conſiſtoriums eingeladen. 

283 (150). Den Studenten der Theologie auf der Univerſität Dorpat und auf der 
Alerander-Univerfität zu Helfingsfors ift es erlaubt, während des Iehten Jahres ihres 
Univerfitätscurfus, zum Verſuch und zur Erlangung der nöthigen Hebung, vor irgend einer 
Gemeinde, jedoch unter der Bedingung zu predigen, daß das Concept der Predigt jedesmal 
vorher dem Kirchipielsprediger zur Durchficht gegeben werde, und deſſen Genehmigung 
erhalten habe. 

284 (151)°) (nad) d. Fortfeg. v. J. 1876). Ausländer fünnen zum Halten von 
Predigten in Evangelifch-Lutherifchen Gemeinden nur zugelaffen werden mit Genehmigung 
des Minifteriums der inneren Angelegenheiten, nachdem man fich über ihre Zuverläffigfeit 
gehörig vergewiffert hat und fie die gejeglichen Examen und das geiftliche Colloquium hat 
abhalten Lafjen; der Eintritt aber in die ruffische Unterthanschaft wird von ihnen nur bei 
der Anftellung zu einem Predigtamte gefordert. Diejenigen ausländischen Prediger, welche 
den Wunſch äußern, als Pfarrgeiitliche bei einer Gemeinde angeftellt zu werden, und zu— 
gleich Beweije über ihre Ordination zum geijtlichen Stande, fowie belobende Attejte über 
ihre Perſon vorstellen, haben fich nur, nac Analogie des Artikels 310, einem Colloquium 
in der vollen Verſammlung eine der örtlichen Evangeliſch-Lutheriſchen Confijtorien zu 
unterziehen; Gramen bei der Univerfität werden von ihnen nicht verlangt, wohl aber Hat 
da3 betreffende örtliche Konfiftorium über den für fähig Befundenen dem Minifterium der 
inneren Angelegenheiten durch das Evangelifch-Lutherifche General-Confiftorium vorzuftellen, 
welche Vorſtellung von den geiftlichen Behörden der Reformirten Kirche unmittelbar ein- 
zureichen iſt . 

Zweite Abtheilung. 
Von den Predigern. 
J. Von der Erledigung und Veſetzung der Predigerſtellen. 

285 (152). Wer eine Predigerſtelle einnehmen will, muß: 1) in den in der Ab— 
theilung J vorgeſchriebenen Prüfungen nicht nur rückſichtlich ſeiner Fähigkeiten und Kennt— 
niſſe, ſondern auch ſeines unbeſcholtenen ſittlichen Wandels und ſeiner Chriſtlichen Geſinnung, 
dazu für würdig befunden ſein; 2) zu der Stelle nach den beſtehenden Geſetzen und dem 
Herkommen erwählt oder berufen, ſodann beſtätigt, und auf die vorgeſchriebene Weiſe 
ordiniert und in das Amt eingeführt ſein. 

286 (153). Das Predigtamt wird keinem Kandidaten eher, als nach zurückgelegtem 


1) 1843 Apr. 2, Allerh. Bef. 

2) 1856 Oct. 23 (31044). 

3) G©eiftliche fremder Gonfeffionen, welche, auf 
Anordnung des Minijteriums der inneren Ange: 





jein, zur Ableiftung de3 Unterthaneneides, nad) 
Ermefjen ihrer unmittelbaren Obrigkeit, zuzulaffen, 
wobei die in den Geſetzen über die Stände ent- 
haltenen Borfchriften zu DS find. (1864 


legenheiten, zum Dienft nad Rußland eingeladen 
werden, find, ihrem Munfche gemäß, zu jeder 
Zeit, ſowie ohne an einen Termin gebunden zu 





geh. 10 (40588) Art. I, Bit. 
4) 1842 Mai 19 (15658); jö58 Zul. 4 (33360). 
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fünfundzwanzigftem Lebensjahre anvertraut. Ausnahmen von diefer Regel werden nur in 
bejonderen Fällen, mit Genehmigung des Ministeriums der inneren Angelegenheiten, zugelafjen. 

287 (154). Wenn eine Pfarrftelle durch den Tod des Prediger, der diejelbe be- 
fleidet hatte, erledigt wird, jo find die Kivchen-Borfteher und Angehörigen des Berjtor- 
benen verbunden, dem Brobfte, two aber kein Brodit tft, dem Superintendenten oder General- 
Superintendenten, unverzüglich davon Anzeige zu machen; Diejer Hat darüber dem Conſiſto— 
rium, und das Confiftorium durch das General-Confiltorium dem Ministerium der inneren 
Angelegenheiten zu berichten. 

288 (155). Solange die Stelle des Predigers in einer Gemeinde unbejegt iſt, hat 
der Probſt Anordnung zu treffen, daß der Gottesdienst und alle geistlichen Berrichtungen 
bei den Gemeindegliedern, durch einen vom Conſiſtorium ernannten Vicarius, oder durch 
die fämmtlichen Prediger des Kreijes nach der Reihenfolge, beforgt werden, und berichtet 
über feine desfallfigen Maaßregeln dem Conſiſtorium. Wo die Gemeinden nicht in bejon= 
dere Brobjtbezirfe eingetheilt find, überträgt das Confiftorium die geiftlichen Berrichtungen 
in der Gemeinde, die ihren Prediger verloren hat, dem nächjten Prediger, oder ftellt einen 
Prediger ad interim ar. 

289 (156). Die erledigten Stellen müſſen in der Regel nach) vier Monaten, oder 
wenigftens nicht jpäter, al3 nach einem halben Jahre, wieder bejegt werden. Wenn Die- 
jenigen, denen das Recht der Ernennung des Predigers zufteht, von demfelben binnen der 
feitgejeßten FSrift feinen Gebrauch machen, jo beſtimmt das Conſiſtorium ihnen nach jeinem 
Ermefjen einen neuen furzen Termin, und wenn fie auch in diejer Zeit feinen ernennen, jo übt 
dafjelbe für diefen Fall ihre Rechte aus, und ftellt nach feiner eigenen Wahl den Prediger an. 

290 (157). Die Drdnung bei Bejegung der erledigten Predigerjtellen bleibt in jeder 
Gemeinde diefelbe, wie fie biS zum 28. December 1832 bejtanden hat. 

291 (158). In denjenigen Gemeinden, wo das Recht der Ernennung des Predigers 
unmittelbar der Krone zusteht, wird der Prediger von Seiner Kaiſerlichen Maje- 
ftät, auf Vorftellung des Miniſteriums der inneren Angelegenheiten, angejtellt. Wenn 
das Minifterium feinen tüchtigen Gandidaten fennt, der die erledigfe Stelle einnehmen 
fönnte, fo verlangt e3 vorläufig von dem Conſiſtorium eine Lifte dev wiürdigiten, die be- 
reit3 dag Examen pro ministerio bejtanden haben. 

292 (159)!-2 In Gemeinden, wo die Krone nur das Recht der Bejtätigung des 
Predigers hat, die Wahl aber der Gemeinde jelbjt, oder einem Theile derjelben zufteht, 
wird der Erwählte dem Conſiſtorium und von diejem, mit Hinzufügung eines Gutachtens 
über den Kandidaten, dem Miniſterium der inneren Angelegenheiten zur Beftätigung vorgeftellt. 

293 (160)°). Bu den von der Krone abhängenden Pfarritellen, bei deren Bejegung 


chef, welcher den Gemählten, nebit jeinem Gut— 


achten über ihn, dem Minifterium der inneren 


Angelegenheiten zur Beltätigung vorftellt. 

2) — Aufgehoben (nach d. Fortſetz. v. J. 1879). 

3) (nach d. Fortſetz. v. 3. 1876). Den Gou— 
vernementächef3 überhaupt ijt der Titel: Gouver— 
neur beigelegt; die Benennung: Kriegsgouverneur 
bleibt nur in den Städten Kronftadt und Nico- 
lajew, ſowie für den Kaufafus und für Sibirien. 
(1864 Aug. 31 (41241) Art. 1,2; Dt. 7 (41332); 
1873 Jum 30 (52435), 1874 San. 17 (53049) 
Art. 1, 2; Det. 12 (53925). — Dieje Anm. be: 
trifft gleichfalls den Artifel 445 (Pt. 1, Anm. 1). 

4) (nach d. Fortſetz. v. 3. 1879). Die befig- 
lihen Anftedler (ehemaligen Colonijten‘, melche 
auf Kronländereien der Gouvernements St.Peters— 


burg, Nowgorod, Samara, Saratom, Woroneſch, 


1) In den Dftfee-Gouvernement3 berichtet das | 
Confiftorium über die Wahl dem Gouvernement3= 





Tſchernigow, Poltawa, Jekaterinoslaw, Cherfon, 
Taurien und Beſſarabien angeſiedelt worden, ſind, 
mit Ausnahme der Land bebauenden Hebräer in 
den Gouvernements Cherſon und Jekaterinoslaw, 
in Grundlage der in der Beſonderen Beilage zu 
den Geſetzen über die Stände (XV., Vorſchr. üb. 
d. Organ. d. befigl. Anf.) enthaltenen Beftimmungen, 
dem Reſſort der allgemeinen Gouvernement3- und 
Kreisverwaltungen einverleibt. (1871 Sun. 4 
(47705) Reichsr.-Gutacht, Art. II, Pkt. 2, 3; 
Vorſchr, Art 1; Anm. 2; 1873 Det. 28 (52721) 
Art. 1,5; 1877 Sun. 6 (57437), Dec. 27.(58039) 
I, Art. 1-3.) Dieje Anmerkung betrifft gleich- 


falls die Artifel 322 (Anm.), 338,401, 413 (Anm. 2) 


und 688 (Anm.). 

5) Die Eonftftorien müfjen bei ihren Vorftel- 
lungen zu Bredigeritellen denjenigen Gandidaten, 
die beiihrer Prüfung vorzügliche, oder wenigſtens 
gute Kenntniffe bewiejen haben, den Vorzug geben. 
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die Confiftorien bi3 zum 28. December 1832 das Recht der Wahl der Prediger gehabt 
hatten, find diejelben verbunden, jedesmal die von ihnen gewählten Kandidaten dem Mini- 
ſterium der inneren Angelegenheiten zur Beftätigung vorzuftellen. 

294 (161)'). An den Drten, wo die Gemeindeglieder felbit, oder der Batron, oder 
mehrere Patrone dag Recht der Berufung und Ernennung des Prediger haben, wird der 
Erwählte dem Gonfiftorium mit der Bitte, daß erin fein Amt eingeführt werde, vorgeftellt. 
Das Eonfiftorium kann dieſes, wenn fein gejeglihes Hinderniß vorhanden ift, nicht ver- 
weigern. Ueber die erfolgte Anstellung eines ſolchen Prediger® hat das Konfiftorium 
jedesmal an das Minifterium der inneren Angelegenheiten und das General-Confiftorium 
zu berichten. 

295 (162). Bei jeder Wahl eines Prediger muß der Probſt, oder ein Glied des 
Conſiſtoriums, oder ein Bevollmächtigter defjelben gegenwärtig fein, und darauf fehen, 
daß die Wahl in vorgefchriebener Ordnung gejchehe. 

296 (163)%). Für gewählt wird Derjenige unter den Candidaten anerkannt, für 
welchen die größere Zahl der Stimmen gegeben worden. Sind die Stimmen zwifchen 
mehreren Candidaten gleich getheilt, jo wählt da, wo ein Patron und Compatrone vor- 
handen find, der Patron, fonjt aber dad Confiftorium einen diejer Kandidaten zum Pre- 
diger, nach feinem Ermefjen. 

297 (164). Kein Prediger fann, dem Wunfche der Gemeindeglieder zuwider, an- 
geftellt werden, fofern jte zur Aeußerung derjelben triftige Gründe haben. Daher joll 
auch in allen den Gemeinden, die nicht das Recht haben, jelbft ihre Prediger zu wählen, 
nur diejenigen Gemeinden ausgenommen, welche vom Sitz des Confiftoriums jehr weit 
entfernt find, der berufene Prediger, ehe er angejtellt wird, vor der Gemeinde, für welche 
er bejtimmt ift, eine Predigt halten. Wenn die Gemeindeglieder, aus gejeglichen Urjachen 
ihn nicht zum Prediger zu haben wünſchen, jo müfjen ſie ſolche binnen der erſten zwei 
Wochen durch den Probſt, die Kirchen-Vorfteher oder Kirchen-Xelteften dem Confiftorium 
vorftellen; dieſes aber ift hierauf verpflichtet, nach Maaßgabe der Umstände, die nöthigen 
Verfügungen zu treffen, und darüber dem Minifterium der inneren Angelegenheiten und 
dem General-Confiftorium zu berichten. 

‚298 (165). Wenn der Batron oder die Patrone, die den Prediger ermwählt haben, 
die von Seiten des Conſiſtoriums — Verweigerung der Introduktion deſſelben für 
eine Kränkung ihrer Rechte halten, ſo können ſie hierüber eine Klage beim General-Con— 
ſiſtorium erheben. 

299 (166). Dieſelbe Ordnung wird beobachtet, im Fall ein Candidat ſich berechtigt 
glaubt, gegen eine Entſcheidung des Conſiſtoriums, rückſichtlich ſeiner Anſtellung als Pre— 
diger, Beſchwerde zu führen. 


300 (167)?). Wenn ein Prediger zu einer andern Gemeinde verſetzt zu werden, 





1) Nach d. Fortfeß. v. 3.1879. Die in diefem 
Artikel 294 enthaltenen Vorſchriften gelten gleich- 
fall3 für die Evangelifch-Lutherifchen Gemeinden 


der bejislihen Anfiedler (ehemaligen GColoniften) | 
‚die meijten Stimmen erhalten haben, gleichzeitig 


in den Gouvernements Samara, Saratow, Jeka— 
terinoslam, TQTaurien, Cherfon, Beffarabien und 
Woronefch (die Detjiaft Niebensdorf). (1877 Dec 27 
(58039) I, Art. 4; 

2) Zuſatz (nad) 4 — v. J. 1876). Falls 
zur Wahl eines Predigers für eine Evangelifch- 
Lutherifche Kirchengemeinde mehr als zwei Can— 
didaten zum Vorſchlage fommen, fo fol über Jeden 
derjelben befonders abgeftimmt werben, damit man 
ih aufs Beſtimmteſte darüber verfichern fünne, 
wie viel Jeder der Kandidaten an wählenden 
und an nicht wählenden Stimmen erhält; jollte | 





ſich aber für feinen diefer Candidaten eine pofitive 
Mehrheit herausstellen, d. h. mehr als die Hälfte 
fämmtlider Stimmen, fo wird über die beiden 
Candidaten, welche im Berhältnifje zu den Anderen 


abgeftimmt, um zu jehen, welcher von ihnen die 
nothwendige Mehrheit hat; wenn aber nun die 
Stimmen ſich gleich theilen, jo wird die Wahl 
des einen diefer Sandidaten dem Patrone unter 
den Sompatronen überlaffen, wo jedoch feine ſolchen 
vorhanden, dem — —— Conſiſto⸗ 
rium (1859 Det. 26 (3503 

3) Bei der Verſetzung BR Predigers wird 


nicht nur auf feine Fähigkeit und Kenntniſſe, 


fondern auch auf feinen früheren Dienjt Rückſicht 
genommen. 


27] Geſetz für die Gvangelifch-Lutherifhe Kirche in Rußland, 129 


oder feine Stelle niederzulegen, oder den Predigerftand gänzlich abzulegen wünscht, fo hat 
er dazu vorher die Genehmigung des Confiftoriumg nachzufuchen und abzumarten, und 
dabei die gehörigen Beweife darüber beizubringen, daß er alle feine amtlichen Verpflich— 
tungen pünktlich erfüllt habe. 

301 (168). Wenn ein Prediger wegen Alters, Schwachheit oder Krankheit feine 
Stelle niederzulegen genöthigt ift, jo iſt fein Nachfolger verbunden, ihm zu feinem Unter- 
halte ein Drittheil aller feiner Pfarreinfünfte zu überlaffen. Uebrigens fteht es ihnen 
frei, jtatt defjen unter fich, mit Bejtätigung des Conſiſtoriums, eine Uebereinkunft zu treffen, 
wobei dafjelbe darauf zu fehen hat, daß Abmachungen diefer Art in möglichit beftimmten 
Ausdrüden abgefaßt jeien. 

302 (169). Ein Prediger kann mit Erlaubniß des Confiftoriums einen Candidaten 
des Predigtamtes, der veniam concionandi erhalten hat, zu ſich als Gehülfen, zum Unter- 
richte der Gemeindeglieder, annehmen, wenn gegen den Gewählten feine gegründeten Ein- 
wendungen von Seiten der Gemeinde gemacht werden, darf ihm aber nicht die VBerrichtung 
folcher geiftlichen Handlungen anvertrauen, zu denen nur rechtmäßig ordinirte Prediger 
befugt find. 

303 (170) '). Wenn ein Prediger, der wegen Krankheit, Schwachheit oder Alters nicht 
im Stande ift, fein Amt ſelbſt gehörig zu verwalten, fir alle feine Amtsverrichtungen einen 
beftändigen Gehülfen in der Eigenjchaft eines Adjuncten zu haben wünſcht, jo muß er, 
nach vorläufig eingeholter Zuftimmung feiner Gemeinde zur Anftellung des von ihm ges 
wählten Candidaten, das Confiftorium um Betätigung defjelben bitten. Nach erfolgter 
Einwilligung des Confiftoriums und auf Anordnung defjelben, erhält der Kandidat die 
Ordination, fofern Solche ihm nicht fchon Früher zu Theil geworden war, und wird darauf 
an einem Sonn: oder Feittage von dem Prediger, mit einer feierlichen Anrede an ihn 
vor den Altare, der verjammelten Gemeinde vorgeitellt. 

304 (171). Das Confiftorium ift befugt, aus gegründeten Urſachen die Bejtätigung 
eines mit Zuftimmung der Gemeinde von dem Prediger gewählten Gehülfen oder Adjuncten 
zu verweigern. Den hiermit Unzufriedenen fteht es frei, Klage bein General-Eonfijtorium, 
der allgemeinen Ordnung gemäß, zu erheben. 

305 (172). Wenn ein Prediger von einer langivierigen Krankheit befallen wird und 
feinen Adjuncten hat, jo trifft der Probſt, und da, wo fein Probſt vorhanden ift, das 
Conſiſtorium die nöthigen Vorkehrungen, daß das Amt des Predigers während diejer 
Krankheit gehörig verwaltet werde. Wenn ärztlichen Zeugniffe zufolge feine Ausficht zur 
Genejung des Kranken vorhanden ijt, oder die Krankheit Schon über ein Jahr dauert, oder 
endlich, wenn der Prediger überhaupt wegen Schwachheit oder Alters nicht im Stande ijt 
alle Pflichten jeines Amtes zu erfüllen, fo hat das Conſiſtorium, nach gehöriger Prüfung 
aller diejer Umstände und mit Zuftimmung der Gemeinde, ihm einen Adjuncten beizuordnen. 

306 (173). Bei der Anftellung eines Adjunceten muß zwijchen ihm und dem Pre— 
diger jedesmal eine gütliche Abmachung rücdfichtlic) des dem erjteren zufommenden Antheils 
an den Pfarreinkünften getroffen werden. Diefe Abmahung wird vom Confijtorium be- 
bejtätigt, welches auch über Mißverjtändniffe, die in Folge einer folchen Abmachung ent- 
jtehen könnten, entjcheidet. 

307 (174). Die Anftellung zu dem Amte eines Adjunkten giebt noch fein Recht 
auf die Stelle des Hauptpredigers (Pastoris ordinarii), wenn dieje erledigt wird, und bei 
der Beſetzung derjelben wird Alles beobachtet, was oben rüdjichtlich der Wiederbejegung . 
vacanter Predigerftellen angeordnet worden. 





1) Wenn mit der Adjunctenftelle Krongehalt dem Minifterium der inneren Angelegenheiten zur 
verbunden iſt, fo ftellt dag Conſiſtorium denfelben | Beftätigung vor. 
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II. Bon der Ordination der Prediger und Einführung derfelben in das Amt. 


303 (175). Der Candidat wird ald Prediger ordinirt, nachdem er in diefem Amte 
bejtätigt worden ift. Die Ordination wird vom Superintendenten oder General-Superin- 
tendenten, oder, wegen Krankheit oder Abweſenheit dejjelben, durch einen andern vom 
Conſiſtorium zu beftimmenden Geiftlichen, und, wo möglih, an einem Sonn- oder Feit- 
tage, nach geendigter Predigt, unter Affiftenz einiger anderen Prediger vollzogen. Weber 
die vollzogene Ordination erhält der neuordinirte Prediger ein Zeugniß. Derjenige , der 
die Ordination verrichtet hat, ift verbunden, bei feinem Berichte darüber an das Conſiſto— 
rium, den von dem neuordinierten Prediger bei feiner Ordination geleifteten und darauf 
von ihm unterjchriebenen Eid einzufenden. 

309 (176). Candidaten, die noch nicht zu einer Prediger oder Adjunktenftelle be- 
rufen worden find, dürfen nicht ordinirt werden. 

310 (177). Prediger, die von einer Stelle zu einer andern verjegt werden, ſowie 
Diejenigen, welche, nachdem fie ihre Stelle niedergelegt, eine folche von neuem antreten, 
find verbunden, wenn nur Entfernung oder andere triftige Gründe folches nicht verhindern, 
fi) einer Prüfung in einem Colloquium mit dem General-Superintendenten oder Superin- 
tendenten de3 Confiftorialbezivk3 zu unterwerfen. Einer neuen Ordination bedürfen übri- 
gend auch Diejenigen nicht, welche ihre Stelle niedergelegt hatten und nun wieder eine 
jolche antreten. 

311 (178) 9. Nach vollzogener Ordination wird der Prediger förmlich in das Amt 
eingeführt. Daffelbe wird auch bei der Verſetzung eines Predigerd von einer Gemeinde 
in die andere beobachtet. Die Einführung in das Amt wird in Gegenwart der verjam- 
melten Gemeinde und der Kirchen-Vorfteher und Kirchen-Welteften von dem General- 
Superintendenten, Superintendenten oder Probſt, wo möglich unter Affiftenz von noch 
zwei anderen Geiftlichen, an einem Sonn= oder Feittage, vor der Predigt vollzogen, welche 
darauf der in das Amt Eingeführte hält. Hierbei wird dem Prediger die vom Conſiſto— 
rium ausgefertigte Beftätigungsurfunde (Conftitutorium) eingehändigt. Wenn wegen großer 
Entfernung die Einführung in das Amt nicht durch den General-Superintendenten, Su: 
perintendenten, Probſt oder einen andern vom Confiftorium dazu beauftragten Geiftlichen 
vollzogen werden kann, jo wird der Prediger von den Kirchen-Aelteften oder Kicchen- 
Vorftehern feierlich in die Kirche eingeführt. Diefe übergeben ihm auch das Conftitutorium, 
und nach gehaltener Predigt nimmt er felbft von feinem Amte Beſitz. 

312 (179). Die Ordination und Introduktion eines Predigerd wird in der Evans 
gelijch-Lutherifchen Kirche nach) Grundlage der in der Agende enthaltenen Vorjchriften 
vollzogen (Art. 140). 

313 (180). Nach der Einführung in das Amt übergeben Diejenigen, welche dieſe 
Handlung vollziehen, dem neuen Prediger die Kirchenbücher, die Pfarrregiftratur und den- 
jenigen Theil des Kirchenvermögens, der fich in der Verwahrung des Predigers befindet, 
und erjtatten darüber einen gemeinfchaftlichen Bericht an das Conſiſtorium. 


II. Bon den Pflidten der Prediger. 


314 (181). Die Prediger follen ihr wichtiges Amt mit der größten Gemifjenhaftig- 
feit und Treue verwalten, beftändig den hohen Zweck ihrer Beitimmung, die Verbreitung 
des Reiches Gottes auf Erden, vor Augen haben, bei jeder Gelegenheit bemüht fein, ihre 
Gemeindeglieder in den Wahrheiten der Chriftlichen Lehre zu beftärfen, fie zu erbauen 
und zu einem gottesfürchtigen, fittfamen und ehrbaren Wandel, nicht nur durch Ermah— 


1) Die Gemeinde muß von der Introduftion | vierzehn Tage vor der Bollziehung diefer Hand: 
des Predigers bei Zeiten, wenigſtens acht oder | lung, in Kenntniß geſetzt werden. 
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nungen, jondern auch durch eigenes Beiſpiel aufzumuntern, und vorzüglich ſich wohl hüten, 
Meinungen, die in irgend einer Hinficht nicht mit der Lehre der Kirche übereinftimmen, 
zu äußern oder zu verbreiten. Sie ſollen jorgfältig Alles vermeiden, was Anlaß geben 
fönnte, fie des Müffigganges, Leichtfinns oder der Schwelgerei zu bejchuldigen, den größten 
Theil ihrer Mußeftunden der Erweiterung ihrer Kenntniffe in der Heiligen Schrift und in 
den theologijchen Wifjenjchaften widmen, auc in den Stunden der Erholung die Würde 
und Heiligkeit ihres Berufes nicht aus den Augen verlieren, und bemüht fein, daß ihr 
Benehmen weder in zahlreichen Berfammlungen, noch in freundfchaftlicher Unterhaltung, 
etwas Anjtößiges oder Auffallendes habe. 

315 (182). Die Prediger jollen in ihrem Familienleben und in ihrer Haushaltung 
gute Ordnung halten, ihre Kinder in den Grundfäßen der wahren Gottesfurcht erziehen, 
alle Hausgenofjen zu gewiſſenhafter Erfüllung der Chriftenpflichten aufmuntern, und in 
diefer Hinficht ſowohl, als in allen anderen, ihren Gemeindegliedern zum VBorbilde dienen. 

316 (183). Die Prediger jollen ſowohl durch Lehre, als Beifpiel ihren Gemeinde- 
gliedern ans Herz legen, wie wichtig und gottgefällig Handlungen der Chriftlichen Liebe 
find, zu denen Ele die Sorge für die Kranken gehört. 

317 (184). Die Prediger find verpflichtet, die Kranken ihrer Gemeinden zu befuchen 
und fi) zu bemühen, fie durch die Kraft des Wortes Gottes zu erbauen und zu tröften. 
Wenn fie an ein Kranfenbett gerufen werden, dürfen fie fich nur dann davon Losfagen, 
wenn andere und wichtigere Amtsgefchäfte fie daran verhindern. Beim Bejuchen der 
Kranken jollen jte die jich ihnen darbietende Gelegenheit nicht unbenußt laffen, um die 
Hausgenofjen und Angehörigen des Kranken zu belehren und zu tröften, fie an die Pflicht 
zu erinnern, für ihn zu forgen, und fie zu ermahnen, ihrer eigenen Hinfälligfeit eingedent, 
jederzeit zum Tode bereit zu fein. 

318 (185). Die Prediger jollen bejonders bemüht fein, diejenigen Kranken zu er- 
mahnen und zu belehren, von denen ihnen befannt ijt, daß jte ein gottlojes oder laſter— 
haftes Leben geführt Haben. Wenn der Kranke, im Gefithl feiner Sündenlaft, Neue bezeigt, 
jo hat der Prediger, auf feinen Wunfch, ihm das Heilige Abendmahl zu reichen; wenn 
hingegen der Kranfe in feiner Unbußfertigfeit und auf den Irrwegen der Gottlofigkeit bis 
an jein Ende beharrt, jo fann der Prediger bei diefer Gelegenheit, jedoch mit der gehö- 
rigen Borficht, im Geiſte Chriftlicher Sanftmuth und Schonung einige Worte der War- 
nung und Erbauung zu der Gemeinde, over wenigſtens zu den Angehörigen und Freunden 
des Berjtorbenen, jprechen. 

319 (186). Bei Verbreitung anftedender Krankheiten, ſowie in jeder andern allge- 
meinen Gefahr, Dürfen die Prediger ihre Gemeinden nicht verlaffen, und ſich von der 
Berbindlichkeit, die Kranken zu befuchen und ihnen das Heilige Abendmahl zu reichen, 
nicht losſagen. Die Prediger müſſen in jolchen Fällen, wo die Begebenheiten auf Geift 
und Herz des Menjchen jtarf einwirken, ihre Gemeindeglieder auf die göttlichen Winfe 
und Prüfungen bejonders aufmerkjam zu machen bemüht fein. A 

320 (187). Die Prediger find verbunden, auf Verlangen der Obrigkeit, die Gefangenen 
Evangeliſch-Proteſtantiſcher Confejfion zu bejuchen. Der Prediger darf ſich nicht vom 
Befuchen eines Gefangenen losſagen und ihm das Heilige Abendmahl, wenn er jolches 
verlangt, nicht verweigern; e3 iſt hierzu nur die Erlaubniß der Behörde, unter welcher 
der Gefangene ſich befindet, erforderlih. Nach erlangter Erlaubniß iſt der Prediger, 
auch ohne dazu aufgefordert zu fein, verbunden, die Gefangenen Evangeliſch-Proteſtantiſcher 
Confeſſion zu befuchen und fie aus der Heiligen Schrift zu belehren und zu tröften. 

321 (188). Der Prediger ijt befonders verbunden, fich der Armen feiner Gemeinde 
anzunehmen. Er joll für diejelben nah Möglichkeit jorgen und ihnen Hülfe verjchaffen, 
übrigens aber bei Ertheilung von Armuthszeugniffen mit gehöriger Vorſicht verfahren. 
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322 (189) 9. Die Prediger müſſen fleißig die Landfchulen befuchen und auf reli- 
giöſe Bildung der Jugend, ſowohl in diefen Schulen, als in ihren Gemeinden überhaupt, 
Acht haben. Da, wo der Gebrauch, die Gemeindeglieder in ihren Häufern zu bejuchen, 
um ihre Religiongfenntnifje zu prüfen, bejteht, oder eingeführt werden kann, find fie ver- 
bunden, diejes jehr heilfame Mittel der Aufflärung und fittlichen Verbeſſerung der ihnen 
anvertrauten Heerde jorgfältig und jo oft wie möglich anzumenden. 

323 (1%). Die Prediger, unter deren Gemeindegliedern mit Hebräern, oder mit 
Mahomedanern verehelichte Perjonen jich befinden, find verbunden, darauf zu fehen, daß 
diejelben, ſowie deren im Evangelijch-Lutherifchen Glauben getaufte Kinder beiderlei Ge— 
ſchlechts, die Kirche fleißig bejuchen, und daß dieſe Letzteren, nachdem fie daS gehörige 
Alter erreicht Haben, confirmirt werden und am Heiligen Abendmahle Theil nehmen. 

324 (191). Die Prediger follen in allen Fällen ihren Oberen Achtung und Gehor- 
jam, ihren Amtsbrüdern und Gemeindegliedern aber Wohlwollen und Dienftfertigfeit be- 
weiien, und mit Jedermann Frieden und Eintracht aufrecht zu erhalten und jeden Anlaß 
zu Mißhelligfeit uud Streit zu vermeiden bemüht fein. 

325 (192). Die Prediger müfjen die für den Gejchäftsgang vorgeschriebene Ordnung 
pünktlich beobachten und fich nicht erlauben, fich, mit Umgehung der nächſten Vorgejeßten, 
an den Höhern zu wenden, diejenigen Fälle nur ausgenommen, in welchen Diejes aus— 
drüdlich durch die Geſetze geſtattet ift. 

326 (193). WBrediger, die im Amte ftehen, dürfen weder Stellen annehmen, welche 
mit ihrem Stande nicht vereinbar find, noch Handel, Gewerbe und andere Gejchäfte treiben, 
welche fich mit dem geiftlichen Berufe nicht vertragen, oder fie an der Erfüllung ihrer 
Predigerpflichten hindern. 

327 (194). Die Prediger dürfen feine anderen Broceß- und Rechtsjachen betreiben, 
als jolche, die ihre eigene Perſon oder ihre Familie betreffen. 

328 (195). Die Prediger dürfen Vormundichaften und Curatelen nicht anders, als 
mit Erlaubniß des Conſiſtoriums, übernehmen. 

329 (196). Die Prediger ftehen in Allem, was ihr Aınt betrifft, nur unter der 
geiftlihen Obrigfeit; fobald fie aber von einer weltlichen Behörde zur Verrichtung einer 
geistlichen Handlung, als 3. B. zur Ermahnung eines hartnädigen Verbrecher, zur Bes 
eidigung von Zeugen u. ſ. w., aufgefordert werden, jind fie verpflichtet, Diejes unverzüglich 
zu erfüllen, jedoch ohne dadurd den öffentlichen Gottesdienft und die Berrichtung unauf- 
jhieblicher geistlicher Handlungen zu verfäumen. 

330 (197). Die Prediger dürfen fich, ohne Erlaubniß des Confiftoriums, nicht auf 
länger als eine Woche aus ihrem Kirchipiele entfernen. Wenn ein Prediger vorausfieht, 
daß er einen Sonntag über abwejend fein muß, jo ift er verbunden, diejes feinem Probſte 
und der Gemeinde bei Zeiten anzuzeigen, und dafür zu forgen, daß die Predigt an dieſem 
Sonntage von einem andern Prediger, oder einem Candidaten gehalten, oder aber, wein 
in der Gemeinde fein Candidat vorhanden ift, durch den Küfter von dem Pulte verlejen werde. 

331 (198) ). Die Prediger haben ihre Urlaubsgeſuche durch den Probſt, Superin- 
tendenten oder General-Superintendenten beim Confijtorium einzureichen, welches das 
Recht hat, fie zu beurlauben, jedoc auf nicht länger als auf achtundzwanzig Tage. Wenn 
ein Brediger auf längere Zeit um Urlaub bittet, jo macht das Conſiſtorium darüber eine 
Borftellung an dag Minifterium der inneren Angelegenheiten. 





1) Für die Geiftliden der ausländiihen An-| 2) Die für Civilbeamte insbeſondere bejtehende 
fiedler in den ehemaligen Saratowſchen Colonien Vorſchrift, daß fie nicht über vier Monate Urlaub 
befinden fi im Reglement über die Colonien erhalten dürfen, kann auf Perjonen geiftlichen 
ausführlide Vorſchriften i N — der Kinderlehre Standes nicht durchweg angewendet werden. 1836 
und Katechijation (j. d. 292, Anm. 4, nad | Mai 19 (9182), 

d. Yortf. v. 3. 1879). 18%0 März 5 (13233). | 
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332 (199). Bei einem Urlaubsgefuche ift der Prediger verbunden, Vorkehrungen 
zu treffen, daß während feiner Abweſenheit fein Amt gehörig verwaltet werde, und jedes- 
mal bei Zeiten feinem Probſte, Superintendenten oder General-Superintendenten darüber 
zu berichten. 

333 (200). Kein Prediger darf in der Gemeinde eines andern Prediger, ohne 
Ichriftliche Aufforderung, oder wenigſtens nicht ohne gegebene Einwilligung diejes Leßteren, 
geijtliche Handlungen verrichten. 

334 (201). Ausnahmen von diefer Regel werden nur in dem Falle zugelaffen, wenn 
Jemand von den Gemeindegliedern, bei bejonderen Umftänden und auf Vorftellung des 
Eonfiftoriums, von dem Minifterium der inneren Angelegenheiten die Erlaubniß erhalten 
hat, für fic) und feine Familie einen Hausprediger zu halten. Wenn diejer Prediger vor- 
ſchriftsmäßig ordinixt ift, jo kann er in dem Haufe, bei welchem er angejtellt iſt, alle 
geiftlichen Handlungen verrichten, über Dasjenige aber, was in die Kirchenbücher einzu— 
tragen ift, muß er jedesmal dem Gemeindeprediger Anzeige machen. 

335 (202). Wenn ein Prediger mehrere Kirchen zu verjehen hat, jo muß er, bei 
Berrichtung des Gottesdienjtes in denjelben, die bei der FZundation einer jeden Kirche ge— 
troffenen Beftimmungen genau befolgen. Sind in diefer Hinficht Feine genauen Anord- 
nungen vorhanden, oder wird eine Aenderung in denfelben für nöthig erachtet, fo kann 
der Prediger diefelbe nicht eher vornehmen, als nachdem er die Einwilligung der Gemeinde 
und die Genehmigung, des Minifteriums der inneren Angelegenheiten durch dad Conſiſto— 
rium und General-Confiftorium eingeholt hat. 

336 (203). Wenn bei einer und derjelben Gemeinde zwei Prediger, mit der Be— 
nennung: Ober-Baftor (Pastor primarius) und Diaconus (Pastor secundarius, 
Comminister, Diaconus), oder auch ohne diefen Unterschied in den Benennungen, angejtellt 
find, jo müfjen in der ihnen zu ertheilenden Vocationsurkunde ihre Amtspflichten und 
gegenfeitigen VBerhältniffe genau angegeben werden. Streitigkeiten, die zwijchen ihnen ent- 
jtehen, unterliegen der Entjcheidung des Confiftoriums. Im Allgemeinen Tiegt dem Dia— 
conus ob: das Abjingen der Collecten vor dem Altar, die Verrichtung anderer dergleichen 
liturgicher Handlungen und, zufolge befonderer Aufforderung von Geiten des Pastoris 
primarii, oder bei defjen Krankheit, Abwejenheit, oder anderweitigen Umständen, welche 
ihn verhindern, ſelbſt jein Amt zu verjehen, auch die VBerrichtung der übrigen Firchlichen 
Handlungen, die Verwaltung der Sacramente und die Haltung der Predigt. 

337 (204) '). Seder Prediger fol über die in jeiner Gemeinde Geborenen, Ge— 
tauften, Confirmirten, zum Abendmahle Zugelaffenen, Verlobten, Aufgebotenen, Getrauten 
und DBeerdigten genaue Verzeichniffe nach den in den Gejegen über die Stände enthaltenen 
Vorſchriften und den hier beigelegten Formularen führen ; in diefe Verzeichniffe muß eine 
jede jolche firchliche Handlung jogleich nach deren VBerrichtung und zwar in der Art 
eingetragen werden, daß aus denjelben erfichtlich fei, wo und durch welchen Prediger 
jede geijtlihe Handlung verrichtet worden ift (j. d. Beilagen zu diefem Artifel 337). 


1) ©. d. Gef. üb. d. Ständ., 8. II, Tit. I, 
Gap. I. — Dazu als Beilage Tabellen: 1) Ver: 
zeichniß der Gebornen und Getauften in der 
Gem. N. N. 2) der Confirmirten. 3) der Commu— 
nicanten. 4) der Verlobten, Aufgebotenen und 
Getrauten. 5) der Getrauten. 6) der Verftorbenen. 
7) Erläuterungen zur Führung der Verzeichniffe 
über die Geborenen, Öetauften, Confirmirten, zum 
Abendmahle Zugelaffenen, Verlobten, Aufgebo- 
tenen, Getrauten und Beerdigten (Art. 1064—-1070 
der Geſetze über die Stände.) 

1. Sn dem Verzeichnifje der Geborenen und 
Getauften wird angezeigt: 1) Jahr, Monat, Tag 





und Stunde ihrer Geburt; 2) Jahr, Monat und 
Tag der Taufe; 3) Name und Geſchlecht des 
Täuflings; 4) ob er in gefeglicher Che, oder außer 
derjelben geboren; 5) Tauf und Familiennamen, 
Confeſſion, Stand, Rang, oder Gewerbe der Eltern, 
oder der Mutter allein, wenn der Vater unbe: 
fannt oder nicht anerkannt ift, oder Desjenigen, 
der das Kind zur Heiligen Taufe bringt, wenn 
Dejien Eltern unbefannt find, 6) Name des 
Predigers, der die Taufe verrichtet hat, und Be— 
zeichnung des Orts, wo diefe Handlung verrichtet 
worden; 7) Tauf: und Familiennamen, Stand, 
Rang, oder Gewerbe der Pathen. Todtgeborene 
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338 (210) 9. Der Prediger muß jährlich (in den Kolonien der Ausländer halb- 
jährlih) eine von ihm beglaubigte Abjchrift der Berzeichniffe über die im Verlaufe des 
Sahres Geborenen, Getauften, Getrauten und Beerdigten an das Conſiſtorium einjenden 
(f. d. Art. 292, Anm. 4, nad) d. Fortſ. dv. J. 1879). 

339 (211) ?). Der Prediger ift verbunden, auf Berlangen der Obrigkeit und auf 
Ansuchen von Privatperjonen, nach Grundlage diefer Berzeichnifje, über jede während 
jeiner oder feiner Borgänger Amtsführung vollzogene Amtsverrichtung Auskunft zu geben 
und urkundliche Attefte darüber auzzuftellen. 

340 (212). Dieje Attejtate (Art. 339) müfjen einen von Wort zu Wort getreuen 
Auszug aus dem Kirchenbuche enthalten, von dem Prediger sub fide pastorali unterfchrieben 


und mit dem Slirchenfiegel befräftigt fein. 
341 (213) 9). 





und vor der Taufe geftorbene Kinder werden in 
einer befonderen Rubrif verzeichnet. 1832 Dec. 28. 
(5870) 8 205. 

2. In dem Berzeichniffe der Confirmirten wird 
aufgeführt: 1) Jahr, Monat und Tag der Con: 
firmation; 2) Geſchlecht, Tauf- und Familienname 
des Gonfirmirten; 3) Drt feiner Geburt und 
Alter, 4) Tauf- und Familiennamen, Stand, 
Rang, oder Gewerbe der Eltern oder der Erzieher, 
wenn die Eltern unbefannt find; 5) Bemerkungen 
über die Religionsfenntniffe des Gonfirmirten; 
6) allgemeine Bemerkungen. Cbendaf., 8 206. 

3. In dem Verzeichniſſe der Communicanten 
wird angezeigt: 1) Jahr, Monat und Tag der 
Communion, und ob fie in der Kirche, im Haufe. 
oder auf dem Krankenbette ftattgefunden hat; 
2) Tauf- und Familienname, Stand, Rang, oder 
Gewerbe des Communicanten; 3) allgemeine Be: 
merfungen. Cbendaf., $ 207. 

4. In dem Verzeichnifje der Verlobten, Aufge- 
botenen und Getrauten wird aufgeführt: 1) Jahr, 
Monat und Tag des vom Prediger verrichteten 
Berlöbnifjes, Aufgebot3 oder der Trauung; 2) von 
wem die Trauhandlung vollzogen worden ift; 
3) Tauf- und Familiennamen, Alter, Stand, Rang, 
oder Gewerbe, Geburt3ort und Confeffion der 
Verlobten, Aufgebotenen oder Getrauten; 4) ob 
der Bräutigam ledig, Wittwer oder gejchieden, 
und die Braut Jungfrau, Wittwe oder gejchieden 
ift; 5) Tauf- und Familiennamen, Stand, Rang, 
oder Gewerbe des Vaters ſowohl der Braut, als 
des Bräutigamd, und ob ihre Eltern noch am 
Leben oder todt find, 6) wann die nöthige geſetz— 
lihe Einwilligung zur Schließung der Che ge: 
geben worden ift. Außerdem wird in der Co— 
lumne: Allgemeine Bemerfungen, angegeben: 
a) bei Verlöbniffen: die Namen der gegenmär- 
tigen Zeugen, und bei Aufgeboten, wenn das 
Verlöbniß nicht durch einen Prediger verrichtet 
worden ift, ob beide Theile perjönlidh um das 
Aufgebot angefucht, oder wer von dem abmwefen- 
den Theil dazu bevollmäcdhtigt war; b) an welchen 
Tagen das zweimalige oder dreimalige Aufgebot 
ftattgefunden; ce) ob gegen die beabjichtigte Che 
nicht eine Einſprache gethan worden ijt, und ob, 
im Fall einer der Checontrahenten zu einer an- 
dern Gemeinde gehört, der Prediger die Befchei- 
nigung erhalten hat, daß das Aufgebot in der 
andern Gemeinde vollzogen und gegen dajjelbe 
feine Einſprache gemacht worden, oder ob er jelbft 





Außer den im Artikel 337 erwähnten Verzeichniffen, muß jeder Prediger 


ein ſolches Zeugniß zur Vollgiehung der Trau— 
handlung in der andern Gemeinde ausgeftellt hat; 
a) im Fall gegen die Che eine Einſprache gemacht 
worden, welche gejegliche Verfügungen in Folge 
derfelben getroffen worden find, und wie die Sache 
geendigt hat; e) wenn einer der Ehecontrahenten 
zu einer andern Chriftlihen Confeſſion gehört, 
und die Trauhandlung, nad) Grundlage der all 
gemeinen in dieſer Hinjicht gegebenen, Vorſchriften, 
in der Evangeliſch-Lutheriſchen Kirche vollzogen 
wird, ob der amnderfeitige Glaubensgenoſſe das 
gehörige Zeugnik von dem Geiftlihen feiner Kirche 
darüber hat, daß diefer Ehe feine Hindernijje im 
Wege ftehen. — Außer diefem Hauptregifter, ift 
noch ein Verzeichniß in chronologifher Ordnung 
über alle, im Berlauf eines jeden Jahres ſtatt— 
gehabten, Trauungen zu führen. Sin diefem Ber- 
zeichniffe werden nur folgende Umftände furz ans 
gemerkt: 1) Jahr, Monat und Tag der Trauung; 
2) Tauf- und Familiennamen der Getrauten; 
3) Hinweifung auf das obenerwähnte Hauptregifter. 
(Die über ftattgehabte Berlöbnifje, Aufgebote oder 
Trauungen von dem Prediger auszufertigenden 
Scheine werden nad) Grundlage des Hauptregifters 
abgefaßt. Ebendaf., 8 208 u. Anm.) 

5. In dem Berzeichniffe der Beerdigten wird 
angeführt: 1) Tauf- und Familiennamen, Stand, 
Rang oder Gewerbe des Berftorbenen; bei Beer: 
digung von Kindern: Tauf: und Familiennamen, 
Stand, Rang, oder Gewerbe der Eltern; 2) der 
Geburtsort des Verſtorbenen; 3) fein Alter; 
4) ob er ledig, verheirathet, verwittwet oder ge— 
fhieden; 5) Jahr, Monat, Tag und Stunde des 
Todes, 6) woran er geftorben; 7) Jahr, Monat, 
Tag und Tageszeit der Beerdigung; 8) allgemeine 
Bemerfungen. (In dieſes Verzeichniß find auch 
Todtgeborene, mit Anführung des Tages ihres 
Begräbnifjes, ihres Gefchlechtes und der Namen 
ihrer Eltern, einzutragen. Ebendaf, 5 209 u. Anm.) 

1) ©. d. Reglem. üb. d. Colon. 

2) 1844 Febr. 28 (17676); 1874 Jan. 1 (52983) 
Reglem., Art. 96, 106, 107; f. d. Gef. üb. d. 
Ständ., Art. 1072. 

3) ©. d. Gef. üb. d. Ständ, 3. U, Fit. I, 
Gap. I. Dazu als Beilagen : 1) Tabellenformular 
zum Formularbud) der Ev.-Luth. Gem. zu. N. 
für das Jahr 18... 2) Erläuterungen zur Füh— 
rung des Perſonalbuchs (Art. 1075 der Gejete 
über die Stände.) In dem Berfonalbude der 
Eoangelifch-Lutherifhen Gemeinden (Art. 341 d. 


33] Geſetz für die Evangeliſch-Lutheriſche Kirche in Rußland. 135 


noch ein allgemeines Verzeichniß aller Gemeindeglieder (Perſonalbuch) Haben, nach den in 
den Gejegen über die'Stände enthaltenen Vorſchriften und dem hier beigelegten Formulare. 

342 (215). Die Driginalverzeichniffe (Art. 337, 341) werden als gebundene Bücher 
in dem Kirchenarchive aufbewahrt. 

343 (216) 9. Die Prediger find verpflichtet, Demjenigen, der zu einer anderen 
Gemeinde überzugehen wünjcht, daS gehörige Zeugniß dazu (Barochialfchein), auf gewöhn— 
lihem Papier, unentgeltlich zu ertheilen. Kein Prediger darf in feiner Gemeinde ein neues 
Glied aus einer andern Gemeinde, ohne Einlieferung eines ſolchen Scheins, aufnehmen. 

344 (217). In diefen Scheinen (Urt. 343) muß bemerft werden: 1) Tauf- und 
Familiennamen, Stand oder Gewerbe, Drt und Tag der Geburt des Vorzeigerd oder der 
Borzeigerin; 2) wann und wo fie in die Gemeinde gefommen find, und ob fie immer zur 
Evangeliſch-Proteſtantiſchen Confefftion gehört haben; 3) wohin fie überzugehen gejonnen 
find; 4) ob ſie confirmirt und zum Heiligen Abendmahle gegangen find, oder noch nicht, 
und im erjteren Falle, wann und mo fie zuleßt communicirt haben; 5) ob er oder fie 
ledig, oder verlobt ift und mit wen, oder ob und mit wen er oder fie verheirathet tft, 
wann und wo die Trauung vollzogen worden, oder ob er oder fie verwittwet oder ge- 
ſchieden ift. Alles in diefen Scheinen Verzeichnete muß fich entweder auf die Kirchenbücher 
der Gemeinde, oder auf ein von dem Vorzeiger beim Eintritt in die Gemeinde eingeliefertes 
Attejtat gründen. Wenn einige Punkte nur auf mündlicher Ausfage des Vorzeigers be— 
ruhen, jo wird folches ausdrüclich bemerkt. Dieje Atteftate müſſen vom Prediger sub fide 
pastorali bejcheinigt und unterjchrieben fein, mit Angabe des Orts, Jahres und Datums, 
Die Parochialſcheine werden in dem Kirchenarchive aufbewahrt und im Originale nicht 
ander herausgegeben, als auf Verlangen der competenten Behörden; in dieſem Falle 
werden im Sirchenarchive beglaubigte Abjchriften zurückgelaſſen. 

345 (218). Jeder Prediger einer Gemeinde ift verbunden, auch eine jogenannte 
Chronif der Kirche und Gemeinde zu führen, und darin alle irgend bemerfenswerthen 
Ereignifje in an auf den Zuftand feiner Kirche und Gemeinde aufzunehmen. 

346 (219) ?). Die Evangelifch-Lutheriihen Prediger tragen bei allen Amtsverrich- 
tungen und bei Me feierlichen Gelegenheiten eine bejondere, dafiir vorgejchriebene, Amts— 
fletdung. 

347 (220). Die Amtstracht der Evangelijch-Lutherifchen Prediger bejteht in einem 
weiten Talar von jchwarzem, wollenem oder jeidenem Zeuge, nach der Art der alten 
Prieſter- oder Chorröde, einen weißen Kragen mit vorne hängenden Enden (Bäffchen) 
und einem ſammtenen Barett, welches nur im Freien aufgejegt wird. 


IV. Bon den Rechten der Prediger, 
348°). Außer den die Perſon und das Eigenthum betreffenden Rechten, welche in 
den Gejegen über die Stände fejtgejeßt find, kommen den Predigern folgende Rechte zu 
(Art. 349— 358). 


IEUheD. XI. 80.2. Reichsgeſetzb.) wird bemerkt: | Art und Hinweiſungen auf die früheren Perſonal— 
1 Geſchlecht, Tauf- und ee Rang, | oder andere Kirchenbücher; 9) wann er aus der 
oder Gewerbe eines Jeden; 2) Jahr, Tag und Gemeinde, durch den Tod oder auf andere Art, 
Ort der Geburt; 3) ob er confirmirt ift, wann ausgetreten ift. 1832 Dec. 28 (5870: $ 114. 





und wo; 4) warn er zum letten Male das Hei— 
lige Abendmahl genofjen; 5) ob er verehelicht iſt 
und ſeit wann, und falls die Ehe aufgelöft iſt, 
wann, und. ob dur den Tod des Gatten, oder 
dur geſebliche Scheidung; 6) wann, woher und 
aus welcher Gemeinde er in die Gemeinde ges 
fommen, fall® er nicht in Derjelden geboren; 
7) Angabe des Grades feiner Kenntniffe im Lefen 
und in der Religion, ſofern Solches dem Prediger 
bekannt iſt; 8) beſondere Bemerkungen verſchiedener 

Friedberg, Verfaſſungsgeſetze. II. Erg.-Bd. 





Rußland. 


1) Ausländer, die noch zu feiner Evangeliſch— 
Lutherifchen Gemeinde in Rußland gehören, und 
feine anderen Beweife über ihre Gonfefjion be- 
fißen, find verbunden, dem Prediger an Eides— 
ftatt einen Revers darüber auszuftellen, daß fie 
an, Evangelifch-Broteftantifchen Eonfeffion gehören. 

2) Candidaten des Predigtamtes tragen ſowohl 
bei ihrer Ordination, als beim Predigen von 
der Kanzel diejelbe Kleidung. 

3) Gef. üb. d. Ständ., Art. 445—466, 502 Pit. 6. 

10 
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349 (221). Prediger, die feinen der Höheren geiftlichen Grade haben, als General- 
Superintendent, Superintendent, Doctor der Theologie oder Probſt, erhalten folgende 
Titel: ein Glied des Conſiſtoriums, ein Confiftorial-Rath und ein Ober-Baftor (Pastor 
primarius) „Hohehrmwürden”; ein Paftor, ein Diaconus und ein die Gtelle des Pre— 
digers vertretender Adjunct „Hohmohlehrwürden“; der Gehülfe eines Predigers 
„Wohlehrmwürden“. 

350°). Die ausgezeichnetjten und wohlgefinnteften Prediger haben das Recht auf 
Belohnung mit dem goldenen Bruftkreuze nach Artikel 98 des I. Theil® des XI. Bandes 
des Reichsgeſetzbuchs. 

351 (224). Die Prediger bedienen fich bei ihrer Correfpondenz in Angelegenheiten, 
die ihr Amt betreffen, des Kirchenfiegels; ihre Briefe und Pakete unter diejem Giegel 
werden ohne Entrichtung des Portogeldes abgefertigt. 

352 (222). Die Einkünfte, welche die Prediger bi zum 28. December 1832, auf 
Grundlage der Gejege oder örtlichen Herfommens, genofjen Haben, dürfen ihnen von Geiten 
der Gemeindeglieder nicht gejchmälert werden. Auch ijt ihnen verjtattet, fernerhin und 
bi! zu neuen allgemeinen Anordnungen, die bis zum 28. December 1832 gebräuchlichen 
Gaben für ihre geiftlihen Amtsverrichtungen in demjelben Maaße, wie jolche bis dahin 
beitanden, anzunehmen. 

353 (223). Der Prediger darf in feinem Falle, wegen nicht gezahlter Gebühren, 
eine Amtshandlung verweigern oder verjchieben. Jedoch kann er ſich mit dem Geſuche 
an das Confiftorium wenden, daß diejelben durch die weltliche Behörde eincajjirt werden. 

354°)%). Die Regeln, welche in den Artikeln 93—96 des I. Theils des XI. Bandes 
des Reichsgeſetzbuchs, über Ablaffung ‚von Reiſe- und Diätengeldern für Geijtliche aus 
dem Neihsfchage zur Erfüllung obrigkeitlicher Aufträge, über VBerabfolgung von Mitteln 
bei Berjendungen in Dienjtangelegenheiten nach entfernten Gegenden und über Penſionen 
und einmalige Unterftügungen für den Dienjt im Reſſort der Minifterien des Krieges oder 
der Bollsaufflärung und anderer, enthalten find, eritreden ſich im vollen Umfange auch 
auf die Broteftantische Geiftlichfeit und find hier beigelegt *) (j.d. Beil. zu dieſem Art. 354). 


1) 1843 Mai 26, Allerh. Bef. 

2) Nach d. Fortſetz. v. 3. 1876. Progongelder 
werden für Fahrten in officiellen Angelegenheiten 
aus dem Reichsſchatze verabfolgt: dem Vice-Prä— 
fidenten des General-Confiftortums und Bifchofe 
für zehn Pferde, dem General-Superintendenten 
für acht, dem geiftlichen Mitgliede des General: 
Conſiſtoriums und Cuperintendenten für ſechs, 
dem geiftlihen Conſiſtorial-Aſſeſſor, Confiftorial- 
Rath, Probſt und Dber-Baftor für vier, dem 
Paſtor für drei, dem Predigtamts-Candidaten und 
Küfter für zwei Pferde. (1833 Febr. 14 (5976); 
1868 März 11 (45596); 1875 Dec. 30 (55430). 

3) Der den PBroteftantifchen Geiftlihen für den 
Dienft in der Armee oder in verjcihiedenen Zwei- 
gen der Civilverwaltung von der Krone zujtehende 
Unterhalt wird ihnen nad) den Etat3 und bejon- 
deren Beftimmungen verabreicht (f. oben, d. Cit. 
zu die. Art. (3). 

4) 1834 Febr. 20 (6825); 1235 Nov 14 (8579); 
1839 Nov. 9 (12867) Inſtruct, Art. 11, Pit. 4; 
1846 Nov. 4 (20581); 1847 Mai 14 (21222); 
Dec. 16 (21804); 1856 Aug. 26 (30890); 1859 
Dec. 25 (35285) Art. 4, 7, 8; 1868 Apr. 13 
(45700) Art. 1; 1873 Febr. 20(51918) Art 85; 
1875 Jun. 10 (54799) Art. 2, (Artifel 93—96 

des 1. Theils des XI. Bandes des Reichsgeſetzbuchs. 
R Denjenigen, welche abgeordnet werden, um 








als Deputierte bei Unterfuhungen, oder in Ge: 
rihtsbehörden gegenwärtig zu jein, werden Pro: 
gongelder aus dem Reichsſchatze abgelaffen, auf 
Requifitionen der weltlihen Behörden und amt- 
lihen Berfonen, und nad) Anordnung der örtlichen 
Gameralhöfe (ſ. d. Art. 376, Anm. 2, nad d. 
Fortf. v. J. 1876). 1846 Nov. 4 (20581); 1847 
Dec. 16 (21804); 1864 Nov. 20 (41476) Art. 
1017—1029; (41477) Art. 1282 —1299; 1866 
Mai 23 (43336). 

2. Wenn Jemand auf Anordnung des Minifte- 
riums der inneren Angelegenheiten, in von feinem 
bleibenden Aufenthalte entfernte Gegenden abage- 
ordnet wird, jo werden ihm, außer den Progon— 
geldern, aus der Kronkaſſe Diätengelder im Betrage 
von ſechszig Kopefen für den Tag veradfolgt. 
1835 Nov. 14 (8579); 1839 Nov. 9 (12867) Sn: 
ſtruct Art. IL, Pkt. 4. 

3. Den zum Dienjte nad) Transfaufafien aus 
den inneren Oouvernements Abgefertigten werden 
alle die Mittel und Unterftügungen bewilligt, 
welche nad den bejtehenden Berordnungen den 
in jene Gegenden verjegten Geiftlichen des Ortho— 
doren Befenntnijjes gewährt werden. 1847 Mai 
14 (21222). 

4. Die im Militärreffort, jei’3 der Landarmee, 
jei’3 der Marine, Dienenden haben auf Benitonen 
und einmalige Unterftügungen dafjelbe Jiecht, wie 


* 
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3559. Die Befreiung Proteſtantiſcher Geiſtlicher von Leibesſtrafen (Gef. üb. d. 
Ständ., Art. 457) erſtreckt ſich auch auf die Ehefrauen und Kinder der Prediger. Die 
Frauen derjelben verlieren dieſes Necht auch nicht als Wittwen, falls fie nicht in eine 
zweite Ehe mit Perſonen getreten, die von Leibesftrafen nicht ausgenommen find. 

356 (226) °). Außerdem (Urt. 355) genießen die Kinder von Geiftlichen, die nicht 
von Adel find, alle Rechte, welche Kindern perfünlicher Edelleute zufommen; die Kinder 
aber, welche nach dem Austritte ihrer Väter aus dem geiftlichen Stande geboren find, 
haben diefe Rechte nicht. 

357 (227)°). Der Wittwe und dem unverforgt hinterlafjenen Kindern des verjtor- 
benen Predigers werden auf ein jogenanntes Trauerjahr (annus luctus), von dem Todes— 
tage des Predigers an gerechnet, deſſen Wohnung und alle Predigereinfünfte überlaſſen 
Gie find aber verpflichtet, dem Geiltlichen, dem die Vertretung der Predigeritelle anver- 
traut wird, Tifch und Wohnung zu geben. Bei Berechnung des Trauerjahrs find folgende 
Negeln zu beobachten: 

1) Die Wittwe kann in der Wohnung des Mannes nur von dem Tage des Ablebens 
an bi3 zu demfelben Tage im folgenden Jahre verbleiben. 

2) Zugleich genießt fie die Uccidenzien im Laufe des ganzen Jahres. 

3) Beſtand die Bejoldung des Predigers zum Theil in baarem Gelde, jo gebührt 
der Wittwe, außer dem Gehalte, welcher ihrem Manne noch nicht ausgezahlt worden war, 
den aber derjelbe bis zu dem Tage feines Ablebens bereit3 verdient Hatte, der volle Ge— 
halt während des Trauerjahres. 

4) Hinfichtlich der Ernte oder ſonſtiger Landeserzeugniffe und überhaupt der Gegen- 
jtände, welche bei der Berechnung des jährlichen Einkommens in Anfchlag zu bringen find, 
wird für die Prediger als allgemeiner Termin für diefe Berechnung der 1. Januar bes 
ftimmt. Damit die Witte und die Waifen in Betreff der Einkünfte, die von dem ver— 
ſtorbenen Prediger vom 1. Januar bis zu feinem Todestage verdient worden find, feinen 
Schaden erleiden, jo muß berechnet werden, wie groß der Betrag derjelben für jeden 


Monat im Laufe des Jahres ift. 
Trauerjahre fehlenden Monate vergütet. 





die Geiftlihen der übrigen Chriftlichen Befennt- 
niffe, die in demfelben Reſſort dienen (1856 Aug. 
26 (30890); 1859 Dec. 25 (35285) Art.4, 7, 8). 
Gleicherweiſe erſtrecken fich die für das Lehrfach 
unter Verwaltung des Minijteriums der Volks— 
aufflärung bejtehenden Verordnungen über Ver— 
abreihung von Benfionen und einmaligen Unter: 
ftügungen an Lehrer, auf die Religionslehrer 
geijtlichen Standes des Römiſch-Katholiſchen, wie 
der übrigen Chriftlihen Befenntnifje in den Lehr: 
anjtalten dieſes Reſſorts. Dieje Penfionen oder 
Unterftüßungen werden ihnen mit Zuftimmung 
ihrer geijtlihen Obrigfeit ertheilt, abgejehen von 


der Verjorgung, deren fie im geiftlichen Refjort 


genießen dürften; indeß doch nur folchen Lehrern, 
welche im wirklichen Lehrerdienfte nach Allerhöchft 
beftätigten Etats, oder nad) Allerhöchft gebilligten 
Anordnungen ftehen. 1834 Febr. 20 (6825). Den 
Geiftlihen Römiſch-Katholiſchen Befenntnifjes, fo: 
wie Geijtlihen der übrigen fremden Chriftlichen 
Befenntnifje und, wenn die Lebteren Familie 
haben, aud ihren Familien, können für langjäh- 


tigen untadelhaften Dienft in den Kronbergwerken 


oder dem Ähnlichen, Penfionen und einmalige 
Unterſtützungen nad) Berhältnig ihres Gehaltes, 
auf bejondere Borftellung der Minifter und der 


deren Mitteln zu verjorgen. 





Nach diefer Berechnung werden ihnen Die bis zum 


Oberdirigenten in jedem einzelnen Falle beſtimmt 
werden, wenn e8 nicht möglich ift, fie aus an— 
Dabei unterliegen 
fie nicht den Vorschriften und Claffificationen Des 


Allgemeinen PenfionsreglementsS, ausgenommen 


die Bertheilung der Penſionen der Geijtlichen 


Nichtrömiſch-Katholiſchen Belenntniffes an ihre 


Wittwen und Kinder und das Aufhören der Aug: 
zahlung ihrer Antheile (ſ. d. Art. 542 d. Penf.- 
Reglem.) 1835 März 26 (7994); Yun. 26 (8266); 
1873 Febr. 20 (51913) Art. 3—5. 

1) 1845 Aug. 15 (19283) Beil. I, Art. 2, Bit. 6; 
3, BE. 2, 3; 1863 Apr. 17 (39504) Art. IV. 

2) Diejenigen, welche den Proteftantifchen geift- 
lihen Stand abgelegt haben, jind, falls fie ihrer 
Geburt nach nicht dem erblichen oder perjünlichen 


Adel angehören, verpflichtet, nad) Grundlage der 


Geſetze in beftimmter Friſt fih einen Stand zu 
wählen. 
3) Auf Grund befonderer Beftimmungen und 


Abmachungen zwiſchen dem Paſtor und den Ein: 


gepfarrten können Ausnahmen von den obigen 
Vorſchriften hinſichtlich des Trauerjahres geftattet 
werden, indeß nicht anders, als mit Genehmigung 
des Miniſteriums der inneren Angelegenheiten. 


10 * 
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5) Bon den gezogenen Einfünften und dem Getraide werden die öffentlichen Ab- 
gaben und das Saatkorn (welches als Eigenthum der Säenden zu betrachten ift), ſowie 
auch) die Koften zur Unterhaltung der Wirthichaft, des Hofgefindes, des Viehſtandes u. ſ. w., 
in Abrechnung gebracht, da folche ſowohl auf die Erben, als auch auf den neuen Prediger 
verhältnismäßig fallen. 

6) Dieje Beftimmung erftrecdt fich auch auf die Prediger, welche das Paſtorat ver- 
Yafjen, um ein anderes Amt zu übernehmen, und auf deren Nachfolger, oder auch auf die 
Rechte der Predigerwittiven- und Waiſen-Kaſſe (ſ. d. Art. 358), welche zur Zeit, wo er» 
Yedigte Predigerftellen unbejett bleiben, die Einfünfte zu beziehen hat. 

7) Die Oberficchen-Vorfteherämter entjcheiden über Uneinigfeiten, welche bei Berech- 
nung der Einnahme fid) ergeben, jofern die Sache nicht ganz eigentlich die Kirche angeht. 
Ihnen wird zugleich die Pflicht auferlegt, beim Eintritt eines jeden neuen Paſtors, ihm 
mit der Uebergabe des Kircheninventars auch das Bajtoratsinventar zu übergeben (1838 
Apr. 11 (11132). 

358 (227) ')’). Zur größeren Sicheritellung der Subfiftenz der Prediger-Wittwen 
und Waiſen wird den Bredigern eines jeden Confiftorialbezirks erlaubt, au3 den Summen, 
welche von ihnen jelbit oder von anderen Perſonen dargebracht find, nach von dem ört— 
lichen Conſiſtorium entworfenen Regeln, mit Zuftimmung des General-Confistoriums und 





1) Als Einkünfte von Raftoraten werden an— 
gejehen: Einkünfte aus, der Kirche zur Nußnie- 
Bung des Paſtors zugemiejenen, Ländereien und 
anderen Nußungen, nicht aber der Gehalt des 
Paſtors, wenn er einen Gehalt hat, noch auch die 
von den Gemeindegliedern erhaltenen Accidenzien 
(1840 Yun. 4 (13521). —) 

2) Bon Einzahlung der Einkünfte vacanter 
Predigeritelen zum Beften der Wittwen- und 
Waifen-Kaffe des St.-Betersburgiichen Eonftftorial- 
bezirk3 find ausgenommen: 1) die Finniſche St.- 
Marienkirche in St.-Betersburg, die fein Paſtorat 
bat und die Verpflichtung übernommen hat, die 
Wittwen und Waiſen ihrer Paſtoren zu verforgen, 
und 2) die Evangeliſch-Lutheriſche St-Petri-Kirche 
in St.-Betersburg, welche ihren Predigern, und 
auch deren Wittwen und Waifen, nad) befonderen, 
dieſem Artikel beigelegten Beftimmungen, Pen: 
fionen ertheilt. Ebendaf.; 1841 Nov. 18 (15036.) 

Hiezu als Beilage: Negeln für die Ertheilung 
von Penfionen aus den Summen der Evangeliſch— 
Lutheriſchen St-Betrifiche in St -Betersburg. 

Die Prediger der Evangelifch-Lutherifchen St.: 
Vetrifiche in St.-Betersburg, ſowie auch deren 
Wittwen und Waifen, erhalten Benfionen aus den 
ihr gehörigen Summen, auf folgender Grundlage: 

1. Wenn ein Prediger diejer Kirche wegen 
Krankheit, Schwähe oder vorgerüdten Alters, 
nicht mehr im Stande tft, fein Amt zu verjehen, 
fo hat er das Recht, zwei Drittheile de3 von ihm 
empfangenen Gehaltes, fall3 er weniger als fünf: 
zehn Jahre bei der Kirche functionirte, dagegen 
den vollen Betrag als Penſion zu beanfpruchen, 
fall3 er fünfzehn Jahre und mehr bei ihr func- 
ttonirt hatte. Dafür find aber auch bei diejer 
Kirche zwiſchen dem entlaffenen Prediger und 
feinem Nachfolger feinerlei Abmahungen über 
einen Griterem zu überlaffenden Antheil an den 
Einfünften zuläffig; auch werden feine Adjunften 
auf längere. Zeit angeftellt, es fei denn auf die 
zur Heilung einer Krankheit nothwendige Zeit, 
und auch dann nicht länger, als auf zwei Jahre. 








1847 Nov. 18 (21720) 8 1. 

2. Nach fünfundzwanzigjähriger Amtsverwaltung 
bat jeder Prediger, auch wenn er noch im Stande 
wäre, im Amte zu bleiben, das Recht, feine Ent- 
laffung zu verlangen und den vollen Betrag feines 
Gehaltes als Tebenslänglihe Penfion zu bean- 
Ipruden. Ebendaſ, $ 2. 

3. Die Wittwe und die Kinder eines, während 
der Amtsverwaltung bei der St.-Betrifirche ver- 
ftorbenen, oder mit Benfion aus felbiger entlaf- 
fenen, Predigers, jowie auch ein Kind oder die 
Kinder eines ſolchen Prediger, erhalten als 
PVenfion: wenn deren Gatte oder Vater bei der 
Kirhe weniger, al3 fünf Jahre functionirt hat, 
hundert Rubel; fall8 er aber mehr, als fünf 
Jahre functionirte, zweihundert, mehr, als zehn 
Sahre, dreihundert; mehr, als fünfzehn, fünfhun- 
dert Rubel; mehr, als zwanzig Jahre, die Hälfte; 
dagegen wenn fünfundzwanzig Jahre, den vollen 
Betrag des Gehaltes. Die Ertheilung einer der: 
artigen Penſion beginnt mit dem Tage des ab- 
gelaufenen Trauerjahres. Cbendaf., $ 3. 

4. Die Wittwe des Predigers genießt die Pen- 
ſion Beitlebens oder bis zu ihrer Wiederverhei- 
rathung, die Kinder aber bis zu ihrer Bolljährig- 


feit oder bis zum Eintritt in eine ſolche Anftalt, 


in welcher jie auf Kronkoſten erzogen werden. 
Außerdem hört für die Töchter die Penfion mit 
ihrer Verheirathung auf, auch wenn fie noch nicht 
ir — Volljährigkeit erreicht haben. Eben— 

aſ., 8 4. 

5. Im Falle eine Wittwe mit den Kindern an 
der Penſion Theil hat, und es ſich als nöthig 
erweiſt, ſelbige zu theilen, ſo gehört die eine 
Hälfte der Wittwe, während die andere dem Kinde, 
oder ſind mehrere vorhanden, Jedem von ihnen 
zu gleichen Theilen zufällt. Ebendaſ., $ 5. 

6. Außer den Predigern, ihren Wittmen und 
Waiſen, hat Niemand von den ſonſt bei der Kirche 
Angeftellten und ebenfowenig deren Familien, 
ein Recht auf Ertheilung einer Penſion aus der 
Kirchenfaffe. Ebendaf., $ 6. 
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Genehmigung des Minifteriums der inneren Angelegenheiten, bejondere Predigerwittwen— 
und Waiſen-Kaſſen zu errichten. In dieje Kaffen fließen: 

1) Alle Einnahmen von Paſtoraten, die über das Trauerjahr hinaus vacant find, 
und auch in Fällen, da der Prediger geftorben ift, ohne Familie zu hinterlaffen, oder da 
feine Familie fein Recht auf die Vortheile des Trauerjahres hat. Dieje Einnahmen fallen 
den Kaſſen zu, denen das betreffende Baftorat zugewiejen tft. Es dürfen indeß Pfarr— 
jtellen durchaus nicht auf unbeſtimmte Zeit unbejegt gelajjen werden mit der Abficht, die 
Wittwen- und Waiſen-Kaſſen zu heben. (Diejer Bortheil kann den Schaden nicht ausgleichen, 
welcher den Gemeindegliedern durch den Mangel geiftlicher Bedienung entjteht. 1834 
Mai 1 (7035). 

2) Sreiwillige Gaben, welche einmal im Jahre zum Beiten der Predigermwittiwen- 
und Waiſen-Kaſſen in den Kirchen gefammelt werden dürfen ?). 


V. Bon dem Gerichtsſtande und von den Mitteln der Zurechtweiſung und der Strafe der Prediger, 


359 (225). Sn Sachen, die fie) auf das Amt des Geiftlichen und auf die Ver- 
pflichtungen dieſes Standes beziehen, haben die Prediger ihren Gerichtsftand nach den 
darüber bejtehenden Borfchriften vor den Confijtorien; in allen anderen Angelegenheiten 
find fie den competenten weltlichen Behörden untergeordnet. 

360 (228). Die Prediger werden für Bergehungen und Verbrechen gegen ihr Amt 
oder ihren Stand, nad) Maaßgabe der Wichtigkeit diefer Vergehungen und der Umftände 
welche diejelben begleiteten, entweder 1) mit einem Ver weiſe, oder 2) mit Abſetzung 
vom Amte, oder endlich 3) mit Berluft der geiftlihen Würde, beitraft. 

361 (229). Der Verweis kann fein: entweder ein einfacher, oder ein fcharfer. 

362 (230)°). Der einfache Verweis bejteht: 1) in einer mündlichen oder jchriftlichen 
Zurechtweiſung durch den rejpectiven Probſt, Superintendenten over General-Superinten- 
denten, wobei dem Prediger die größere over geringere Wichtigkeit feiner Schuld vorge- 
halten wird, mit der Berwarnung, Fünftig vorfichtiger zu fein; der Probſt, Superintendent 
oder General-Superintendent berichtet darüber an das Confiftorium; 2) in einer jchrift- 
lichen Zurechtweifung derjelben Art durch das Confiftorium. Mit diefem Verweiſe kann 
zugleich eine Geldjtrafe, jedoch nicht über fünfzehn Rubel, verbunden werden. 

363 (231). Der einfache Berweis durch den Probſt, Superintendenten oder General- 
Superintendenten wird angewandt: bei leichten, aus Unbedachtiamfeit oder Nachläffigkeit 
begangenen VBergehungen, durch welche weder ein Uergerniß verurjacht, noch Jemand zur 
Klage über Kränfung jeiner Rechte veranlaßt worden ift. Der einfache Verweis von 
Seiten des Conſiſtoriums erfolgt bei bedeutenderen Vergehungen, ſowie auch in den Fällen, 
wo der Prediger fich abermals ein Amtsvergehen Hat zu Schulden kommen lafjen, für 
welches er jchon einen Verweis von jeinem Probſte, Superintendenten oder General: 
Superintendenten erhalten hatte. 

364 (232) °). Der jcharfe Berweis wird vor der vollen Berjammlung des Conſiſtoriums 





1) Nach d. Fortſetz. v. 3.1876. Den Wittwen- 
und Waifen-Kafjen der St.-Beteröburgifchen und 


Moskauſchen Conſiſtorialbezirke ift das Recht er: | 


theilt, ein Procent mehr, über Die allgemeine Be- 
ftimmung hinaus, für ihre in die Kreditanftalten 
niedergelegien Capitalien zu erhalten. (1841 Dec. 
30 (15170); 1852 März 5, Allerh. Bef. (in Sad). 
d. Min. d. inn. Angel.); 1859 Yun. 29 (34692) 
Art. 1-5; Sept. 1 (34852) Sen.:Uf., Art. 4,5; 
Berordn,. Art. 19, 52; Dec. 26 (35287) Art. 1, 
3, 4; 1860 Mai 31 (35847) Sen.Ak. Art. 2, 6, 
16; Reglem., Art. 61—70; Sun. 9 u. 10 (35895) 





Art. 4). 

2) 1839 Nov. 9 (12867). 

3) Wenn der Prediger, wegen weiter Entfer: 
nung, nicht ohne große Schwierigkeit perjönlich 
vor dem Gonfiftorium erſcheinen kann, jo mird 
diefer Verweis ihm jchriftlich ertheilt, und, ftatt 
der Berufung vor das Conftstorium, verfügt, das 


\ derjelbe allen Predigern der Präpofitur, in wel: 


cher der Schuldige ich befindet, oder fogar der 
Geijtlichfeit des ganzen Conſiſtorialbezirks befannt 
gemacht werde Anm.; 1839 Nov. 9 (12867). 
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erteilt und in die Dienftlifte eingetragen. Mit dieſem Verweiſe kann, nach) Maaßgabe 
der Umstände, die fchriftliche Befanntmachung des Vergehens des Predigers an die Geijt- 
Yichfeit der Bräpofitur, in welcher er fich befindet, oder jogar des ganzen Confiftorialbezirks, 
verbunden werden. Mit dem fcharfen Verweiſe kann auch, in gewiſſen Fällen, die Auf- 
erfegung einer Geldpön bis auf fünfundvierzig Rubel verknüpft werden (vergl. d. Art. 362). 

365 (233) '). Auf fcharfen Verweis wird erfanıt wegen eines, durch eigenes Ge— 
ftändniß oder auf andere Art, erwiefenen Disciplinarvergehens, bejonders aber wegen 
Widerjeglichkeit gegen die Befehle der Oberen und twegen beleidigender, jchriftlicher oder 
mindlicher, Aeußerungen über diefe Befehle, desgleichen auch wegen anderer bedeutenderer 
Bergehungen, wenn nur auf eine glaubwiürdige Art dargethan tjt, daß diejelben nicht aus 
böjer Abficht, fondern aus Unvorfichtigfeit, oder durch Mißverjtändniß begangen find. 

366 (234). Die Abjegung vom Amte (Remotion) tritt ein wegen wichtigerer, oder 
mehrfälliger, zugleich fund gewordener, Vergehen gegen dad Amt oder gegen den Stand. 
Diejer Strafe werden auch diejenigen Prediger unterworfen, die fich von neuem Verge— 
Hungen haben zu Schulden kommen laſſen, wegen welcher fie bereit3 einen ſcharfen Verweis 
vom Confiftorium erhalten hatten, desgleichen auch die, welche in Folge eines rechtskräftig 
gewordenen Erfenntniffes des weltlichen Gerichts, wegen eines Criminalvergehens, zu 
einer zwar noch nicht entehrenden, aber doch die geijtliche Würde verlebenden Strafe ver- 
urtheilt worden find. Mit der Abjegung vom Amte kann von Seiten des Confiftoriums, 
nah Maßgabe der Umstände, das Verbot der Wiederanftellung als Prediger und eine 
befondere Bekanntmachung darüber an alle Brediger feines Bezirks verbunden werden. 

367 (235)°). Auf Berluft der geijtlihen Würde (Lafjation) wird erkannt wegen 
Amts- oder Standesverbrechen der gröbften Art, oder wenn ein Prediger durch das welt- 
lihe Gericht wegen eines Criminialverbrechens zum Verluſte aller Standesrechte, oder 
aber zum Berlufte aller bejonderen, perſönlich oder dem Stande nad) ihm zuftehenden, 
Rechte und Vorzüge, oder auch einiger perjünlicher Rechte und Vorzüge verurtheilt wor- 
den ift. 

368 (236). 
entjegt werden, 
höchiten Befehl. 

369 (nach d. Forſetz. dv. %. 1876)°). Die Ordnung-des gerichtlichen Criminalver- 
fahreng in Sachen von Evangelifch-Lutherifchen PBredigern verübter Verbrechen und Ver— 
gehen, die den Verluſt oder eine Beichränfung von Standesrechten (Art. 367) nach fich 
ziehen, tft, gehörigen Orts, in den Gejegen über das gerichtliche Verfahren, Verbrechen 
und Bergehen betreffend, fowie in der Criminalprozeßordnung vom 20. November 1864, 
feitgejeßt. 

370 (238) (nad) d. u v. 
enthaltenen Regeln. 

371 (237)9 (nach d. Forſetz. v. J. 1876). Die Erkenntniſſe über die Caſſation 
eines Predigers werden durch das Evangeliſch-Lutheriſche Conſiſtorium auf zweierlei Art 
in Ausführung gebracht: entweder 1) dadurch, daß von dem Schuldigen der Ordinations— 
ſchein und die Zeichen ſeines Standes zurückgefordert werden, oder 2) dadurch, daß der 


Prediger können der geiſtlichen Würde oder des Amtes nicht anders 
als auf förmliches richterliches Erkenntniß, oder auf beſonderen Aller— 


J. 1876). — Erſetzt durch die oben, im Artikel 369, 





1) Iſt durch Hintanſetzung der Subordinations⸗ 
pflichten eine höhere geiftliche oder weltliche Obrig: | 


feit verlegt worden, jo wird auch die Strafe des 
Schuldigen geſchärft; hat ſich aber ein Prediger 
bei der Widerfeglichfeit gegen feinen Obern er- 


allgemeinen darüber bejtehenden Geſetze, unter: 
zogen. 
2) 1845 Aug. 15 (19238) Art. 19, 24, 46, 53. 
3) 1864 Nov. 20 (41476) Urt. 1017— 1029; 
1865 Det. 11 (42548) Art. 2, 21, 40, 44, 45 


laubt, dejjen Ehre zu kraͤnken, jo wird er dafür, Pt. 2, 4; 


noch einer befondern Strafe, na) Orundlage der 





46, 
4) 1846 San. 21 (19640), 
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Ordinationsſchein und diefe Zeichen ihm auf folenne Weife vor der vollen Verfammlung 
des Conſiſtoriums abgenommen werden. 

372 (238) (nad) d. Fortjeß. dv. %. 1876). — Erſetzt durch die oben, im Artikel 369, 
enthaltenen Regeln. 

373 (239) (nad) d. Forſetz. dv. 3. 1876) '). 
Würde verluftig gegangen iſt (Art. 367), bleibt, 
worden, für immer der geiftlichen Würde verluſtig. 

374 (240). Außer den in den vorhergehenden Artikeln feſtgeſetzten Strafen, können 
die Prediger in einigen, weiter unten benannten Fällen, einer einftweiligen Entfernung 
vom Amte (Suspenfion) unterworfen werden; jedoch wird Diefes nicht als Strafe, ſon— 
dern nur al3 eine nothiwendige Vorfichtsmaaßregel angejehen. 

375 (241). Ein Prediger wird einftweilen vom Amte entfernt: 1) wenn er bei 
Begehung eines Criminalverbrechens auf der That ertappt worden; 2) wenn er, wegen 
dringenden Verdachts eines folchen Verbrechens, vom weltlichen Gerichte inhaftirt worden ; 
3) wenn er wegen eines fchweren Amts- oder Standes-Verbrechens, auf welchem die Ab— 
jegung vom Amte oder der Verluſt der geiftlichen Würde ſelbſt fteht, in Unterfuchung ge— 
rathen ift, oder 4) wenn er eines folchen Verbrechens bejchuldigt wird, und defjelben ge— 
ftändig ift, oder endlich 5) wenn ein jo dringender Verdacht gegen ihn obwaltet, daß, 
während der Unterfuchung, feine Ausübung des Vredigtamtes dev Gemeinde zum Aerger— 
niß gereichen könnte. 

376 (242)°)°). Von jeder, wegen eine Criminalverbrechens, nöthigen Verhaftung 
eines Prediger benachrichtigen die weltlichen Behörden das Confiftorium, wenn es an— 
geht, im Voraus, oder wenigftens gleich nach der Verhaftung, damit das Confiftorium 
ihn gleichzeitig vom Amte juspenfieren, die erforderlichen Maßregeln zur Bejorgung des— 
jelben durch einen Andern ergreifen, und” zu der Unterfuchung eines jeiner Glieder oder 
einen andern geiftlichen Beamten delegiven könne. 

377 (243). Ein von feinem Amte juspendirter Prediger iſt verbunden, Demjenigen, 
der während diefer Zeit fein Amt bejorgt, die Hälfte aller mit diefer Stelle verbundenen, 
ſowohl feiten, als bejonderen, für Verrichtung Firchlicher Handlungen einlaufenden (caju= 
ellen), Einfünfte zu überlafjen. 

378 (244). Ueber jeden Prediger, der von feinem Amte einſtweilen oder gänzlich 
entfernt, oder der geijtlichen Würde entjebt worden ift, ftattet das Conſiſtorium ſogleich 
einen umftändlichen Bericht an das General-Eonfiftorium ab, welches denfelben dem Miniſte— 
rium der inneren Angelegenheiten unterlegt. 

379 (245). Für Verbreitung von Lehren, welche der Heiligen Schrift, nach Erflä- 
rung der Symbolifchen Bücher (Art. 134), und den Grundfägen der Kirche zumiderlaufen, 
wird der Prediger entweder mit einfachem oder jcharfem Verweiſe, oder jelbjt mit Remo— 
tion, nad) Maaßgabe der Schuld, d. h. nach der Bejchaffenheit und der Tendenz der bon 


Der Prediger, welcher der geiftlichen 
wenn er auch in der Folge begnadigt 


1) 1845 Aug. 15 (19283) Art. 19, 24, 46, 53. 

2) Die Stimme des Deputirten gilt, bei Beur- 
theilung der Sade in der Behörde, gleich den 
Stimmen der übrigen Ölieder der Behörde (Prov.= 
Recht d. Oſtſeegouv., Thl. II, Ständer., Art. 922). 

3) (nach d. Forte. v. J. 1876). An den Orten, 
wo die Gerichtordnungen vom 20. November 
1864 eingeführt find, werden auf das Vermögen 
von Kirden und Klöftern bezügliche Givilfachen, 
fowie auch Criminalſachen, fall$ bei denfelben zu 
einer der fremden Confeſſionen gehörige Geijtliche 
betheiligt find, nicht mehr im Beifein von Depu— 
tirten, welche Seitens der rejpectiven Geiftlichfeit 
zu den Situngen der weltlichen Behörden abdele— 


girt wurden, —— (1864 Nov. 20 (41476) 
Art. 1017 — 1029: (41477) Art. 1281— 1299; 1866 
ı März 19 (43130); 1867 San. 10 (44094) ; Febr. 7 
(44219); Nov. 20 (45184); Dec. 9 (45260; 45261); 
1868 Sun. 30 (46062); 1869 Apr. 8 (46950); 
ı Dec. 30 (47848); 1870 Sun. 26 (48517), Det. 27 
(48853); 1871 Mai 20 (49617); Jun. 7 49714); 
1872 Dec. 12 (51635); 1873 März 20 (52034) ; 
Mai 8 (52240); 1874 Mai 3 (53475); 1875 Febr. 
4 (54351); Febr. 19 (54401) eh Art. 226— 
228; 1877 Sul. 19 (57589). — Diefe Anmerkung 
betrifft gleichfalls die Artifel 444 (Pit. 19) und 
621 Anm.). 
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ihm verbreiteten Irrthümer, und daher mit Berücfichtigung, ob er dabei eine gejeßwidrige 
bösliche Abficht gehabt Hat, bejtraft. 

380 (246). Den Prediger, der folche irrige Meinungen und Lehren nicht abfichtlic, 
fondern aus Unüberlegtheit oder mangelhaften Berftändniß der Worte der Heiligen Schrift, 
oder der von ihm felbft gebrauchten Ausdrücke verbreitet, find feine unmittelbaren Vorge— 
jeßten verbunden, Anfangs zu ermahnen und zu belehren; wenn dieſe Zurechtweilungen 
fruchtlos bleiben und er ſich von neuem einer jolchen Unvorfichtigfeit ſchuldig macht, fo 
fann er, nach Befinden der Umstände, mit einfachem oder auch mit ſcharfem Verweiſe, und 
endlich bei Halsftarrigfeit, in Gemäßheit der im vorstehenden Artikel 379 enthaltenen Vor- 
ihriften, mit Remotion vom Amte beſtraft werden. 

381 (247). Eine Abweichung von der in der Kirchenagende (Art. 140, Anm.) vor— 
geichriebenen Ordnung in Betreff des öffentlichen Gottesdienjtes und der geiftlichen Amts— 
bandlungen wird, nach der Wichtigkeit derjelben, mit einfachem oder ſcharfem Verweiſe 
beftraft, wenn übrigens die nächſten Vorgeſetzten des Prediger und das Eonfijtorium 
finden, daß es nicht hinreichend fei, ſich auf bloße leichte Zurechtweifungen oder Ermah- 
nungen durch den Probſt oder Superintendenten zu bejchränfen. Jedoch kann der Schul- 
dige für wiederholte Abweichungen von den in der Agende enthaltenen, bejonders aber 
von twichtigeren Vorſchriften derjelben, wenn die angewandten Ermahnungen und andere 
Befjerungsmittel fruchtlos geblieben find, zur Amtentſetzung verurtheilt werden. 

382 (248). Sit die Ordnung beim Gottesdienste vom Prediger, wenn auch ohne 
augenscheinlich gejegwidrige böfe Abficht, in dem Grade verlegt worden, daß dadurch unter 
jeinen Gemeindegliedern bedeutendes Aergerniß zum Nachtheil der Religiofität und der 
den firchlichen Handlungen gebührenden Ehrfurcht entjteht, jo wird ex fogleich zur Ent- 
jegung vom Amte und, nach Befinden der Umstände, auch zur Caſſation verurtheilt. 

383 (249). Wenn ein Brediger aus Nachläffigfeit oder Bequemlichkeit ſich der Pflicht, 
Kranfe zu bejuchen, um ihre Leiden Durch geiftliche Seeljorge zu erleichtern, entzieht, jo 
wird er dafür anfangs mit einfachen, alsdann mit Scharfem Verweiſe vom Conſiſtorium, 
im Falle der Nichtbejjerung aber, mit Amtsentjegung bejtraft. 

384 (250) (nad) d. Fortieß. v. J. 1876). Evangeliſch-Lutheriſche Prediger, Die 
lich der Einſegnung nichtiger Ehen jchuldig gemacht, unterliegen der Beitrafung in Grund— 
lage der Artikel 1557 und 1575 des Strafgeſetzbuchs. $ 

385 (251). Wenn ein Prediger, den oben im Gapitel IV enthaltenen Vorjchriften 
zutider, aus eigennüßigen oder anderen Privatrückſichten, wiffentlich eine durch die Gejeße 
verbotene, wenngleich nicht als nichtig angejehene Ehe einjegnet, jo wird er fogleich des 
Amtes und der geijtlichen Würde entjeßt; wenn er hingegen nur in einen durch die Um— 
ſtände der Sache zu entjchuldigenden Irrthum verfallen war, fo wird ihm das erjte Mal 
nur ein jcharfer Verweis gegeben; im Fall einer neuen Unvorfichtigfeit diefer Art aber, 
wird er als untauglich des Amtes entjegt, mit dem Berbot der Wiederanjtellung als Prediger. 

386 (252). Den in den Artifeln 384 (nach d. Fortjeg. v. J. 1876) und 385 feit- 
gejegten Strafen unterliegt aus demjelben Grunde auch der Prediger, welcher, ob er auch 
jelbit eine Durch dag Geſetz verbotene Ehe nicht einjegnete, doch durch Zeugniß, Firchliches 
Aufgebot oder irgend andere amtliche Handlungen einen andern Prediger veranlaßte, fie 
einzufegnen. 

387 (253)°). Für Einjegnung einer Ehe ohne Beobachtung der über das Aufgebot 
gegebenen Vorjchriften und anderer, oben im Capitel IV enthaltener, Vorfichtsmaßregeln, 
wenn dazu feine bejondere Erlaubniß erfolgt war, wird der Prediger, je nach den feine 





1) 1845 Aug. 15 (19283) Art. 2048, 2067; 1863| 2) 1845 Aug. 15 (19283) Art. 2067. 
Apr. 17 (39504) Art. VII; 1864 Dec. 27 (42839), 3) 1845 Aug. 15 (19283) Art. 2067. 
Art. 4, 4) 1845 Aug. 15 (19283) Art. 2069. 
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Schuld vergrößernden oder verringernden Umftänden, das erite Mal einem mehr oder 
minder scharfen Verweiſe, das zweite Mal der Nemotion unterzogen mit dem Berbot, ihn 
wieder bei einer Gemeinde anzujtellen. Denfelben Strafen unterliegt er fiir die Copulation 
eines zeitweilig in jeinem Kirchjpiele Amwejenden, ohne gehöriges Zeugniß darüber, daß 
dieſe Perſon nicht im Ehebunde jteht. 

388. Wenn ein Prediger ohne Genehmigung der dazu competenten höhern Behörde 
lich erlaubt, irgend eine Ehe fir gejchteden zu erklären oder eine, wenn auch zeitweilige, 
Trennung von Tiſch und Bett gutzuheißen, jo wird er dafür, nach Ermefjen jeiner geift- 
lihen Obrigkeit, entiveder einem fcharfen Verweiſe, oder der Remotion vom Amte, oder 
dem Verluste der geiftlichen Würde unterivorfen. 

389 (254). Wenn ein Evangelifch-Lutheriicher Prediger ein Glied der Orthodoren 
Kirche zu feiner Confeſſion aufnimmt, jo wird er unverzüglich feines Amtes und der 
geiſtlichen Würde entjeßt nach dem oben fejtgejeßten Verfahren (Axt. 367--371, nad) d. 
Fortſetz. v. J. 1876). 

390 (nach d. Fortſetz. v. J. 1876). Wenn ein Prediger Glieder der Orthodoxen 
Kirche zur Beichte oder zum Abendmahle, oder ihre Kinder zur Taufe nad) den Gebräuchen 
der Evangelifch-Lutherifchen Kirche annimmt, jo unterliegt er dafür der Beftrafung in 
Grundlage des Artifels 193 des Strafgejegbuchs; fir Einjegnung einer Ehe zwiſchen 
einer Perſon Orthodoren und einer Perſon Proteſtantiſchen Befenntnifjes, bevor diejelbe 
durch den Orthodoren. Geistlichen vollzogen, wird der Prediger, falls nicht fürmliche Be— 
weije Seitens der competenten geiftlichen Autorität vorliegen, daß nach den Vorichriften 
der Orthodoxen Kirche dieſer Eheſchließung feine Hindernifje im Wege ftehen, der Beahn- 
dung nach dem Artikel 1576 desjelben Strafgejegbuchs unterworfen '). 

391 (255). Ein Prediger, melcher ohne gehörige Erlaubniß ein Glied einer der 
anderen (außer der DOrthodoren Kirche nach Artifel 389), in Rußland gleiche Freiheit in 
Ausübung ihres Glaubens genießenden, Chriftlichen Kirchen in die Evangeliſch-Lutheriſche 
Kirche aufnimmt, wird feines Amtes entjegt. — Für die Berrichtung geiftlicher Handlungen 
an Gliedern jener Kirchen, ohne gehörige Erlaubniß dazu, wird der Prediger, wenn Diejes 
nicht aus Irrthum, fondern wiljentlich gejchehen, beſonders aber, wenn dabei die Abjicht 
hervorleuchtet, Proſelyten zu machen, mit Amtsentſetzung bejtraft. 

392 (256) ’). Für Aufnahme irgend eines andersgläubigen, nichtchriftlichen Ruſſiſchen 
Untertanen zum Evangelifch-Lutheriihen Glaubensbekenntniſſe, ohne die gehörige Bewilli- 
gung, unterliegt der Prediger das erſte und zweite Mal jtrengem Verweiſe, das dritte 
Mal der Suspenjion vom Amte auf zwei Jahre, das vierte Mal aber dem Berlufte der 
geijtlichen Würde. 

393 (257). Wenn ein Prediger einen anftößigen und Yafterhaften Lebenswandel 
führt und wiederholte Ermahnungen feiner Oberen, und ſowohl einfache, als jcharfe Ver— 
weiſe von Seiten der Borgejegten und des Conſiſtoriums nicht die gewünschte Beſſerung 
in ihm bewirken, jo hat das Eonjiftorium auf die Nemotion defjelben, oder, nach Befinden 
der Wichtigkeit der Schuld und des Xergernifjes, auch auf Caſſation zu erfennen. 

394 (258). Wenn ein Prediger einer in den vorhergehenden Artifeln nicht aus— 
drüdlich angeführten Verlegung feiner Amtspflicht bejchuldigt wird, jo hat das Conſiſto— 
vium bei Prüfung dieſer Beſchuldigung zu berücjichtigen: 1) die größere oder geringere 
N der durch ihn verlegten Pflicht und des daraus entjtandenen Aergerniſſes 





1) 1865 Der. 27 (42339) Art. 4. geſetzbuchs, die über Befehrung der Mahomedaner 

2) Die allgemeinen Borjihriften Hinfichtlich der | und Heiden im Artikel 6 dejjelben Theiles und 
Belehrung der Hebräer zum Chriftlichen Glauben | Bandes und im Reglement über Verhütung und 
einer nicht dem Orthodoxen Bekenntniſſe ange: Verhinderung der Verbrechen enthalten (vergl. d. 
hörigen Kirche find in der Beilage zum Artikel Beilage zum Artifel 159). (1845 Aug. 15 (19283) 
76 des I. Theil des XI. Bandes des Reichs- | Art. 204,) 
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Schadens, oder der dadurch verurjachten NRechtskränfung ; 2) die Betveggründe bei dem 
von ihm, aus Umüberlegtheit oder aus gejeßwidriger böſer Abficht, begangenen Vergehen; 
3) die Meinung der Gemeindeglieder über ihn, und den Grad ihrer Anhänglichkeit an 
ihm, endlich 4) das Gutachten des Probites, Superintendenten oder General-Guperinten- 
denten über ihn. In Folge diefer Erwägungen hat das Confiftorium entweder dem un— 
mittelbaren Vorgeſetzten des Prediger vorzufchreiben, denjelben zu ermahnen und zurecht- 
zuweilen, oder ihm von fich aus einen mehr oder weniger ftrengen Verweis zu ertheilen, 
oder endlich, wenn alle diefe Befferungsmittel unzulänglich erjcheinen, ihn zur Entjegung 
von der Stelle, für ſehr wichtige Vergehen aber, die ihren Folgen nach, fiir die ganze 
Gemeinde, oder für die ganze Evangelifch-Zutherifche Kirche nachtheilig find, jogar zum 
Berlufte der geiftlichen Würde zu verurtheilen. 


Dritte Abtheilung. 
Von den Küſtern nnd Organiften. 

3951). Die bei den Kirchen des Proteſtantiſchen Bekenntniſſes beftehenden Küster, 
Cantoren, Organiften, Glodenläuter u. |. w. werden zwar Kirchendiener genannt, find aber 
nur miethweiſe angenommen und gehören nicht zur Geiftlichkeit. 

396 (259) ’). Zu dem Amte eines Küfterd werden von dem Prediger der Gemeinde, 
in Gemeinschaft mit dem Kirchen-Vorftande, des Lejend und Schreibens und des Choral- 
gefanges kundige Leute, welche für ihre Zuverläffigfeit gehörige Bürgjchaft geleijtet haben, 
angejtellt. 

397 (260). Der Küfter muß dem Prediger in Allem, was den Kirchendienft betrifft, 
behürflich fein, und Sowohl ihm, als dem Kirchen-Borftande, gebührenden Gehorjam leijten. 

398 (261) °). Der Prediger kann, in Gemeinjchaft mit dem Kirchen-Borftande, den 
Küfter entlaffen und des Amtes entfegen. Im Fall fie fih über die Erwählung und 
Entlafjung des Kiüfters nicht vereinigen können, juchen fie um die Entfcheidung des Con— 
ſiſtoriums nad). 

399 (262). Die Organiften werden in derjelben Ordnung angejtellt, entlafjen und 
abgejegt, wie die Küfter (Art. 396, 398). 

400 (263). Die Organiften find bei Ausübung ihres Amtes verbunden, die Vor— 
ichriften des Predigers und des Kirchen-Vorftandes pünktlich zu erfüllen. 





Sedftes Sapitel 
Bon den höheren geiſtlichen Beamten. 
Erjte Abtheilung. 
Von den Pröbften. 
401 (264). Die Probjtbezirke im Reiche beftehen, mit Berüdfichtigung der Local- 
verhältniffe, aus einer größern oder kleinern Anzahl Evangelifch-Lutheriicher Gemeinden. 
Im Jahre 1832 wurden ihrer beftimmt : drei im St.-Betersburgifchen, acht im Livländifchen, 


1) 1857 Jun. 3 (31918) 8 5, Anm. 3; 1863 
Apr. 17 (39504) Art. IV. 

2) Nach d. Forte. v. 3. 1876. Zur Heran: | 
bildung von Lehrern für die bei den Evangelifch-, 
Lutheriſchen Kirchen im Gouvernement St.-Beters: | 
burg bejtehenden Finnifhen Dorfgemeindefchulen 
ift ein Seminar im Dorfe Kolpana, mit Zugrunde- 
legung eines befonderen Reglements, errichtet 
worden. (1864 Jul. 13 (41055) Verordn.; Reglem., 
Art. 1-12; 1874 Jan. 1 (52983) Reglem., Art. 
53, Beil.) 


Proteftantiihen Befenntniffes, welche zugleich ein 
Schullehreramt verwalten, find von dem activen 
Militärdienfte in Friedenszeiten befreit und werden 
nach den im Reglement über die Militärpflichtigfeit 
enthaltenen Vorſchriften zur Reſerve gezählt; der 
Zahlung der Kopfjteuer aber unterliegen jie in 
Grundlage des Abgaben-NReglements (Art. 163). 
‚1839 Sun. 30 (12496); 1863 San. 1 (39119) 
Sen.-Uf., Art. 2; 1874 Yan. 1 (52983) Reglem., 
Art. 53, Beil.; 63, Pit. 3; Aug. 20 (53835); 





3) Nach d. Fortfeg. v. J. 1876. Die Küfter 


Dec. 10 (54144) I, Art. 2, 3; 1876 Zebr, 3 
(55540); 1877 März 23 (57085), 
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acht im Eftländifchen, fieben im Aurländifchen, einer im Wilnaifchen Gouvernement, zivei 
in den ehemaligen Saratowfchen Colonien und zwei in den ehemaligen Deutfchen Colonien 
des füdlichen Rußlands (f. d. Art. 292, Anm. 4, nach d. Fortj. v. J. 1879, u. d. Beilage 
zu dieſem Urtifel 401). 

402 (265). Die Prediger derjenigen Evangelifch-Lutherifchen Gemeinden, die im 
Sahre 1832 feinem Probſtbezirke beigezählt waren, bleiben, bis auf weitere Verfügung, 
unter unmittelbarer Aufſicht der Eonfiftorien und General-Superintendenten oder Superin- 
tendenten. Sollte in der Folge die Errichtung einer neuen Präpofitur oder irgend eine 
Aenderung in der Ausdehnung der beitehenden Probſtbezirke für nöthig erachtet werden, 
jo berichten die rejpectiven Confiftorien darüber dem General-Confiftorium, welches fein 
Gutachten hierüber dem Ministerium der inneren Angelegenheiten, zur Unterlegung an 
Seine Kaijerlihe Majeftät, voritellt. R 

403 (266). Im Fall des Todes eines Probſtes oder einer ſchweren, jeine Amts— 
führung verhindernden, Krankheit vertritt, bis zur Ernennung eines neuen Probſtes, dejjen 
Stelle der an Dienftjahren äftefte Prediger des Bezirks, oder ein anderer vom Gonfifto- 
rium dazu erwählter Prediger. 

404 (267). Wenn eine Bräpofitur erledigt wird, beruft das Confiftorium alle Pre— 
diger des Probſtbezirkes, um zu der erledigten Stelle zwei Candidaten zu wählen, oder 
fordert ihre Meinungen fchriftlich ein. Das Konfiftorium ftellt diefe Candidaten mit 
feinem Gutachten, durch das General-Confiftorium, dem Minifterium der inneren Ange— 
legenheiten zur Bejtätigung eines von ihnen vor. 

405 (268). Die Pröbfte find den General-Superintendenten und den Conſiſtorien 
unmittelbar untergeordnet, und find ſelbſt die unmittelbaren Oberen der zu ihren Bezirken 
gehörigen Prediger; fie theilen ihnen alle Vorschriften der geiftlichen Obrigkeit mit, erhalten 
von ihnen alle Berichte zur Borftellung an die höheren Behörden, und wachen, als nächite 
Aufjeher und Rathgeber der Geiftlichen, über ihre Lehre, moralifhen Wandel und Pünkt— 
lichkeit in der Amtsführung. Die Pröbfte ftellen jährlich den General-Superintendenten 
ihre und der ihnen untergebenen Prediger Dienftliften, ſowie die Conduitenliften der in 
ihren Bezirken befindlichen Candidaten des Predigtamtes, nach den hier beigelegten For— 
mularen vor '). 

406 (269). Wenn der Probit, ohne einen der Sache Nachtheil bringenden Verzug, 
oder aus anderen Urjachen, feine Vorstellung nicht an den General-Superintendenten richten 
fann, jo hat er das Recht, fich direct an das Confiftorium zu wenden. 

407 (270). Der PBrobft ift verbunden, wenigſtens einmal innerhalb dreier Jahre 
eine Bifitation aller zu feinem Bezirke gehörigen Kirchen, wo möglich mit Zuziehung geift- 
licher Aſſiſtenten, anzuftellen. 

408 (270). Die Bilitationen müfjen, wo es thunlich it, an Sonntagen gehalten, 
und jedesmal wenigſtens acht Tage vorher dem Prediger, und durch ihn von der Kanzel 
der Gemeinde befannt gemacht werden. Der Brobft hat jeinerjeit3 von der beabfichtigten 
Bilttation auch die Patrone und den Kirchen-Vorſtand der Gemeinde zu benachrichtigen. 

409 (270). Die Bifitation wird jedesmal mit feierlichen Gottesdienjte angefangen. 
Die Predigt Hält der Prediger der Gemeinde über einen vom Probſte gegebenen Tert; 
darauf hält er mit der verfammelten Jugend eine kurze Katechifattion, um eine Probe 
jeiner Lehrmethode abzulegen, und nach ihm prüft der Probſt jelbjt die Jugend, und, 
wenn er es für nöthig erachtet, auch andere Gemeindeglieder in ihren Religionsfenntniffen. 
Der Probſt fragt nun den Prediger, ob er über den Zuſtand feiner Gemeinde überhaupt 
etwas anzubringen habe. Hierauf verläßt der Brediger die Kirche, und der Probſt wendet 
1) Dazu als Beilagen: 1. Dienftlifte der | didaten des Predigtamtes, 

Ev.-Luth. Geiftlihen. 2. Conduitenlifte der Can: | 
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ſich mit derfelben Frage an die Gemeindeglieder, zeichnet die Antwort auf und entläßt fie, 
nachdem er eine für diefen Fall fchieliche Ermahnung an fie gerichtet hat. Diejenigen, 
welche erklären, daß fie ihm etwas Beſonderes vorzutragen haben, behält er zurüd. 
Hierauf verlangt der Probſt von dem Prediger, den Kirchendienern und Bauerkirchen— 
Bormündern ausführliche und genaue Rechenschaft über ihre Amtsführung, ihr gegenjeitiges 
Berhältniß unter ſich und zu der Gemeinde, über den religiöfen und fittlichen Zuftand 
der Gemeinde, der Schulen und milden Stiftungen, über die Zahl und das Betragen der 
in der Gemeinde befindlichen Kandidaten des Predigtamtes, über die Feier der Sonn— 
und anderen Feittage, über die Ordnung des Gottesdienstes und der Verwaltung der 
Sacramente, über die Beerdigungen und überhaupt über Alles, was die Kirche betrifft. 
Er verlangt ferner Auskunft darüber, ob die dem Prediger und den Kirchendienern zu— 
fommenden Gebühren gehörig entrichtet werden, unterfucht darauf die Kirchenbücher, die 
Kirchenchronik, das Pfarrarchiv und das in den Händen des Predigers befindliche Kirchen- 
geräth. 

410 (270). Der Probſt kann, wenn er es für nöthig findet, von dem Prediger 
auch die Eoncepte oder Dispofitionen feiner Predigten verlangen. 

411 (270). Der Brobft ift verpflichtet, durch Rath und Ermahnungen, die bei der 
Bilitation von ihm vorgefundenen Mängel und Unordnungen zu verbefjern, über diejenigen 
aber, die er auf dieſe Weife nicht verbeffern und abitellen kann, berichtet er dem Confiftorium. 

412 (270). Der Probſt muß über Alles, was bei der Bilitation vorgeht, ein Pro- 
tocoll führen, welches von ihm, dem Prediger und einigen, bei der Bifitation anweſenden 
Kirhen-Vorftehern oder anderen Perſonen, als Zeugen, unterjchrieben wird. Das Proto— 
coll bfeibt in dem Archive der Kirche, und dient al3 Grundlage für die folgende Bilitation. 
Eine Abſchrift deffelben und das Concept der von dem Prediger der Gemeinde bei diejer 
Gelegenheit gehaltenen Predigt jtellt der Probſt dem Confiftorium zu. 

413 (270) ')2). In Gemeinden, die nicht Pröbjten untergeordnet find, werden die 
Bilitationen von den General-Superintendenten oder Superintendenten gehalten; im Fall 
aber einer jehr großen Entfernung derfelben von dem AufenthaltSorte des General-Superin- 
tendenten oder Superintendenten, übertragen die Confijtorien dieſes Gejchäft einem der 
Prediger. 

414 (271). Die PBröbfte haben den Titel „Hochehrwürden“. Während des 
Gottesdienjtes und bei anderen feierlichen Gelegenheiten tragen fie die für die Prediger 
feitgefeßte Amtstracht (Art. 347). 

415 (272). Beichwerden des Probſtes über die Prediger und der Prediger über 
den Probſt werden an den rejpectiven General-Superintendenten gerichtet; er ſucht ihre 
Mißhelligkeiten gütlich beizulegen und jtellt, im Fall Solches nicht gelingt, die Klagen zur 
Entjcheidung an das Confiftorium vor. 

416 (273). Wenn die. Gemeindeglieder, der Patron, oder die Kirchen-VBorftände 
mit den Anordnungen des Probftes unzufrieden find, oder in Bezug auf das Kirchenver- 
mögen fich von ihm in ihren Rechten gefränft glauben, jo wenden fie ſich deßhalb mit 
ihrer desfallfigen Beſchwerde an das Conſiſtorium. 

417 (274). Die Bröbfte gebrauchen, ſowie alle übrigen Cvangelifch-Lutherifchen 
Prediger, bei der Correjpondenz in Amtsfachen das Siegel ihrer Kirche; ihre Briefe und 
Pakete unter diefem Siegel werden portofrei abgefertigt. 

1) In denjenigen Gemeinden, wo rückſichtlich Pröbften in den ehemaligen Golonien des füd- 
der Vifitation vor dem 28. December 1832 be- lichen Rußlands wird von der Krone alle drei 
jondere Beftimmungen galten, wird die frühere Jahre eine beftimmte Geldunterftügung zu den 
Drdnung in diefer Hinficht auch fünftig beibehalten. Neifefoften für die Vifitationsfahrten abgelafjen 


2) Bei der Vifitation ihrer Bezirke erhalten die (f. d. Art.292, Anm. 4, nach d. Fort. v. 3. 1879). 
Pröbjte von den Kirchfpielen Vorſpann. Den 1838 Jan. 18 (10898). 
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Zweite Abtheilung. 


Von den Oeneral-Superintendenten und Zuperintendenten, und vom Chrentitel Evangeliſch— 
Lutheriſcher Biſchöfe. 


418 (275) '). Die höheren geiſtlichen Vorgeſetzten der Pröbſte in Livland, Eſtland, 
Kurland und in dem St.Petersburgiſchen und Moskauſchen Confiftorialbezirfe werden 
General-Superintendenten, die Vorgeſetzten der Prediger auf der Inſel Defel aber und in 
den Städten Riga und Reval Superintendenten genannt. 

419 (276) (nad) d. Forſetz. dv. J. 1879)°). Zu der Stelle eines Livländischen, Kur— 
ländischen und Eftländischen General-Superintendenten und des Defelfchen Superintendenten 
werden zwei Kandidaten durch den Adel derjenigen diefer Provinzen gewählt, in welcher 
die Stelle erledigt ift, zu der Stelle eines Superintendenten in Riga und Neval aber, 
durch die Magiftrate diefer Städte. Die gewählten Kandidaten werden durch die rejpec- 
tiven Gouverneure und das Minifterium der inneren Angelegenheiten Seiner Kaiſer— 
lihen Majeſtät vorgeftellt. Das Minifterium fügt der Unterlegung über dieſe Can— 
didaten auch das über diejelben eingeholte Gutachten des General-Confiftoriumg bei. — 
Bu den Stellen des St.-Betersburgifchen und Moskauſchen General-Superintendenten ftellt 
das General-Confiftorium dem Minijterium der inneren Angelegenheiten gleichfalls zwei 
Candidaten vor, um über diefelben Seiner Kaijerlihen Majestät zu unterlegen. 

420 (277). Die feierliche Einführung der Evangelifch-Lutherifchen General-Superin- 
tendenten und Superintendenten in ihr Amt gejchieht auf Vorſchrift des General-Eonfisto- 
riums, mit Beobachtung der Ordnung, die in der Kirchenagende vorgejchrieben iſt. 

421 (278). Die General-Superintendenten und Superintendenten, al3 die höheren 
geiftlichen Borgejegten der zu ihrem onfiitorialbezirfe gehörigen Pröbſte und übrigen 
Evangelijch-Lutherifchen Geiftlichen, fowwie der Kandidaten des Bredigtamtes, und als Organe 
der Conſiſtorien find verpflichtet, in ihren perjönlichen Berhältniffen zu der untergeordneten 
Geiftlichkeit, durch alle ihnen zu Gebote ftehenden Mittel zur pünftlichen Erfüllung der 
Vorſchriften diefer Behörden und ihrer gemeinjchaftlichen Obliegenheit, der Beauflichtigung 
de3 richtigen Ganges der firchlichen Angelegenheiten des Bezirks, beizutragen. Sie haben 
darüber zu wachen, daß die Lehre der Prediger, ihrem Geijte nach und in ihrem ganzen 
Umfange, mit der Heiligen Schrift und den Erklärungen der Symbolifchen Bücher über- 
einftimme, daß ſämmtliche Geiftliche ihr Amt gehörig verwalten, die Gemeindeglieder durch 
das Beispiel eines moraliihen Wandels erbauen, fich bejtändig in den bei ihrem Amte 
unentbehrlichen Wifjenfchaften vervollfommnen und bei VBerrichtung der geiftlichen Hand- 
ungen nicht eigenmächtig von den Vorfchriften der Kirchenagende abweichen. Sie follen 
bemüht fein, Alles, was in dem Wandel und in den Amtshandlungen der ihnen unter- 
gebenen Geiftlichfeit diefem SKirchengejege oder den Vorſchriften der Agende zumiderläuft, 
unverzüglich zu bejeitigen, abzuftellen, oder demjelben vorzubeugen und es zu verbeſſern, 
jedoch ſowohl hierüber und über diejenigen Fälle, in denen fie nicht durch ihr Anfehen 
irgend einer Unordnung fteuern fünnen, als überhaupt über alle von ihnen gemachten 
wichtigen Beobachtungen in Bezug auf den ihnen anvertrauten Bezirk, das Conſiſtorium 
in Kenntniß ſetzen. 

422 (279). Die General-Superintendenten und Superintendenten leiten in der 
Regel die Prüfungen und Colloquien mit den Candidaten, auch haben ſie ſich bei Ver— 
ſetzung von Predigern durch ein Colloquium von deren Würdigkeit und Kenntniſſen zu 
überzeugen. 


1) Der General-Superintendent der Eſtländiſchen Revalſchen Domkirche. 
Geiſtlichkeit iſt jedesmal auch Prediger an der 
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423 (280). Die General-Superintendenten und Superintendenten vollziehen, nad) 
Borichrift der Kirchenagende, die Ordination und, wenn e3 die Localverhältniffe erlauben, 
auch die Introduction der Prediger ihres Confiftorialbezirks. Von ihnen, und ebenfalls 
nach Vorschrift der Agende, wird auch die Einweihung der Kirchen vollzogen, und nur 
im Falle großer Entfernung oder einer Krankheit des General-Superintendenten oder 
Superintendenten, kann das Conftftorium die Introduction eines Prediger, oder die Ein- 
weihung einer Kirche dem Probſte, oder einem andern Geijtlichen übertragen. 

424 (281) '). Die General-Superintendenten und Superintendenten ftellen dem Con— 
fiftorium jährlich die Dienftliften der Pröbfte und Prediger und die Conduitenliften der 
in ihrem Bezirke befindlichen Bredigtamts-Candidaten, mit Bemerkung ihrer Meinung über 
diefelben, nach den worgejchriebenen Formularen, zu ?). 

425 (282) °). Die Öeneral-Superintendenten und Superintendenten find verbunden, 
wenigftens einmal innerhalb ſechs Jahren Bilitationen aller eigenen Barochien der Pröbſte 
wo aber feine Präpofituren vorhanden find, aller Gemeinden ihres Bezirks anzuitellen. 
Bei diefen Bifitationen befolgen fie diejelben Kegeln, die für die Probjt-Bifitationen vor— 
gejchrieben find, und richten bejonders ihre Aufmerkſamkeit auf das Benehmen der Pröbjte 
und ihr VBerhältniß zu den Bredigern ihrer Bezirke. Sie find auch verpflichtet, die Probſt-, 
archive mit gehöriger Sorgfalt zu unterfuchen, und haben überdies das Recht, wenn fie 
e3 für nöthig erachten, auch bei den vonden Pröbſten vorzunehmenden Bilitationen gegen- 
wärtig zu jein. 

426 (283). Außer diefen gewöhnlichen PVifitationen können fie, ſowohl auf Anord- 
nung des Conſiſtoriums, als auch nad) ihrem eigenen Gutbefinden, von Zeit zu Heit un- 
erwartet eine Viſitation irgend einer Parochie anftellen, jedoch müſſen fie vorläufig das 
Confiftorium davon in Kenntniß geſetzt haben. 

427 (284). Syn denjenigen Gemeinden, in denen die General-Superintendenten oder 
Superintendenten ſelbſt das Amt der Prediger verjehen, werden ebenfall®, wenigſtens ein- 
mal binnen jechs Jahren, Viſitationen angeftellt, welche einer bejonderen, vom Confiftorium 
zu ernennenden, Commiſſion übertragen werden. 

428 (285). Die General-Superintendenten und Superintendenten tragen während 
des Gottesdienftes und bei anderen feierlichen Gelegenheiten die für alle Evangeliſch-Luthe— 
tischen Prediger verordnete Amtstracht und überdies auf. der Bruft ein, von Seiner 
Kaijerliden Majeftät als Auszeichnung ihnen verliehenes, an einer goldenen Kette 
hängendes, glattes, goldenes Kreuz, welches ihnen bei ihrer Introduction von dem Prä- 
ſidenten des Conſiſtoriums angelegt wird. 

429 (286). Die General-Superintendenten und Superintendenten haben den Titel 
„Sohwürden“. 

430 (287). Bei der Correjpondenz in ihren Amtsgejchäften bedienen fich die General- 
Superintendenten und Superintendenten eines bejondern Siegel3, enthaltend ein Kreuz 
mit der Umjchrift: Siegel des NN General-Superintendenten, oder des NN Superin: 
tendenten. Ihre Briefe und Pakete unter dieſem Siegel werden portofrei abgefertigt. 

431 (288). Diejenigen Geiftlichen, denen, als Zeichen der bejondern Gnade des 
Monarchen und zur Belohnung vieljähriger ausgezeichneter Bemühungen, der Ehrentitel 
eines Evangelijch-Lutheriichen Bijchofs verliehen worden ift, haben ebenfalls das Prädicat 





1) Sn der Nubrif von der Tüchtigfeit der 
Beiftlichen zur Verwaltung ihres Amtes machen 
die General-Superintendenten und Superinten- 
denten ihre Bemerkung, ohne daß fich irgend eine 
Tas) Obrigkeit daran betheiligt (1834 Zul. 19 
( 

2) Vgl. Art. 405 Note 1. 1852 Jan. 28 (25944) 





Art. 143, Pit. 4. 

3) Wegen der den General-Superintendenten 
und Superintendenten zu den Bilitationsfahrten 
abzulajjenden Gelder, jucht das St.-Betersburgiiche, 
Moskauſche, Livländiſche, Ejtländijche und Kur- 
ländiſche Conſiſtorium jedes Mal um bejondere 
Bewilligung nad). 
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„Hochwürden“, diefelbe Amtstracht und gleiche Ehrenzeichen, und beobachten in ihren 
Berhältniffen mit dem Confiftorium und der ihnen untergebenen Geiftlichfeit dieſelben 
Negeln, die rücfichtlich der Rechte und Obliegenheiten der General-Superintendenten und 
Superintendenten feſtgeſetzt find. 

432 (289). Alle höheren geiftlihen Beamten der Evangelijch-Lutherifchen Kirche, 
jomwie die Prediger und deren Adjunften, Leiten beim Antritte ihres Amtes, die Kandidaten 
de3 Predigtamtes aber beim Empfange der venia concionandi, Seiner Kaiſerlichen 
Majeſtät in gejehlicher Ordnung den allgemein vorgejchriebenen Dienjteid. 


Siebentes Gapitel. 
Bon den Goniiitorien. 
Erſte Abtheilung. 

Von den örtlichen Lonfiftorien. 


433 (290) . Alle Evangelijch-Lutherijchen Gemeinden im Neiche, mit Ausnahme 
der in den Transkaukaſiſchen Eolonien der ausländischen Anfiedler befindlichen, ftehen unter 
der Aufficht folgender örtlicher Confiftorien: 1) des St.Petersburgiſchen, 2) des Livlän- 
diichen, 3) des Ejtländiichen, 4) des Kurländiichen, 5) des Moskauſchen, 6) des Dejeljchen, 
7) des Nigafchen und 8) des Revalſchen. 

434 (291) ?)°). Bu den Bezirken dieſer Conſiſtorien gehören: 

1) (nad) d. Fortſetz. v. J. 1876). Zu dem Bezirke des St.-Betersburgiichen Con— 
fiftorium3: die Evangelifch-Lutherifchen Gemeinden des Gouvernements St.- Petersburg, 
die Städte Kronftadt und Narıva mit einbegriffen, ferner der Gonvernement3 Nowgorod, 
Plesfau, Wologda, Dloneß, Archangel, Koftroma, Jaroslaw, Smolensk, Tichernigom, 
Wolhynien, Podolien, Kiew, Poltawa, Jekaterinoslaw, Taurien, Cherſon mit der Stadt 
Odeſſa, jowie des Gouvernements Bejjarabien *). 

2) Zu dem Bezirke des Livländifchen Confiftoriums: die Evangelisch-Lutherijchen 
Gemeinden des Livländischen Gouvernements, mit Ausschluß der auf den Inſeln des 
Arensburgiihen Kreifes und der zur Competenz der Stadt Riga gehörigen, in welcher 
legtern jedoch die Gemeinde der St.-Zacob3-Kirche zur Kompetenz des Livländischen Con— 
ſiſtoriums gehört. 

3) Zu dem Bezirke des Eftländischen Confiftoriums: die Evangelifch-Lutherijchen 
Gemeinden des Ejtländijchen Gouvernements, mit Ausschluß der in der Stadt Reval 
jelbjt befindlichen Kirchen und Gemeinden, von welchen nur die Gemeinde der Domkirche 
zur Competenz des Ejtländischen Conſiſtoriums gehört. 

4) Zu dem Bezirke des Kurländiſchen Eonfiftoriums: die Evangeliſch-Lutheriſchen 
Gemeinden der Gouvernements Kurland, Witebst, Mohilew, Minsk, Wilna, Grodno und 
Komno °). 


1) 1847 Zul. 29 (21450). 

2) Zum Refjort de3 Ejtländischen Conſiſtoriums 
gehört auch, unter Beauffichtigung des Miniſte— 
riums der Volksaufklärung, das in Reval befind- 
lihe Dom-Waiſenhaus. Zur Verfürzung des 
Schriftwechjels wendet fich das Eonfiftorium, wenn 
es fih um Anftellung oder Nangerhöhung der 
Lehrer oder um andere Fälle Handelt, welche fich 
jpeciell auf ihren Dienst beziehen, durch den Cu— 
rator des Dörptſchen Lehrbezirt3 an das Minis 
fterium der Volksaufklärung, welchem es überlafjen 
bleibt, darüber, wo gehörig, Borjtellungen zu 





weiterer Beprüfung zu machen (1843 Mai 9 (16602) ; 
1847 Zul. 29 (21450); 1858 Jun. 6 (83261) I, 
Art. 5, 12. 

3) Nach d. Fortſetz. v. J. 1876. Bei der Dom— 
kirche in Reval hat fich eine neue Ejtnijche Ges 
meinde gebildet (1862 Mai 15 (38282) Art. 1—12. 
— Dieje Anmerkung betrifft gleichfalls die Ar- 
titel 434 (Bit. 8), 623 und 625 (Anm. 1). 

4) 1847 Jul. 29 (21450); 1867 Mai 3 (44518); 
1873 Det. 28 (52721) Urt. 1, 5. 

5) 1842 Dec. 18 (16347); 1847 Zul. 29 (21450). 
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5) Zu dem Bezirke des Moskauſchen Confiftoriums: die Evangeliſch-Lutheriſchen 
Gemeinden der Gouvernements Mosfau, Twer, Kaluga, Tula, Räſan, Wladimir, Nijhni- 
Nomwgorod, Penſa, Tambow, Woroneih, Kursk, Drel, Charfom, Saratow, Simbirsk, 
Kaſan, Wiätka, Perm, Samara, Orenburg, Aſtrachan, Stawropol, Sibiriend und Trans— 
kaukaſiens '). 

6) Zu dem Bezirke des Defelichen Confiftoriums: die Evangelifch-Lutherifchen Ge— 
meinden der Inſeln Dejel, Moon, Runde und der übrigen fleineren, zu dem Arensbur— 
giſchen Kreiſe gehörigen, Inſeln. 

7) Zu dem Bezirke des Rigaſchen Stadt-Conſiſtoriums: die Evangeliſch-Lutheriſchen 
Gemeinden der Stadt und des Stadtbezirks und Patrimonialgebiets von Riga mit allen 
in denſelben befindlichen Evangeliſch-Lutheriſchen Kirchen, ausgenommen nur die St.Jacobs— 
Kirche mit ihrer Gemeinde (Bft. 2). 

8) Zu dem Bezirke des Revalichen Stadt-Confiftoriums : die Evangelifch-Lutherifchen 
Gemeinden aller in dieſer Stadt befindlichen Kirchen, mit Ausschluß nur der Domfirche 
(Pt. 3), und überdies die zur Eſtniſchen Stadt-Kirche gehörigen Landgemeinden (ſ. d. 
Art. 434, Pkt. 3, Unm. 2, nad) d. Fortſ. v. J. 1876). 

435 (292) ) ). Die Evangelifch-Lutherifchen Eonfiftorien beftehen aus einem welt- 
lichen Präfidenten und einem geiftlichen Vice-Präſidenten, deſſen Stelle jedesmal der 
General-Superintendent oder Superintendent des Confiftorialbezirfs einnimmt, und aus 
einer gleichen Zahl weltlicher und geistlicher Beifiger. Alle Mitglieder müfjen zur Evan- 
gelisch-Lutheriichen Confeffion gehören. Die Confiftorien von St.Petersburg, Livland, 
Eitland, Kurland und Riga jollen je zwei weltliche und je zwei geijtliche, das Moskauſche, 
Dejeljche und Revalſche aber je einen weltlichen und je einen geiftlichen Beiliger haben 9. 

436 (293) °) (nach d. Fortjeg. dv. J. 1879). Die Präfidenten der Conſiſtorien von 
St.-Beteröburg und Moskau werden auf Borftellung des Miniftertums der inneren An— 
gelegenheiten, welches zuvor über die vorzuftellenden Kandidaten die Meinung des General- 
Conſiſtoriums einholt, von Seiner Raiferlihen Majeftät ernannt. Zur Beſetzung 
der Stelle eines Bräfidenten in den Confiftorien von Livland, Eſtland, Kurland und der 
Inſel Dejel werden, auf Berfügung der vejpectiven Gouverneure, von dem dortigen Adel, 
in den Stadt-Confiftorien von Riga und Reval aber von den Stadtmagiftraten, zwei Can— 
didaten, in Livland, Eftland und auf der Inſel Defel aus den Gliedern der Landraths— 
Collegien, in Kurland aus den Gliedern des Kurländiſchen Oberhofgerichts, in den Städten 
Riga und Neval aus den gelehrten Bürgermeiftern erwählt. Nach gejchehener Wahl der 
Candidaten berichtet dariiber der Adel oder der Magiftrat dem vrefpectiven Gouverneur, 
der dieſelbe, mit Beifügung feiner Meinung über die Kandidaten, dem Minifterium der 
inneren Angelegenheiten mittheilt, welches die Gewählten Seiner Raiferliden 
Majeſtät voritellt. | 

437 (294) (nad) d. Fortjeß. dv. J. 1879) ). Zur Beſetzung der Stellen der welt- 
lichen und geiftlichen Beifiger in den Confiftorien von St.-Betersburg und Moskau stellen 
dieje Conſiſtorien, durch Vermittelung des General-Confiftoriums, dem Minifterium der 

1) 1847 Jul. 29 (21450); 1848 Jan. 27 (21943); Kanzleibeamten diejer Confiftorien, fönnen auch) 
1852 Sept. 11 (26578); 1861 Mai 3 (36968) andere Stellen befleiden, mit Beibehaltung des 
Art. 1, 8; 1864 Dec. 4 (41523); 1877 Apr. 26 dazu gehörigen Gehaltes, wenn die damit ver: 
(57221). bundenen Berpflihtungen ihren Bejchäftigungen 

2) Der geiftliche Vice-PBräfident vertritt in Ab- | im Gonfiftorium nicht hinderlich find (1833 Nov. 4 
wejenheit des Bräfidenten defien Stelle im Conz | (6547). 
filtorium, in Abwejenheit beider präfidirt der äl-| 4) Dazu als Beilagen die Etat3 der Konfifto- 
tefte meltliche Beifißer (1863 Nov. 4 (40202); | rien. 
1876 März 9 (55675); 1877 Sept. 3 (57686); | 5) (1847 Zul. 29 (21450); 1876 Jan. 25 (55501); 
1878 März 28 (58333). Apr. 28 (55871) Art. 9). 


3) Die Präfidenten und Mitglieder der Evan- | 6) (1847 Zul. 29 (21450); 1876 Jan. 25 (55501); 
gelijch-Lutheriichen Conſiſtorien ſowohl, als die | Apr. 28 (55871) Art. 9). 
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inneren Angelegenheiten zwei Candidaten zu jeder Stelle vor. Zu weltlichen Beifigern 
der Conjiftorien von Livland, Ejtland, Kurland und der Inſel Defel erwählt, auf Ver- 
fügung der rejpectiven Gouverneure, der dortige Adel, für die Stadt-Confiftorien von 
Niga und Reval aber wählen die Magiftrate diefer Städte aus ihrer Mitte je zwei Can— 
didaten zu jeder Stelle; zu geiftlichen Beifiern aller diejer Conſiſtorien fchlägt jedes von 
ihnen der Geijtlichkeit feines Bezirks, das Livländiſche, Eſtländiſche und Kurländiſche vier, 
das Oeſelſche, Rigafche und Nevaliche aber drei Candidaten aus deren Mitte vor. Aus 
Diejen wählt die Oeiftlichfeit zwei zu jeder erledigten Stelle aus. Nach beendigter Wahl 
wird hierüber dem rejpectiven Gouverneur berichtet, welcher diefelbe, unter Beifügung 
feiner Meinung über die ihm vorgeftellten Kandidaten, zur Kenntniß des Minifteriums 
der inneren Angelegenheiten bringt. Das Miniſterium der inneren YUngelegenheiten beftätigt 
einen dieſer Candidaten; über die geijtlichen Beiliger fordert e3 vorläufig das Gutachten 
de3 General-Conſiſtoriums ein. 

438 (295) (nad) d. Fortſetz. v. J. 1879) 9. Die Kanzleien der Evangeliich-Quthe- 
riſchen Confiftorien von St.-Petersburg, Livland, Eftland, Kurland und Moskau beftehen 
aus einem Secretär, einem Notär und der nöthigen Zahl von Kanzliften, gemäß den Etat2. 
— Die Notäre der Confijtorien von St.-PBetersburg und Moskau verjehen zugleich das 
Amt eines Meberjegers. — Die Kanzleien des Livländifchen, Eftländifchen und Kurlän— 
diihen Conſiſtoriums haben je einen beſonderen Weberjeger. — Die Kanzlei des Oeſelſchen 
Eonfiftoriums bejteht aus einem Secretär, einem Ueberjeger und einem Kanzliften. — 
Die Kanzleigefchäfte des Rigafchen und Revalſchen Eonfiftoriums werden von den Kanzlei- 
beamten der Magijtrate bejorgt °). 

439 (296) (nach d. Fortjeß. v. J. 1879) °). Zur Bejegung der Stellen der Secre- 
täre und Notäre in den Evangelifch-Lutherijchen Eonfiftorien von St.-Betersburg, Livland, 
Eitland, Kurland, Moskau und der Inſel Oeſel erwählen diefe Conſiſtorien Perſonen, die 
der Rechte fundig find, und ſtellen die Secretäre dem Minifterium der inneren Angelegen- 
heiten, die Notäre aber dem General-Confiftorium zur Bejtätigung dor; die Kanzliften, 
ſtellen ſie jelbit an. 

440 (297). Die Secretäre der Confiftorien richten fich bei Ausübung ihrer Amts: 
pflichten nach den allgemeinen über das Secretäramt beftehenden Verordnungen. 

441 (298 *). Die Präfidenten, Mitglieder, Secretäre und übrigen Kanzleibeamten 
der Confiftorien leiſten vor dem Eintritte in ihr Amt, nach gejeglicher Vorſchrift, ven Eid 
der Dienfttreue; zu der gewöhnlichen Formel defjelben fügen der Präſident, Vice-Präſident 
und die übrigen Glieder der Konfiftorien noch folgende Worte Hinzu: „Sch ſchwöre ferner 
„bei Gott, dem Herrn, und feinem Heiligen Evangelium, daß ich in der Verwaltung des 
„mir ertheilten Amtes (NN) ſowohl die allgemeinen Gejege des Reichs, als die befonderen 
„Vorschriften der Evangelifch-Lutherifchen Kirche, nach allen meinen Kräften und nad) 
„meiner beiten Einficht, aufs gewifjenhaftejte beobachten will, jo wahr mir Gott helfe!” 





1) Nach d. Fortjeg. v. J. 1876. In Sachen, | 1878 März 28 (58333). 


welche im General-Confiftorium, in den Evanges | 
liſch-LSutheriſchen Konfiftorien von Gt.- Petersburg 
und Mosfau, jowie in den Reformirten Sigungen 
diejer beiden Letzteren verhandelt werden, find 
Ranzleigebühren in einem von einer bejonderen 
Taxe beſtimmten Umfange fejtgeiegt. Die Summen 
aus diejen Gebühren werden zum Unterhalt des 
PVerjonalbeftandes der Kanzlei desjenigen Con- 
fiftoriums3 verwandt, melches Diejelben erhoben 
(1874 Zun. 8 (53626) Art. 2, 3). — Dieje An- 
merfung betrifft gleichfall® den Artikel 457, 

2) 1847 Zul. 23 (21434); Jul. 29 (21450); 





Friedberg, Verfafiungsgefege. II. Erg.“Bd. Rußland. 


3) 1878 März 28 (58333). 

4) Nach d. Fortjeg. v. %. 1876. Der Dienfteid 
wird nur beim erjten Eintritt in den Dienft oder 
beim MWiedereintritt nad) erhaltener Verabſchie— 
dung geleiftet; wiederholt wird derjelbe nicht mehr 
bei Berjegung in einen andern Dienjt oder bei 
Ernennung zu einem andern Amte. Hiervon find 
nur Diejenigen dienſtlichen und nichtdienftlichen 
Aemter und Würden ausgenommen, für welche 
durchs Gejeg bejondere eidlihe Berjprechungen 
feftgeftelt find (j. d. Neglem. üb. d. Staatsd., 
Art. 185, Anm.) 1857 Det. 21 (32308) Art. 1,3, 
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442 (299) 9. Die Aemter der Präfidenten, weltlichen Aſſeſſoren und übrigen Glieder 
des St.-Petersburgischen, Livländiichen, Eftländifchen, Kurländiſchen, Mostaufchen und 
Defelihen Conſiſtoriums ftehen in den Nangclaffen, welche ausführlich im Reglement über 
den Staatsdienſt (Buch I) verzeichnet find. 

443 (300). Die Präfidenten und Mitglieder, ſowie die Secretäre und übrigen 
Ranzleibeamten werden, nad) Grundlage der allgemeinen Reichsgeſetze, von derjelben Be— 
börde ihres Amtes entlaffen, von welcher fie in demjelben bejtätigt waren. 

444 (301) ?). Die Evangelifch-Lutherifchen Confiftorien find verbunden, in ihren 
Bezirken darauf zu fehen, daß die Evangelifch-Lutheriiche Geiftlichfeit und alle ihnen unter- 
geordneten Perſonen fich in Kirchlicher Beziehung in allen ihren Handlungen ſowohl nad) 
den allgemeinen Reichsgeſetzen, als auch nach den Beftimmungen diejes Kirchengefeßes und 
der dazu gehörigen Inſtruktion (ſ. Cap. XII) und Kirchenagende (Art. 140) genau richten. 
Dem zufolge gehört zu dem Wirkungskreiſe der Confiftorien: 

1) Die Auffiht darüber, daß die auf die Heilige Schrift gegründete und in den 
Symbolifhen Büchern der Evangeliich-Lutherifchen Kirche erklärte Lehre diejer Kirche in 
ihrer Reinheit erhalten werde, ſowie über die Ordnung bei Verrichtung des Gottesdienites 
und Verwaltung der Sacramente und übrigen geistlichen Handlungen, gemäß den Vorjchriften 
der Kirchenagende. 

2) Die Auffiht ſowohl über die Amtsführung, als auch überhaupt über das Be— 
tragen und den Wandel der in ihren Bezirken befindlichen Prediger und Predigtamts- 
Candidaten. 

3) Die Bewahrung und Vertheidigung der Rechte der Kirche, der Geiſtlichkeit und 
der Kirchenbeamten und die Vertretung derſelben bei der höheren Obrigkeit. 

4) Die Wahl der Predigt-Texte für die inden Artikeln 141, 676—678 bemerkten Fälle. 

5) Die vorläufige Durchſicht der kirchlichen, dogmatiſchen, Homiletischen und anderen 
Evangelifch-Lutherifchen Schriften geiſtlichen Inhalts, in Gemäßheit der Cenjurgefeße ?). 

6) Die Ertheilung der Erlaubniß zur VBeranftaltung veligiöfer Brivatverfammlungen, 
nad) Grundlage der im Capitel II dieſes Kirchengejeges darüber enthaltenen Beſtimmungen. 

7) Die Borftellung an das Minijterium der inneren Angelegenheiten oder, in erfor= 
derlichem Falle, an den Statthalter Kaufafiens (Art. 8 d. I. Th. d. XI. Bd. d. Reichs— 
gejegb.), wegen der Taufe von Hebräern, Mahomedanern-und Heiden , und nachdem die 
Bewilligung von dort erhalten iſt, Die Ertheilung der Erlaubniß, eine jolhe Taufe zu vollziehen. 

8) Die allgemeine Aufjicht über den Neligionsunterricht der Evangelijch-Lutherifchen 
Jugend in den Kron- fowohl, als Brivatichulanftalten. 

9) Die Verhandlung und Entjheidung in erjter Inſtanz aller, das Verlöbniß, das 
Aufgebot, die Schliegung und die Scheidung der Ehen betreffenden, Sachen, in Grund- 
lage der oben im Capitel IV enthaltenen Bejtimmungen. 

10) Die Prüfungen der Predigtamts-Candidaten pro venia concionandi und pro 
ministerio , ſowie die Haltung der Colloquien mit denfelben in den im Capitel V und in 
der weiter unten folgenden Inftruction für die Geijtlichen (f. Cap. XII) angegebenen Fällen. 

11) Die Ordination und Introduction der neuangeftellten Prediger; die dem Minifte- 
rium der inneren Angelegenheiten zu machende Vorſtellung über Candidaten zu den er— 
ledigten Predigerftellen und die Bejegung diefer leßteren in denjenigen Fällen, wo jolches 
durch die Beſtimmungen diejes Kirchengejeges ihnen übertragen ift. 


1) 1835 Nov. 20 (8594); 1847 Zul. 23 (21434); 
Jul. 29 (21450); 1867 Det. 28 (45084); 1878 
März 28 (58333). 

2) Nach d. Fortſetz. v. %. 1876. Den Evangelijch- 
Lutheriichen Konfiftorien fteht die Mitwirkung in 
Betreff der Unterjtügungsfaffe der Evangelijch- 


Lutheriſchen Gemeinden zu, in Grundlage der in 
der Beilage zur Anmerfung 2 des Artikels 603 
(nach d. Fortſetz. v. %. 1876) enthaltenen Vor— 
ichriften (1858 Aug. 8 (33454) Stat., Art. 13, 17, 
19, 28, 27-31. 

3) 1865 Apr. 6 (41988) Art. IV, a; (41990). 
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12) Die vermittelt des General-Confiftoriums an das Minifterium der inneren 
Ungelegenheiten zu bewerfitelligende Vorftelung über die neu zu erwählenden Pröbſte, 
nad) Grundlage der Bejtimmungen des Capitel3 VI diejes Kirchengefeges, und die Ver- 
fügungen wegen provijorifcher Verwaltung einer PBrobititelle big zur Ernennung und Be- 
ftätigung des neuen Probites. 

13) Die Ertheilung des Conftitutoriumg an die neu angeftellten Pröbfte und Pre- 
diger, und die Bekanntmachung der Anftellung eines neuen Probftes an ſämmtliche Pre— 
diger feines Bezirks. 

14) Die VBorjtellung an das Minifterium der inneren Angelegenheiten über gänzliche 
Entlaffung der Prediger und Pröbfte, oder über Beurlaubung derjelben auf länger, als 
achtundzwanzig Tage. 

15) Die Ertheilung der Erlaubniß an einen Prediger zur Mebernahme von Vor— 
mundichaften, in Gemäßheit der Beftimmungen des Capitels V diejes Kirchengeſetzes. 

16) Die Unterfuhung und Entjcheidung von Streitigkeiten zwijchen den Predigern 
verjchiedener Kirchipiele, oder zwijchen ihnen und ihren Adjunkten oder Gemeindegliedern, 
über Gegenjtände, die zur geiftlichen Competenz gehören. 

17) Die Unterfuchung der Klagen über Pröbfte, Superintendenten und General— 
Superintendenten, und die Vorſtellung ihrer desfaljigen Entjcheidung zur Durhficht an 
das. Öeneral-Confiftorium. 

18) Die Unterfuhung und Entjcheidung über Amts-Vergehen und Berbrechen in 
Amtsfachen jämmtlicher zu ihren Bezirken gehörender Geiftlichen. 

19) Die Aufficht darüber, daß Geistliche, die eines Criminalverbrechens bejchufdigt 
find, vor den weltlichen Behörden nicht ander, al3 im Beijein eines Deputierten von 
Seiten der Geiftlichfeit gerichtet werden, und die Abordnung ſolcher Deputirten zu der 
betreffenden weltlichen Behörde; die Suspenfion der dem Criminalgerichte übergebenen 
oder in Unterfuchung ftehenden Geiftlichen, und deren Abjegung vom Amte oder Aus— 
ſchließung aus dem geiftlichen Stande, in Folge rechtsfräftigen Urtheils (ſ. d. Art. 376, 
Anm. 2, nad) d. Forti. v. J. 1876). 

20) Die Borftellung des unter ihnen fjtehenden Perjonals zu Belohnungen, und 
zwar die der Geiftlichen durch Wermittelung des General-Eonfiftoriums, die der Weltlichen 
aber unmittelbar an das Minifterium der inneren Angelegenheiten. 

21) Die Aufjicht über die genaue Beobachtung der in den Gapiteln VI und XI ent- 
haltenen Beſtimmungen, rückſichtlich der Kirchenvifitattonen und der Evangelifch-Lutherifchen 
Synoden, und in nöthigen Fällen die Anfertigung bejonderer Inſtructionen zu dieſen Vi— 
fitationen für die Pröbſte, Superintendenten und General-Superintendenten. Die Entwürfe 
diefer Inſtructionen werden dem General-Confijtorium zur Prüfung und dem Minifterium 
der inneren Angelegenheiten zur Bejtätigung vorgeitellt. 

22) Die vermittelt des General-Confiftoriums an das Minifterium der inneren 
Angelegenheiten zu machende Vorftellung wegen Erbauung neuer Kirchen, Errichtung neuer 
Gemeinden und Filialfirhen, und wegen Genehmigung der dazu erforderlichen Collecten- 

23) Die vermittelft des General-Confiftoriums an dag Minijterium der inneren 
Angelegenheiten zu machende Borjtellung wegen Errichtung neuer PBräpofituren und Er- 
theilung neuer PBatronatsrechte. 

24) Die auf Verfügung der höheren Obrigkeit zu treffende Auferlegung der Kirchen- 
jühne bei gerichtlich dazu Verurtheilten. 

25) Die Oberaufficht über die in ihrem Bezirke beftehenden Kafjen zur Unterſtützung 
der Prediger-Wittwen und Waifen, und die Beförderung der Errichtung und Erweiterung 
jolcher Kaſſen. 

26) Die Ertheilung bejonderer Dispenjationen, die durch die Bejtimmungen 

Li 
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diejes Kirchengejeges dem Ermeffen und der Autorität der Confiftorien anheimgeftellt 
find 9. 

445 (302) ?) °) 9. Den Confitorien wird überdies zur Pflicht gemacht, einzufenden : 

1) Sowohl an das Minifterium der inneren Angelegenheiten, al3 an das General- 
Confiftorium, die Dienftliften der ihnen untergeordneten Pröbſte und Prediger und die 
Eomduitenliften der andidaten des Predigtamtes, welche den Konfijtorien durch die 
General-Superintendenten und Superintendenten zugeftellt werden, ſowie zugleich auch die 
Dienftliften des Präfidenten, des geiftlichen Vice-Präſidenten und der übrigen Mitglieder 
und Kanzleibeamten des Lonfijtoriums. Dieſe Liften werden jährlich im Februar einge- 
fandt. Bei Abfafjung derjelben wird, rücfichtlich der weltlichen Beamten des Confiftoriumg, 
die gewöhnliche, für die Dienftliiten der Civilbeamten vorgejchriebene, Form beobachtet. 
Die Dienftliften der Geiftlichen werden nad einem bejonderen Formulare (vergl. d. Bei- 
lagen zum Artikel 405) verfaßt ?). 

2) An das General-Confiftorium, ebenfalls im Februar jeden Jahres, Verzeichniffe 
über alle im verfloffenen Jahre im Jurisdictionsbezirke des Conſiſtoriums Geborene, Ge- 
traute und Geftorbene, nach) dem hier beigelegten Formulare (j. d. Beilage zu diefem Ar- 
tifel 445, Pit. 2). 

3) An das General-Confiftorium bejondere, nach den hier beigelegten Formularen 
angefertigte, Berzeichniffe der indem Conſiſtorium verhandelten und im Laufe des Jahres 
unbeendigt gebliebenen Sachen, jowie der erledigten und umnerledigten amtlichen Schriften. 
Dieje Verzeichniffe werden im Januar eines jeden Jahres eingejfandt, und in denſelben 
namentlich bemerft, welche Sachen unbeendigt geblieben find (j. d. Beilagen zu diejem 
Artikel 445, Bft. 3). 

4) An das General-Eonfiftorium einen ausführlichen Bericht über den Zuftand des 
Kirchenwejens in ihren Bezirken, über bemerfenswerthe Ereigniffe in demjelben, über die 
Art der Amtsführung der Geiftlichen, über die VBerrichtung des Gottesdienftes und an- 
derer Gejchäfte derjelben, über die wichtigften im Laufe des Jahres gemachten Verfü— 
gungen, über die gegen Geistliche ftattgehabten Unterſuchungen, über die Fortjchritte des 





1) Dazu al3 Beilage a) zu Punkt 2: Tabelle 
d. Luth. Konfiftoriums über die Zahl der Ge- 
bornen, Getrauten und Gejtorbenen i. %. 18... 
b) zu Punkt 3: «. Verzeichniß der in dem NN. 
Ev.-Luth. Confift. verhandelten und im Lauf des 
Sahres.... unerledigtgebliebenen Sachen, 4. Ver— 
zeichniß 2c. der erledigten und unerledigten amt: 
lien Schriften; ec) zu Punkt 4: Verz. über die 
Anzahl der Kirchen, der Geiftlichen und d. Con— 
firmirten in dem Bezirke des NN. Ev.-Luth. Confift. 
d) zu Punkt 6: Verzeichniß der zum Reſſort des 
AN. Ev.-Luth. Confift. gehörigen Ordensritter. 

2) In den dem Minifterium der inneren An— 
gelegenheiten zu unterlegenden Dienſtliſten der 
Bräfidenten der Evangeliſch-Lutheriſchen Conſiſto— 
rien werden die Attejte durch die Gouvernements— 
chefs gegeben, mit Ausnahme des Präfidenten des 
St.-Betersburgifchen Conſiſtoriums, welcher den 
Attejt vom Bräfidenten des Evangeliſch-Lutheriſchen 
General-Confiftoriums erhält. Die übrigen welt: 
lihen, wie geijtlichen Glieder der Confijtorien, 
und gleicher Weije die Kanzleibeamten der Con— 
fiftorien, erhalten die Atteſte von dem Conſiſtorial— 
präfidenten. Die Dienftliften werden durch die 
Unterjchrift derjelben Perſon beglaubigt, welche 
den Attejt giebt (j. d. Art. 292, Anm. 3, nach d. 
Yortj. v. 3. 1876). 1834 Sul. 19 (7287); 1857 





Mai 14 (31841). 

3) Nach d. Fortj. v. 3. 1876. Die periodijche 
Einjendung von vollftändigen Dienftliften, Er- 
gänzungsbogen zu denjelben und Berzeichnifjen 
über etwa eingetretene Aenderungen, an eine be= 
jondere Behörde ijt abgejchafft, und dagegen als 
allgemeine Regel fejtgejtellt worden, daß die 
Führung von dergleichen vollftändigen Dienftliften 
denjenigen Behörden und Perſonen zur Pflicht 
gemacht werden fol, unter deren Gerichtsbarkeit 
die Beamten in ihrem Dienjte jtehen. Ueber die— 
jenigen in Gouvernementsbehörden dienenden Per— 
fonen, deren Anftellung von der höheren Obrig- 
feit abhängt, find folche Behörden verpflichtet, in 
das betreffende Minifterium alle, zur Führung 
von vollftändigen Dienſtliſten über vergleichen 
Perſonen, nöthigen Nachrichten einzujchiden, mit 
Beobachtung der Form und der Termine, wie fie 
vom Minifterium fejtgeftellt werden (1858 Jun. 6 
(33261) I, Art. 1, 14, 15. — Dieje Anmerkung 
betrifft gleichfalls den Artikel 463 (Bft. 1). 

4) Nach der Fortſetz. dv. J. 1876. Die Attefti- 
rungen von Beamten des Civilreſſorts find ab» 
geichafft. 1864 Mai 25 (40938). — Dieje Anmer- 
fung betrifft gleichfall$ den Artikel 463 (Pkt. 1, 
Anm.). 

5) 1852 Jan. 28 (25944) Art. 143, Pt. 4. 
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Religionsunterricht3 der Jugend und ähnliche Gegenstände. Dieſe Berichte werden jährlich 
am Ende des Novembers eingefandt; die Conſiſtorien fügen denjelben (nach dem hier bei- 
gelegten Formulare) noch Verzeichniffe über die Zahl der in ihren Bezirken vorhandenen 
Kirchen und Geiftlichen, jowie über alle im Laufe des Jahres, vom 1. Oftober an ge= 
rechnet, Confirmirte bei (j. d. Beilage zu dieſem Artikel 445, Pit. 4). 

5) An das General-Confiftorium jährlich zum 1. November ein Berzeichniß aller 
Sonfiftorial-Meitglieder und Beamten, um diejelben in den Adreßkalender einzutragen. 

6) An das General-Confiftorium alljährlich die Lifte der zum Reſſort der Confilto- 
rien gehörigen Ordensritter nach den in dem Drdens-Statute (Art. 253) enthaltenen 
Vorſchriften und dem hier beigelegten Formulare (j. d. Beilage zu diefem Artifel 445, 
Pt. 6) 9. 

7,2). An den Cameralhof, nicht fpäter, al3 zum 1. Februar eines jeden Jahres, 
über die aus der Reichskaſſe abgelaffenen oder für Nechnung derjelben eingeflofjjenen Geld— 
ſummen, nebjt den zur Reviſion derfelben nöthigen Schnurbücdern. 

446 (303). Das St.-Betersburgische, Moskauſche, Rigaſche und Revalſche Conſiſto— 
vium halten zwei oder wenigjtens ein Mal in der Woche Situng; das Livländifche, Eſt— 
ländiſche, Kurländiſche und Defelfche verfammeln fich in pleno (zu den Juridifen) zwei Mal 
im Sabre; in der übrigen Beit bleiben zur Erledigung der laufenden Sachen drei Mit- 
glieder: zwei weltliche und ein geiftliches, oder zwei geiftliche und ein weltfiches Mitglied. 
Die Tage der Sigungen und die Dauer der Juridifen werden bei Seiten vorher feitgejeßt. 
Für außerordentliche, feinen Aufſchub leidende, Fälle werden, je nachdem die Umſtände es 
erfordern, die gewöhnlichen Sitzungen, oder die Juridifen unverzüglich zufammenberufen. 

447 (304). Diejenigen Confiftorien, die feine wöchentlichen Plenarverfammlungen 
haben, erledigen in ihren gewöhnlichen (permanenten) Sigungen in der Regel nur die 
weniger wichtigen, laufenden Sachen. Die wichtigeren gehören dor die Plenarverjamnt- 
lungen, und darunter ausschließlich folgende: 1) alle allgemeinen, die ganze Geiftlichkeit 
des Confiftorialbezirfs betreffenden, Verfügungen; 2) vorzunehmende Veränderungen in 
irgend einem Theile der firchlichen Einrichtungen, und Borftellungen darüber an die höhere 
Obrigkeit; 3) Vorftellungen wegen Bejegung der Probſt- und Predigerſtellen, wenn die— 
jelbe den Eonfiftorien zufteht, desgleichen auch wegen Anftellung jeiner geiftlichen Mitglieder, 
des GSecretärd und Notärs; in dringenden Fällen können die Confiftorien die Stimmen 
der abwejenden Mitglieder jchriftlich einholen; 4) alle Dispenfationen, welche die Conſiſto— 
rien, fraft dieſes Kirchengejeges, das Recht Haben, ohne Beftätigung der höhern Obrigfeit 
zu ertheilen; 5) die Entjcheidung in allen judiciären und allen Eheicheidungs-Sachen. 

448 (305) *). Die Confiftorien correjpondiren mit dem Miniſterium der inneren 
Angelegenheiten und mit dem General-Confiftorium durch) Berichte und Unterlegungen, 


1) 1857 Mai 14 (31841); j. d. Ordens-Stat., 
Art. 253, 254. 

2) Bei den monatlichen Kafjenrevifionen richten 
fi die Eonfiftorien nad) den bejonderen, für das 


jonderen proviſoriſchen Borjchriften zu richten, 
welche über Einrichtung des neuen Kafjen- und 
Nevifionswejens herausgegeben worden (1863 
Oct. 8 (40100) ; Dec. 10 (40363); Dec. 31 (40456 a); 
1864 Apr. 4 (40739); Nov. 30 (41513); Dec. 21 


Departement der geiftlichen Angelegenheiten frem- 
der Confeſſionen geltenden, Controllregeln (1866 
Mai 23 (43336); ſ. d. NReglem. üb. Nechenjchafts- 
ableg. d. Minift. d. inn. Angel. 

3) Nach d. Fortieß. v. J. 1876. Die Evangelijch- 
Lutheriſchen Confiftorien, jowie dag General-Eon- 
fiftorium, haben fich bei der Einnahme ſowohl, 
als der Verausgabung von der Krone, öffentlichen 
Anftalten und Privaten gehörigen Summen im 
Bereiche ihres Reſſorts und in Betreff der bei 
ihnen einlaufenden Sachen, deögleichen bezüglich 
einer gleichzeitigen Reviſion der betreffenden Nech- 
nungen Seitens der Reichscontrolle, nach den be- 





(41604); 1865 März 22 (41940); Dec. 9 (42755); 
1866 San. 3 (42861) Art. 1-31; 1867 Dec. 23 
(45318); 1868 März 4 (45565) Art. 1; 1869 
Dec. 380 (47847) Art. ID, Bit. 4; X, 1, 2. 
Dieje Anmerkung betrifft gleichfalls den Artikel 
464, jowie die Anmerkung zu demjelben. 

4) Die Berichte und Unterlegungen an das 
Minifterium der inneren Angelegenheiten und an 
das General-Confiftorium müſſen jedesmal von 
allen in der Sigung zugegen gewejenen Mitgliedern 
des Conſiſtoriums unterjchrieben werden. 


156 Rußland. [54 


und erhalten von ihnen Aufträge und Befehle. Die Correfpondenz mit den Gouvernements— 
behörden, Kirchenräthen, Kirchencollegien, Kirchenceonventen und Kirchen-Vorſtänden, ſowie 
mit den General-Superintendenten und Superintendenten gejchieht durch Communicate ; 
den ihnen untergeordneten Pröbften und Predigern aber ertheilen die Confijtorien Vor— 
Ichriften und erhalten von ihnen Berichte und Unterlegungen. 

449 (306).') Die Sachen werden in den Confiftorien in Deutjcher Sprache verhandelt; 
Bittfchriften und alle anderen einlaufenden Papiere müfjen in Ruſſiſcher oder in Deutjcher 
Sprache gejchrieben fein. 

450 (307). Die bei den Confiftorien aus Strafgeldern oder Succumbenzgeldern 
für unrechtfertige Appellation und alle anderen einlaufenden Summen diejer Art fallen 
den Predigerwittwen- und Waifen-Kaffen anheim. Die Confiftorien berichten hierüber 
jährlih dem General-Confiftorium. 

451 (308). Alle Evangelifch-LZutherifchen Eonfiftorien Haben ihr bejonderes Siegel 
mit der Umfchrift: Siegel des Evangeliſch-Lutheriſchen NN. Confiftoriums. Alle ihre 
Pakete unter diefem Siegel werden portofrei abgefertigt. 


Zweite Abtheilung. 
Von dem Oeneral-Lonfiftorium, 


452 (309) ?). Das Evangelifch-Tutherifche General-Confiftorium bejteht aus einem 
weltlichen Bräfidenten, einem geistlichen Bice-Präfidenten, zwei weltlichen und zwei geiftlichen 
Mitgliedern Evangeliſch-Lutheriſcher Confejfion (j. d. Beilage zu dieſem Artifel 452). 

453 (310). Der Präfident und der Bice-Präfident des Evangelifch-Lutherifchen 
General-Conſiſtoriums werden von Seiner Kaiſerlichen Majeftät ernannt.: 

454 (311) (nach d. Fortjeg. dv. J. 1879). Zu den Wemtern der weltlichen Mit- 
glieder des General-Confiftoriums jtellen das Livländifche, das Ejtländifche und das Dejel- 
iche Landraths-Collegium, das Kurländijche Oberhofgericht, die Stadt-Meagiftrate von Riga 
und Reval und die Conftftorien von St.-Betersburg und Moskau, — zu den Stellen der 
geiftlichen Mitglieder aber alle Confiftorien: die Landraths-Collegien, das Kurländijche 
Oberhofgericht und die Stadt-Magiftrate, durch Vermittelung des Livländiichen, Eftlän- 
diſchen und Kurländiichen Gouverneurs, die Confiftorien hingegen unmittelbar an das 
Miniſterium der inneren Angelegenheiten, je einen Candidaten vor. Jedes Confiftorium 
muß jeinen Candidaten aus den Predigern feines Conſiſtorialbezirks erwählen. Nach 
Prüfung der von den Gouderneuren und den Confiftorien gegebenen Meinungen und nad 
Einforderung des Gutachtens des General-Confiftoriums über die zu geiftlichen Mitgliedern 
vorgejchlagenen Candidaten, bringt der Minifter Diefelben, nebjt feinem Gutachten, zur 
Allerhöchſten Kenntniß. 

455 (312). Sowohl die weltlichen, als geiftlichen Mitglieder des General-Conſiſto— 
riums werden auf drei Jahre ernannt. Nach Ablauf diefer Zeit wird von neuem zur 
Wahl und Borftellung der Kandidaten nach der im Artikel 454 (nach d. Fortſetz. v. J. 
1879) vorgeschriebenen Ordnung gejchritten. Jedoch kann jede der in jenem Artikel be- 
nannten Behörden einen Solchen wählen und vorjtellen, der bereits früher Candidat oder 
Mitglied geweſen war. 

456 (313) °). Das General-Confiftorium Hat einen Procureur, der nach den allge: 
meinen Vorſchriften über die Procureure angeftellt wird. 


1) Die Berichte des GSt.-Veteröburgiichen und | 2) 1878 März 28 (58333). 
Moskauſchen Confiftoriums an das Minijterium | 3) 1845 Jun. 18(19109); 1876 Zan.25 (55501); 
der inneren Angelegenheiten müffen in Ruſſiſcher Apr. 28 (55871) Art. 9. 
Sprache abgefaßt jein; die übrigen Conſiſtorien 4) 1878 März 28 (58333); vergl. d. Reglem, 
fönnen fich der Deutjchen Sprache bedienen. üb. d, Staatsd., B. 1, 
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457 (314) (nad) d. Fortſetz. dv. J. 1879) 9. Die Kanzlei des Evangeliſch-Lutheriſchen 
General-Confiftoriums bejteht aus einem Secretär, einem Gehülfen defjelben, einem Con— 
trolleur, einem Gehülfen defjelben, einem Ueberſetzer, einem Erecutor, der zugleich Archivar 
und Kaſſirer ift, und der nöthigen Zahl von Kanzliften, nach dem Etat. — Der Secretär 
wird, auf Borjtellung des General-Confiftoriums, von dem Minifterium der inneren An— 
gelegenheiten, dejjen Gehülfe und die übrigen Beamten und die Kanzlijten aber von dem 
General-Confiftortum ſelbſt angeftellt (j. d. Art. 438, Anm., nad) d. Fortſ. v. %. 1876) ?). 

458 (315). Der Präſident und die übrigen weltlichen Glieder des General-Confifto- 
riums ebenjowohl, als feine Kanzleibeamten, ftehen in amtlichen Rangelafjen und in Pen— 
fiongfategorien, nach) Grundlage der Reglements über den Staatsdienft (Buch I u. I) >). 
— Den geijtlihen Gliedern des General-Confiftoriums wird der Titel „Ober- Eonjifto- 
rialrath“ und das Prädicat „Hohehrmwürden“, dem Bice-PBräfidenten dag Prädicat 
„Hohmürden“ beigelegt; außerdem trägt der Bice-Präfident auf der Bruft das Kreuz, 
das ihm nad) Vorjchrift des Artikels 428 verliehen ift, und ihm bei feiner Einführung 
ins Amt vom Präfidenten umgelegt wird *). 

459 (316) °). Dem Bräfidenten und den Gliedern des General-Conſiſtoriums eben- 
jowohl, al3 feinen Kanzleibeamten ift gejtattet, auch andere Poſten zu befleiden, mit Bei- 
behaltung des Gehaltes, jofern die mit denjelben verbundenen Obliegenheiten ihrer Amts— 
führung bei dem General-Confiftorium nicht hinderlich find. 

460 (317) 9. Zudem Wirfungsfreife des General-Confiftoriums gehört: 

1) Die Revifion aller in den Evangelifch-Qutherifchen Eonfiftorien verhandelten und 
mitteljt Appellation oder Bejchwerde an das General-Confijtorium gediehenen judiciären Sachen. 

2) Die Aufficht über die Verfügungen der Confijtorien, jorwie der General-Superin= 
tendenten und Superintendenten überhaupt, und die Unterjuchung der Klagen über die 
Conſiſtorien oder die Mitglieder derjelben, Hinfichtlich der Verwaltung Firchlicher Ange- 
legenheiten. 

3) Die Aufſicht über die Ordnung bei der Verwaltung des Eigenthums der Evan— 
geliſch-Lutheriſchen Kirchen. — Alle Brivatcapitalien diejer Kirchen unterliegen der Controlle 
des General-Confiftoriums (ſ. d. Art. 444, Pit. 25, Anm., nad) d. Fort). v. J. 1876). 

4) Die Genehmigung der von den Confiftorien jtatt der gewöhnlichen Perikopen vor— 
geichlagenen Predigtterte, jowie die Genehmigung der Gejangbücher zum Gebrauche beim 
Gottesdienſte (Art. 141, 146). 

5) Die Ertheilung der Dispenjation zur Ehe, in den oben in den Artikeln 207 und 
213 bezeichneten Fällen. 

6) Die Anordnungen wegen Introduction der General- — und Superin⸗ 
tendenten. 

7) Die Prüfung der Beſchwerden von Patronen über das Conſiſtorium wegen Nicht— 
beſtätigung eines von ihnen gewählten Candidaten. 

8) Die Prüfung der Klagen der Predigtamts-Candidaten über die Entſcheidungen 
der Conſiſtorien, rückſichtlich ihrer Ernennung zu Predigern. 

9) Die Begutachtung derjenigen Sachen, die nach Grundlage der Beſtimmungen 
dieſes Kirchengeſetzes, aus den Conſiſtorien an das General-Conſiſtorium eingehen, um 
dem Miniſterium der inneren Angelegenheiten vorgeſtellt zu werden. 

1) Zur Obliegenheit des Controlleurs gehört 2) 1857 Apr. 10 (10119); — Sun.8 (53626) 
die Verwaltung des Rechnungsmwejens im Generals Art. 2, 3; 1878 März 28 (583 
Conſiſtorium im Allgemeinen, "insbejondere die| 3) 38 Apr. 10 (10119); ee Sum. 27 (14693); 
Nepifion der Rechnungsablegung über das zum | Sul. 2 (14708); 1878 März 28 (58333). 
Nefjort dejjelben gehörige Kicchenvermögen und | 4) 1833 Jun. 3, Allerh. Be 
die BZufammenftellung der hierauf bezüglichen, | 5) 1833 Nov. 4 (6547); 1878. März 28 (58333), 


dem Minifterium der inneren Angelegenheiten | 6) 1850 Nov. 7 (24608), 
jährlich zu unterlegenden, Verzeichniſſe. 
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10) Die Durchſicht der Sachen, welche dem General-Confiftorium von dem Minifte- 
rium der inneren Angelegenheiten zur Begutachtung zugelandt werden. 

11) Die Vorftelung an dag Minifterium der inneren Angelegenheiten wegen Zu— 
fammenberufung einer Evangelifch-Lutherijchen General-Synode und wegen Beitimmung 
der Gegenstände und Vorjchläge, über welche in derjelben berathichlagt werden ſoll. 

461 (318). Das General-Confiftorium ift in adminiftrativen Sachen dem Meinifte- 
rium der inneren Angelegenheiten untergeordnet, in judiciären Sachen aber fteht es unter 
dem Dirigivenden Senate in derjelben Art, wie alle anderen oberen Gerichtsbehörden; 
hiervon find nur ausgenommen: 

1) Ehefcheidungsfachen, die aus den Conſiſtorien durch Beſchwerde oder Appellation 
an das General-Confiftorium gedeihen, hinſichtlich welcher dafjelbe in letzter Inſtanz ent- 
icheidet, ob das Ehebündniß getrennt werden joll (quoad vinculum). 

2) Sachen, betreffend die Abweichung von der Lehre der Evangelifch-Lutherijchen 
Kirche oder von der für die Verwaltung des Gottesdienftes und der geiftlichen Verrich— 
tungen vorgejchriebenen Ordnung. In Sachen diefer Art ftellt das General-Confiftorium 
jeine Entjcheidung dem Minifterium der inneren Angelegenheiten zur Unterlegung an 
Seine Raiferlidhe Majeſtät vor. 

3) Sachen, betreffend die Caſſation, Remotion und Suspenfion der Prediger und 
anderer geiftlicher Beamten, die mitteljt lage zur Reviſion des General-Confiftoriums 
gediehen jind. 

462 (319). Das General-Confiftorium unterlegt dem Ministerium der inneren An— 
gelegenheiten über alle diejenigen Fälle, in welchem die Genehmigung Seiner Kaiſer— 
ihen Majestät, oder die Verfügungen des Minifteriums nöthig find, ferner über 
diejenigen Sachen, die eine Rüdjprache mit anderen Miniſterien, den General-&ouverneuren, 
Gouverneuren und den Dirigirenden bejonderer Theile der Neichöverwaltung erheifchen, 
wie auch über Streitigfeiten, die zwilchen dem General-Confiftorium und den geiftlichen 
Behörden anderer Confejjionen entjtehen könnten, und endlich über vorfommende Zweifel, 
ob eine Sache zu jeiner Competenz gehört oder nicht. 

463 (320) '). Außerdem überreicht daS General-Confiftorium dem Minifterium der 
inneren Angelegenheiten jährlich : 

1) Im Februar die Dienftliften feines PBräfidenten und Vice-Präſidenten, der Mit: 
glieder und der Kanzleibeamten. — Die Dienftliften der weltlichen Beamten werden nad) 
der allgemeinen, für die Civilbeamten vorgejchriebenen, Form, die der geiftlihen Mit: 
glieder aber nach bejonderem, dazu gegebenem, Formulare vorgeftellt (j. d. Beilagen zum 
Urtikel 405 u. d. Art. 445, Pt. 1, Anm. 2, nad) d. Fort]. v. J. 1876) °). 

2) Im Anfange des März ein allgemeines Berzeichniß der in den Bezirken jämt- 
licher Evangeliſch-Lutheriſcher Confiftorten im verflofjenen Jahre Geborenen, Getrauten 
und Geftorbenen, mit Angabe der Zahl derjelben in jedem Confitorialbezirfe bejonderg, 
und in allen zufammen, nach dem bier beigelegten Formulare ) (ſ. d. Beilage zu dieſem 
Artikel 463, Pit. 2). 

3) Zu Anfang Februar ein allgemeines Verzeichniß, nach den hier beigelegten For— 
mularen, über die jowohl in den Konfijtorien, als in dem General: Confiftorium verhan- 
deiten und im Verlaufe des Jahres unbeendigt gebliebenen Sachen, jowie über die erle- 


1) 1834 Zul. 19 (7287); 1852 Jan. 28 (25944) 
Art. 132, 133, 143, Pkt. 5; 1857 Mai 14 (31841). 
2) Die Dienftlifte des Präfidenten des General- 
Conſiſtoriums wird dem Minijterium ohne AUtteft, 
aber mit der Unterfchrift des BVice-PBräfidenten 
und jämmtlicher geiftlicher und weltlicher Glieder 


diefes Conſiſtoriums unterlegt (j. d. Art. 445, 
Pet. 1, Anm. 3, nach d. Fortjeß. v. J. 1876). 

3) Dazu als Beilage: Tabelle über die Anzahl 
der Geborenen, Getrauten und Geftorbenen in 
lämmtlichen Evangeliſch-Lutheriſchen Gemeinden 
für das Sahı 18... 
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digten und nicht erledigten amtlichen Schriften, mit Bezeichnung, wie viel Sachen beendigt, 
und wie viel und welche namentlich unbeendigt geblieben '). 

4) Sn Unfange Decembers einen ausführlichen Bericht über den Zuftand des Kirchen- 
wejens in allen Confiftorialbezirfen, nach) Grundlage der im General: Confiftorium ein- 
fommenden Berichte der Confiftorien (Art. 445, Pkt. 4), mit Beifügung eines allgemeinen 
Berzeichnifjes, nach dem hier beigelegten Formulare, über die Anzahl der Kirchen und 
über die der Geiftlichfeit, jowie über die Zahl der im Laufe des Jahres, vom 1. October 
an gerechnet, in jedem Conſiſtorialbezirke befonder3 und in allen überhaupt, Confirmirten ?). 

5) Im März ein allgemeines Verzeichniß über den Zuftand der Predigermwittiwen- 
und Waijen-Kafjen und über die im Verlaufe des Jahres in diejelben eingeflofjenen Summen. 

6) Ebenfalls im März eine allgemeine Tabelle iiber das Vermögen der Evangelijch- 
Lutheriihen Kirchen. — Diefe Tabelle muß eine kurze Ueberficht der bei jeder Kirche ein- 
geflofjenen und verausgabten Summen enthalten. Zu derjelben wird noch beigefügt eine 
bejondere Tabelle über alle, bei dem General-Confiftorium, den übrigen Confiftorien und 
Kirchen-Borjteherämtern eingeflofjenen Straf und anderen dergleichen Gelder, und über 
deren Verwendung oder fünftige Bejtimmung ?). 

464 (321) °). Zum 1. Februar eines jeden Jahres ift das General-Confijtorium 
verbunden, über die Geldjummen, die zu feinem Unterhalte abgelafjen worden, der Reichs- 
controle Rechenschaft abzulegen (f. d. Art. 445, Pkt 7, Anm. 2, nach d. Fortf. dv. %. 1876). 

465 (322). Das General-Confiftorium verfährt nach den Grundjäßen der Collegial- 
ordnung. Die Art feiner Gefchäftsführung, die Rechte und Pflichten feiner Glieder und 
RKanzleibeamten werden durch die allgemeinen VBorjchriften für Collegien beſtimmt. 

466 (322). In Abweſenheit des Bräfidenten und Bice-PBräfidenten führt im General- 
Conſiſtorium das ältejte weltliche Mitglied den Voprſitz. 

467 (323) ). Der Procureur des General-Confijtoriums verjährt ebenfalls nad 
Grundlage der allgemeinen Bejtimmungen über das Brocureuramt. Er hat auch über 
die administrativen Angelegenheiten, welche beim General-Conſiſtorium verhandelt werden, 
zu wachen; über judiciäre Sachen unterlegt der Brocureur dem Juſtiz-Miniſterium, wegen 
der übrigen aber dem Minifterium der inneren Angelegenheiten. 

468 (324). Die Gejchäfte in dem General-Conſiſtorium ſelbſt, jowie die Correſpon— 
denz mit den ihm untergeordneten Behörden, werden in Deutjcher Sprache geführt. Bitt- 
Ichriften können bei dem eneral-Confiftorium in Ruſſiſcher oder Deutjcher Sprache ein= 
gereicht werden. Die Vorftellungen an den Dirigirenden Senat und an das Minifterium 
der inneren Angelegenheiten müfjen in Ruſſiſcher Sprache verfaßt jein, und mit den zu 
den Borftellungen gehörigen Beilagen zugleich die Ruffiichen Ueberjegungen derjelben ein— 
gejandt werden. 


1) Dazu als Beilage: 1. PVerzeichniß der in Jahr 18... 


ſämmtlichen Evangeliſch-Lutheriſchen Conſiſtorien 
verhandelten und im Laufe des Jahres .... 
unbeendigt gebliebenen Sachen. 2. Berzeichniß 
der in dem Evangeliſch-Lutheriſchen General-Con- 
filtorium verhandelten und im Laufe des Jahres 
Ä . unbeendigt gebliebenen Sachen. 3. Ber- 
zeichniß des Evangelijch-Lutherifchen General-Con— 
filtoriumö über die in jämmtlichen ihm unterge- 
ordneten Confiftorien erledigten und nicht erle- 
digten amtlihben Schriften für das Jahr ... 
4. Berzeihniß der im Evangeliſch-Lutheriſchen 
General-Eonfistorium erledigten und nicht erledigten 
amtlihen Schriften für dag Fahr 18... 

2) Dazu als Beilage: Tabelle über die Anzahl 
der Kirchen, der Geiftlihen und Konfirmirten aus 
allen Evangelifch-Zutherijchen Gemeinden für das 





3) Die jährlichen allgemeinen Verzeichniſſe aller 
geiftlihen und weltlichen Beamten für den Adreß— 
falender, die Berzeichniffe über die Ordensritter 
für das DOrdenscapitel und die Berzeichnijfe der 
gebornen, copulirten und verstorbenen Broteftanten 
werden, wohin gehörig, vom General-Confijtorium 
direct eingejandt. 

4) Bei den monatlichen Kafjenrevifionen richtet 
ſich das General-Confiftorium nach den bejonderen 
Eontrolleregeln, welche für das Departement der 
geiftlichen Angelegenheiten fremder Confejfionen 
bejtehen (j. d. Art. 445, Pkt. 7, Anm. 2, nad) d. 
Fort. v. J. 1876, u. d. Reglem. üb. Rechenjchaft3- 
ableg. d. Minift. d. inn. Angel.). 

5) 1878 März 28 (58333). 
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469 (325) (nach d. Fortſetz. v. J. 1876) 9. Das Evangelifch-Qutherifche General- 
Confiftorium entjcheidet die zu feinem Wirkungskreiſe gehörigen Sachen in zwei Zuridifen, 
deren jede nicht weniger, al3 einen Monat und nicht länger, als zwei Monate dauern 
joll; die erjte wird am 15. Januar und die andere am 1. September eines jeden Kahres 
eröffnet. 

470 (326). Während der Zuridifen verfammelt fic) das General-Confiftorium, nach 
Maaßgabe der eingelaufenen Sachen, täglich oder wenigftens dreimal in der Woche. Nach 
Beendigung der Juridiken werden die Mitglieder des General-Eonfiftoriums nach Haufe 
entlafjen. Für die Fahrten nach St.-Petersburg zur Anweſenheit in den Juridifen und 
zur Nüdreije erhalten die weltlichen und geiftlichen Glieder des General-Confiftoriums 
Progongelder ?). 

471 (327). Zur Beforgung derjenigen Sachen, die beim General-Confiftorium in 
der Zwiſchenzeit, two feine Juridik ift, einfommen und vorbereitende Maaßregeln erfordern, 
ſowie derjenigen, die, ohne befondere Begutachtung, an das Minifterium der inneren An— 
gelegenheiten vorzuftellen find, halten der Präfident und PVice-Präfident möchentlich 
Sitzungen und treffen die erforderlichen Verfügungen, fordern Erklärungen und Notizen ein 
und ſetzen Termine für Kläger und Beklagte an. In Abwejentheit des Präfidenten und 
Bice-PBräfidenten, oder wenn deren Stimmen über einen Fall getheilt find, ernennt das 
Minifterium der inneren Angelegenheiten, nur für diefen Fall, ein außerordentliches welt- 
liche3 oder geiftliches Mitglied Evangelifch-Lutherifcher Confefjion. 

472 (328). Die beim eneral-Confiftorium eingehenden Strafgelder, Succumbenz- 
gelder für unrechtfertige Appellationen und alle anderen einlaufenden Summen diejer Art, 
werden alljährlich, nach feinem Ermeſſen und feiner Beftimmung, in die Predigerwittiwen- 
und Waiſen-Kaſſen abgeſchickt. 

473 (329). Das General-Conſiſtorium bedient ſich ſeines eigenen Siegels mit dem 
Reichswappen und der Umſchrift: Siegel des Evangeliſch-Lutheriſchen General-Conſiſto— 
riums. Alle ſeine Pakete unter dieſem Siegel werden portofrei abgefertigt. 


Ahte3 SCapitel 
Bon dem gerichtlichen Verfahren bei den Gonfiftorien. 
Erſte Abtheilung. 
Allgemeine Beftimmungen. 


474 (330). Bor die Gerichtsbarkeit ſowohl der Konftjtorien, als des General-Con— 
fiftoriums3, gehören nur diejenigen Sachen, deren Verhandlung und Entjcheidung ihnen 
nah den Artikeln 444, 460 und 461 namentlich vorbehalten ift. 

475 (331). Die judieiäre Competenz irgend eines Conſiſtoriums kann nicht auf 
Sachen ausgedehnt werden, die vor ein anderes Conſiſtorium oder eine andere Gerichts: 
behörde gehören, jelbit dann nicht, wenn auch bei demjelben in einer jolhen Sache eine 
Gegenflage angebracht, oder aber wenn einer der Parten oder beide durch gegemjeitige 
ausdrüdliche oder jtillfchweigende Einwilligung (consensu expresso vel tacito) fich feiner 
Entjcheidung unterworfen hatten (prorogatio necessaria vel voluntaria). 

476 (332). Die Confijtorien find verbunden, an die competenten weltlichen Behörden 
jelbft jolche Sachen zu verweisen, welche zwar in einigen Bunften, aber nicht durchgängig 
zur Berhandfung der geiftlichen Behörden gehören; die weltlichen Gerichte haben aber 
ihrerjeit3 über gedachte Punkte das Gutachten des betreffenden Konfiftoriums einzuziehen. 


1) 1843 Mai 26 (16891); 1863 Mai 17 (39631). 2) 1868 März 11 (45596). 
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477 (333). Erfordern die in einer Sache fi) ergebenden Umftände polizeiliche 
Unterfuchung oder eriminelles Verfahren, jo übergiebt das Confiftorium die Sache, ohne 
weitere Verhandlung, an die competente weltliche Behörde. 

478 (334). Die allgemeinen Gejege rücdjichtlich der Haupt und Nebenperjonen in 
dem Prozeſſe und in dem Gerichte, der verjchiedenen Arten der Beweiſe und der Ordnung 
der Sachverhandfung find auch von den Bonfiftorien genau zu befolgen. Ueberhaupt 
richten fie fich in allen denjenigen Fällen, für welche in diefem Kirchengejege feine bejon- 
deren Beftimmungen für das gerichtliche Verfahren getroffen find, nach den allgemeinen 
oder den bejonderen, in denjenigen Goudernements beftehenden, Gejeben, wo ein Jedes 
derjelben fich befindet. 

479 (335). Zur Förderung des Verfahrens, ſowohl in Partenſachen, als in den- 
jenigen Sachen, welche durch Beſchwerden über Geiftliche wegen Verlegung von Amts— 
pflihten, oder überhaupt wegen Amtshandlungen derjelben veranlaßt werden, find von 
den Confiftorien allen bei der Sache Betheiligten zum perjönlichen Erjcheinen oder zur 
Beibringung von Erklärungen und Erfüllung anderer, die Verhandlung betreffender, 
Leiſtungen Termine anzuberaumen, jedoch nicht mehr, al3 drei für jeden einzelnen Fall, 
den erjten und zweiten unter Androhung, für deren Verfäumung der fejtgejebten Geld— 
Itrafe unterworfen zu werden (PBönal-Termine), den dritten unter Androhung, das Recht 
zur Bollziehung derjenigen Handlung zu verlieren, für welche der Termin feſtgeſetzt war 
(Präckufiv-Termin). Ausnahmen von diefer Negel finden nur in Ehefcheidungsjachen,, in 
Gemäßheit der Beftimmung des Artikels 529, ftatt. 

480 (336). Bei Anberaumung der Termine berücdjichtigt das Confiftorinm die ob— 
waltenden Umstände, insbefondere die größere oder geringere Entfernung des Aufenthalts- 
ortes Desjenigen, der borgeladen, oder dem andere, die Verhandlung der Sache betreffende, 
Leiftungen aufgegeben worden, mit genauer Beobachtung der durch die allgemeinen Gejeße 
in diefer Hinficht vorgefchriebenen Regeln. 

481 (337) '). Die Strafe für unrechtfertige Verfäumung des erſten Termins ftellt 
das Confiftorium, nach eigenem Ermefjen, auf drei bis fieben Rubel und fünfzig Copefen, 
für ebenſolche Verfäumung des zweiten, auf daS Doppelte, und käßt zugleich) in Parten— 
jachen dem Gegner das Recht offen, durch das competente weltliche Gericht Erſatz der 
ihm durch dieſes Ausbleiben verurjachten Koften zu fordern. Sit der Schuldige nicht im 
Stande, die auferlegte Geldftrafe zu entrichten, jo wird er mit Arreſt von drei bis zwölf 
Tagen beftraft. 

482 (338). Wenn im Berlauf der beftimmten Frift ein Dilationsgefuhh, mit gehö- 
viger Beicheinigung der Wahrheit und Gejebmäßigfeit der Gründe dejjelben, eingereicht 
wird, jo fann das Conſiſtorium, nach) feinem Ermefjen, die von ihm bejtimmten Termine 
auf drei Tage, eine Woche oder jelbit zwei Wochen, aber nicht auf längere Zeit ausdehnen. 
Solche Dilationen in Bartenjachen können von den Confistorien, ohne den Gegner zu 
hören, nur zweimal bewilligt werden. Eine dritte, ſowie jelbjt die erjte und zweite Di- 
lation, wenn die anberaumte Friſt auf mehr al3 zwei Wochen verlängert werden joll, ge— 
Itattet das Conſiſtorium nur aus jehr erheblichen Urſachen und nicht anders, als nachdem 
e3 vorher den andern Theil darüber gehört hat. 

483 (339). Denjenigen, welche während der Verhandlung einer Sache im Confifto- 
rium erjcheinen jollen, oder ihren Bevollmächtigten, werden die Borladungen dazu, nad) 
dem Ermejjen des Conſiſtoriums, durch deſſen Gerichtsdiener, oder durch die competenten 
Ortsbehörden zugefertigt. Auf gleiche Weife werden in Proceßjachen den betreffenden 
Perjonen auch andere Befehle des Conſiſtoriums eingehändigt. 


1) 1839 Nov. 9 (12867). 
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484 (340). In jeder Vorladung muß angedeutet fein: 1) welches Conſiſtorium fie 
verfügt; 2) Vor- und Zuname, Rang oder Stand des Vorgeladenen; 3) die Sache oder 
der Umftand der Sache, wegen welcher er vorgeladen wird; 4) Tag und Stunde, wann 
er im Confiftorium erfcheinen fol, mit Angabe Defjen, was er im Fall feines Ausbleiben 
zu gewärtigen habe. 

485 (341). Auf eine Borladung ift Jedermann verbunden, zu dem bejtinmten Ter- 
mine perfönlich im Confiftorium zu erjcheinen, oder einen Bevollmächtigten zu jtellen. 
Niemand kann ſich von Erfüllung diefer Pflicht losſagen, es ſei denn aus bejonderen ge— 
jeglichen Urjachen. 

486 (342). Wenn der Vorzuladende fich im Auslande befindet, oder dejjen Aufent- 
balt3ort unbefannt ift, jo wird die Vorladung in öffentlichen Blättern dreimal befannt 
gemacht. Die dem Vorgeladenen beftimmte Frift wird von dem Tage der lebten Inſer— 
tion in den Zeitungen an gerechnet. 

487 (343). Bei gerichtlichen Verhandlungen in den Confijtorien findet, nach Beichaffen- 
heit der Sachen, entweder der Unterjuchungg- oder der VBerhandlungs- (Civil-) Proceß ftatt. 

488 (344). Meittelit Unterfuchungs-Procefjes werden verhandelt: alle Sachen gegen 
Geiftliche, die eines Amtsverbrecheng oder Amtsvergehens angejchuldigt find, ſowie auch 
diejenigen Sachen, welche durch Beſchwerden über eine Amtshandlung derjelben veranlaßt 
worden find. 

489 (345) 9. Im BVerhandlungs-Procefje werden alle Streit- und übrigen zur 
Surisdicetion der Conftjtorien gehörigen Sachen von Privatperjonen gegen einander verhandelt. 


Zweite Abtheilung. 
Vom Unterfuhungs-Procelle. 


490 (346). Denunciationen über ein Amtsverbrechen oder Amtsvergehen eines 
Geiftlichen dürfen nicht ander3 angenommen werden, als auf Grundlage der darüber be- 
ftehenden allgemeinen Geſetze, wenn dabei zugleich erforderliche Beweije über die Wahrheit 
der Beichuldigungen vorgeftellt find. Widrigenfals wird die Denunciation ohne Berüd- 
fichtigung gelafjen, und das Conſiſtorium ift nicht befugt, eu Beranlafjung derjelben, zu 
einer Unterfuchung zu fchreiten. 

491 (347). Wenn das Confiftorium durch —— Privat-Denunciationen, 
oder durch officielle Mittheilung von irgend einem Amtsverbrechen oder Amtsvergehen 
eines Geiſtlichen in Kenntniß geſetzt wird, fo ertheilt es, um die wahre Beſchaffenheit der 
Sache auszumitteln, einem ſeiner Mitglieder, oder dem Probſte des Kreiſes, oder auch 
einem der Kirchen-Vorſteher oder Kirchen-Aelteſten, den Auftrag, den Angeſchuldigten 
vorläufig, jedoch mit Vermeidung aller vorzeitigen Verlautbarung, zu vernehmen; wenn 
aber beſondere Umſtände und die Wichtigkeit der Sache es erfordern, ſo ordnet es zu 
dieſem Zwecke eine außerordentliche Kirchen-Viſitation an. 

492 (348). Wenn durch dieſe vorläufige Unterſuchung ermittelt wird, daß keine 
hinlänglichen Gründe zur Schuldigerkennung des Predigers vorhanden ſind, und die Sache 
an ſich von keiner beſonderen Wichtigkeit iſt, ſo befreit das Conſiſtorium denſelben vom 
Gericht und von weiterer Unterſuchung, bis deutlichere Beweiſe, welche eine Wiederauf— 
paunne der Sache veranlafjen fünnten, beigebracht werden. Wenn aber die Sache, aus 





1) Der Berhandlungs-Proceß Fann jein: ber | Gang, vermittelt Abfürzung der Termine und 
gewöhnliche oder der jummarifche. Beim ſumma- | Dilationen, und vermittelit der Beftimmung, daß 
riſchen Verfahren werden alle mejentlichen, die | jeder Barte jeine fämmtlichen Erläuterungen und 
Vernehmung beider Theile betreffenden, Forma- Beweiſe gleich mit feiner erjten Sagichrift vorzu— 
litäten des gewöhnlichen Berhandlungs-PBrocefjes | bringen hat, jofern deren Beibringung zu jener 
beobachtet; nur ift demjelben eigen ein jchnellerer | Zeit möglich ift. 
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irgend einem Grunde, überaus wichtig ericheint, oder bei der vorläufigen Unterfuchung 
derjelben der Verdacht gegen den Prediger nicht ab>, jondern zugenommen hat, jo fordert 
das Confistorium ihn in feine Sigung zur perjünlichen Verantwortung, oder ernennt zur 
Unterfuhung der Sache an Ort und Stelle eine bejondere Commiſſion aus zwei welt- 
lihen und zwei geiftlichen Mitgliedern. 

493 (349) 9. Im Falle einer fürmlichen Klage über einen Prediger wegen Ver— 
legung feiner Amtspflichten, verfährt das Confiftorium zur Ausmittelung der Wahrheit 
nach denjelben Regeln, die in den vorhergehenden Artikeln 490—492 feitgejegt find. 

494 (350). Die von den Confiftorien zu verordnenden bejonderen Unterſuchungs— 
Commiſſionen richten fich bei ihrem Verfahren nach) den in diefem Kirchengeſetze enthaltenen 
Vorſchriften und nach den allgemeinen NReichsgejegen, oder den bejonderen Geſetzen des 
rejpectiven Gouvernements. 

495 (351). Von Anordnung einer jolhen Commilfion jet dag Confiftorium die 
Obrigfeit des Gouvernement3, in welchem die Kommilfion errichtet ift, in Kenntniß, da— 
mit fie, im alle einer Borftellung der Commilfion, ihr den Beiftand nicht verweigere. 
Uebrigens ijt die Commiſſion berechtigt, von Polizei- und anderen Behörden erjter In— 
ſtanz in dem Gouvernement, wo fie befteht, unmittelbar die nöthige Auskunft und Hülfe- 
leiftung zu verlangen, wobei fie nur den vom Confiftorium über ihre Errichtung erhal- 
tenen Befehl vorzuzeigen hat. 

496 (352). Nach gejchlofjener Unterfuchung ftellt die Commiſſion die ganze Unter: 
juchungsacte mit ihrem Gutachten dem Confiftorium vor. 

497 (353). Nach: geichlojfener vorläufiger oder formeller Unterjuchung. durch die 
Commiſſion, fteht es dem Prediger frei, perjünlich im Confiftorium zu erjcheinen, um be- 
weijende Erläuterungen über jolche Umftände beizubringen, die zur Zeit der Unterfuchung 
nicht befannt waren. 

492 (354). In denjenigen Fällen, wo ein Geiftlicher eines, nicht fein Amt betref- 
fenden, Verbrechens bejchuldigt wird oder bereits überführt ift, richten fich die Confiftorien 
nach den in den Artikeln 375, 376 und 444 dieſes Kirchengeſetzes enthaltenen Vorjchriften. 


Dritte Abtheilung. 
Vom Verhandlungs-Procelfe. 
I. Dom Berhandlungs=Proceffe in Partenfadyen überhaupt. 


499 (355). Die Berhandlungen werden durch Einreichung einer Klage bei dem 
Eonfiftorium eingeleitet. 

500 (356). Die Klage muß enthalten: 1) eine Darftellung der Sache: 2) das Ge- 
ſuch des Klägers. 

501 (357). Es ijt nicht erlaubt, in einem Gejuche verjchiedenartige Klagen anzubringen. 

502 (358). Wenn das Gejuc alle gejeglichen Erfordernifje Hat, und feine Gründe 
vorhanden find, e3 dem Supplicanten zurüdzugeben, jo wird binnen der erjten fieben 
Tage nad) defjen Eingang, in Fällen aber, die feinen Aufſchub erleiden, jogleich nach 
demjelben, dem Beklagten eine fürmliche Borladung zum Erjcheinen vor dem Conſiſtorium 
zugefertigt (eitatio). 





1) Wenn der Prediger in der über ihn geführten | Frijt gejeßliche Gründe zur Abſtellung der Klage 
Beichwerde nicht bejonders wichtiger Vergehungen | beizubringen. In diefem legteren Falle hat das 
bejchuldigt wird, und derjelben hinreichende Be- | Conſiſtorium, nad) Prüfung der Erklärung des 
weiſe der Wahrheit beigefügt find, jo jchreibt das | Predigerd, entweder zum Endurtheil, oder zur 
Eonfiftorium dem Beklagten vor, binnen der, |fernern Verhandlung der Sache, mittelft Unter: 
unter Androhung einer Gelditrafe, dazu fejtgejegten | ſuchungs-Proceſſes, zu jchreiten. 

Friſt, den Kläger zu befriedigen, oder in derjelben 
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503 (359). Nach Eingang der Anzeige, daß die Vorladung des Konfiftoriums dem 
Beklagten eingehändigt worden, wird die Verhandlung der Sahe als angefangen ange- 
jehen, und fein Theil fann fi von dem Gerichtöftande des Confiftoriums Yosjagen, wenn 
auch der Beklagte inzwifchen feinen Wohnort verändert hätte. 

504 (360) '). Dem Beklagten oder feinem Bevollmächtigten wird, jobald er fich 
meldet, eine beglaubigte Abſchrift der Mlage eingehändigt, oder, wenn er darum bittet, 
wegen Abweſenheit oder in Ermangelung eines Bevollmächtigten, zugefchickt, mit der Auf: 
gabe, binnen feſtgeſetzter zweiwöchentlicher Frift darauf zu antworten. 

505 (361). Der Beklagte ift verbunden, über alle Punkte der Klage deutliche und 
genaue Erflärungen zu geben, ſowohl hinſichtlich derjenigen Behauptungen, die er für 
gegründet anerkennt, als Hinfichtlich derjenigen, die er bejtreitet, um ohne Schwierigfeit 
nad Abjonderung alles dejjen, was er dem Kläger einräumt, von demjenigen, worin er 
ihm widerſpricht, genau und vollftändig den Streitgegenftand (status controversiae) feit- 
jtellen zu fönnen. 

506 (362). Eine Ausnahme von Ddiefer Regel tritt nur in denjenigen Fällen ein, 
wo Beflagter zur Erwiderung auf die Klage, anftatt directer Verneinung der klägeriſchen 
Behauptungen, der Berüdfichtigung des Conſiſtoriums verzögerliche Einreden (exceptiones 
dilatoriae), d. i. folche Umftände vorjtellt, die fich nicht auf das Wejen der Sache be- 
ziehen, jondern nur eine Hemmung des Proceſſes bezweden jollen, oder aber wenn er 
zerjtörliche Einreden (exceptiones peremtoriae), d. i. jolhe Umjtände vorbringt, zufolge 
welcher der Klagegrund felbjt für vernichtet erfannt werden müßte. In diejen Fällen 
muß der Beklagte alle verzögerlichen Einreden, die, nach feiner Meinung, den Gang des 
Procefjes aufhalten oder abändern jollen, dem Conſiſtorium mit einem Mule und gleich 
beim Anfange des Verfahrens vorbringen. Anbelangend aber die wichtigeren, Die Klage 
jelbjt zerjtörenden, Einreden, jo fann er diefelben nachher, d. h. nach Schluß des Ber- 
fahrens über die erjteren, jedoch nur vor Anfang des Proceſſes ſelbſt vorjtellen, gleich- 
falls aber alle mit einem Male, ausgenommen nur diejenigen, welche ihm erjt nach jeiner 
eriten Schrift befannt geworden find. Alle gegen die Klage gerichteten Einwendungen 
diefer Art werden bei den Conſiſtorien ſummariſch verhandelt. 

507 (363). Nach Eingang der direeten Erflärung des Beklagten fertigt dag Con— 
fiftorium im Verlauf der erften fieben Tage darauf dem Kläger eine beglaubigte Abjchrift 
derjelben zu, und bejtimmt ihm einen zweitwöchentlichen Termin, um feine Beweije beizu- 
bringen, oder um, wenn er dergleichen vorzuftellen nicht für nöthig erachtet, in derjelben 
Friſt feine Replik einzureichen. Gleichzeitig mit dem Kläger wird auch dem Beflagten ein 
zweimöchentlicher Termin anberaumt, um feine Beweife beizubringen, wenn er dergleichen 
vorzustellen für nöthig erachtet. 

508 (364). Wenn feiner der Parten Beweife beibringt, der Kläger aber jeine Re— 
plif einveicht, fo wird jelbige in den erſten hierauf folgenden fieben Tagen in beglaubigter 
Abjchrift dem Beklagten mitgetheilt, und auch ihm eine zehntägige Frift anberaumt, um 
jeine Duplik einzureichen, von welcher der Kläger, auf Verlangen, zu feiner Kenntniß eine 
Abſchrift erhalten kann. 

509 (365). Nach Eingang diefer Duplif des Beklagten, nimmt das Confijtorium 
weder von ihm, noch von dem Kläger, fernere Eingaben und Erklärungen an, jondern 
ichreitet zur Füllung des Urtheils. 

510 (365). Wenn hingegen der eine oder beide Parten Beweife beibringen, jo wird 
die Einreichung ſowohl der Replik des Klägers, ald auch der Duplif des Beklagten, bis 
zur Beendigung des Beweisverfahrens verjchoben, und dann zuerjt dem Kläger und her- 


1) Kläger und Bellagter find verbunden, von | ftimmten Eingaben, Satzſchriften und Beweiſen 
allen ihnen zur Mittheilung an den Gegner be— | eine genaue Abjchrift beizulegen. 
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nad dem Beflagten ein zehntägiger Termin zur Einreichung der Replik und Duplik be- 
jtimmt, wobei ihnen auc das über die Zeugenausfagen vom Conſiſtorium angefertigte 
Serutinium, dem Beklagten aber überdies noch eine beglaubigte Abjchrift der Neplif des 
Klägers mitgetheilt wird. 

511 (367). Wenn ein Bart zum Beweiſe Urkunden einreicht, jo fertigt das Conſi— 
forium im Verlaufe der eriten darauf folgenden fieben Tage dem Gegner beglaubigte 
Abſchriften derjelben nebjt den zugleich damit eingegangenen Anträgen zu, um fpäteftens 
in zwei Wochen ſich darauf ſchließlich zu erklären. 

512 (368). Bei Berufung auf Zeugen müfjen Kläger und Bellagter den Vor- und 
Bunamen, Rang, Stand und Wohnort eines Jeden derjelben angeben und dabei in kurzen 
Süßen (Beweis- und Gegenbeweis-Artifeln, articuli probatoriales et reprobatoriales), 
mit erforderlicher Genauigfeit anzeigen, wer namentlich über jeden diefer Artikel verhört 
werden joll. 

513 (369). Dieje Beweisartifel werden ebenfalls im Laufe der erjten fieben Tage 
nad) ihrem Eingange dem Gegner mit der Aufgabe mitgetheilt: 1) binnen zehn Tagen 
bejondere Frageftüde (interrogata specialia) einzureichen, welche auf jein Verlangen, den 
Zeugen gleichfall3 vorgelegt werden; 2) in derjelben Frijt etwaige Einwendungen gegen 
die Zuläffigfeit der Zeugen beizubringen. 

514 (370). Die allgemeinen Frageftüde über Vor- und Zunamen, Glaubensbe- 
fenntniß, Rang, Stand und Alter der Zeugen, ihre Verwandtichaft mit den Parten, dar- 
über, ob fie von der Entjcheidung der Sache für fich Vortheil oder Schaden erwarten, 
ob jie mit demjenigen Parten, gegen den fie als Zeugen aufgeführt worden, in Feind- 
Ihaft find, und dieſen ähnliche, zur Beitimmung des Grades ihrer Glaubwürdigkeit die- 
nende Fragen ((interrogata generalia) werden vom Confijtorium, ohne Mitwirkung und 
Antrag der PBarten, den Zeugen vorgelegt. 

515 (371). Die Zeugen.haben vor Ablegung ihres Beugnifjes den gejeßlichen Eid 
in der Sitzung des Conſiſtoriums nach dem Ritus ihrer Kirche, und wenn die PBarten 
den Wunſch erklärt haben, dabei gegenwärtig zu fein, in deren oder ihrer Bevollmächtigten 
Gegenwart zu leijten. Uebrigens können die Zeugen, mit gegenjeitiger Einwilligung der 
Parten, auch ohne Eid abgehört werden. 

516 (372). Die Ausjagen der Zeugen werden vom Confiftorium, nach gejeßlicher 
Vorſchrift, über die vom Producenten und NReproducenten eingereichten Beweis- und 
Gegenbeweis-Artifel (Art. 512), und über die bejonderen und allgemeinen Frageſtücke 
(Art. 513, 514), wobei mit den allgemeinen anzufangen ift, entgegengenommen und nieder- 
gejchrieben. 

517 (373). Wenn die geugen wegen Entfernung ihres Wohnort3 oder aus anderen 
gejeglichen Urjachen, nicht vor dem Conſiſtorium erjcheinen fünnen, jo wendet fich diejes 
wegen deren Abhörung an die competente Gerichtsbehörde, wobei es zugleich an jelbige 
die Fragepunkte überjchidt, mit der Anzeige, ob die Parten bei der Vereidigung jener 
Zeugen gegenwärtig zu jein wünfchen. In letzterem Falle fordert das Conſiſtorium von 
den Parten einen Revers darüber, daß fie zu diefem Behuf bei dem betreffenden Gerichte 
in dem vom Confijtorium anberaumten Termine erjcheinen werden. 

518 (374). Aus den Zeugenausfagen wird im Confiftorium ein Serutinium an— 
gefertigt, welches unter gehöriger Beglaubigung den Parten in der im Artifel 510 ange- 
deuteten Ordnung mitgetheilt wird. 

519 (375). NRüdjichtlih) der Aufnahme des fogenannten Zeugniſſes zum ewigen 
Gedächtniß (in perpetuam rei memoriam), werden genau die hierüber vorhandenen Vor— 
ſchriften beobachtet, welche eine jolche Abhörung eines Zeugen gejtatten, wenn der Kläger 
oder Beklagte darum, jei es auch vor Anfang des Procefjes, oder im Verlaufe defjelben, 
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vor Anfang des Bemweisverfahrens bittet, nämlich nur, wenn ein Zeuge auf längere Beit 
verreijt, oder wenn, wegen feines hohen Alters, oder einer gefährlichen Krankheit, fein 
Ableben zu bejorgen jteht. 

520 (376). Nach jolher Verhandlung der Sache, wird das Verfahren in derjelben 
für gefchloffen angenommen, und eine Relation aus den Acten verfaßt. 

521 (377). Die Relation muß enthalten: 1) eine furze und deutliche Gejchichts- 
erzählung; 2) die Hauptumftände, von deren Feſtſetzung die Entjcheidung der Sache jelbit 
abhängt; die ſich auf die Sache beziehenden Geſetze. 

522 (378). Nach Abfaffung der Relation beginnt der Vortrag der Sache durch 
Borlefung der erjtern, wobei alle zur Sache gehörigen Actenſtücke vorgelegt werden. 

523 (379). Hierauf fchreitet dad Confiftorium, nachdem die Sache zur Discuffion 
gebracht worden, zur Fällung feines Urtheils, mit pünftlicher Beobachtung der hierüber 
geltenden Vorſchriften. 


r I. Von der mündlichen Verhandlung in Partenſachen. 


524 (380). Eine mündliche Verhandlung ift nur aus befonderen Gründen zuläffig, 
namentlich) wenn ein jchriftliches Verfahren den Barten, ihrer Armuth wegen, zu be- 
ſchwerlich ift. 

525 (381). Bei mündlicher Verhandlung der Sachen werden die von den Parten 
nach obigen Regeln zu verfaffenden Säbe ihren Worten gemäß in Form von Protocoll- 
anträgen im Conſiſtorium jelbjt niedergefchrieben und von den PBarten, nachdem ſie ihnen 
borgelejen und von ihnen genehmigt worden find, im Fall fie aber des Schreibens un- 
fundig oder phyſiſch unfähig dazu find, von einem Mitgliede des Conſiſtoriums unterzeichnet. 

526 (382). Bei Aufnahme diefer Sätze zum Protocol muß das Confiftorium in 
den Schranken feiner richterlichen Pflicht bleiben und den Barten feinen Rath in ihrer 
Sache ertheilen. 


III. Von den befonderen Regeln über dag gerichtliche Verfahren in Ehefachen, 


527 (383). Bei dem gerichtlichen Berfahren in Ehejachen richten fich die Confifto- 
rien nach den Vorjchriften des von der Ehe handelnden Kapitels IV dieſes Kirchengejeßes 
und den Beitimmungen der vorhergehenden Artikel dieſes Capitels über Streit- und Pro— 
ceßjachen, jedoch mit Beobachtung folgender bejfonderer Regeln (Urt. 528 u. folg.). 

528 (384). In allen Ehefachen können Kläger und Beflagter ihre Rechte ſelbſt 
perjönlich vor dem Bonfiftorium wahrnehmen, auc wenn fie, auf Grundlage der bejtehen- 
den Gelege, in anderen Sachen nicht befugt wären, perjönlich Klage zu erheben oder dar— 
auf zu antworten. 

529 (385). Bei Ehejcheidungsjachen wird Denjenigen, welche unrechtfertiger Weiſe 
die ihnen vom Confiftorium gejegten Pönaltermine (Art. 479—481) verfäumt haben, der 
dritte Termin nicht unter Androhung der Präcluſion anberaumt, wenn leßtere die Tren- 
nung der Ehe zur Folge haben würde, jondern unter der Androhung, zur Erfüllung des— 
jelben durch die competenten Gerichts und fonftigen Behörden gezwungen zu werden. 

530 (386) '). Won der allgemeinen Regel, daß der Kläger jeine Klage bei dem- 
jenigen Gerichte anbringen muß, unter deijen Gerichtsbarkeit der Beklagte jteht, finden in 
Eyejachen Ausnahmen ftatt: für den verlaffenen Ehegatten und für die der Ehre beraubte 
Braut, oder die unter dem Eheverjprechen verführte Jungfrau, welchen, nach den Arti- 
feln 223, 226 und 256 erlaubt ijt, ihre Klage, und zwar Erjterem auf Trennung, Lebteren 
aber auf Schließung der Ehe bei dem Conſiſtorium ihres AufenthaltSortes zu erheben. 


1) Die Regeln über das Verfahren bei Schei- dener Glaubensbefenntnijje bejtehen, finden ſich 
dung von Ehen, die zwijchen Perjonen verſchie- in den Gejegen Über das Eivilgerichtsverfahren. 
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531 (387). Wenn die Klage auf Scheidung einer gejeßwidrigen, aber nicht für 
durchaus nichtig anzufehenden Ehe, nicht von den Ehegatten, fondern von einer dritten 
Perſon, die ein Recht dazu behauptet, im gejeglihen Termine (Urt. 249) erhoben wird, 
jo verſucht das Conſiſtorium zuförderft, die Sache gütlich beizulegen, und nur dann, wenn 
dieje Bemühungen ohne Erfolg bleiben, jchreitet es zu dem gewöhnlichen gerichtlichen Verfahren. 

532 (388). Diejelbe Tegel wird bei allen, auf die in den Artikeln 252, 253, 255, 
260, 261 und 263--265 angeführten Urſachen begründeten, Ehejcheidungsflagen und jelbit 
dann beobachtet, wenn auf Scheidung wegen böslicher Berlafjung (Art. 256) geklagt 
worden und, in Folge einer gewöhnlichen oder Edictal-Citation, der beflagte Theil ſich 
vor Gericht Stellt. 

533 (389). Beim Sühneverjuche, der dem gerichtlichen Verfahren vorausgeht, müſſen 
beide Theile im fejtgejegten Termine perfönlich vor dem Conſiſtorium erfcheinen. Wenn 
jedoch, wegen weiter Entfernung oder anderer gejeblicher Gründe, das perfönliche Er- 
jcheinen derjelben nicht fiir möglich erachtet wird, jo requirirt es die weltliche Behörde, 
um, in Gemeinschaft mit einem Delegirten des Confiftoriums, d. h. mit einem Gliede 
desjelben, dem Kreijesprobite, oder irgend einem von dem Confiftorium zu beftimmenden 
Geijtlihen, den Sühneverjuch vorzunehmen. 

534 (390). Wenn, wegen weiter Entfernung oder aus anderen triftigen Gründen, 
die Barten weder vor dem Confiftorium, noch vor einer anderen Behörde, zu gleicher 
Zeit erjcheinen können, jo wird den rejpectiven Pröbften oder Predigern aufgetragen, 
Jeden von ihnen einzeln durch Crmahnungen zur Verſöhnung zu bewegen, und ihnen zu 
diejem Behufe der ganze Thatbeitand der Klage mitgetheilt. 

535 (391). Bleibt der Kläger, ohne gejegliche Gründe, bei dem Sühneverſuche 
aus, jo darf eine zweite Borladung des Beklagten zum Sühneverfuche nicht eher erfolgen, 
als nachdem Letzterer für allen, dur) des Gegners Ausbleiben ihm veranlaßten Schaden 
befriedigt ift. 

536 (392). Bleibt Kläger auch im zweiten Termin zum Gühneverjuche, ohne ge= 
jeglihe Gründe, aus, fo wird Beklagter von der Klage entbunden, und der Kläger kann 
wegen jolcher Thatjachen, die ihm vor dem durch dieſe jeine erjte Klage veranlapten 
Sühneverfahren befannt waren, feine zweite Klage erheben. 

537 (393). Bleibt Beflagter in dem zum Sühneverjuche beftimmten Termin aus, 
jo hat er für das erjte und zweite Mal die im Artikel 481 feſtgeſetzten Gelditrafen zu 
entrichten, und dem Gegner den durch fein Ausbleiben zugefügten Schaden zu erjeßen. 
Die dritte Borladung erläßt das Confiftorium mit der Androhung, im Fall der Nichtbefol- 
gung derjelben, zum Erjcheinen durch die weltliche Behörde gezwungen zu werden (Realcitation). 

538 (394) '). Wenn ein Sühneverjuch vorgenommen worden, ohne den erwünjchten 
Erfolg gehabt zu haben, jo wird dem Beklagten eine beglaubigte Abjchrift der gegen ihn 
erhobenen Klage mitgetheilt und zur Erklärung auf diejelbe der im Artifel 504 feſtge— 
jeßte Termin bewilligt. 

539 (395). Bei Klagen auf VBollziehung der Trauung, in Folge eines Verlöbnifjes 
oder gegebenen Eheverſprechens, hat das Konfiftorium gleichfalls ich zu bemühen, eine 
Bereinigung der Parteien zu bewirfen, und nach den in den Artikeln 533—537 enthaltenen 
Vorſchriften zu verfahren, mit dem einzigen Unterjchiede, daß, wenn Beflagter die ihm 
gejegten zwei Pönaltermine verabjäumt und auch zum Dritten und jchließlichen Termine 
nicht erjcheint, in Gemäßheit der Artikel 224 und 226, die gegnerische Klage für begründet 
erfannt wird. 


1) Die Ausfagen der Barten beim Sühnever- | auf dergleichen Ausjagen und Eingeftändnifje vom 
juche werden, im Fall derjelbe mißlingt, wie Conſiſtorium nicht gejtattet. 
nicht gejchehen betrachtet und nachherige Berufung 
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540 (396). Wenn das Confiftorium glaubwürdige Kenntniß von der Abjchliegung 
einer für nichtig anzufehenden Ehe erhält, jo muß e3 hierüber jogleich die erforderliche 
Unterfuhung anftellen. Nachdem e3 die ihm Fund gewordenen Nachrichten in Gemwißheit 
gejeßt hat, trennt es die Ehe und verurteilt den Prediger, der die Trauung vollzogen 
hat, zu der gebührenden Strafe, indem es die gejeglichen Berfügungen in Betreff anderer, 
hierbei fchuldiger, Perjonen dem weltlichen Richter überläßt (j. d. Art. 212, Anm., nach 
d. Fortſ. v. J. 1876). 

541 (397). Das Conſiſtorium darf nicht von Amtswegen Unterſuchung über ſolche 
Ehen anſtellen, welche, wenn ſie gleich geſetzwidrig ſind, doch nicht für nichtig angeſehen 
werden. Es ſchreitet zur Unterſuchung und zur Verhandlung der auf ſolche Ehen Bezug 
habenden Sachen nur dann, wenn darüber eine förmliche Klage erhoben worden iſt. 

542 (398). Wenn das Conſiſtorium die in der eingereichten Klage enthaltenen 
Angaben für gegründet erkennt, ſo giebt es den Schuldigen auf, daß ſie, ſoweit es mög— 
lich iſt, die von ihnen nicht beobachteten unumgänglichen Bedingungen einer geſetzlichen 
Ehe erfüllen, oder die ihr im Wege ſtehenden Hinderniſſe beſeitigen. 

543 (399). Das Conſiſtorium giebt Eheſcheidungsklagen mit Dorſualreſolution 
zurüd: 1) wenn jelbige nicht auf einem der, in den Artifeln 251—253, 255, 256 und 
258—265 angeführten, gejeglichen Scheidungsgründe beruhen; 2) wenn nicht zugleich er— 
wiejen wird, daß die Sache vor fein Forum gehört, weßhalb auch ein Zeugniß beigelegt 
fein muß, daß die Trauung nad) dem Ritus der Evangelijch- Brotejtantischen Kirche 
vollzogen ift. 

544 (400). Sn Ehejachen werden al3 Heugen, in Ermangelung anderer zugelafjen 
Hausgenofjen und fogar Verwandte der Parten, nur mit Ausnahme der Descendenten 
in gerader Linie, ſowohl von der einen, ala der andern Ceite. 

545 (401). Wenn in einer Chejache das eigene, mündliche oder jchriftliche, Ein- 
geftändniß (Art. 252) eines der Parten die von einem Dderjelben nachgejuchte Trennung 
der Ehe zur Folge haben könnte, jo find, außer dem Gejtändnifje, noch andere Beweiſe 
erforderlich. 

546 (402). Den Barten ift e3 nicht erlaubt, einander den Eid zuzufchieben über 
die Wahrheit oder Unmwahrheit folcher Behauptungen, laut welcher, wenn der Eid geleiftet 
mwirde, die Trennung der Ehe erfolgen müßte. 

547 (403). In den Entjcheidungsmworten des Ehefcheidungsurteil3 muß angegeben 
werden: 1) der Scheidungsgrund ; 2) ob einer der Parten, welcher namentlich, und in 
welchen Stüden, für den jchuldigen Theil erfannt worden; 3) welchem der Ehegatten, im 
Falle von Ehebruch oder böglicher Berlaffung, zur Strafe dafür die Wiederverehelichung 
verboten wird (Art. 256, 257); 4) wem von ihnen es obliegt, einige oder alle in ihrer 
Ehe erzeugten Kinder zu erziehen, und bis zu welchem Alter, und 5) wer von den Eltern 
die Koften des Unterhalt® und der Erziehung der Kinder zu tragen hat (Art. 266). 

548 (404). Sobald das Ehejcheidungsurteil rechtskräftig geworden, wird die folenne 
Scheidung im Conſiſtorium ſelbſt und in Gegenwart beider Theile, wenn dem Erjcheinen 
derjelben feine gejeglichen Hindernifje entgegenstehen, auf foldende Weiſe vollzogen: nach— 
dem der General-Superintendent, Superintendent oder ein anderes geiftliches Mitglied 
des Conſiſtoriums, in der Sitzung desjelben, an die zu jcheidenden Ehegatten eine kurze 
Ermahnung gerichtet hat, erklärt er ihre Ehe für getrennt, nimmt die Trauringe von 
ihnen zurüd und jcheidet fie durch feine zwijchen ihnen herabgeſenkte Hand. 

549 (405). Wird die Ehe wegen erwiejener Schuld eines Ehegatten (nicht aber 
aus einem andern gejeglichen Grunde) getrennt, fo wird von dem General-Superinten- 
denten, Superintendenten oder einem andern, Dazu beauftragten, Mitgliede des Confifto- 
riums bei dem fürmlichen Scheidungsacte nachſtehende Formel gebraucht: „Da durch 
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hinlänglichen Beweis und durch eigenes Geftändniß (oder blos: durch hinlänglichen Be— 
weis) genügend Eundgeworden ift, daß diejer Dein (Ihr) Ehegatte (Dieje Deine —Ihre — 
Ehegattin) NN, uneingedenk der Furcht Gottes und Seinem Heiligen Worte zuwider, ſich 
des Ehebruchs (oder: der böslichen Verlaſſung, oder: eines grauſamen Verfahrens mit 
Dir (Ihnen), oder u. ſ. w. u. ſ. w.) ſchuldig gemacht und damit alles Eherecht auf Dich 
(Sie) verwirkt hat; fo fpreche ich Did) (Sie) NN von Gottes wegen und kraft Seines 
Heiligen Wortes von ihm (ihr) frei und ertheile Dir (Ihnen) NN das Recht, zu einer andern 
Eheverbindung zu jchreiten, wenn und wo Du (Sie) ſolches für gut findeft (finden). Da- 
gegen aber wird Dir (Shnen) NN hiermit auf das ernftlichjte unterjagt, bis auf weiteres 
Erfenntniß, in eine neue Ehe zu treten.“ 

550 (406). Können, wegen gejeßlicher Gründe, beide Ehegatten nicht zu gleicher 
Beit zum Scheidungsafte vor dem Conſiſtorium erfcheinen, jo wird derjelbe (Art. 549), 
mit den erforderlichen Aenderungen der Scheidungsformel, mit Jedem einzeln vollzogen. 
Wenn beide Theile von dem Confiftorium weit entfernt, oder durch andere Umstände vor 
dem Confiftorium zu erjcheinen verhindert find, jo kann dasjelbe auch dem Prediger ihres 
Wohnort3 auftragen, ihre Scheidung in Gegenwart zweier Kirchen-Aelteſten zu vollziehen. 

551 (407). Jedem Theile wird über die vollzogene folenne Trennung der Ehe ein 
Attejtat ausgeſtellt. 


Vierte Abtheilung. 
Von der Wublikation der Urteile, 


552 (408). Das Confiftorium benachrichtigt die Parten, welche ſich an dem Orte 
feines Sitzes befinden, oder dajelbjt Bevollmächtigte Haben, von dem zur Eröffnung feines 
Endurtheiles in einer Sache bejtimmten Tage im Voraus, und ladet fie zur Anhörung 
desselben durch bejondere jchriftliche Anzeigen, über deren Empfang fie NReverje zu geben 
verbunden find, die Abweſenden aber dur Einrückung in die öffentlichen Blätter vor. 
Den an dem Orte, wo das Confiftorium feinen Siß hat, ſich Aufhaltenden oder ihren 
dortigen Bevollmächtigten wird, um zur Anhörung des Urtheils zu ericheinen, eine ſieben— 
tägige Friſt, vom Tage der Zustellung der Citation an gerechnet, den Abweſenden aber 
ein ſechsmonatlicher Termin, vom Tage der Ießten Einrücdung in die Zeitungen an ge- 
rechnet, bejtimmt. Wenn die Parten e3 wünschen, jo können ihnen die Urtheile der Con— 
fijtorien auch durch ihre Orts- oder competente Behörde eröffnet werden. 

553 (409). Dieſelbe Ordnung wird auch bei der Publication der Zwifchenbefcheide 
der Confijtorien beobachtet, nur mit dem Unterjchiede, daß Abwejende zur Anhörung der- 
jelben nicht durch die Zeitungen, jondern durch einen Anſchlag an der Thüre des Seſſions— 
zimmers vorgeladen werden, und ihnen zum Erjcheinen nur ein Termin don zwei Mo- 
naten gejegt wird. 

554 (410). Wenn einer der Barten, welcher an dem Orte, two das Confiftorium 
jeinen Sitz hat, ſich aufhält, nad) Ausftellung eines Reverſes Hinfichtlich feines Erjcheinens 
vor dem Confiftorium zur Anhörung eines Urtheils, an dem in der Citation bejtimmten 
Tage nicht ericheint und feinen Bevollmächtigten ftellt, jo wird das Urtheil nicht3defto- 
weniger al3 ihm, von dem in der Citation beftimmten Tage an, eröffnet angejehen, und 
demgemäß werden auch die, zur Einreichung der Appellation und Querel bejtimmten, 
Termine von jenem Tage an gerechnet. 

555 (411). Wegen Nichterfcheineng des einen der Parten an dem zur Publication 
de3 Endurtheils oder Zwiſchenbeſcheides bejtimmten Tage, wird die Eröffnung desfelben 
an den andern Barten, der ſich zu dem Termine eingejtellt hat, nicht aufgejchoben. 

556 (412). Wenn ein Bart, oder deſſen Bevollmächtigter, fi an dem vom Con- 
ſiſtorium in der Citation bejtimmten Tage, zur Anhörung des Endurtheil® oder Zwiſchen— 
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befcheides, nicht einftellt, und fein Never über den Empfang jener Citation beim Con- 
fiftorium nicht eingegangen ift, fo wird er für abmwejend angejehen, und ihm in Grund— 
lage der Artikel 552 und 553 dur Einrückung in die öffentlichen Blätter, oder durch 
Anschlag an der Thür des Seſſionszimmers, eine Friſt von rejpective ſechs oder zwei 
Monaten zum Erjcheinen bejtimmt. 

557 (413). Wenn ein für abwejend erfannter Bart, oder deſſen Bevollmächtigter, 
fih von felbft oder in Folge der Verfügung des Konfiftoriums, noch vor gejchehener 
Borladung durch die Zeitungen, oder noch vor erfolgtem Anfchlage an der Thüre des 
Seffionszimmers, oder auch nach derjelben, jedoch vor Ablauf der in der Citation be— 
ftimmten Frift, einftellt, jo eröffnet das Confiftorium ihm das Urtheil, und die Termine 
zur Anmeldung der Appellation oder Duerel werden vom Tage der Publication des 
Urtheils an gerechnet. 

558 (414). Wenn aber ein Bart auch binnen der in jener Citation ihm gejeßten 
Frift zur Anhörung des Urtheils fich nicht einftellt, jo wird dasfelbe in Bezug auf ihn 
für recht3fräftig angejehen. 


Fünfte Abtheilung. 
Von Devolvirung der Rechtsfachen mittelft Appellation und Ouerel. 


559 (415) 9. Aus den örtlichen Gonfiftorien werden die Broceßjachen an das General- 
Conſiſtorium mitteljt Appellation und Querel devolvirt. 

560 (416) ’).. Appellation und Querel find unzuläffig: 1) gegen Befehle megen 
Erfüllung rechtskräftig gewordener Urtheile; 2) gegen Entjcheidungen, die auf einem, zu— 
folge gegenjeitiger Einwilligung geleijteten Eide begründet find; 3) gegen Entjcheidungen 
in Unterfuhungsjachen über Amtsvergehungen der Geiftlichen und über Nichtbeobachtung 
der Subordinationgregeln, wenn die dafür zuerfannte Strafe in einfachem Verweiſe, oder 
einer Gelditrafe von nicht mehr als fünfundvierzig Rubel befteht. 

561 (417). Gegen Entjcheidungen der Confiftorien in Sachen, welche die Ver— 
waltung des Predigtamtes, die Lehre, die Berrichtung des Gottesdienftes und überhaupt 
die Religion betreffen, find Appellation und Duerel auch fogar in dem Falle zuläffig, 
wenn die Sache nicht in Folge einer erhobenen Klage ihren Anfang genommen hat. 

562 (418). Gegen Endurtheile der Confiftorien kann nur vermittelft Appellation 
geflagt werden. 

563 (419) °). Die Partei, welche die Appellation an das General- Eonfiftorium 
ergreifen will, ift verbunden, binnen fieben Tagen, vom Tage der Bublifation des Ur- 
theils an gerechnet, jelbjt oder durch ihren Bevollmächtigten, Solches dem Confiftorium 
anzuzeigen, dabei alle die Punkte des Urtheils, durch welche fie fich gekränkt glaubt (gra- 
vamina), anzugeben, und mittelft Reverſes an Eidesftatt zu erklären, daß fie nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen ihre Sache für gerecht und die Gründe zur Ergreifung der Appella- 
tion für gejeglich halte, und gleichzeitig Anmeldung der Appellation eine diefer Vorfchriften 
unerfült läßt, wird die Nachgabe den Appellationsihilling von fieben Rubel fünfzig Ko— 
pefen zu entrichten. Jedem, der bei derjelben abgejchlagen. 

564 (420). Diejenigen Punkte des Urtheils, gegen welche bei Anmeldung der 
Appellation feine jchriftlihe Beſchwerde geftellt worden ift, treten, nach Verlauf der er- 
wähnten jieben Tage (Art. 563), in Rechtskraft. 

565 (421). Diejenigen, welche wegen Armuth den Appellationsfchilling (Art. 563) 
nicht entrichten fünnen, bringen die gehörigen Beweiſe darüber bei und erhalten dann 
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mit der Dispenfation von der Entrichtung dieſes Geldes, das Recht, deſſen ungeachtet 
die Appellation einzureichen. 

566 (422). Nachdem die Appellation in obiger Art in gejeglicher Frift angemeldet 
worden tft, wird felbige vom Conſiſtorium bewilligt, jofern, der Beichaffenheit der Sache 
nach, fein gejegliches Hinderniß entgegenfteht (Art. 560). Hierauf ertheilt das Conſiſto— 
rium dem Appelfanten ein Attejt iiber die ihm gegebene Erlaubniß (attestatum concessae 
appellationis), in welchem nicht nur der zur Einreichung der Appellation beftimmte ſechs— 
monatliche Termin, vom Tage der Publifation des Urtheil® an gerechnet, jondern auch 
die ganze, bei der Eingabe der Appellation zu beobachtende, Ordnung bemerkt wird. 

567 (423). Die Apellationg-Rechtfertigung wird von dem Appellanten perjönlich, 
oder von deſſen Bevollmächtigtem, beim General-Confiftorium eingereicht, oder denjelben 
dur die Poſt zugejchickt, mit Beifügung einer Abjchrift des Urtheils auf Stempelpapier 
und der gejeglichen Krongebühren. 

568 (424). Nach Eingang der Appellations-Rechtfertigung ftellt das General-Con— 
ſiſtorium im Berlaufe der erjten jieben Tage dem zu diefem Ende perſönlich, oder durch 
Bevollmächtigten, erfchtenenen Gegner von ſich aus, wenn er aber nicht erjchienen ift, durch 
die competente Ort3obrigfeit eine Abjchrift davon zu, und beſtimmt ihm eine vierwöchent— 
fihe, oder, nad) Maaßgabe der Entfernung feines Aufenthaltsortes, eine längere 
Frift, zur Beibringung feiner Widerlegung (refutatio appellationis); ijt aber der Auf- 
enthaltsort des Appellaten unbefannt, jo ladet das General-Conftftorium ihn Hierzu durch 
Snfertion in den Heitungen, unter Anberaumung eines viermonatlichen Termins, vor. 

569 (425). Das Lonfiftorium berichtet vorläufig dem General-Confiftorium über 
die beabfichtigte Devolvirung einer Sache (Art. 566), und, nachdem es darauf von 
Legterem über den Eingang der Appellationg-Rechtfertigung benachrichtigt worden, fendet 
e3 an dasjelbe die Akten ein. 

570 (426). Nach Eingang der gegnerijchen Widerlegung der Appelationg-Necht: 
fertigung nimmt das General-Confistorium feine weiteren Eingaben in der Sade an. 
Da3 Uppellationsverfahren wird für gejchloffen angejehen, und nach angefertigter Acten— 
relation entjcheidet das General-Confiftorium die Sahe, wenn ihr Vortrag nach der be= 
ltehenden Ordnung an die Reihe kommt. 

571 (427). Wenn die Appellations- Rechtfertigung mit den gehörigen Beilagen 
(Art. 566, 567) nicht im Termine eingereicht wird, jo wird das Necht zur Appel- 
lation für verloren und die Entjcheidung des Conſiſtoriums für rechtskräftig angefehen. 
Bon Ddiefer Verfäumung der zur Einreihung der Appellation gejtatteteu Friſt benach- 
richtigt daS General-Confijtorium das rejpektive Conſiſtorium. Gleihmäßig verliert auch 
Appellat, bei Verſäumung des ihm gejegten Termins, das Recht zur Appellations-Refutation. 

572 (428). Die Einreichung von Querelen ijt nur gegen Zwiſchenbeſcheide (Inter- 
locuta) gejtattet, welche feine Entjcheidung über den eigentlichen Gegenstand des Streites, 
der zu dem Proceße Anlaß gegeben, enthalten, jondern nur Nebenumftände der Sache 
(Sneident-Bunfte) betreffen, als: die Formalien des Proceßes, die Ordnung des Beweis— 
verfahren u. j. mw. 

573 (429). Wer gegen Interlocuta des Confijtoriums die Duerel an dag General- 
Eonfiftorium ergreifen will, muß Solches binnen fieben Tagen, vom Tage der Eröffnung 
eines ſolchen Bejcheides an gerechnet, dem Conſiſtorium fchriftlich anzeigen, mit genauer 
Angabe aller Punkte des Bejcheides, über welche er feine Unzufriedenheit erklärt; im ent- 
gegengejegten Falle tritt der Bejcheid in Rechtskraft. 

574 (430). Nach folchermaaßen angemeldeter Duerel hat das Conſiſtorium binnen 
der erjten hierauf folgenden jieben Tage dem Duerulanten das Aiteftat der nachgegebenen 
Querel (attestatum concessae querelae), wenn folche überhaupt nad) den Geſetzen zu 
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Yälfig ift, zu ertheilen (Art. 560, 561). In diejem Atteftate wird der zur Einreichung 
der Duerel beftimmte ziweimonatliche Termin, der vom Tage der Eröffnung des Beicheides 
an gerechnet wird, angegeben und bemerkt, daß, im Falle der Verfäumung der Frift, das 
Necht zur Duerel für verloren und der Beſcheid für rechtöfräftig angejehen werden wird. 

575 (431). Hierauf reicht der Duerulant die Querel bei dem General-Confiftorium 
ein, ift aber nicht verbunden, dafür Krongebühren zu entrichten. 

576 (432). Nach Eingang einer Duerel ftellt das General-Confiftorium Abfchriften 
davon dem refpectiven Confiftorium und dem Gegner (Duerulat) zu, mit Einverlangung 
einer Erklärung, welche in dem vom General-Confiftorium bejtimmten ziweimwöchentlichen, 
oder, nad) Maaßgabe der Entfernung, längeren Termin eingereicht werden muß; ift aber 
der Aufenthaltsort des Duerulaten unbekannt, jo ladet das General-Confiftorium ihn dazu 
durch die Beitungen, mit Anberaumung eines zweimonatlihen Termins, vor. 

577 (433). Das General-Confiftorium fordert auch, wenn Duerufant es wünscht 
von dem Confiftorium eine auf feine Koſten anzufertigende Abjchrift aller Acten oder nur 
einiger derjelben, nach feiner Wahl, ein. 

578 (434). Die Duerel hemmt die Verhandlung eines Proceßes nur in Bezug auf 
diejenigen Umstände, gegen welche diejelbe gerichtet ift. Wenn diefe Umstände von der 
Urt find, daß von ihnen die Entjcheidung der Sache jelbit, oder des Haupttheils der- 
jelben abhängt, jo wird die ganze Verhandlung aufgehalten, und darüber an das General- 
Conſiſtorium berichtet. 

579 (435). Das General-Confiftorium betätigt entweder die Entjcheidung des 
Confiftoriums, oder es ändert fie ab, und wenn die Barten, oder deren Bevollmächtigte, 
fih bei ihm zur Urtheilsanhörung nicht melden, fo fertigt es feinen Befcheid, zur gehörigen 
Bollziehung, an das reſpektive Confiftorium ab. 

580 (436) '). Bei Publikation der Endurtheile und Bejcheide richten ſich ſowohl das 
General-Confistorium, al3 die örtlichen Confiftorien, nach den in den Artikeln 552—558 
gegebenen Vorſchriften. 

581 (437). Wegen Unzufriedenheit des einen oder beider Barten mit den Bejchei- 
den und Endurteilen des General:Eonfiftoriums werden Appellationen oder Querelen an 
den Dirigirenden Senat, nach allgemeiner Grundlage, in allen denjenigen Sachen geftattet, 
welche durch die im Artifel 461 enthaltenen Beſtimmungen nicht davon ausgenommen find. 


Neuntes Gapitel, 
Bon den Evangeliſch-Lutheriſchen Synoden. 
Erſte Abtheilung. 
Von den Synoden der Conftftorialbezirke. 


582 (438). Die Evangeliſch-Lutheriſchen General-Superintendenten und Superin- 
tendenten, mit Ausnahme des Mosfauifchen, berufen alljährlich zu einer angemefjenen 
Beit und an einem fchiklichen Orte, deren Beftimmung ihnen überlaffen ift, die Pröbſte 
und Prediger ihres Confiftorialbezirf3 zu einer Evangelifch-Zutherijchen Synode oder all- 
gemeinen geiftlichen Berathung. Der Zweck diefer Berathungen unter den Beiftlichen des 
Bezirks ijt die Vervollkommnung eines jeden von ihnen durch gegenfeitige Meittheilung 
ihrer Anfichten, örtlichen Erfahrungen und Kenntniffe in religiöfen Gegenftänden über die 
Ausübung der Pflichten des geiftlichen Amtes, über die ihnen in diefem Amte aufjtoßen- 
den Schwierigkeiten und die Mittel, diejelben zu bejeitigen. 
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583 (439). Bon der Verpflichtung, an der Evangelijch-Lutherifchen Synode Theil 
zu nehmen, können diejenigen ©eiftlichen befreit werden, deren Wohnfig von dem Ver— 
fammlungsorte weit entfernt ift, fowie in der Negel diejenigen, welche fich außerhalb der 
Grenzen des Gouvernements, in welchem die Evangelijch-Tutherifche Synode gehalten 
wird, befinden. 

584 (440). In großen, wenn auch aus einem Gouvernement beftehenden, Con- 
fiftorialbezirfen ift, ftatt aller Prediger, nur eine Hälfte derjelben verbunden, nach bei 
Zeiten vorher von dem General-Superintendenten darüber getroffener Verfügung, jähr- 
lich zur Verſammlung der Evangelifch-Lutherifchen Synode zu erjcheinen. Er bejtimmt 
auch, nach vorläufig eingeholter Meinung der Pröbſte, für jede dieſer Berfammlungen 
einen bejondern, dazu jchieflichen Drt. 

585 (441) ') (nach d. Fortſetz. v. 3. 1876). In den Evangelisch-Lutheriichen Sy— 
noden präfidieren die General-Superintendenten oder Superintendenten. Sie machen, vor 
der Verfammlung der Synode, über die für jelbige angejegte Zeit und den ihr beftimmten 
Ort, der rejpeftiven Civilobrigfeit Mittheilung, eröffnen die Sigungen durch feierlichen 
Gottesdienft in der Kirche und befchließgen diejelben mit Gebet und Segen. Die Situngen 
einer Evangelifch-Lutherifchen Synode dauern nicht über acht Tage. 

586 (442). Gegenſtände der Bejchäftigungen der Evangelijch-Lutheriichen Synoden 
find: 1) gegenfeitige Eröffnungen und Mittheilungen über rein geiftliche Gegenftände, den 
Buftand der Gemeinden in geiftlicher Hinficht, den Erfolg der Katechijation, außerordent- 
Yihe und überhaupt wichtige Vorfälle in der Amtsführung der Prediger u. ſ. w.; 2) Ber- 
handlungen über gelehrte geiftliche Gegenſtände, Vorleſung von den Mitgliedern der Sy— 
noden ſelbſt verfaßter Abhandlungen über Gegenstände der theoretiichen und praktischen 
Theologie, Mittheilung ihrer Notizen und gegenjeitigen Bemerkungen über die neueften 
theologijchen Schriften u. |. w.; 3) Berathungen über Firchlich-öfonomijche Angelegenheiten, 
Wittwen-Kaſſen u. ſ. w.; 4) Berathung über die Mittel zur Verbefjerung des Zuftandes 
der Kirchen ihrer Bezirke. 

587 (443) ?) (nach d. Fortſetz. dv. J. 1876). Alle Mitglieder des Conſiſtoriums 
haben das Recht, an den Evangelijch-Lutheriichen Synoden Theil zu nehmen. In den 
Berjammlungen vderjelben können auch die PBredigtamts - Kandidaten zugegen jein, jedoch 
dürfen fie nur zufolge befonderer Genehmigung des General-Superintendenten oder Su— 
perintendenten an den Verhandlungen Theil nehmen. Die Brotocolle diefer Verſammlungen 
werden durch die General-Superintendenten oder Superintendenten den Confiftorien, und 
von dieſen in Abjchrift dem General-Eonfiftoriun, welches Abjchriften von diefen Pro- 
tocollen dem Minifterium der inneren Angelegenheiten vorzuftellen hat, zugefertigt; die 
Driginale aber werden in den Archiven der Conſiſtorien aufbewahrt. 


Zweite Abtheilung. 
Von den Probfi-Synoden, 


588 (444) 9). Die an einigen Orten ſchon vor dem 28. Dezember 1832 gebräuch- 
lichen Evangelifch-Zutherifchen Probſt-Synoden fünnen wie bisher, ftatthaben ; jedoch wird 
dadurd Niemand von der Verpflichtung befreit, an der allgemeinen Evangelifch-Lutherifchen 
Synode des Conſiſtorialbezirks Theil zu nehmen. Die Protocolle diefer Evangelifch- 
Lutheriichen Probjt -Synodalverfammlungen werden jedesmal den General- Superinten- 
denten und von ihnen den Confiftorien zugeftellt. 


1) 1866 Mai 4 (43262) Art. 4; 1868 Jul.) 2) 1847 Zul. 29 (21450); 1868 Jul. 1 (46070). 
1..(46070); 1871 Zut. 17 (49833) Art. 1--3. | 3) 1847 Zul. 29 (21450). 
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589 (445) (nach d. Fortjeß. v. J. 1876) 9. In den ehemaligen Saratomwfchen, 
Neu-Ruffiihen und Beſſarabiſchen Colonien, deren Prediger, wegen Entfernung ihrer Ge- 
meinden, an den Evangelifch-Tutherifchen Synoden nicht oft Theil nehmen fünnen, berufen 
die Pröbfte jährlich die ihnen untergebenen Prediger zu einer Evangeliſch-Lutheriſchen 
Kreis-Synode, bei welcher, rücffichtlich der Eröffnung, Dauer, Beihäftigungen und Schließ- 
ung, alles in den Artikeln 585 (nad) d. Fortjeb. v.%. 1876) und 586 für die Evangelifch- 
Lutherifchen Synoden in den Konfiftorialbezirfen Angeordnete beobachtet wird. Die Pro— 
tocolle diefer Verfammlungen werden dem General-Superintendenten zur Einreichung bei 
dem rejpeftiven Konfiftorium, und von diefem in Abjchrift dem General-Confiftorium, welches 
Abichriften von diefen Brotocollen dem Minijtertum der inneren Angelegenheiten vorzu— 
jtellen hat, zugejtellt. 


Dritte Abtheilung. 
Von der General-Synode. 


590 (446). Um der Regierung zuverläffige und ausführliche Kenntniß von den 
Bedürfniffen der Evangelifch-Lutherifchen Kirche im Reiche und von den Mitteln zur 
weitern Vervollkommnung ihrer Einrichtungen zu geben, fol von Zeit zu Zeit eine Evan— 
gelifch-Lutheriiche General-Synode zufammenberufen werden. 

591 (447). Bur Theilnahme an der Evangelifch-Lutherischen General-Synode er- 
nennen alle Conftiftorialbezirfe Deputirte, und zwar jeder derjelben, abmwechjelnd einen 
weltlichen oder einen geiftlichen Deputirten. Wenn die Bezirke von St.Petersburg, 
Livland, Kurland und Reval geiftliche Deputirte erwählen, jo werden von dem Moskau— 
ſchen, Eſtländiſchen, Dejelihen und Rigafchen weltliche ernannt. Zur folgenden Ber: 
jammlung der Evangelifch-Lutheriihen General-Synode ernennen dieje lebteren Bezirke 
geijtliche, Hingegen die Bezirke von St. Petersburg, Livland, Kurland, und Reval welt- 
liche Deputirte. Außer diefen acht Gliedern haben in der Evangelifch-Lutherifchen General- 
Synode Siß: der geijtliche Vice-Präfident des General- Confiftoriums, ein Profeſſor aus 
der theologischen Facultät der Univerfität Dorpat, den die Univerfität zu bejtimmen hat, 
und abwecjelnd die weltlichen PVräfidenten oder geiftlichen Wice-PBräfidenten der Con— 
fiitorien von St.-Betersburg, Livland, Ejtland, Kurland und Mo3fau, oder, wegen wich— 
tiger Verhinderung derjelben, an ihrer Stelle, die älteften weltlichen oder geijtlichen Bei- 
figer diejer Confiftorien. Hierbei wird beobachtet, daß, wenn von dem Confiftorialbezirke 
ein weltlicher Deputirter ernannt, von dem Confiftorium felbjt ein geiftlicher erwählt 
wird, und umgekehrt. 

592 (448) (nach d. Fortjeb. dv. J. 1879) ?). Die Wahl der weltlichen und geijt- 
lichen Glieder der Evangelifch-Lutherifchen General-Synode, mit Ausnahme Derer, Die 
von den Evangelifch-Zutherifchen Conſiſtorien ernannt werden, gejchieht in derjelben Ord— 
nung, welche oben im Artikel 437 (nach d. Fortſetz. v. J. 1879), rüdfichtlih der Wahl 
der weltlichen und geiftlichen Glieder der Confiftorien, vorgeschrieben ift. Nachdem das 
Minifterium der inneren Angelegenheiten duch den Livländifchen, Eftländifchen und Kur: 
ländifchen Gouverneur, durch das General-Confiftorium, durd) die übrigen Confijtorien und 
durch das Minifterium der VBollSaufflärung Nachricht über die zur Evangelijch-Lutherifchen 
General-Synode erwählten Glieder erhalten hat, jtellt es das Verzeichniß derjelben Seiner 
Kaijerlihen Majeftät vor. 

593 (449). In der Evangeliſch-Lutheriſchen General-Synode führt eines der welt- 


1) 1847 Zul. 29 (21450); 1868 Sul. 1 (46070); | Art. 1—3. 
1871 Sun. 4 (49705) Neihsr.- Gutadt., Art I,| 2) 1876 Jan. 25 (55501); Apr. 28 (55871) 
Blt, 2, 3; Vorjchr., Art 1; Anm; 2; 1873 Det Art. 9. 
28 (52721) R— 1877 Dec. 27 (58039) I, 
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lihen Mitglieder derjelben, oder ein anderes Glied der Evangelifch-Zutherifchen Kirche, 
welches von Seiner Kaiſerlichen Majeftät dazu ernannt worden, den Vorſitz. 

594 (450). Die Cvangelifch-Zutherifche Generalfynode verſammelt ſich in ©t.- 
Petersburg und wird von dem Minifterium der inneren Angelegenheiten, nach feinem Er- 
mefjen, mit Allerhöchfter Genehmigung zufammenberufen. 

595 (451). Der Evangeliich-Lutherifchen General-Synode fteht in ihren Verfamm- 
lungen zu: 1) die von dem ©eneral-Confiftorium, auf Verfügung oder mit Genehmigung 
de3 Minifteriums der inneren Angelegenheiten, an fie gerichteten Fragen zu entjcheiden ; 
2) Maaßregeln zur genaueſten Ausführung der in dem Evangeliſch-Lutheriſchen Kirchen— 
gejebe enthaltenen Bejtimmungen in Vorſchlag zu bringen; 3) ihre Anfichten und Be- 
jchlüffe, rücjichtlich des Zuftandes und der Bedürfniffe der Evangelifch-Lutheriichen Kirchen 
im Reiche und deren Adminiftration, durch) das Ministerium der inneren Angelegenheiten, 
zur Allerhöchſten Kenntniß zu bringen. 

596 (452). Den Gejchäftsgang in den Sikungen der Evangeliſch-Lutheriſchen Ge— 
neral-Synode leitet der Präfident. Die PBrotocolle der Situngen werden von einem von 
der Evangelifch-Lutherifchen General-Synode dazu erwählten Mitgliede geführt. 

597 (453). Allen Situngen der Evangeliſch-Lutheriſchen General-Synode wohnt 
der Procureur des General-Confijtoriums, oder im Fall von Krankheit oder Abweſenheit 
desjelben aus St.Petersburg, jtatt feiner, ein anderer, von dem Minifter der inneren 
Angelegenheiten zu ernennender, Beamter bei, und verfährt nach den für die Procureure 
der Collegien geltenden Vorſchriften. 

598 (454). Die Kanzlei der Evangelijch-Lutherifchen General-Synode wird, nad 
dem Umfange der in derfelben zu berathenden Gegenftände, aus dazu beauftragten Be— 
amten des General-Confiftoriums, oder aus bejonder3 dazu ernannten Beamten gebildet. 
Die in diefer Hinficht erforderlichen Anordnungen trifft das Minifterium der inneren An— 
gelegenheiten. 

599 (455). Die Dauer einer Evangeliſch-Lutheriſchen General-Synode ſoll von 
vier bis ſechs Wochen ſein. Sollte eine Verlängerung dieſer Zeit nöthig werden, ſo muß 
dazu die Allerhöchſte Erlaubniß durch das Miniſterium der inneren Angelegenheiten er— 
beten werden. Die Evangeliſch-Lutheriſche General-Synode wird mit einem feierlichen 
Gottesdienſte geöffnet und geſchloſſen. 

600 (456). Der Miniſter der inneren Angelegenheiten unterlegt die Verhandlungen 
und Beſchlüſſe der Evangeliſch-Lutheriſchen General-Synode Seiner Kaiſerlichen 
Majeſtät. 

601 (457). Während der Sitzungen einer Evangeliſch-Lutheriſchen General-Synode 
werden die Glieder derſelben nur auf Allerhöchſten Befehl Seiner Kaiſerlichen 
Majeſtät, zufolge Unterlegung des Miniſters der inneren Angelegenheiten, beurlaubt. 

602 (458). Nach beendigten Sitzungen der Evangeliſch-Lutheriſchen General-Synode 
ſendet der Präſident die Protocolle derſelben an das Miniſterium der inneren Angelegen— 
heiten, an das General-Conſiſtorium aber eine beglaubigte Abſchrift derſelben, ein. 

sur a Heiataenl, 
Bon der Verwaltung des Vermögens der Evangeliſch-Lutheriſchen Kirchen. 
Erjte Abtheilung. 
Von dem Beftande und der Verwendung des Kirchenvermögens. 

603 (459)')?). Alles zur Unterhaltung irgend einer Evangelifch-Lutheriichen Kirche 

oder der zu ihr gehörigen milden Stiftungen beftimmte, entweder bei ihrer Gründung, 


1. Die Paftoratswidmen bilden unvollfommenes | aber die fogenannten Gnadenhaken und andere 
Eigenthum (dominium utile) der Geiftlichkeit, | Ländereien find Eigenthum der Kirche; der Geift- 
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ihr durch Vermächtniß, Schenkung oder auf andere Art zugewandte (bona dotalia), oder 
in der Folge von ihr felbft auf gejegliche Art erworbene (bona acquisita), bewegliche und 


lichkeit jedoch ftehen da3 Recht der Benugung 
wie der Widmen, jo auch diefer Hafen und Län— 
dereien, die aus denjelben zu ziehende Einnahme 
und die innere Verwaltung derjelben zu (Prov.— 
Hecht d. Ditjeegoup.; Th. IL, Ständer, Art. 927). 
— Daher hat das Kurländiiche Forftamt feinen 
Theil an der Verwaltung der zu den Widmen 
gehörigen Wälder im Kurländiichen Gouverne- 
ment, noch an PDiipofitionen darüber (1840 
Dec. 26 (14090); 1854 Yan. 27 (27886) Art. 6, 
Anm 3). 

2) (Nach d. Fortjeß. vd. %. 1876). Die Sta— 
tuten der Unterftügungsfafje für Evangeliſch-Lu— 
therijche Gemeinden in Rußland find hier bei- 
gelegt (1858 Aug. 8 (33454) Stat., Art. 1-31). 
Diefelben lauten: 

Allerhöchſt bejtätigte Statuten der 
Unterftüßungsfajje für Evangelijd: 
Lutheriſche Gemeinden in Rußland. 

1. Die Unterftügungsfaffe für Evangeliſch-Lu— 
therifhe Gemeinden in Nußland wird errichtet, 
um den Kirchen dieſer Confeſſion und Der zu 
denjelben gehörenden Geiftlichfeit Unterftügungen 
in dem Falle zu gewähren, da die eigenen Mittel 
der Gemeinden nicht ausreichen und andere Duel- 
len fi nicht vorfinden. — 2. Unterjtügungen 
werden aus der Kafje beftimmt: 1) zum Bau 
und zur Erhaltung von Kirchen, Bethäufern, 
Schulen und Wohnungen der Prediger und 
Kirchenbeamten, und zur Miethe jolcher Locale; 
2) zum Unterhalt der in neugebildeten Gemeinden 
anzuftellenden Prediger und der Wrediger-Ge- 
hülfen (Adjuncten), die ausgedehnten Pfarrbe- 
zirfen zugemwiejen werden, jowie auch zu Amts— 
fahrten der Prediger in großen Gemeinden; 3) 
für arme, altersijchwache und emeritirte Prediger 
und nach deren Ableben für ihre nachgebliebenen 
Familien; 4) zur Ausbildung von Wredigern, 
Küftern und Schullehrern in Lehranftalten, ſowie 
zur Herbeilchaffung von Schulbedürfnifjen. — 3. 
Die Quellen zur Bildung der Unterſtützungskaſſe 
find: 1) einmalige und fortlaufende freiwillige 
Beiträge; 2) Eollecten, die von Zeit zu Zeit in 
den Evangeliſch-Lutheriſchen Kirchen veranftaltet 
werden; 3) VBermächtnijje und andere Darbring- 
ungen und Schenkungen, mit Beobachtung der 
dafür im Geſetze fejtgeftellten Regeln. — 4. Ein 
jede3 Gemeindeglied der Evangeliſch-Lutheriſchen 
Kirche, das fich verpflichtet, einen jährlichen Geld- 
beitrag zum Beften der Unterſtützungskaſſe zu 
zahlen oder einen einmaligen Beitrag von min» 
deitens hundert Aubeln giebt, wird als Mitglied 
diefer Anftalt anerkannt und hat dag Recht, an 
der Verwaltung ihrer Angelegenheiten Theil zu 
nehmen. Diejenigen, welche einen einmaligen, 
hundert Aubel nicht erreichenden, Beitrag in die 
Kafje zahlen, werden Wohlthäter derjelben ge- 
nannt. 5) Die Unterftügungsfafje fteht unter 
der Oberauffiht und Leitung de3 Evangelijch: 
Lutheriſchen General-Conſiſtoriums, welches jie 
mit allen, zur Erreichung ihres Zweckes noth— 
wendigen, Fingerzeigen und Nachrichten verſieht 
und ſie auch nöthigenfalls in ihren Angelegen— 





J 


heiten vor der hohen Obrigkeit vertritt. — 6. 
Die unmittelbare Verwaltung der Unterſtützungs— 
fafje wird einem Centralcomitee in St.-Beteröburg 
anvertraut, welches aus einem Präfidenten, zwölf 
Mitgliedern (Directoren), einem Gejchäftsführer 
und einem Kaffirer beiteht. Ein Drittheil der 
Mitglieder muß dem geiftlichen Stande ange- 
hören. — 7. Sobald das Evangelijch-Qutheri- 
ihe General-Conſiſtorium die Zahl Derjenigen, 
welche fich in Folge der von demjelben ergange- 
nen Aufforderung und Eröffnung von Subjcrip- 
tionsliften an der Bildung der Unterftügungs- 
fafje betheiligt und dadurch Mitgliedsrechte er— 
worben haben, für genügend anerfennt, ladet es 
die in Gt.-Betersburg anmejenden Mitglieder 
ein, jich zu einer von ihm angejegten Zeit zu 
verjammeln, um zur Bildung des Lentralcomitees 
durch die Wahl des Präfidenten, der Directoren, 
des Gejchäftsführers und Kaſſirers zu fchreiten. 
In diefer Berjammlung werden, unter Vorſitz 
des Präfidenten des General-Conſiſtoriums, nad 
Stimmenmehrheit Kandidaten für dad Amt des 
PBräfidenten des Centralcomitees gemählt, von 
denen die zwei, welche die meisten Stimmen er- 
halten Haben, durch das General-Eonfijtorium 
dem Minifter der inneren Angelegenheiten zur 
Beitätigung eines derjelben vorgeftellt werden. 
Die Directoren, ſowie der Gejchäftsführer und 
der SKaffirer werden auf drei Jahre gewählt 
und vom General-Confiftorium beftätigt, können 
jedody nah Ablauf diejer Friſt von neuem ge— 
wählt werden. Die jpäteren Neumahlen im Een: 
tralcomitee werden von deſſen PBräfidenten ver- 
anftaltet und geleitet; tritt aber die Nothmwen- 
digkeit ein, den Präfidenten des Centralcomitees 
neu zu wählen, jo liegt die Anordnung einer 
Berfammlung und die Leitung der Wahlen dem 
PBräfidenten des General-Confijtorium3 ob. — 8. 
Das Lentralcomitee hält alle Monate eine or- 
dentlihe Sitzung; in nöthigen Fällen kann e3 
ſich auch öfters verfammeln. — 9. Das Central— 
comitee faßt feine Bejchlüffe nad) Mehrheit der 
Stimmen, an deren Votirung auch der Gefchäfts- 
führer und Raffirer Theil nehmen, wenn fie 
feinen Gehalt von dem Comitee beziehen. Bei 
Gleichheit der Stimmenzahl giebt die Stimme 
des Bräfidenten den Ausſchlag. — 10. In jeder 
Situng des Comitees müſſen menigftend drei 
Mitglieder und der Präfident, oder deſſen Stell: 
vertreter, gegenwärtig jein; für Verhandlungen 
in Geldſachen ift überdies die Theilnahme des 
Kaſſirers erforderlih. — 11. Wenn der Prä- 
ſident um Krankheit oder anderer gejeglicher Ur— 
lachen willen abmwejend ift, jo vermaltet fein 
Amt ein von den übrigen Comiteemitgliedern 
hierzu erwählter Director mit Genehmigung des 
General:Confiftoriums und mit Wifjen des Mi- 
nijteriums der inneren Angelegenheiten. Wenn 
die Abmwejenheit des Präfidenten meniger, als 
einen Monat dauert, oder er verhindert wird, 
einer Sitzung des Centralcomitees beizumohnen, 
jo überträgt er jelbjt für diejes Mal einem Di- 
rector die Stellvertretung. — 12. Zur Förde: 
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unbewegliche Eigenthum wird Kirchenvermögen genannt und durch bejondere , dem Ver— 


mögen diejer Art ertheilte, Nechte gejichert. 


rung der Wirkfamfeit de3 Centralcomitees werden 
in den Conftitorialbezirfen in den Städten, wo 
die Evangelijch-Lutherifchen Confiftorien ihren 
Siß Haben, und in anderen größeren Städten 
Bezirköcomitees, in den übrigen Städten und 
Landgemeinden aber örtliche Hülfscomitees ge: 
ftiftet. Das General-Confiftorium bejtimmt den 
Wirfungsfreis eines jeden Bezirkscomitees, ſowie 
die Hingehörigfeit der Hülfskomitees zu demjelben, 
mit Berücfihtigung der Grenzen der Conſiſto— 
rialbezirfe, und jegt von dieſer Vertheilung das 
Ministerium der inneren Angelegenheiten in 
Kenntniß. — 13. Die Bezirkscomitees beftehen 
aus einem Director, der den Vorſitz führt, und 
vier bis ſechs Mitgliedern, von denen mindeſtens 
Eines dem geiftlichen Stande angehören muß. 
Eines der Comiteeglieder übernimmt die Schrift: 
führung, ein Anderes die Verwaltung der Kaffe. 
— 14. Bur Bildung eines Bezirkscomitees wird 
geichritten, jobald in Folge der von Geiten de3 
Gentralcomitees und de3 örtlichen Confiftoriums 
ergangenen Aufforderung und nah Eröffnung 
einer Subjeriptionglifte, jei e3 in einer Stadt, 
wo ein Confiftorium feinen Siß Hat, oder jei es 
in irgend einer anderen größeren Stadt, die 
Zahl der Theilnehmer an der Unterſtützungskaſſe 
jih al3 genügend erweift. In diefem Falle wird 
auf Anordnung des Gentralcomitees eine Ver: 
fammlung der Theilnehmer berufen, um den 
Direktor und die Mitglieder des Bezirkscomitees 
zu erwählen. In den Städten, wo fich Evange- 
liſch-Lutheriſche Konfiftorien befinden, hat deren 
Präfident den Vorſitz in der Verſammlung, in 
allen übrigen Städten eines der dortigen Mit- 
glieder der Unterftügungsfaffe nach Beftimmung 
des Centralcomitees. Ueber die erwählten Per— 
fonen berichtet der geweſene Präfidirende der 
Verfammlung dem Gentralcomitee und dem Con» 
filtorium. Der Director wird von dem Central- 
comitee bejtätigt. Die Mitglieder werden auf 
drei Jahre gewählt, können jedoch nach Ablauf 
diefer Frift von neuem erwählt mwerden. Die 
folgenden Neuwahlen werden von dem Borjißer 
des Bezirkscomitees angeordnet und geleitet; tritt 
aber die Nothmwendigfeit ein, den Vorſitzer neu 
zu wählen, jo wird eine Verſammlung auf An- 
ordnung des Centralcomitees berufen, welches 
gleichzeitig einem der Mitglieder des Bezirfs- 
comitees den Vorfig in der Verfammlung über- 
trägt. — 15. Die Errichtung der Hülfscomitees 
gejchieht auf Aufforderung des Predigers und 
Kirchen-Borftandes des Drtes ; fie bejtehen aus 
dem Borfiger, der von dem rejpectiven Bezirks— 
comitee (Art. 12) beftätigt wird, und drei bis 
vier Mitgliedern, von denen Eines dag Amt des 
Schriftführers, ein Anderes das des Kaſſirers 
verwaltet. Der Ortsprediger ift bejtändiges Mit- 
glied des Hülfscomitees und Fann gleichzeitig das 
Amt des Borfigers und Schriftführers verwalten. 
Das Bezirkscomitee berichtet dem Xocalconfiftorium 
über die Errichtung eines jeden Hülfscomiteeg, 
deffen Mitglieder auf Lebenszeit von allen Theil- 
nehmern der Unterjtügungsfafje in der Gemeinde 





gewählt werden; im Falle des Ablebens oder 
Austritt3 eines Mitgliedes wird an deſſen Stelle 
ein neues in der jährlichen Berfammlung der 
Theilnehmer der Kaffe in diejer Gemeinde ge— 
wählt. — 16. Dem Lentralcomitee liegt Fol- 
gendes ob: 1) die Errichtung von Bezirfs- und 


ı Hülfscomitees zu fördern (Art. 12); 2) das Sam- 


meln und Berbreiten möglichit genauer Nach: 
richten über die Firchlichen Bedürfniffe und Noth- 
ſtände in den Evangelifch-Lutheriichen Gemeinden 
(Art. 2), und die erichöpfende Ermittelung der— 
jenigen Bedürfniffe, über welche Aufträge aus 
dem General-Confiftorium, Unterlegungen aus 
den Bezirks-, und durch deren Vermittelung aus 
den Hülfscomitees, oder auch Bittichriften von 
Gemeindegliedern eingehen; 3) geeignete Maß— 
nahmen zur Abftellung der wirklichen Nothitände 
in den Gemeinden ausfindig zu machen und die 
dazu nöthigen Mittel herbeizufchaffen (Art. 2, 3); 
4) die gehörige Bertheilung der von ihm une 
mittelbar angeordneten Unterftügungen und Ueber— 
wachung der richtigen Verwendung derjelben in 
den Bezirks- und Hülfscomitees, jomwie auch die 
Sorge dafür, daß die angemwiejenen Unterjtügungen 
ihre Beitimmung erreichen; 5) die Ueberwachung 
der gehörigen Verwaltung des Eigenthums der 
Unterftüßungsfaffe, der zweckmäßigen Verwendung 
defjelben mit Vermeidung aller unnöthigen Aus- 
gaben, und die Sorge für geordnete Rechnungs: 
ablegung. — 17. Die Bezirf3comitees haben jedes 
in jeinem Bereiche im Allgemeinen diejelben Be- 
fugnifje und Obliegenheiten, welche vorftehend 
für das Gentraleomitee angegeben find. Sie jollen 
insbejondere: 1) dafür Sorge tragen, daß in den 
fleineren Städten und Gemeinden ihrer Bezirke 
Hülfscomitees gegründet werden, und dann deren 
Thätigkeit leiten und beauffichtigen; 2) die in 
ihren Bezirken obmwaltenden, firchlichen Bedürf- 
nifje armer Gemeinden ermitteln, hierüber mit 
den betreffenden Confiftorien ſich in Relation 
legen, die von den Hülfscomitee3 eingehenden 
Berichte und Bitten prüfen und nach Maaßgabe 
des Bedürfnifjes entweder dem entralcomitee 
über diejelben vorjtellen, oder nach Möglichkeit 
aus eigenen Mitteln helfen, und von den aner- 
fannten Nothſtänden und Bedürfniffen den Hülfs- 
comitees Mittheilung machen, damit dieje ihrer- 
ſeits Mittel und Wege zur Bejeitigung des Mangels 
bejchaffen helfen, 6) die bewilligten Hülfsleiſtungen 
in ihren Bezirken unmittelbar vertheilen, oder 
deren richtige Verwendung beauffichtigen. — 18. 
Es iſt den Bezirkscomitees erlaubt, die Hälfte 
ihrer eigenen Jahreseinnahnten, ſowie der ihnen 
von den Hülfscomitee8 eingejandten Gelder Be- 
huf3 örtlicher Bedürfniffe ihres Wirkungskreiſes 
zu verausgaben. Die andere Hälfte des von ihnen 
jelbjt gejammelten oder von den Hülfscomitees 
erhaltenen Geldes find fie verpflichtet, vem Cen— 
tralcomitee zu übermachen, welches, indem es 
jämmtliche Bedürfniffe der Zutherifchen Gemein: 
den in Rußland vor Augen hat, die Mittel der 
örtlichen Comitees der Unterſtützungskaſſe unter 
einander auggleicht. — 19. Unterjtügungen, welche 
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Rußland. 
Die einer Kirche durch die Gnade der Monarchen, ſowie durch Ver- 
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mächtniß oder Schenkung zugewandten Capitalien und Einfünfte dürfen nur zu dem bei 
der Ertheilung, oder in dem Vermächtniffe, oder -der Schenfungsurfunde bejtimmten Zwecke 


verwendet werden. 


Dieſe Beftimmung kann nicht anders, als mit Allerhöchiter Ge- 


nehmigung, welche nur in nachjtehenden zwei Fällen nachgejucht wird, geändert werden: 
1) wenn der Teftator oder Geber felbit in die vorzunehmende Aenderung einmilligt, oder 
2) wenn, nad) dem Tode de3 Teftators oder Gebers, bewiejen wird, daß die Anwendung 
der durch fie der Kirche zugewandten Capitalien oder Einkünfte zu dem urjprünglich be= 
ſtimmten Zwecke auf irgend eine Art unmöglich geworden ift. 





das Centralcomitee und die Bezirfscomiteed be- 
willigen, fönnen nur verwendet werden mit Wifjen 
und Zuftimmung im erjteren Falle des General:, 
im legteren des drtlichen Confiftoriums. Näheres 
über die Vertheilung diefer Unterftügungen wird 
durch Regeln beftimmt werden, die da3 Central: 
comitee mit Gutheißen des General-Confiftoriums 
feitzufegen hat. — 20. Die Hülfscomitees find 
verpflichtet: 1) jährliche Beiträge und einmalige 
Gaben zum Beſten der Unterſtützungskaſſe in den 
Gemeinden zu ſammeln, und 2) ettwaige ſehr dring- 
liche kirchliche Bedürfniffe in ihrer Nähe zu er- 
forjhen und darüber den Bezirfscomitees zu be- 
richten. Sobald von dem Gentral- oder Bezirks: 
comitee Unterftüßungen zur Abhülfe örtlicher 
firhlicher Bedürfniffe bei den Hülfscomitees ein- 
gehen, verivenden dieje fie entweder jelbft ihrer 
Beftimmung gemäß, oder forgen für deren ge— 
hörige Verwendung. — 21. Die Hülfscomitee3 
haben ihre jämmtlichen Sahreseinnahmen dem be- 
treffenden Bezirkscomitee einzufenden, können aber 
zugleich ihre Wünfche über Verwendung derjelben 
ausipre chen, und find dieſe vom Bezirkscomitee 
dem Gentralcomitee zu unterlegen, welches fie 
ohne erhebliche Gründe nicht unberücfichtigt laſſen 
darf. — 22. Die Gejchäftsordnung in dem Gen: 
tralcomitee, wie in den Bezirfs- und Hülfscomitees, 
ift die im Allgemeinen für Collegialvderwaltungen 
beſtimmte. — 23. In Betreff der Kafjenver- 
waltung werden die allgemeinen, von der Re— 
gierung hierüber feitgejegten Negeln befolgt. 
Nähere Beitimmungen über die Rechnungsführung, 
Nechenjchaftsablegung und über Kafjenrevifionen 
in den Comitees wird das entralcomitee durch 
ein vom General-Confiftorium zu bejtätigendes 
Reglement geben. Der Präfident und die Mit- 
glieder des Comitees find nach allgemein be- 
jtehender Ordnung für die Unverjehrtheit der 
Summen verantwortlid. — 24. Zu nothwen- 
digen Kanzleiausgaben können die Komitees, jedoch 
ohne allen Aufwand, eine gewiſſe Summe aus 
den ihnen jährlich zufließenden Geldern verwenden. 
— 25. Alle den Comiteed zugehenden Summen 
werden, nach Beftreitung der laufenden Bedürf- 
niffe in Creditanftalten zinsbar angelegt. Das 
Gentralcomitee trägt Sorge, ein unantaftbares 
Nejervecapital zu bilden, zu welchem Zwecke es 
jährlich einen gemiffen Theil der eingefloffenen 
Darbringungen zurüdlegt. — 26. Die Comitee3 
der Unterftügungsfaffe haben ein eigenes Giegel 
mit dem Kreuze und der Umjchrift: Evangelijch- 
Lutheriſche Unterftügungsfaffe. Briefe und Pakete 
unter diefem Giegel werden auf der Poſt porto- 
frei angenommen. — 27. Das Eigenthum der 








Evangelifch-Zutheriihen Unterftügungsfaffe ge— 
nießt die Rechte und Privilegien des Kirchengutes; 
zur DBertheidigung und Wahrung diejer Rechte 
und Brivilegien tritt nöthigenfall3 das General- 
Eonfijtorium ein. — 28. Alles durch die Unter- 
ftügungsfafje einer Evangelifch-Tutherifchen Ge— 
meinde zu Theil gewordene, bewegliche oder un— 
bewegliche Vermögen bildet unantaftbares Eigen- 
thum der betreffenden Gemeinde, jolange fie als 
ſolche beſteht. Löſt fich aber eine jolche Gemeinde 
in Folge irgend welcher Umftände auf, jo fällt 
ihr aus ſolcher Duelle geflojjenes Kirchengut oder 
der daraus gelöfte Werth, durch Vermittelung 
de3 General-Confiftoriums, an die Evangelijch- 
Lutherifche Unterftügungsfaffe zurüd. — 29. Die 
im Central» oder den örtlihen Comitees ent» 
ftehenden Bedenken entjcheidet das General-Con- 
fiftorium auf Grundlage dieſer Statuten. Nicht 
vorhergejehene Fälle werden dem Minifterium 
der inneren Angelegenheiten zur Beurtheilung 
unterlegt. — 30. Nach Berlauf eines jeden Jahres 
jtellt daS Gentralcomitee einen allgemeinen aus: 
führlihen Bericht über die Thätigfeit der Unter- 
ftügungsfafje im ganzen Reiche, jowie über Ein- 
nahme und Ausgabe zufammen. Diejen Bericht 
legt da3 Eomitee der jährlichen Generalverjamm- 
(ung ſämmtlicher in St. Petersburg anmejender 
Mitglieder und Wohlthäter der Kafje vor. Nach: 
dem der Bericht von vier, aus der Zahl der 
Mitglieder der Unterſtützungskaſſe erwählten, Re— 
pidenten geprüft worden, wird er zugleich mit . 
dem Nevifionsprotocole vom entralcomitee 
dem General-Confiftorium vorgeftellt, welches ihn 
mit feinem Gutachten zur allendlihen Einficht 
dem Minifterium der inneren Angelegenheiten 
unterlegt. Nachdem der Fahresbericht von dem 
Minifterium der inneren Angelegenheiten gut— 
geheigen worden, wird er durch den Drud ver- 
Öffentliht. Unabhängig Hiervon berichtet das 
General-Eonfiftorium dem Minifterium der inneren 
Angelegenheiten über die gejammte Thätigkeit 
der Unterftügungsfaffe. Alljährliche Generalver- 
fammlungen der Mitglieder der Unterftügungs- 
fajje finden allenthalben ftatt, wo Bezirk: und 
Hülfscomitees beftehen, welche dann den Mit- 
gliedern der Kaffe von ihrem Wirken in dem 
verflojfenen Fahre Rechenſchaft ablegen. — 31. 
Sollten Klagen über da3 Verfahren des Eentralz-, 
der Bezirks- und Hülfscomitees einlaufen, jo 
können das General-Confiftorium und das Mini» 
fterium der inneren Angelegenheiten deren Be- 
rechtigung durch Einficht in die Acten und Rech— 
nungen der Comitees unterjuchen. 

1)1858 Aug. 8 (33454) Stat., Art. 18, 27, 28. 


77] Gefet für die Evangelifch-Lutherifche Kirhe in Rußland. 179 


605 (461) 1). Der Erwerb unbeweglichen Vermögens für die Evangelifch-Lutherifchen 
Kirchen wird bewilligt: durch das General-Confiftorium bis zum Betrage von dreihundert 
Rubeln, durch das Departement der geiftlichen Angelegenheiten fremder Confeſſionen bis 
für taufend Rubel, durch den Minifter der inneren Angelegenheiten, auf Bejchluß feines 
Conſeils, bis für fünftaufend Rubel; für Erwerb, der die Summe don fünftaufend Rubel 
überfchreitet, wird die Allerhöchſte Erlaubniß nachgejucht. 

606 (461) ?). Die Evangelifch-Lutherifchen Kirchen dürfen ohne Allerhöchite Er- 
laubniß von ihrem unbeweglichen Vermögen Nichts veräußern; wovon jedoch der Ver— 
fauf des unnützgewordenen, oder der notwendig gewordene Austaufch von Ländereien gegen 
andere Ländereien ausgenommen tft. Zum Berfaufe unnüßgewordenen, unbeweglichen firch- 
lihen Vermögens ertheilt die Bewilligung : für den Betrag bis dreihundert Rubel dag Ge- 
neral-Gonfiftorium bis taufend Rubel, das Departement der geiftlichen Angelegenheiten 
fremder Confejfionen, bis fünftaufend Rubel dev Minijter der inneren Ungelenheiten, aber 
darüber hinaus für jede Summe der Dirigirende Senat; die Bejtätigung folchen Verkaufs 
fommt denjelben Autoritäten in dem Maaße zu, als für die Bejtätigung öffentlicher Torge 
verordnet ift, wobei daS General-Confiftorium die Nechte der Gouvernementsbehörden ge- 
nießt (ſ. d. Eivilgef.). — Der Austausch Firchlicher Ländereien gegen ſtädtiſche unterliegt 
der Bewilligung des Minijters der innern Angelegenheiten. 

607 (462) ?). (mac) d. Fortjeg. vd. %. 1876). Die Abgabe eines unbeweglichen 
Kirchenguts in ewige, emphhytheutijche, oder andere langmwährende, zwölf Kahre über- 
ſchreitende, Pacht ift unter Genehmigung des Minifter3 der inneren Angelegenheiten geitattet. 

608 (463) )°). Kirchengebühren und Beiträge jeder Art zum Beten der Kirche, 
die, auf Grundlage gejeglicher Vorjchriften oder alter Gebräuche, bis zum 28. December 
1832 jtattgefunden, können, ohne Allerhöchite Genehmigung, weder erhöht, noch verringert, 
noch abgejtellt werden. 

609 (464)°). Den Kirchen vermachte oder ſonſt gejchenkte Capitalien, bis zum 
Werth von dreihundert Rubeln, jowie Sachen, die nicht den Werth diefer Summe über- 
fteigen, fünnen von den Kirchen-Vorjtehern, ohne befondere Erlaubniß der höhern Be- 
hörde, angenommen werden; die Oberfirchen-Borfteheränter, Stadt-Kirchenräthe, Collegien 
oder Convente, und alle in der Verwaltung der kirchlichen ökonomischen Angelegenheiten 
ihnen gleichjtehenden Behörden haben das Recht, Schenkungen bis zum Belaufe von fünf- 
zehnhundert Aubeln anzunehmen; zur Annahme einer Schenkung von höherem Werthe ijt 
die Bejtätigung des General-Eonfiftoriums erforderlich, und wenn diejelbe die Summe 
von dreitaufend Rubeln überjteigt, jo berichtet daS General-Confiftorium an das Minifterium 
der inneren Angelegenheiten, welches feine Einwilligung nach der Anmerkung zum Artikel 
115 des I Theil de3 XI Bandes des Neichsgejeßbuches giebt. Ueber Capitalien und 


1) 1852 San. 28 (25944) Art. 44. 

2) 1852 San. 28 (25944) Art. 42, Bit. 1, 2; 
1857 Sun. 4 (31919) I, e. 

3) 1859 Nov. 23 (35153). 

4) PBerjonen, die ihrem Bekenntniſſe nach nicht 
der Proteftantiichen Kirche angehören, find zum 
Beiten diejer Kirche oder ihrer Geiftlichkeit nur 
die Leiltungen zu entrichten jchuldig, welche auf 
dem Grund von DBerträgen beruhen, die ihrer: 
jeit8 vermöge des Befigrechtes gejchlofjen jind, 
d. h. für Benußung von Kirchenland ; von allen 
anderen Leiftungen für dieſe Kirche und ihre 
Geiftlichkeit find fie frei (1853 Dec. 29 (27815). 

5) (Nach) d. Fortjeß. dv. J. 1876). Den Evan- 


geliſch-Lutheriſchen Kirchen ift, unter Aufhebung | (nach d. Fortjeg. v. $. 





bi3 zum 13 Mai 1859 bejtanden habenden Ge— 
brauch3 unterjagt, von den Angehörigen Ber: 
ftorbener Gebühren zu Gunjten einer anderen 
Kirche zu erheben, al3 derjenigen, in welcher die 
Beerdigungsfeierlichfeit wirklich begangen worden, 
fowie auch zu Gunſten eines andern Kirchhof, 
als desjenigen, auf welchem der DVerjtorbene in 
Wirklichkeit beftattet worden (1859 Mai 13 (34495) 
Are) 

6) (Nach d. Fortjeg. dv. %. 1876). Die Bor- 
ichriften über Krepoftgebühren von zu Gunſten 
der Kirchen und Klöſter aller Chriſtlichen Con— 
feſſionen vermachten Capitalien find in dem Ar— 
tifel 376 des Reglements über die Gebühren 
1876) enthalten (1865 


des in der Stadt Riga und an anderen Orten | Zul. 8 (39842) Art. 1, 2). 
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Sachen aber, welche den Kirchen, mit Feftfegung befonderer Bedingungen, vermacht oder 
geſchenkt worden, wird in jedem Falle durch das General-Confiftorium eine Unterfegung 
an das Minifterium der inneren Angelegenheiten gemacht. Wenn die von dem Teftator 
oder Geber gemachten Bedingungen nicht angenommen werden, jo wird ihm oder feinen 
gejeglichen Erben das Geſchenk zurücdgegeben '). 

610 (465) ?). Effecten und anderes bewegliches Eigenthum der Evangeliſch-Luthe— 
rischen Kirchen, Capitalien ausgenommen, können durch die Kirchen-Vorſtände nicht anders 
veräußert werden, al3 wegen an demjelben bemerfter Schadhaftigfeit, oder völliger Unbrauch- 
barfeit zu dem bejtimmten Zwecke, und nachdem man die Gewißheit erlangt hat, daß die 
Beräußerung für die Kirche vortheilhaft fein werde. Da wo Oberfirchen-Borfteherämter 
bejtehen, wird hierzu vorläufig deren Zuftimmung, und wenn der Werth des beweglichen 
Eigenthums neunzig Rubel überfteigt, auch die Erlaubniß des General-Eonfiftoriums nach— 
gejucht, welches feinerjeit über die Veräußerung von Sachen, die über ſechshundert Rubel 
werth find, eine VBorftellung an das Miniftertum der inneren Angelegenheiten macht. Jeder 
Borftellung wegen Beräußerung irgend eines beweglichen Kircheneigenthums muß eine, 
nach gejeßlicher Vorſchrift gemachte, Taration defjelben beigefüigt werden. 

611 (466). Die Veräußerung eines unnüßen beweglichen Kircheneigenthums gejchieht 
nicht anders, al3 durch öffentliche Verfteigerung, nach Grundlage der in den Civilgejegen 
vorgeschriebenen Regeln. Wenn es für vortheilhafter erachtet wird, das Kircheneigenthum 
in einer Kreis- oder Gouvernementsſtadt zu verkaufen, jo wird dazu die Einwilligung der 
Gemeinde verlangt. 

612°). Die Kirchen-Vorftände können unter derfelben Verantwortlichkeit, unter 
welcher ihnen überhaupt die Verwaltung des Kirchenvermögens obliegt, einer andern Kirche 
unentgeltlich bewegliches Eigenthum, das ihrer Kirche nicht weiter von Nugen ift, wohl 
aber der andern, abtreten, inSbefondere Gegenftände, die zur Ausſchmückung der Kirche 
dienen, oder zum Gebrauche beim Gottesdienste und bei gottesdienftlichen Handlungen, 
oder zur inneren Einrichtung der Kirche tauglich find. ine folche Abtretung Fann ftatt- 
haben: erjtens, wenn der Werth des abzutretenden beweglichen Eigentums, nach auf ge- 
jeglicher Grundlage angejtellter Abſchätzung, dreißig Aubel nicht überfteigt, ohne vorher- 
gegangene Einwilligung der Gemeinde, indeß mit der Verpflichtung, in der jährlichen Rechen- 
Ihaftsablegung an das General-Confiftorium oder an die Oberficchen-Vorfteherämter jede 
jolche Abtretung zu erwähnen ; zweitens , wenn der Werth des beweglichen Eigenthums 
dreißig Rubel überjteigt, mit Einwilligung der Gemeinde ; endlich drittens, bei Abtretung 
von Sachen, die mehr als neunzig Rubel wert find, wird in gejeßlicher Ordnung, ent- 
weder unmittelbar, oder durch Bermittelung der Oberkirchen-Vorſteherämter und der ihnen 
gleichen Verwaltungsbehörden des Sirchenvermögens, die Bewilligung des General-Conji- 
ſtoriums nachgejucht, welches feinerjeit für Abtretung von Sachen, die den Werth von 
ſechshundert Rubeln überfteigen, deshalb dem Minifterium der inneren Angelegenheiten 
unterlegt. Das Minifterium aber fucht, wenn die abzutretenden Gegenftände über zehn- 
taujend Rubel wert find, die Bewilligung des Dirigirenden Senats nad). 

613 (467) 9. Geldauszahlungen für Bediürfniffe der Kirche bis zum Betrage von 
Hundert fünfzig Rubeln können durch die Kirchen-Borfteher gemacht werden ; jedoch nehmen 
fie auch die Verantwortlichfeit für die Nothwendigfeit oder den Nuten diejer Ausgaben 
auf fih. Zur Auszahlung von Summen von Hundert fünfzig bis jechshundert Rubel ift 
die Zuftimmung der Gemeinde, oder der von ihr dazu Bevollmächtigten und die Erlaubniß 





1) 1839 Nov. 9 (12867); 1857 Zun. 4 (31919)l,e. | 1852 Jan. 28 (25944) Art. 42, pkt 2. 

2) 1839 Nov. 9 (12867); 1852 Jan. 28 (25944) | 4)1839 Nov. 9 (12867); 1852 Jan. 28 (25944) 
Art. 42, Pt. 2. | Art. 58; 1857 Jun. 4 (81919) I, e. 

3) 1837 Oct. 23 (11600); 1839 Nov. 9 (12867) ; | 
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der Oberfirchen-Vorfteherämter, oder der ihnen in der Verwaltung der firchlichen öfono- 
miſchen Angelegenheiten gleichjtehenden Behörden, erforderlich. — Die Stadt-Kirchenräthe, 
Collegien oder Convente haben ebenfall3 das Necht, Zahlungen bis Hundert fünfzig Nubel 
von ſich aus zu machen, von Hundert fünfzig bis jechshundert Rubel aber mit Zuftimmung 
der Gemeinde, oder der von ihr dazu Bevollmächtigten. — Zu.Geldzahlungen von jechs- 
Hundert bis zweitauſend Nubel ift die Erlaubniß des General-Confiftoriums nöthig. Der 
Miniſter der inneren Angelegenheiten bewilligt, zu Bedürfniffen der Evangelijch-Lutheri- 
ihen Kirchen, Ausgaben bis zu zehntaufend Aubeln; für Ausgaben, die diefe Summe 
übersteigen, wird die Allerhöchſte Erlaubniß nachgeſucht. 

614 (468). Bei jeder Kirche joll ein richtiges und ausführliches, von dem Prediger 
und den Kirchen-Borftänden beglaubigtes, Snventarium über alles unbewegliche Kirchen— 
vermögen, alle ihr gehörigen Sachen und Gelder, ſowie über alle ihr aus irgend einem 
Rechte oder aus bejonderer Gerechtſame zufommenden Einkünfte, und ein mit den Siegeln 
des Prediger und der Kirchen-Borftände verjehenes Schnurbuch, zum Cintragen aller 
Geldeinnahmen und Ausgaben der Kirche, vorhanden fein. 

615 (469). Bei jeder Kirche muß an einem fichern Orte ein bejonderer Kirchen— 
faften zum Aufbewahren aller auf das Kirchenvermögen bezüglichen Documente, der Geld- 
ſummen und desjenigen Kirchengeräths, welches zum täglichen oder wenigjtens öftern Ge— 
brauch nicht nothwendig ift, vorhanden fein. Diefer Kaften muß, nach Berhältniß der 
Zahl der Kirchen-Vorjteher, mit drei, wenigjtens aber mit zwei verjchiedenen Schlöfjern 
verjehen fein, und mit dem SKirchenfiegel verfiegelt werden. Von den dazu gehörigen 
Schlüſſeln jollen fich befinden; der eine in Verwahrung des Prediger und der andere, 
oder die beiden anderen, in der Verwahrung eines oder zweier Glieder des Kirchen-Bor- 
ftande3, welche notwendig jedesmal bei Deffnung des Kaftens zugegen fein müljen. Wenn 
das Glied, in dejjen Verwahrung einer der Schlüfiel des Kaſtens fich befindet, aus ge- 
jeglichen Gründen nicht an den Ort hinkommen kann, wo der Kaſten ſteht, und es durch- 
aus notwendig tft, denfelben zu öffnen, jo jchiet es feinen Schlüffel verjiegelt an den Pre— 
diger, und e3 wird ftatt jeiner ein anderer, von dem Prediger und dem Kirchen-Borjtande 
dazu erwählter, Zeuge aus den Gemeindegliedern Hinzugezogen. 

616 (470). Alles in öfterem Gebrauch befindliche tirchengeräth wird von dem Pre— 
diger aufbewahrt. 

617 (471). Die in der Kirche eingefammelten milden Gaben und andere, zum Beten 
derjelben bei dem Prediger einfommende, Gelder werden von ihm, nach Verlauf eines 
jeden Monats, den Kirchen-Vorſtänden übergeben. 

618 (472)'). Die Kirchencapitalien werden in den Reichsbanken oder in öffentlichen 
Greditanjtalten auf Binjen abgegeben. Die Abgabe diejer Kapitalien an Privatperjonen 
fann nur dann gejtattet werden, wenn Diefes nach den bejonderen Localumftänden für 
thunlid und für die Kirche vortheilhaft befunden, und die jolhermaßen anvertraute Summe 
durch zuverläffige Hypothek fichergeftellt wird. — Die Kirchen-Vorftände haben darauf zu 
jehen, daß in dem Kirchenfaften nicht unnötigerweife große Geldfummen liegen bleiben. 

619 (473). Alle Documente über der Kirche gehörige Geldjummen, die auf Binjen 
gegeben werden, oder fich, aus irgend einer andern Veranlaſſung, in Privathänden be- 
finden, müfjen auf den Namen der Kirche oder der zu ihr gehörigen milden Stiftungen 
ausgejtellt werden. 

620 (474). Im Namen einer Kirche Schulden zu machen, ijt in feinem Falle erlaubt ; 
alle durch das Geſetz oder die Oberbehörde geftatteten Kirchenausgaben werden mit baarem 
Gelde beftritten, für das ohne Zahlung Genommene hingegen verantworten die Kicchen- 





1) 1859 Jun. 29 (34692) Art. 1-5; Sept. 1/52; 1860 Mai 31 (35847) Neglem., Art. 61—70. 
(34852) Sen.-Uf., Art. 4, 5; Verordn., Art. 19, 
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Borfteher, wie für ihre eigene Schuld; daher kann gegen die Kirche oder ihr Eigenthum 
und ihre Einkünfte feine lage geführt oder von den Gerichtsbehörden zugelajjen werden. 


621 (475) '). 


Das Eigenthum der Evangelifch-Rutherifchen Kirchen wird in feiner 


Unverfehrtheit und ohne den geringjten Berluft, nach dem Rechte des Kroneigenthums, 
bewahrt, mit welchem Rechte es auch zu vertheidigen it, unter Verantwortlichfeit aller 
Perſonen, welche, mit der Verwaltung oder Verwahrung defjelben beauftragt, zu einer 
gejegwidrigen Ausgabe oder Verringerung des Kirchenvermögens VBeranlafjung gegeben 


haben ?). 


622 (476) °)*)°). Die Evangelijch-Lutherifchen Kirchen, die zu denjelben gehörigen 


1) Die Eivilbehörden find, wenn bei ihnen An— 
gelegenheiten der Kirchen Proteſtantiſchen Be: 
fenntnifjes verhandelt werden, verpflichtet, zu 
ihren mit Berathung und Entjcheidung diejer An: 
gelegenheiten fich bejchäftigenden Sitzungen De- 
putirte der geiftlichen Behörde einzuladen, indem 
fie fih deshalb an die competenten geiftlichen 
Behörden wenden (j. d. Art. 376, Anm. 2, nach 
d. Fortf. v. $. 1876). ©. d. Civilgeſ. — Ueber 
das Verfahren in ©renzitreitigfeiten im Liv- 
Yändiichen uud Kurländijchen Gouvernement, bei 
Vermeſſung der PBaftorat3ländereien mit Kron- 
und Brivatbefiglichkeiten, find bejondere Bor: 
ichriften hier beigelegt (1837 Jun. 8 (10311). 
Diejelben lauten: 

Beilage zur Anmerkung des Artikels 
621. Vorſchriften für Grenzbeſtimmungen zwiſchen 
Paſtoratsländereien und Kron- und Privatbeſitz— 
lichkeiten im Livländiſchen und Kurländiſchen Gou— 
vernement. 1. Bei Grenzbeſtimmungen von Kirchen— 
ländereien im Livländiſchen und Kurländiſchen 
Gouvernement wird ein Schiedsrichter Seitens 
der Kirche durch das Oberkirchen-Vorſteheramt 
des Bezirks ernannt, in dem das Land liegt. — 
2. Vor dem Schiedsgerichte werden im Falle er— 
hobenen Streites die Rechte des Paſtorates oder 
Kirchenlandes durch den örtlichen Kirchen-Vor— 
ſteher gewahrt. — 3. Die Entſcheidung des ört— 
lichen Schiedsgerichtes wird ſammt der ganzen 
Verhandlung jedenfalls zur Reviſion dem Ober: 
ſchiedsgerichte vorſtellig gemacht. — 4. Das 
Oberſchiedsgericht ſendet, bevor es die Sache ſeiner 
Beprüfung unterzieht, dieſelbe an das reſpective 
Evangeliſch-Lutheriſche Conſiſtorium, wenn aber 
die Streitigkeit eine Kronbeſitzlichkeit angeht, außer— 
dem an den Domainenhof, zur vorläufigen Be— 
prüfung. Ebendaſ.; 1841 Jun. 12 (14643). (Nach 
d. Fortſetz. v. J. 1876). Die Domainenhöfe ſind 
aufgehoben; die Verwaltung der Reichsdomainen 
in den Gouvernements iſt beſonderen Verwal— 
tungen der Reichsdomainen anvertraut, welche in 
ihren Beziehungen zu den übrigen Inſtitutionen 
ſich nach den für die ehemaligen Domainenhöfe 
erlaſſenen Vorſchriften zu richten haben. 1866 
San. 18 (42899); Nov. 24 (43888); Dec. 22 
(44024) Art. 7—13, 16; 1867 Dec. 9 (45259) 
Urt III; 1869 Dec. 23 (47824) Neichsr.-Öutacht. 
Art. 2; (47825) Art. 2; (47826) Art. 1, 3; 
1873 Oct. 28 (52721) Art. 1, 5. — 5. An der 
Beprüfung und Entſcheidung im Oberjchiedsge- 
richte in Angelegenheiten, die Paftorate betreffen, 
nimmt der Präfident des örtlichen Confiftoriums 
im Oberjchiedsgerichte mit Stimmredt Theil. 
— 6. Die Entjcheidung des Oberſchiedsgerichts 





wird dem Generalgouverneur der DOftjeegouver- 
nements unterlegt. Nachdem er, wenn er erfor- 
derlich ift, die Verhandlung vervollftändigt, be— 
ftätigt er entweder die Entjcheidung, und ſchreibt 
in ſolchem Falle ihre Erfüllung vor, oder ftellt 
wenn er der Entjcheidung des GerichtS nicht bei- 
ſtimmt, fie mit feinem Sentiment dem Pirigi- 
renden Senate zur Beprüfung vor. Mach d. 
Fortſetz. v. %. 1879). Nach Aufhebung des Ge- 
neralgouvernement3 bon Livland, Ejtland und 
Kurland, find die in diefem Artikel 6 und dem 
folgenden 7 bezeichneten Verpflichtungen dem be- 
treffenden Livländijchen und Kurländifchen Gou— 
verneur auferlegt worden 1876 Jan. 25 (55501); 
Apr. 28 (55871). — Dieje Anmerkung betrifft gleich- 
fall den Artikel 7 diejer Beilagen. Bon der Vor— 
ſchrift des vorſtehenden Punktes 6 find nur folgende 
Fälle ausgenommen: 1) wenn durd) Entjcheidung 
de3 DOberjchiedsgerichtes ein Eigenthum der Kirche 
oder dem Pajtorate genommen wird, dann wird 
die Entjcheidung jedes Mal mit der Meinung 
des Generalgouverneur3 dem Dirigirenden Ge- 
nate unterlegt, durch welchen fie zu Allerhöchiter 
Beitätigung gelangt; 2) wenn entweder durch 
Entjcheidung des Gerichts, oder an Dit und 
Stelle mit Zuftimmung der Schiedsrichter ein 
Austaujch von Streuländereien mit Kroneigenthum, 
oder eine Abtretung von Wald ftatt des Rechtes 
zur Hölzung in Kronmwaldbezirken intendirt ift, 
dann muß zur Erfüllung eines ſolchen Projectes 
jedenfall$ die Beiftimmung des Minifteriums der 
Neichsdomainen nachgefucht werden (j. in d. Beil. 
d. Art. 6, Anne, nah d. Fortj. vd. J. 1879. 
1837 Sun. 8 (10311); 1841 Sun. 12 (14643). 
Der Austaufh von Kirchenländereien gegen 
ftädtiiche Ländereien muß durch das Minifterium 
der inneren Angelegenheiten bejtätigt werden 1857 
Sun. 4 (31919) I,e. — 8. Bei Regulirung 
der Krongüter in den Oſtſeegouvernements wird 
die Abgrenzung der Pajtoratsländereien und die 
Prüfung der Servitutsrechte der Paſtorate in 
Krongütern nach befonderer Berordnung vollzogen. 

Die Strafen für Kirhenraub finden ſich in 
dem Criminalcoder (Art. 219—233), in welchem 
die angezeigte Unterjcheidung der den Kirchen an- 
gehörigen Gegenftände in heilige, oder nur durch 
den Gebrauch beim Gottesdienft geweihte, auch 
als Regel für das Evangelifch - Lutheriiche Be- 
fenntniS angenommen ift (1847 Jan. 7(20779). 

2) 1858 Aug. 8 (33454) Stat., Art. 18,27 28. 

3) Diejenigen Kirchen, denen bis zum 28. De- 
cember 1832 in diejer Hinficht bejondere Rechte 
verliehen find, behalten diejelben, wie bisher. 
(1874 Jun. 8 (53623) Verordn., Art. 1, Anm. 2.) 
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und nicht zur Miethe abgegebenen Gebäude, ſowie die Gebäude der zu ihnen gehörigen 
Gottgefälligen Stiftungen und Häufer der Geiftlichen dieſer Confeffion , joweit fie von 
ihnen jelbjt bewohnt werden, find frei von Einguartierung und allen Polizei- und Stadt- 
abgaben, mit Ausnahme jedoch der Ausbefjerung des Straßenpflafters, der Aufficht über 
die Neinlichfeit und der Unterhaltung der Laternen auf den Straßen. 


Zweite Abtheilung. 
Von der Verwaltung des Rirchenvermögens. 


623 (477) ') (nad) d. Fortjeb. dv. %. 1879). Die Verwaltung des Eigenthums der 
Evangelifch-Lutheriichen Kirchen in St. Petersburg, Moskau und überhaupt in allen 
Städten des Reichs, mit Ausnahme nur der drei Dftfeegouvernement3 und der Stadt 
Nariva, fowie die Verwaltung des Eigentums der St.-Jacobs-Kirche in der Stadt Riga 
und der Domkirche in Neval, jieht unmittelbar unter den bei einer jeden derjelben be— 
ſtehenden, jogenannten Kirchenräthen, Collegien oder Conventen. Das Vermögen aller 
übrigen Evangelifch-Lutherifchen Kirchen verwalten unmittelbar die bei denfelben befind- 
lichen Kirchen-Vorjteher, welche in den Städten Mitau, Bausfe, Goldingen und Windau 
unter der Aufjicht der dortigen Kirchen-Inſpectionen ftehen, in den Städten Libau, Dorpat, 
Bernau, Arensburg und Narwa, ſowie auch in Riga, die St.-Zacob3-Klirche ausgenommen, 
und in Reval, die Domfirche ausgenommen, unter der Aufjicht der Magijtrate diefer Städte; 
in den übrigen Stadt und Landgemeinden aber find dieſe Kirchen-VBorfteher den Ober- 
kirchen-Vorſteherämtern untergeordnet. Die Verwaltung des Vermögens der Evangelijch- 
Lutherifchen Kirchen in den von befiglichen Anfiedlern bewohnten Ortſchaften (den ehe- 
maligen Colonien der ausländischen Anfiedler) in den Gouvernements Samara, Saratow, 
Jekaterinoslaw, Taurien, Cherſon, Beffarabien und Woroneſch (die Ortjchaft Riebenspdorf) 
wird den in jeder Gemeinde bei der Pfarrkirche gebildeten Kirchenräthen übertragen, 
welchen diejelben Nechte verliehen und diejelben Pflichten auferlegt werden, welche durch 
die Artifel 625 (nach d. Fortjeg. v. J. 1879) und 626—631 für die Rirchenräthe in den 


Städten feitgejebt find. 


624 (478) °). Die Oberaufficht über die Verwaltung des Vermögens der Evange— 
liſch-Lutheriſchen Kirchen it dem Evangeliſch-Lutheriſchen General-Eonfiftorium anvertraut. 


4) (Nah d. Fortjeg. v. J. 1876). Die an den 
Orten, wo die Städteordnung vom Jahre 1870 
eingeführt ift, über Erhebung der Tarationg- 
fteuer von Smmobilien zum Beſten der Stadt: 
fafje, jowie in Betreff de3 Modus einer Heraus- 
gabe von Berordnungen über Unterhaltung und 
und Reinlichfeit der Straßen, Pläße, des Pflaiters, 
der Trottoire Höfe u. ſ. w. erlafjenen Borjchriften 
find in der Allgemeinen Goupvernementsverfaflung 
enthalten. (1870 Jun. 16 (48498) Sen.-Uf.; Ber- 
ordn., Art. 55, Pit. 5, 12; 103, Pkt. 1, 4, 10, 
11; 104—106,129; Anm.; 1872 Jun. 20 (51014) 
Sen.-Uf.) 

5) (Nach d. Fortjeß. v. 3. 1876). Die in dem 
Bereiche einer Stadt, eines Vorwerks oder Fledens 
befegenen Smmobilien, wenn fie zu dem geijt- 
lihen Reſſort ſowohl Chriftlicher, al3 auch nicht- 
chrijtlicher Bekenntniſſe, zu Wohlthätigkeits- oder 
gelehrten Gejellihaften und Snititutionen, ferner 
zu Lehranftalten gehören, oder aud) ſolche Theile 
jener $mmobilien welche feine Revenüen geben, 
unterliegen nicht den Auflagen, die zum beiten 
der Krone von Jmmobilien in Städten, Bor: 
werfen und Fleden zu erheben find. (1863 Yan. 


Friedberg, Verfafjungsgefege. IL. Erg.-Bd, Rußland, 





1 (39119) Vorſchr., Art: 1-3; 1866 Det. 4 (43702) 
Berordn., Art. 1—3.) 

1) Solcher Oberfirhen-Vorjteherämter find im 
Livländiſchen Gouvernement vier, im Ejtländifchen 
vier, im Kurländiſchen fünf, im St.-Petersburgi— 
ſchen (Sngermanland) eines, im Wilnajchen und 
Grodnoſchen Gouvernement eines, auf der Inſel 
Dejel eined. Die Eintheilung derjelben in Liv» 
land bleibt, wie fie bisher beitanden hat; in Eit- 
land entjpricht fie den Bezirken der Kreiſe, und 
in Kurland den Bezirken der Oberhauptmanns- 
gerichte (1862 Mai 15 (38282) Art. 1—12; 1871 
Sun. 4 (49705) Neichsr.-Öutacdht., Art. IL, Pkt. 
2—4; Vorſchr. Art. 1; Anm.; 2; 1873 Oft. 28 
(52721) Art. 1, 5; 1877 Dez. 27 (58039) I, Art. 
1; III. Der Schaulenjche Evangeliſche-Luͤtheriſche 
Kicchenconvent ſteht nicht unter dem örtlichen 
Oberfirchen-Borjteheramte; an der Wahl der vier 
Glieder diejes Conventes nehmen auch die Filiale 
Theil; oder es gehört außer ihnen zu demjelben; 
von jeder Filialfirche ein Deputirter, mit Stimme 
recht in allen wichtigen Angelegenheiten und Be: 
jtimmungen (1838 Aug. 4 (11454).) 

2) 1858 Aug. 8 (33454) Stat. Art. 5. 
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I. Bon den Kirdenräthen, Collegien oder Conventen. 
625 (479) ?) 2) (nach d. Fortjeb. v. 3. 1879). Die Stadt-Stirchenräthe, Collegien 


oder Convente Sollen beftehen aus nicht weniger, als vier und aus nicht mehr, als zwölf 
Gliedern, welche Kicchen-Xeltefte oder Kirchen-Vorjteher genannt, und von der Gemeinde 
auf drei Jahre gewählt werden. Ueberdies haben auch die Prediger der Gemeinde Gib 
in den Kirchenräthen, Collegien oder Conventen, mit allen Rechten der Mitglieder. Den 
Borfib in denfelben führen, nach der Beitimmung der Gemeinde, entweder die bei den 
Kirchen befindlichen Ehrenpatrone, welche zu diejer Stelle auf Lebenszeit ernannt werden, 
oder einer der Kirchen-Xelteften oder Vorfteher, oder einer der Prediger. Die Kirchen- 
räthe in den Ortſchaften der befiglichen Anfiedler (Art. 623, nach d. Fortjeß. v. J. 1879) 
ſollen aus nicht weniger, al3 vier Mitgliedern bejtehen, und zwar dem Gemeindeprediger 
und drei von den zur Pfarrkirche gehörenden Gemeindegliedern zu erwählenden weltlichen 
Perſonen; außerdem ift den Gliedern der Filialfirchen das Recht gewährt, aus jeder Fi- 
liale je ein Mitglied in den Kirchenvath zu erwählen. Der Vorſitz in diejen Kirchenräthen 
wird dem Gemeindeprediger übertragen ?). 

626 (480). Die Wahl der Borfiber und Glieder gejchieht in voller Berfammlung 
der Gemeindeglieder, durch Mehrheit der Stimmen der Anweſenden. Zu diejfen Verſamm— 
lungen werden eingeladen: alle zur Gemeinde gehörigen Militär- und Civil-Beamte, Gut3- 
befiger, Gelehrte, Künftler, Capitaliften, Kaufleute, Zabrifanten und Handwerfsmeiiter. 
Bei der Wahl it zur Aufficht über die Ordnung ein von der Ortscivilobrigfeit ernannter 
Beamter zugegen. Bon der Zeit und dem Orte der Wahl wird die Gemeinde durch drei- 
malige Abfündigung von der Kanzel an Sonntagen und, wo e3 angeht, auch durch drei- 
malige Anzeige in den öffentlichen Blättern, in Kenntniß geſetzt. In Narwa werden die 
von der Gemeinde gewählten Kirchen-Borfteher durch den örtlichen Magijtrat bejtätigt; 
zur Zahl diejer Kirchen-Vorſteher gehören mit allen Mitgliedsrechten auch die dortigen 
Paſtoren, ein Seder bei der Kirche der Gemeinde, bei welcher er als Prediger ange- 
jtellt iſt 9. 

627 (481). Die neuen Glieder des Kirchenraths, Collegiums oder Convents ſind 
verbunden, bei dem Antritt ihres Amtes, ſich von dem richtigen Beſtande des Kirchen— 
vermögens zu überzeugen, und dasjelbe von ihren Vorgängern nach dem in Gemäßheit des 
Artikels 614 aufgejegten Inventar zu übernehmen. 

628 (482) °). Die Aufficht darüber, daß das Kirchenvermögen nicht gefährdet werde, 
die Verwaltung der Einkünfte der Kirche, die Unterhaltung des Predigers und der Klirchen- 
beamten, wo diejelbe von der Gemeinde beftritten wird, die Betreibung der Kicchenange- 
legenheiten bei den competenten Behörden, die Erbauung der Kirchengebäude, alle Aus— 
befjerungen an denſelben, die Vermiethung derjelben, die Anftellung und Entlaffung des 
Secretärs und Notärs des Kirchenraths, Collegiums oder Convents und aller Kirchen- 
beamten und Alles diefem ähnliche, ſowie die Sorge für die zur Gemeinde gehörigen 
Armen, für die Beerdigung Derjenigen, die weder Vermögen, noch Verwandte Hinterlaffen, 


1) Die Zujammenjegung des Convent3 der 
Revalichen Domkirche und die Wahlordnung für 
feine Glieder iſt durch befondere Borjchriften feſt— 
geitellt. 1839 Apr. 25 (12261); 1862 Mai 15 
(38282) Art. 1—12. 

2) (Nach d. Fort). dv. J. 1879). Bei den in 
diejem Artikel 625 bezeichneten Filialkicchen können, 
nad) Beſchluß der Gemeindeglieder und mit Ges 
nehmigung des Evangelifch-Lutherifchen General- 
Confijtoriums, bejondere Kirchenräthe auf den- 
jelben Grundlagen, wie bei den Pfarrkirchen, ge- 
bildet werden. In joldem Falle wird von den 





Eingepfarrten der Filialgemeinde fein Mitglied 
für den der —— gewählt. (1877 Dee. 
27 (58039) IL, Art. 3.) 

3) (1877 Dec. 27 (58039) I, Art: 2.) 

4) 1838 Mai 7 (11219). 

5) Die Kirchenräthe, Collegien oder Convente 
haben nicht das Necht, rückfichtlich der Bejoldung 
des Prediger oder der SKirchenbeamten, Aende— 
rungen zu treffen, ohne vorher: 1) die Zuſtim— 
mung der Gemeinde, und 2) die Genehmigung 
de3 General-Eonfiftoriums eingeholt zu haben. 
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gehören zu den Pflichten der Kirchenräthe, Collegien oder Convente. Dieje Verwaltungen 
verfahren überhaupt als Bevollmächtigte der Gemeinde ; indeß haben fie in wichtigen Sa- 
hen das Necht, von der Gemeinde, in möglichit voller Verſammlung derfelben, befondere 
Bollmachten zu fordern. Durch Empfang einer folchen Vollmacht werden fie rücjichtlich 
derjenigen Berfügungen, die ihnen in diefer Verſammlung namentlich vorgefchrieben wor— 
den, von aller Verantwortung vor der Gemeinde befreit. Von der Zeit und dem Orte 
diejer Verſammlungen werden die Gemeindeglieder, wie im Artikel 626 feitgejegt ift, durch 
Anzeigen von der Kanzel und in öffentlichen Blättern benachrichtigt. 

629 (483). Die Kirchenräthe, Collegien oder Convente beftimmen die Tage und 
die Stunden ihrer Situngen nach eigenem Gutbefinden und mit Berüdjichtigung der Zahl 
und der Natur ihrer Gejchäfte. Ueber alle Situngen werden von einem der Mitglieder, 
oder von einem beſonders angejtellten Sekretär oder Notär Brotocolle geführt, in welchem 
die Meinungen der Glieder über jeden Gegenſtand verzeichnet werden. Beſchlüſſe werden 
nach Mehrheit der Stimmen gefaßt, und, im Fall der Verantwortung für irgend eine 
Sache, werden derjelben nur diejenigen Glieder unterworfen, welche der Mehrheit beige- 
ftimmt haben. 

630 (484). Nach Verlauf des Jahres müſſen die Kirchenräthe, Collegien oder Con— 
vente, vor der allgemeinen Verſammlung der Gemeindeglieder über alle ihre Anordnungen 
in der Verwaltung der öfonomijchen Angelegenheiten der Kirche, bejonders aber über den 
Zustand ihrer Kaffe, vollftändige Nechenjchaft ablegen. Zur Reviſion der Rechnungen und 
Inventare, ſowie zur Befichtigung der Kirchengebäude, kann die Gemeinde bejondere Be— 
vollmächtigte ernennen, denen die Glieder des Kirchenraths, Collegiums oder Convents 
verpflichtet find, alle von ihnen verlangte Auskunft zu geben. Im Anfange eines jeden 
Sahres reichen die Kirchenräthe, Collegien oder Eonvente den General-Eonfistortum einen 
Auszug aus der Generalrechnung und ein Verzeichniß aller in ihrer Verwaltung befind- 
lihen Geldjummen ein. 

631 (485). Nach Ablauf der drei Fahre fünnen die abgehenden Glieder der Kirchen— 
räthe, Collegien oder Convente von neuem zu diefem Amte erwählt werden. 


II. Don den Kirden-Vorftehern und Rirchen-Yormündern. 


632 (486) (nach d. Fortjeß. dv. J. 1879) '). In Anjehung der Zahl, der Art der 
Wahl, der Anftellung und Entlafjung der Kicchen-Vorfteher bleiben da, wo dieſe auch 
ichon bis zum 28. Dezember 1832 beftanden, die früheren Beitimmungen in ihrer Kraft. 
Bei den feitdem neu einzuführenden Kirchen-Vorfteherämtern in Landgemeinden, werden 
die Borfteher vom Kirchen-Convente, der aus allen denjenigen Gemeindegliedern beiteht, 
die irgend ein unbewegliches Eigentum befiben, gewählt und von dem Oberkirchen-Vor— 
jteheramte bejtätigt. In Eleineren Gemeinden wird ein, in größeren aber werden zwei 
Borfteher ernannt. Sie werden auf drei Jahre gewählt und können, nach Verlauf diejer 
Zeit, don neuem gewählt werden. In denjenigen Landgemeinden der Gouvernements 
St.- Petersburg (Sngermanland), Wilna und Grodno, wo es feine Gutsbeſitzer Evans 
geliſch-Lutheriſcher Confeffion gibt, ift mit dem Amte eines Gemeindepredigers auch das 
Amt eines Kirchen-Vorſtehers verbunden, und Derjelbe ijt verpflichtet, fogleich nach feiner 
Einführung in das Amt, derjenigen Behörde, welcher er als Kirchen-Vorjteher untergeord- 





1) (Nach d. Fortjeg. v. J. 1876). In den |thumsrecht befigen, oder aber Arrendatoren von 
drei Oſtſeegouvernements können zu Kirchen-Vor- | Gütern find, wenn in Ddiefem feßtern Falle Die 
ftehern der im Kreiſe beftehenden Kirchjpiele auch | Urrendezeit nicht weniger, als drei Jahre, von 
Perſonen gewählt werden, welche nicht zum ört- dem Zeitpunkt der Erwählung zu den Aemtern 
lihen Stammadel gehören, jofern diejelben nur | der Kirchen-Vorjteher ab gerechnet, beträgt. (1863 
im Kirchſpiele Güter pfandweife oder mit Eigen- | Mai 13 (39619).) 

1% 
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net ift, über den Zustand des Vermögens und der ökonomischen Angelegenheiten der Kirche 
zu berichten '). 

633 (487). Die Pflichten und Verhältniffe der Kirchen-Vorfteher zu der Gemeinde, 
zu dem Convente der Gemeinde und zu ihrer höhern Behörde bleiben in Allem, was nicht 
durch die Beftimmungen dieſes Kirchengejebes geändert worden iſt, diejelben, wie bisher. 
Ahnen ift anvertraut : die unmittelbare Aufficht über die unverfehrte Erhaltung des Kirchen- 
vermögens, die Sorge für die ökonomischen Angelegenheiten der Kirche, die Zuſammen— 
berufung der Gemeinde-Convente zur Berathichlagung über die mwichtigiten kirchlichen An— 
gelegenheiten der Gemeinde, die Ausführung der Beſchlüſſe diefer Convente, nachdem in 
den nöthigen Fällen die Beftätigung der Oberbehörde dazır eingeholt worden ijt, die Feſt— 
ſetzung rücjichtlich der mit Zuftimmung des Convents unter den Gemeindegliedern zu ver— 
theilenden Beiträge zu den bei Klircheabauten und Ausbefjerungen nöthigen Kojten, die 
Aufficht über diefe Bauten und Ausbejjerungen, die Fürjorge für die zur Gemeinde ge— 
hörigen Armen und Bettler, die Aufficht über die Gottesäcer der Gemeinde und über die 
zur Kirche führenden Wege, endlich auch die Erhaltung der Ordnung und des Anjtandes 
bei dem Gottesdienste und überhaupt die ganze jogenannte Kirchenpolizei. Die Kirchen- 
Borfteher überreichen im Anfange eines jeden Jahres ihrer unmittelbaren Obrigfeit die 
Nechnungen über die Einnahme und Ausgabe der in ihren Händen befindlichen Geld— 
fummen. 

634 (488, 489) (nach d. Fortſetz. dv. J. 1879) 2). Den Kirchen-Borftehern werden, 
als Gehülfen in den ökonomiſchen Angelegenheiten der Kirche und für die Handhabung 
der Kirchenpolizei, Banerfirhen-Bormünder, Sechsmänner oder Unterficchen-Borjteher 
untergeordnet. Zu dieſem Amte werden zuverläßige Landleute in allen Landgemeinden 
gewählt. In denjenigen, wo die Prediger zugleich auch Kirchen-Vorſteher find, unter- 
jchreiben die Kirhen-Bormünder mit ihnen die Berichte an die Oberbehörde über den Zus 
ftand des Vermögens und der üfonomifchen Angelegenheiten der Kirche. Die Kirchen» 
Bormünder im St.Petersburgiſchen Gouvernement (Sngermanland) werden von der Ge— 
meinde auf drei Fahre gewählt und von den Predigern, als Kirchen-Vorftehern, beitätigt; 
in den DftfeegouvernementS werden fie durch die in der Gemeinde unbewegliches Eigen- 
thum Befigenden gewählt und ebenfalls von den Sirchen-Vorftehern, nach eingeholter 
Meinung des Prediger, beitätigt. Die Gewählten werden der ganzen Gemeinde befannt 
gemacht. Die Zahl diejer Bauerfirchen-Bormünder wird nach dem Umfange der Gemeinde 
und nach der größern oder geringern Zahl der zu derjelben gehörigen Güter oder Dörfer 
beſtimmt. 

635 (490). Nach Verlauf der drei Jahre können die Bauerkirchen-Vormünder von 
neuem zu dieſem Amte gewählt werden. Wegen Untaugfichkeit fünnen fie von den Kirchen— 
Borjtehern zu jeder Heit entlafjen werden. 

636 (491). Die an einigen Orten den Bauerficchen-Vormündern während der Ver— 
waltung dieſes Amtes zugejtandenen, bejonderen VBorrechte verbleiben ihnen auch für die 
Zukunft nad) dem 28 December 1832, 


III. Don den Oberkirchen-Yorſteherämtern und Rirden-Infpektionen. 


637 (492). Die Oberfirchen-Borfteherämter bejtehen aus einem Vorſitzer mit dent 
Titel: Oberfirchen-Borfteher, einem weltlichen und einem geijtlichen Gliede. 

638 (492). Die Oberkicchen-Vorfteher werden durch den Adel in Livland, Eftland, 
und auf der Inſel Dejel aus den Landräthen, in Kurland aber und in den Gouverne- 





1) 1871 Sun. 4 (49705) Reichsr.Gutacht, 2) 1871 Jun. 4 (49705) Neicher. —— Art. 
Art. II, Bit. 2, 3; Vorſchr Art. 1, Anm.; 2 II, Pkt. 2, 3; Vorſchr, Art. 1; Anm. ; 1873 
1873 Oct. 28 62721) Art. 1, 5; 1877 Dec. 27| Det. 28 (52721) Art. 1,5; 1877 Dec. 27 isos9) 
(58039) I, Art. 1—3. I, Art. 1-8. 
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ments Wilna und Grodno aus dem dortigen, unbewegliches Vermögen bejigenden, Adel 
Evangelifch-Lutherifcher Confeffion gewählt. Die weltlichen Beifiger, welche ebenfalls 
Evangelifch-Lutherifcher Confefjion fein miüffen, werden von dem Adel aus deſſen Mitte 
auf drei Fahre gewählt. Nac Verlauf der drei Fahre fünnen fie von neuem gewählt werden, 

639 (492). Die durch den Adel gewählten Oberkirchen-Vorſteher und weltlichen 
Beiliter in den Ditfeegouvernement3 werden durch die Gouvernementsobrigfeit beftätigt, 
twelche über die Betätigung derjelben dem General-Conſiſtorium fogleich Nachricht ertheilt. 
In den Gouvernements Wilna und Grodno theilen die Gouvernementsregierungen die 
gejchehene Wahl dem General-Conſiſtorium mit, welches diejelbe bejtätigt. 

640 (492). Für die Landgemeinden im St.Petersburgiſchen Gouvernement (Inger— 
manland) ift der Präſident des St.-Petersburgiſchen Evangelifch-Lutheriichen Confiftoriums 
der Oberfirchen-Borfteher. Zu der Stelle eines weltlichen Beifiger3 ernennt das General- 
Eonfiftorium einen dazu bereitwilligen, in Ingermanland unbewegliches Vermögen be— 
fitenden, Edelmann Evangelifch-Lutherifcher Eonfeffion, oder eine ebenjolche in St.Peters— 
burg wohnhafte Standesperjon, oder aber eine der weltlichen Glieder des St.Peters— 
burgiſchen Evangelifch-Lutherifchen Conſiſtoriums. 

641 (492). Die Stelle des geiſtlichen Gliedes in den Oberkirchen-Vorſteherämtern 
des Livländiſchen, Eſtländiſchen, Kurländiſchen und St.-PBetersburgifchen Gouvernements 
(Ingermanland) bekleidet immer der älteſte unter den Pröbſten des dem Oberkirchen- 
Vorſteheramte untergeordneten Bezirks, in Wilna aber der Wilnaſche Probſt, und auf 
der Inſel Oeſel der dortige Superintendent. 

642 (492). Wenn das in dem Oberkirchen-Vorſteheramte Sitz habende, geiſtliche 
Glied, aus geſetzlichen Gründen, in demſelben nicht zugegen ſein kann, ſo wird an deſſen 
Stelle der folgende älteſte unter den Pröbſten oder Predigern des Jurisdictionsbezirks 
des Oberfirchen: Vorſteheramtes berufen. 

643 (493) '). Die Kanzleiarbeiten in den Oberkirchen-Vorſteherämtern in Kurland, 
Eftland und Wilna verjehen die von den Oberkirchen-Vorſtehern angeftellten Notäre, 
welchen von den in dem Vezirke des Dberfirchen-Vorfteheramtes befindlichen Kirchen und 
Gemeinden eine mäßige Bejoldung ausgejegt wird. — In dem Gt.-Betersburgifchen 
Dberficchen-Borfteheramte vertritt die Stelle des Notärs der Notär des St.-Petersburgi- 
ihen Confiftoriums, und auf der Inſel Dejel der Sekretär des Conſiſtoriums, beide ohne 
befondere Bejoldung für diefes Amt. — In Livland bleibt es, in Anfehung der An— 
ftellung und des Gehalts des Notärs, in jedem Oberfirchen-Borfteheramte bei der bis 
zum Sahre 1832 beſtandenen Drdnung ?). 


Kirchen fällt, wird bei dem Oberkirchen-Vorſteher— 


1) In den Oberfirchen-Borfteherämtern des 
Kurländiſchen Gouvernements erhalten die Notäre 
jährlich zweihundert und dreißig Rubel an Ge— 
halt und fiebenzig Rubel zu Kanzleinusgaben, 
aus einer eigens veranftalteten Auflage, folange 
die Kirchen noch nicht im Stande find, fie aus 
eigenen Mitteln zu bejolden. Dieje Auflage wird 
nad) folgender Ordnung beigetrieben: 1) Die 
zum Unterhalte des Notärs nöthige Summe zer- 
fällt in vier Theile. Ein Theil wird den Kirchen, 
die zum Bezirke der Oberfirchen-Vorfteherämter 
gehören, nach dem Betrage ihrer Kirchencapitalien 
auferlegt, wobei die Kirchen ausgenommen find, 
welche nicht mehr als eintaujend Rubel haben, 
und die Gemeinden, deren Kirchenvermögen nicht 
von Kirchen-Borfteherämtern, jondern von bejon- 
deren Inſpectionen verwaltet werden; dieje Kirchen 
und ®emeinden werden von der Auflage ganz 
befreit, Die Abgabe, welche auf die übrigen 





amte von den SKirchen-Borjtehern halbjährlich 
eingezahlt. 2) Der zweite Theil der Summe 
wird von den Höfen der Privat: und Krongüter 
erhoben ; aber von den Inhabern von Krongütern 
deren Contracte bis zum Fahre 1837 nicht ab» 
gelaufen waren, wird dieje Abgabe nicht anders, 
al3 mit ihrer eigenen Einwilligung erhoben. 3) 
Die übrigen zwei Theile werden nach der Seelen- 
zahl auf die zu den Privat- und Krongütern ge= 
hörigen Bauern Evangelifch-Lutherifchen Bekennt— 
nijjes vepartirt. Die Höfe diejer Güter (Pft. 2) 
jind verpflichtet, Halbjährlich die auf die zu ihnen 
gehörigen Bauern repartirten Antheile ohne Rück— 
ftände von denjelben einzutreiben und direct mit 
ihren eigenen Beiträgen bei den Oberkirchen-Vor— 
jteherämtern einzuzahlen. (1837 März 8 (10066).) 
2) 1878 März 28 (58333), 
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644 (494). Die Oberfirchen-Vorfteherämter haben die Aufficht über die Kirchen- 
Borfteher und über alle, in der unmittelbaren Berwaltung diefer Lebteren stehenden, 
Kirchenangelegenheiten. Sie jehen darauf, daß das Klirchenvermögen gehörig verwaltet, 
vor aller Gefährdung oder Verringerung gejichert und bejtmöglichit vermehrt werde, daß 
die Kirchen und Kirchengebäude in gehöriger Ordnung erhalten werden, und daß Die- 
jenigen, denen die Aufficht darüber aufgetragen tft, ihre Pflicht mit Eifer und Pünktlich— 
feit erfüllen; daß zu nahe bei der Kirche feine neuen Gebäude oder ſolche Anstalten er- 
richtet werden, deren Nachbarschaft für Diefelbe entweder, im Falle einer Feuersbrunft 
gefährlich fein, oder den Gottesdienſt ſtören kann. 

645 (494). Die Oberkirchen-Vorſteherämter haben ſich jährlich, nach Beitimmung 
des Präfidenten, zu einer Berathung zu verfammeln und in den Kirchen ihrer Bezirke 
öfters Bilitationen anzuftellen, um die bei denjelben befindlichen Suventarien, die Kirchen- 
gebäude und alle übrigen, zum Sirchenvermögen gehörigen, Gegenftände zu befichtigen. 

646 (494). Den Oberfivchen-Borfteherämtern wird die Oberaufficht über die Kirchen- 
polizei, zu welcher bejonders die Sorge für die Kirchenwege zu rechnen ift, übertragen. 

647 (494). Nach Berlauf des Jahres legen fie dem General-Conſiſtorium Rechen— 
ichaft über ihre Wirkſamkeit ab, und überreichen ihm eine General-Rechnung über Die 
Einnahme und Ausgabe der Geldjummen der Kirchen ihres Bezirke. 

648 (494). Meberhaupt find die Oberfirchen-Vorfteherämter verbunden, in ihren 
Berfügungen die in diefer Hinficht in Livland beftehenden Verordnungen und Einrichtungen, 
joweit die bejonderen Localverhältniffe anderer Gouvernements Solches gejtatten, zur 
Richtſchnur zu nehmen. 

649, a. '). Im Kurländiſchen Gouvernement ift der Schriftwechjel der Oberfirchen- 
Borjteherämter mit den übrigen Behörden dieſes Gouvernements, bis auf weitere be— 
fondere Inſtruktion, durch folgende Beitimmungen geregelt: an die Gouvernementsre- 
gierung, das DOber-Hofgericht und die Balaten richten fie Berichte und erhalten von ihnen 
Befehle; den Kirchen-Vorſtänden geben fie Vorschriften und erhalten von ihnen Unterlegungen. 

649, b.’). Beſchwerden über alle Verfügungen der Oberfirchen - Vorjteherämter 
werden an die Goupvernementsregierungen gebracht, in einer vierwöchentlichen Friit vom 
Tage der Eröffnung folcher Verfügungen. Die Gouvernementsregierungen entjcheiden 
diefe Beſchwerden nur in liquiden Sachen, in ftreitigen Sachen verweilen fie diejelben zur 
Beprüfung an die commpetenten Juſtizbehörden. 

650 (495) ?) (nach d. Fortjeg. dv. J. 1879). Die Rechte und Berpflichtungen der 
Kirchen-Inſpectionen in Mitau, Bauske, Goldingen und Windau, und der Stadt-Magijtrate 
in Niga, Neval, Dorpat, Bernau, Arensburg, Libau und Narwa, Hinfichtlic) der Ver— 
waltung der firchlich-öfonomifschen Angelegenheiten, verbleiben, ſowie fie bis zum Jahre 1832 
beitanden. Dieje Kirchen = Snfpeftionen find verpflichtet, nach Verlauf des Jahres, dem 
Evangelifch-Lutheriichen General-Conſiſtorium eine Nechenschaft über ihre Verfügungen in 
der Verwaltung der öfonomijchen Angelegenheiten und eine allgemeine Ueberficht der Ein- 
nahme und Ausgabe der in ihren Bezirken befindlichen Kirchen einzujenden. Zu Gliedern 
von Kirchen-Inſpektionen dürfen nur Perſonen gewählt werden, die dem Evangelifch- 
Lutheriſchen Befenntniffe angehören. 

651 (496). Streitigkeiten, welche zwijchen den PBredigern und den Kirchen-Vor— 
ſtänden wegen ihrer gegenfeitigen Berpflichtungen oder Nechte entjtehen, gehen zur Ent- 
jcheidung entweder an die unmittelbare Obrigkeit der Kirchenvorjtände, wenn fie Anord- 
nungen über öfonomijche Gegenftände betreffen, oder an daS reſpective Conſiſtorium. 





1) 1837 Sun. 30 (10407); 1866 Mai 23 (43336)) 3) 1842 Oct. 19 (16097); 1871 Zun.4. (49705) 
I; 1873 Mai 1 (52188) Oct. 28 (52721) Art. 1,5. Reicsr.-Öutacht., Art. II, Bit. 2-4; 1877 Dec, 
2) 1840 Dec. 16 (14055). 27 (58089) I, Art. 1—3; III. 
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Dritte Abtheilung. 
Von den kirchlichen Kanten, 

652 (497) (nach d. Fortjeg. dv. J. 1879) )). Wenn es notwendig tit, eine Evan 
gelisch-Lutherifche Kirche umzubauen oder eine neue Kirche zu bauen, jo berichten die Vor— 
jteher darüber dem competenten Dberfirchen-Borjteheramte, Magiftrate oder der Kirchen- 
Sufpektion, und diefe Behörden benachrichtigen davon das zuftändige Konfiftorium, damit 
dasjelbe darüber eine, mit feinem Gutachten begleitete, Unterlegung an das General- 
Konfiftorium made. In Gemeinden, wo die ökonomischen Angelegenheiten von Kirchen— 
räthen, Collegien oder Conventen verivaltet werden, wenden jich diefe Verwaltungen, im 
Falle es nothiwendig ift, eine Kirche umzubauen oder eine neue Kirche zu bauen, Behufs 
der Borftellung an das General-Confiftorium, unmittelbar an das rejpeftive Conſiſtorium. 
Wenn das General-Eonfiftorium, nach gehöriger Prüfung der Mittel und der Bedürfniffe 
der Gemeinde, den beabfichtigten Bau nothivendig findet, jo jucht es um die Genehmigung 
desjelben bei dem Minifterium der inneren Angelegenheiten nad). Diejelbe Ordnung wird 
auch in dem Falle beobachtet, wenn die Gemeinde zu Ausbefjerungen in der Kirche um 
Unterftüßung, oder um die Erlaubniß, eine Collecte freiwilliger Beiträge anzuftellen, 
bittet. Mebrigens werden Reparaturen von Kirchen und der Neubau, an Stelle bau— 
fälliger oder durch irgend einen Grund gänzlich verfallener Kirchen, auch durch die geijt- 
liche Obrigfeit ſelbſt bewilligt (f. d. Art. 125 d. I TH. d. XI Bd. d. Reichsgeſetzb.). 

653 (498) ?). Bei Anfertigung und Prüfung der Pläne und Zacaden zu erbauender 
Evangelisch = Lutherifcher Kirchen, jowie bei der Ausführung des Baues, find die Bor- 
Ichriften des Baureglements genau zu beobachten. 

654 (499). Nach beendigtem Baue einer Kirche benachrichtigen die Vorjteher, oder 
aber Kirchenräthe, Eollegien oder Convente in der Durch den Artikel 652 (nach d. Fortjeß. 
v. J. 1879) bejtimmten Ordnung davon das rejpektive Conſiſtorium, damit dasſelbe die 
nöthigen Verfügungen zur Einweihung der Kirche, in Gemäßheit der Vorſchriften der 
Kirchenagende, treffe. “ 

655 (500). Die Nechenjchaft über die Ausführung des Baues Yegen die Kirchen- 
Borfteher ihren unmittelbaren Oberen zur Nevifion vor, die Kirchenräthe, Collegien oder 
Eonvente aber diredt dem General-Confiftorium. 

656 (501). Alle für das Kirchenvermögen bejtehenden Berwaltungen haben jede 
ein bejonderes Siegel, und alle mit dieſem Siegel verjehenen Pakete werden portofrei 
mit der Poſt befördert. 


Elfte3 Capitel 
Bon dem Patronatsrechte. 


657 (502). Wenn ein oder mehrere Glieder irgend einer Evangelifch-Lutherifchen 
Gemeinde den Wunjch erklären, eine neue Kirche unter der Bedingung zu erbauen, daß 
ihnen daS Patronatsrecht Dderjelben ertheilt werde, jo wird darüber in der durch den 
Artikel 652 (nad) d. Fortſetz. v. J. 1879) vorgeschriebenen Ordnung eine Vorſtellung gemacht. 

658 (503). Das PBatronatsvecht wird erworben: 1) durch unentgeltliche Abtretung 
eines Grundjtüds zum Aufbau einer Kirche und der dazu gehörigen Bajtoratsgebäude ; 


1) 1856 Dec. 10 (31240); 1862 Yan. 6 (37834), | Art. 1—8. 
1871 Jun. 4 (49705) Reichsr.-Öutacht., Art. II, | 2) 1845 Aug. 15 (19283) Art. 1350—1352; 
Pt. 2, 3; Vorſchr., Art. 1; Anm.; 2; 1873 Det. | 1862 Jan. 6 (37834). 
28 (52721) Art. 1, 5; 1877 Dec. 27 (58039) I, | 
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2) durch Erbauung einer Kirche auf eigene Koften; 3) durch Aufrichtung eines Pfarrhofs 
und Ertheilung der zum Unterhalte des Prediger hinlänglichen Ländereien oder Capitalien ; 
4) durch völlige Wiederaufbauung einer verfallenen Kirche, in welcher Fein Gottesdienft 
mehr gehalten werden Eonnte. 

659 (504). Das auf folhe Art erworbene PBatronatsrecht bedarf der Allerhöchiten 
Beftätigung. 

660 (505). Das Patronatsrecht in der Evangelifch-Lutherifchen Kirche ift, infofern 
e3 nicht auf einem Grundftüde haftet, erblich; in jedem Falle aber kann dasjelbe nur 
ein Chriftlider Glaubensgenofje ausüben. — In den Ditjeegouvernements fteht e3 den 
Befigern unbeweglichen Vermögens, die auf Grund dieſes Vermögens oder durch Erb- 
ſchaft das Patronatsrecht befigen, aber nicht dem Evangeliſch-Lutheriſchen Befenntniffe 
angehören, frei, bei Predigerwahlen entweder jelbit ſich dieſes Rechtes zu bedienen, 
oder es durch Vollmacht anderen Perſonen Evangeliſch-Lutheriſchen Befenntnifjes, oder 
den drtlichen Conftstorien zu übertragen; wenn Jemand von ihnen fich dieſes Rechtes 
während einer Friſt von ſechs Monaten, feit Eintritt der Predigervacanz, nicht bedient, 
fo ernennt das Conſiſtorium jelbit einen Prediger nach feinem Ermeſſen, auf Grund von 
Artikel 289 diejes Gejeßes ; in den Kirchenconventen aber nehmen diefe Bejiger an Be— 
rathung rein geiftlicher Dinge feinen Antheil 9. 

661 (506). Das dem Befiger eines Gutes, in defjen Kirchipiele ſich die Kirche 
befindet, zuftehende Batronatsrecht geht bei Abtretung oder Berfauf dieſes Gutes auf den 
neuen Befiger über. Mit der Ertheilung von Krongütern in erb- und eigenthümtlichen 
Bejis, geht auch das mit denjelben verbundene Batronatsrecht auf den Eigenthümer über; 
wenn aber das Gut nur auf Lebenszeit oder auf eine gewiſſe Reihe von Jahren ver- 
liehen wird, fo verbleibt dieſes Recht der Krone. 

662 (507). Bet der Theilung eines Gutes, auf welchem das Batronatsrecht haftet, 
fönnen die Theilhaber einem aus ihrer Mitte Gewählten, mit dejjen Zuftimmung, diejes 
Recht mit allen, damit verfnüpften, Verpflichtungen und Borrechten überlafjen. Dieje 
Abmachungen werden von den commpetenten Behörden nach der gewöhnlichen Ordnung 
bejtätigt, und durch das rejpeftive Confiftorium und das General-Confiftorium zur Kennt: 
niß des Ministeriums der inneren Angelegenheiten gebracht. 

663 (508). Wenn derjenige, dem das Patronatsrecht zufommt, noch nicht die ge- 
jegliche Bolljährigfeit erreicht hat, oder wegen Wahnfinns, oder aus anderen Gründen, 
von der Verwaltung jeines Vermögens entfernt ift, jo übt, jtatt feiner, der ihm gejeßte 
Vormund oder Curator dieſes Neht aus. Während des Concurjes über ein Vermögen, 
mit deſſen Beſitz das Patronatsrecht verbunden ift, vertritt daS Conſiſtorium die Stelle 
des Patron. 

664 (509). HZugleih mit dem PBatronatsrechte gehen auch die mit demfelben ver- 
bundenen Ehrenrechte und bejonderen Berpflichtungen auf den neuen Beſitzer über. 

665 (510). Ein Patron verliert dad PBatronatsrecht: 1) wenn erwiejen wird, daß 
er für Geld, oder aus anderen unerlaubten eigennüßigen Abfichten Prediger erwählt hat; 
2) wenn dargethan wird, daß er abjichtlich ic) daS Vermögen der Kirche zugeeignet, oder 
auf andere Art die Nechte der Kirche verlegt hat; 3) wenn er mehr al3 dreimal hinter 
einander, nicht wegen Abwejenheit, jondern blos aus Nachläfjigkeit, das ihm zuftehende 
Patronatsrecht unbenugt gelafjen Hat; endlich 4) wenn die Kirche, deren Unterhaltung 
ihm oblag, in folchen Berfall gefommen iſt, daß in derjelben fein Gottesdienjt gehalten 
werden kann. — In den erjten drei Fällen geht das Patronatsrecht während des Lebens 
de3 Patrons auf die Gemeinde, und, nach jeinem Tode, auf feine gejeglichen Erben, in 


1) 1845 Aug. 21 (19130). 
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dem letztern Falle aber auf denjenigen über, der die verfallene Kirche auf eigene Koften 
wiederherftellt. 

666 (511). Die Verhandlung der Sachen, betreffend den Verluft des Patronat3- 
rechts, gebührt den weltlichen Gerichten, jedoch find diefelben verbunden, vor der Ent- 
Iheidung, darüber das Gutachten der geiftlichen Behörde einzuholen. 

667 (512). Streitfachen darüber, wem in der Gemeinde das Patronatsrecht zufteht, 
werden vorläufig in den Oberfirchen-VBorfteherämtern und den ihnen, hinfichtlich der Ver- 
waltung der öfonomischen Kirchenangelegenheiten, gleichjtehenden Behörden unterfucht, 
welche die Streitenden zu einem Vergleiche zu bringen fuchen, im Fall des Nichtgelingens 
aber, die formelle Verhandlung diejer Streitfachen ebenfalls den kompetenten weltlichen 
Gerichten überlafjen. 


BEmaD tl ties!. 
— für die Geiſtlichkeit und die Behörden der Evangeliſch-Lutheriſchen Kirche im Reiche. 


I. Don der Lehre. 

668 (1) '). Die Evangelifch-Lutherifchen Confiftorien, General-Superintendenten, 
Superintendenten und Pröbſte find verpflichtet, in den ihnen untergeordneten Bezirken 
jtreng darüber zu wachen, daß die Lehre ihrer Kirche in ihrer ganzen Reinheit erhalten 
und den von ihr anerfannten Symbolischen Büchern gemäß befannt werde (Art. 134). Sie 
jollen mit allen Kräften und in allen Fällen dafür forgen, daß die ihnen untergeordnete 
Geiſtlichkeit das Wort Gottes den Grundjäben der Kirche gemäß predige und erfläre, und 
fi) niemals Abweichungen davon erlaube, oder denfelben zumwiderlaufende Meinungen ver— 
breite. Wenn e3 zur Kenntniß der Pröbſte, Superintendenten oder General-Superinten- 
denten gelangt, daß ein Prediger Meinungen äußert, die von der Lehre der Kirche ab- 
weichen, jo jollen fie zuvörderft bemüht fein, einen Solchen nur durch janfte, von Chriſt— 
licher Liebe bejeelte, Ermahnungen davon abzubringen, und vermittelft triftiger, auf die 
Heilige Schrift begründeter Belehrungen jeine Zweifel zu löjen und ihn auf den Weg der 
Wahrheit zu leiten. 

669 (2). Wenn es zur Kenntniß eines Evangelifch-Lutheriichen Confiftoriums ge- 
langt, daß in feinem Bezirke eine Schrift im Umlaufe ijt, welche einen offenbar feindfeligen 
Angriff auf die Glaubenslehren der Evangelijch-Lutherijchen Kirche enthält, wodurch bei 
den Gliedern derjelben allgemeines Aergerniß erregt werden könnte, jo liegt dem Conſi— 
ftorium ob, darüber, nach forgfältiger Unterfuchung und Prüfung diefer Nachrichten, an 
da3 General-Confiftorium Bericht zu erftatten. Diejem Berichte muß, außer einem Exemplar 
der angejchuldigten Schrift, ein auf beſtimmt angegebene Beweiſe begründetes Gutachten 
des Conſiſtoriums beigefügt fein, in welchen die Tadel verdienenden Stellen der Schrift 
angeführt und, erforderlichen Falles, auch die Worte der Heiligen Schrift und ihre in den 
Symbolischen Büchern enthaltenen Auslegungen erwähnt fein müſſen, welche in gedachter 
Schrift auf eine anftößige Weife angefochten werden. Das General-Confiftorium macht 
darüber, mit Beifügung feines Gutachtens, eine Borjtellung an das Miniſterium der inneren 
Angelegenheiten. 

670 (3) 2). Die Evangelifch-Lutherifchen Confiftorien, General-Superintendenten, 
—— und Pröbſte haben ſorgfältig darüber zu wachen, daß die ihnen unter— 


1) Die eingeflammerte Ziffer bezieht jih auf| 2) u . in d. Beil. zu Art. 76 d. I TH. d. XI 
die Numeration der Inſtruction für die Geift- | Bd. d. Neichsgejegb. it Berordn.; —— 
lichkeit und die Behörden der Evangeliſch-Luthe- üb. Verhüt. u. Verbind. d. Verbr., Lit. 1. 
riihen Kirche im Reiche vom 28 December 1832, 
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geordneten Geiftlichen und, ſoviel es von ihnen abhängt, auch weltliche Berjonen der ihnen 
untergeordneten Bezirke, ich feine Art von Störung des guten Einverftändnifjes mit an- 
deren, im Staate freie Religionsübung genießenden, Confejfionen erlauben, und daß fie 
weder mit Worten, noch auf irgend eine andere Weije, andere Religiongverwandte zum 
Uebertritt zu ihrer Confeffion verleiten. Die Prediger jollen das Gejuh von Gliedern 
einer andern, im Neiche freie Ausübung des Cultus geniegenden, Religion, fie in den 
Glaubenslehren der Evangelifch-Lutherifchen Kirche zu unterrichten, oder an ihnen irgend 
eine geiftlihe Amtshandlung zu vollziehen, oder gar fie in den Schoo& der Evangelijch- 
Lutheriihen Kirche aufzunehmen, ablehnen. Die dazu nöthige Erlaubnig (Art. 6 d. J. TH. 
d. XI. Bd. d. Reichsgeſetzb.) kann gejeglich nur von den Perſonen der fremden Confejfionen 
felbjt, die ihren Glauben ändern wollen, und ohne alle Theilnahme der Geijtlichfeit, nach— 
gejucht werden '). Die Prediger dürfen nur Hebräer, ohne bejondere Erlaubniß der Be- 
hörde, zum Unterricht in den Wahrheiten der Chriftlichen Lehre annehmen, wenn Dieje den 
Wunſch äußern, den Chriftlihen Glauben der Evangelijch-Lutheriihen Confeſſion anzu— 
nehmen; die Confiftorien haben hierbei darauf zu jehen, daß bei dem ferneren Verfahren 
binfichtlich der Aufnahme der Hebräer in die Evangelijch-Lutheriiche Kirche alle über diejen 
Gegenstand bejtehenden Verordnungen beobachtet werden (ſ. d. Beilage zum Artifel 159). 


II. Yon dem Gottesdienfte und den befonderen geiftlihen Handlungen. 


671 (4). Die Eonfiftorien, General-Superintendenten, Superintendenten und Pröbſte 
find verpflichtet, ftreng darauf zu jehen, daß in den Kirchen der ihnen untergeordneten 
Bezirke, an allen Sonn- und Feittagen, ſowie an den anderen bejonder3 dazu bejtimmten, 


Tagen (Art. 142, 143), unter genauer Beobachtung der Borjchriften der Kirchenagende, 


öffentlicher Gottesdienst gehalten werde (Art. 140). 

672 (5) 2). Sollten in der Folge einige Abänderungen in den Liturgiichen Vor— 
ihriften für nothwendig erachtet werden (Art. 140), jo haben darüber die refpectiven Con— 
filtorien, nach vorläufiger Berathung in den Evangelijch-Lutherijchen Synoden, durch das 
General-Eonfiftorium an das Minifterium der inneren Angelegenheiten Borftellungen zu 
machen. 

673 (6). Die Eonfiftorien, General-Superintendenten, Superintendenten und Pröbſte 
haben in den ihnen untergeordneten Bezirfen auc darauf zu jehen, daß alle bejonderen, 
an einigen Orten bis zum 28 December 1832 bejtehenden, frommen Gebräuche bei dem 
Gottesdienste, während der Getitliche vor dem Altare die kirchlichen Gebete ſpricht, das 
„Vater-Unſer“ betet, oder das Evangelium, die Epiftel, die Worte der Beichte und der 
Einjegung des Heiligen Abendmahls lieſt, oder die Eollecte fingt, desgleichen beim Gejange 
des Lob- und Glaubensliedes, beim Ablejen der Tertworte von der Kanzel, bei Ertheilung 
des Segens u. j. w., auch ferner beibehalten werden. 

674 (7). Sollte eine Gemeinde und der Prediger derjelben die Abänderung oder 
Abihaffung eines oder des andern, in derjelben beitehenden, bejondern Gebrauchs beim 
Gottesdienfte für nöthig erachten, jo erbitten ſie fich darüber die Enticheidung des Con- 
fiftoriums, welches über jeine deßfalſigen Verfügungen, mit Angabe der Beweggründe, 
jogleich durch dag General-Conftftorium dem Miniftertum der inneren Angelegenheiten berichtet. 


1) Diejes bezieht fi nicht auf die zu den ver- zu erfennen gegeben, vorjtellen. Diejenigen Bre- 


ichiedenen Evangeliich- Broteftantiihen Confeſſio— 
nen gehörigen Berjonen. Die Geiftlichen fünnen 
an ihnen Amtshandlungen verrichten. Zu dem 
Uebertritte aus einer der Evangeliſch-Proteſtan— 
tiihen Confejfionen zu der andern ijt es Hin- 
länglich, daß diejenigen Berjonen, die überzutreten 
wünſchen, Zeugnifje ihrer früheren Gemeinde- 
prediger darüber, daß fie denjelben ihre Abjicht 


diger, welche in Gemäßheit diejer Zeugnifje, Ber- 
jonen in die andere Protejtantiiche Confeſſion 
aufnehmen, find verbunden, über jeden Uebertritt 
\der Art dur das gehörige Eonfiitorium dem 
Minifterium der inneren Angelegenheiten zu be- 


richten. 
2) 1847 Zul. 29 (21450). 
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675 (8). Die Eonftftorien, General-Superintendenten, Superintendenten und Pröbjfte 
find verpflichtet, den Predigern ans Herz zu legen, daß fie auf die Predigt, als einen 
der wejentlichjten Theile des Evangelijch-Zutheriihen Gottesdienftes, bejondere Aufmerf- 
jamfeit verwenden; daß fie niemal3 unterlafjen, fi durch Gebet und Meditation auf 
ihre Vorträge vorzubereiten, damit ihre Reden von der wahren lebendigmachenden Lehre 
unjeres Heilandes Jeſu Chriſti in ihrer ganzen unverfäljchten Reinheit, nicht aber von 
unzwedmäßigen philojophiichen Erörterungen erfüllt ſeien; ferner, daß der Tert der Pre— 
digt wirklich derjelben genau zur Grundlage diene, und jeinem einfachen Sinne gemäß 
richtig ausgelegt und angewandt werde; endlich, daß die Predigten ebenjo jehr durch eine 
deutliche und würdige Sprache, al3 durch den eindringenden Vortrag, ſowohl den Ge— 
bildeten, als Ungebildeten, gleich verjtändlich jeien und Allen zur wahren Erbauung dienen. 
Das bloße Ablejen der Predigten iſt nicht zu gejtatten. Die Conftftorien und die übrigen 
geijtlihen Borgejegten haben gleichfall3 darauf zu jehen, daß die Prediger in ihren Vor— 
trägen alle unpajjenden Erörterungen über Gegenftände, welche nicht die Religion be- 
treffen, bejonders aber über politiihe Tagesbegebenheiten und über die in Rückſicht auf 
diejelben von der Regierung ergriffenen Maaßregeln vermeiden, und fich feine Fränfenden 
Ausdrüde über andere Confejfionen und Bölfer erlauben. Wenn ein Prediger es durchaus 
nöthig finden jollte, herrſchend gewordene Lajter in feiner Gemeinde, oder gefährliche 
Religionsirrthümer bejonders zu bemerfen und zu rügen, fo fol er auch bei Erfüllung 
diejer Pflicht allen Schein von Barteilichfeit oder perſönlicher Leidenjchaftlichkeit vermeiden, 
Niemanden namentlich, noch jonjtig bezeichnen oder andeuten, damit jeine Ermahnungen 
nicht Unzufriedenheit, Haß oder Entzweiung, ſondern aufrichtige Erkenntniß des Irrthums, 
Neue und Befjerung zur Folge haben. 

676 (9). Wenngleich den Bormittagspredigten in der Regel die bisher (28 Dec. 
1832) gebräudlichen Sonn- und Feſttäglichen Perikopen (ausgewählte Stellen der Hei- 
ligen Schrift) zum Grunde liegen jollen, jo fünnen doch die Conftjtorien, um die Zuhörer 
mit dem ganzen Inhalte der Heiligen Schrift mehr befannt zu machen, von Beit zu Beit 
mit Genehmigung des General-Confiftoriums, einen Jahrgang anderer Perikopen vor= 
ihreiben (Art. 141). Die Texte für die Predigten an dem Bußtage, bei der Gedächtniß— 
feier der Verftorbenen, dem Erndte- und dem Kirchweihfeſte (Art. 142) werden vom 
Eonfiftorium, nad) dejjen eigenem Ermefjen, und für die Predigt am Reformationzfeite 
(ebendaf.) vom General-Eonfijtorium, mit Genehmigung des Minijteriums der inneren 
Angelegenheiten, bejtimmt. Es bleibt den Predigern unbenommen, auc über die Peri— 
fopen der im Artikel 142 nicht genannten Feſte zu predigen, jowie in außerordentlichen 
Fällen jelbit Terte aus der Heiligen Schrift, unter Berichterjtattung an das Conſiſtorium 
zu wählen. 

677 (10). Die Eonfijtorien Haben darauf zu achten, daß in den Nachmittagspre- 
digten, wo ſolche eingeführt find, vorzugsweiſe, und zwar im Verlauf des einen Jahres, 
die Terte aus den Epifteln, und in dem folgenden Luthers Katechismus abwechjelnd er: 
Härt werden, mit Ausnahme jedoch der Faſtenzeit, welche der Betrachtung über Die 
Leidensgeſchichte unſers Herren Jeſu Chriſti gewidmet wird. Wo Nachmittagspredigten 
nicht üblich find, kann alles Diejes, unter Genehmigung des Confiftoriums, auch Gegen- 
ftand einiger Vormittagspredigten werden. 

678 (11). In Gemäßheit des Artikels 144, haben die Conſiſtorien, General-Super- 
intendenten, Superintendenten und Pröbſte dafür zu jorgen, daß überall in den ihnen 
untergeordneten Bezirken, wenn nicht das ganze Jahr hindurch, doc wenigjtens während 
der Faften einmal in der Woche, außer den Sonn- und Feittagen, bejoudere Predigten 
und Betitunden angeordnet werden, und dag in jolhen Predigten ganze Bücher der Hei- 
ligen Schrift abjchnittsweije, einfach, deutlih und gründlich, während der Zaften aber 
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vorzugsweiſe die Leidensgefchichte des Herrn, vorgetragen werden. Die Conſiſtorien be- 
richten über ihre in diefer Hinficht getroffenen Maaßregeln dem General-Confiftorium. 

679 (12). Da der allgemeine Kirchengejang zur Feierlichfeit des Gottesdienstes und 
zur Erhöhung der Gefühle der Andacht mejentlich beiträgt, jo wird den Confiftorien 
und den übrigen geistlichen Vorgefegten zur unerläßlichen Pflicht gemacht, dahin zu wirken, 
daß die Prediger überall für die allmählige Vervollkommnung des Kirchengejanges, be- 
jonders bei der Schuljugend, Sorge tragen. Die General-Superintendenten, Superinten- 
denten und Pröbfte haben den PBredigern zu empfehlen, daß fie bei der Wahl der Lieder 
und Melodien die Geiſtes- und Herzensbedürfniſſe der Gemeindeglieder, den Zweck der 
Feier des Tages und andere ähnliche Umftände berüdfichtigen; daß ſie den Gemeinde— 
gliedern Anleitung geben, rein, einfach, einftimmig und mwohllautend zu fingen; daß fie 
fih in Gemeinfchaft mit den Kirchen-VBorftehern und Kirchen-Xelteften bemühen, aus der 
Schuljugend und andern Gliedern der Gemeinde Singchöre zu bilden; daß fie zumeilen 
auch alte Kirchenlieder, wie z. B. die Litanei, dad Herr Gott Dich loben wir u. ſ. w., 
fingen Yafjen; endlich daß der Gejang der Gemeinde, womöglich, überall von der Orgel 
begleitet werde, weshalb die Prediger, Kirchen-Vorfteher und Kirchen-Xelteften in allen 
Kirchen dergleichen Inſtrumente anzuschaffen bemüht fein follen, und zugleich darauf zu 
jehen haben, daß die Drganiften die geiftlichen Melodien genau nach dem Choralbuche 
und dem Charakter der Kirchenmuſik gemäß jpielen. 

680 (13). Sn befonderen Fällen, z. B. wenn in einer Gemeinde von Alters her 
die Gewohnheit befteht, ein, wenn auch in dem jeßt in ihrem Bezirfe üblichen Gejang- 
buche nicht enthaltenes, geiftliches Lied zu fingen, ſowie auch bei außerordentlichen Creig- 
nifjen, ſteht es den Eonfiftorien frei, unter Berichterftattung an das General-Confistorium, 
da3 Singen geiftlicher Lieder zu erlauben, die in dem Geſangbuche nicht enthalten find. 

681 (14). Auf die in der Evangeliſch-Lutheriſchen Kirche altherfömmlichen, für 
die religiöfe und fittliche Bildung der Gemeindeglieder fo nüßlichen Lehren und Prü— 
fungen in den Religionskenntniſſen (Katechifationen) haben die Conſiſtorien, ſowie die übri- 
gen geiftlichen Vorgejegten, bejondere Aufmerfjamfeit zu wenden. Sie haben dafür zu 
forgen, daß diefe Katechifationen überall, wo fie bi! zum 28 December 1832 bejtanden, 
eifrig betrieben, und an den Orten. wo fie nicht bejtehen, möglichit eingeführt werden. 
In den Städten find die Katechifationen am beiten mit dem Nachmittagsgottesdienfte zu 
verbinden. Auf dem Lande, wo Diejes nicht möglich it, müſſen die Konfiftorien die 
Prediger anhalten, ftatt der Katechifationen in der Kirche, diejelben auf irgend eine 
andere Art anzuftellen. Sn dem St.-Betersburgijchen Gouvernement (Sngermanland) 
und den Oſtſeegouvernements jollen die Prediger die dort üblichen fogenannten Gebets— 
oder Katechiſations- oder Localvifitationg-Fahrten, zur Belehrung im Göttlichen Geſetze 
und zur Bemerfung der Fortjchritte in demfelben, benutzen. 

682 (15). Den geiftlichen Behörden des Djtjeegouvernement3 wird borgefchrieben, 
darauf zu jehen, daß in den Landgemeinden diefer Gouvernements, an den Feittagen, am 
allgemeinen Bußtage, und überhaupt, jo oft die Gemeinde den Wunfch äußert, befonderer 
Gottesdienft im Deutſcher Sprache gehalten werde, wenn die Bahl der Deutjchen Ge— 
meindeglieder auch eine jehr geringe wäre. 

685 (16). In den Städten muß der Hauptgottesdienit um neun oder wenigstens 
nicht jpäter als um zehn Uhr, auf dem Lande aber jo früh als möglich beginnen, be- 
jonder8 im Winter, damit er nicht zu jpät endige, und nicht die etwa noch für eine 
andere Gemeinde in derjelben Kirche zu haltende Predigt hindere. 

684 (17). In den Städten joll der Gottesdienft in allen Kirchen zu einer und 
derjelben Stunde anfangen, die für alle Tage überhaupt, oder für einige insbeſondere, 
ein für allemal beftimmt wird. 
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685 (18). In milden Stiftungen, wo befonderer Gottesdienst gehalten wird, bleibt 
ed, rückſichtlich des Anfanges und der Dauer desjelben, bei der bisher (28 Dec. 1832) 
beitandenen Ordnung. Sollte in diefer Hinficht eine Aenderung der von dem Stifter der 
Anftalt jelbit getroffenen Beſtimmung für nöthig erachtet werden, fo hat das Conſiſtorium 
nach gehöriger Prüfung der Umstände, darüber durch das General-Confiftorium an das 
Minijterium der inneren Angelegenheiten zu unterlegen. 

686 (19). Wenn Gemeinden, die ihren Gottesdienst eine nach der andern in einer 
und derjelben Kirche halten, jich über die Zeit des Anfanges und der Dauer desjelben 
nicht vereinigen fünnen, jo entjcheidet darüber das Konfijtorium. Won ihrer, in dieſer 
Hinfiht getroffenen Webereinfunft wird das Conſiſtorium ebenfall3 in Kenntniß geſetzt. 

687 (20). Die Confiftorien haben darauf zu achten, daß von der Kanzel nur 
folche Bekanntmachungen verlefen werden, an welche, ihrem Inhalte nach Dankfjagung, 
Gebet, Lob oder Ermahnung gefnüpft werden kann, oder welche, zufolge bejonderer 
Allerhöchſter Befehle, oder auf das durch dag Conſiſtorium eröffnete Verlangen der Ober— 
behörde des Gouvernements, feierlich von der Kanzel verfündigt werden jollen. Alle 
übrigen Belanntmachungen werden von dem Pulte verlefen. In Privatjachen follen 
in der Kirche durchaus feine Publicationen ftattfinden. 

688 (21)9. Die Confiftorien- und übrigen geistlichen Behörden find verpflichtet, für 
die Erhaltung der Ordnung in den Kirchen Sorge zu tragen. Die Störer derjelben 
jollen zuvörderſt ermahnt werden, wenn fie ſich aber widerfpenftig bezeigen, oder im 
alle einer wiederholten, oder beſonders wichtigen, offenbares Aergerniß erregenden, 
Störung der Ordnung, werden fie der competenten Behörde zur gejeglichen Beahndung 
übergeben (Strafgejegb., Art. 210—218; Gef. üb. d. dv. d. Friedensr. z. verh. Straf. ; 
Art. 35, 36). Die Confistorien jollen den PBredigern empfehlen, daß fie auf alle mögliche 
Weiſe zur Beförderung der allgemeinen Andacht in den Kirchen mitwirken, dazu fowohl 
Öffentlich die ganze Gemeinde, al3 auch durch Privatbelehrung die einzelnen Glieder er- 
mahnen und diejelben anhalten, fich zeitig in der Kirche einzufinden und fie vor Been- 
digung der Gottesdienste nicht zu verlaffen. Auch jollen fie dafür forgen, daß während 
der Predigt alle Kirchenthüren, bis auf eine, gejchloffen werden. 

689 (22). Die Evangelifch-Lutheriihe Kirche hat die Familien oder häusliche 
Gottesverehrung von jeher für eines der wirkſamſten Mittel zur Erhaltung und Befdr- 
derung de3 Chrijtlichen Sinnes in der Gemeinde erkannt. Einem jeden Familienvater 
oder Hauswirth ift daher erlaubt, nach jeiner Einficht, für fich, feine Familie und fein 
Hausgefinde Häusliche Andachtsübungen anzuordnen, jofern fie dadurch nur nicht an der 
Beimohnung des öffentlichen Gottesdienſtes behindert werden. Die Confiftorien haben 
hierüber durch die ihnen untergeordnete Geiftlichfeit jorgfältig zu wachen, und, im Falle 
von Mißbräuchen, jollen zuerft die DOrtögeijtlichen und nach ihnen das Confiftorium 
jelbjt den Hauswirth durch Ermahnungen zu bewegen fuchen, daß er fernere Abweichung 
von der gejeglichen Ordnung vermeide. Bleibt Diejes fruchtlos, jo berichtet daS Con— 
fiftorium darüber durch das General-Confiftorium an das Minijterium der inneren 
Angelegenheiten. 

690 (23). Das Recht, folhe Privatandahtsverfammlungen zu erlauben, tmelche 
die Grenzen der gewöhnlichen häuslichen Gottesverehrung überjchreiten, gebührt nur den 
rejpeetiven onftftorien, und zwar mit dev Verpflichtung über jede von ihnen extheilte 


1) Die Vorſchriften über Eirchliche Ordnung in | Hochzeiten u. |. w. zu den Befugnifjen des Re— 
den Colonien der ausländischen Anfiedler find |valjhen Magijtrat3 (j. d. Art. 292 Anm. 4, 
im Reglement über die Colonien enthalten. — nad) d. Fortſ. dv. 3. 1879.) (Prov.Recht d. Oſt— 
In NReval gehört die Aufficht über Firchlicye Po- |jeegouv., Thl. I, Behörd.Verf., Art. 1014, 
lizei und die polizeilichen Anordnungen bei | Bft. 10. 
kirchlichen Ceremonien, Beerdigungen, Zaufen, 
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Erlaubniß unverzüglich durch das General-Eonfiftorium an das Minifterium der inneren 
Angelegenheiten zu berichten, und zugleich die Civilobrigfeit des Orts, ſowie den Prediger 
der Gemeinde, in welcher folche Privatandachtsverfammlungen ftattfinden follen, da— 


von in Kenntniß zu jeßen. 


Die Confiftorien erlauben die Beranftaltung religiöfer 


Berfanmlungen nur folhen Perſonen, welche in ihrer Gemeinde allgemeine Achtung ge- 
nießen, fich früher feine gejeßwidrigen, jchimpflichen oder entehrenden Handlungen Haben 
zu Schulden kommen Laffen, Ruſſiſche Unterthanen und fortwährende Bewohner desjenigen 
Drtes find, wo fie die Berfammlungen anjtellen wollen. 


691 (24 1). Die Eonfistorien haben 

1) Ueber die Bethäufer der Brüdergemeinde 
in den Dftjeegouvernements, deren Berwaltung 
und Beauffichtigung, find in den Artikeln 890—898 
des I Theils des XI Bandes de3 Neichsgejeß- 
buchs bejondere Bejtimmungen feitgejtellt. Die- 
jelben lauten: 1. Den Gliedern der Evangeli- 
ſchen Brüdergemeinde in den Oftfeegouvernements 
wird geftattet, unter ihrer Beauffichtigung zum 
geiftlichen Beiten der Letten, Eſten und anderer 
es DBegehrenden, Bethäujer zu haben oder Bet- 
verjammlungen zu halten in Städten, Dörfern 
und Xandgütern, mit Cinmwilligung des Land- 
eigenthümers und mit Wiffen der Stadtobrigfeit, 
jedoch ohne irgend welche Behinderung hierin. 
In diejen Bethäujfern oder Betverfammlungen 
können ſich Alle, die es wünſchen, in arbeitfreier 
Zeit verfammeln, mit Ausnahme der Stunden, 
welche zum gewöhnlichen Gottesdienjte in ven 
Kichen beftimmt find. — 2. Die oben (Art. 1) 
bezeichneten Bethäujer und Betverfjammlungen 
fteyen unter der Leitung und Verwaltung von 
Borjtehern und Gliedern der Evangelifchen Brü- 
Dergemeinde. — 3. (nah d. Fortſetz. dv. J. 
1879). Diejenigen, welche die Bethäufer und 
Betverfammlungen verwalten (Urt. 2), müfjen, 
für die Zeit ihrer Anmejenheit in Rußland, den 
Eid der Dienjttreue leiften. — 4. Neue Bet: 
bäufer und Betverfammlungen der Evangelijchen 
Brüdergemeinde in den Oſtſeegouvernements 
fünnen nicht anders errichtet werden, al3 unter 
Befolgung der Bedingungen, die in den Artikeln 
150, 690 und 691 des I Theil des XI Bandes 
des Reichsgeſetzbuchs, Hinfichtlich der Gründung 
jolher Brivatandachtsverfjammlungen, feitgejegt 
find, melde die Grenzen der Familien- oder 
Hausandacht überschreiten, und namentlich: 1) 
Können neue Bethäujer und Betverſammlungen 
nur mit Bewilligung der örtlichen Evangelijch- 
Lutherifhen Confiftorien errichtet werden, 2) 
Die Eonfiftorien müſſen jede Abficht, in ihrem 
Bereiche ein Bethaus oder eine Betverſammlung 
einzurichten, vorgängig mit ihrem Sentiment 
duch den Gouvernementschef und das General- 
Eonfistorium zur Kenntnis des Ministeriums der 
inneren Angelegenheiten bringen, Behufs Unter- 
legung an Seine Kaifjerlihe Majeftät. 
3) Die Conſiſtorien benachrichtigen, wenn fie 
neue Bethäujer und Betverfammlungen gejtatten, 
davon ſowohl die Örtliche Civilobrigfeit, als auch 
den Prediger, in dejjen Kirchjpiel das Bethaus 
oder die Betverfammlung eingerichtet werden 
fol. 4) Die Confiftorien erlauben die Einrich- 
tung von Bethäufern und Betverjammlungen nur 
ſolchen Rerjonen, welche in den Kirchjpielen all- 


dureh Die ihnen untergeordnete Geiftlichkeit 


gemeine Achtung genießen, in keinerlei mwiderge- 
gejegliden, oder Schimpf und Unehre auf fich 
ziehenden Handlungen betroffen worden find, in 
Ruſſiſcher Unterthanjchaft ftehen und ihren be- 
ftändigen Aufenthalt an dem Drte haben, mo 
fie die VBerfammlungen zu halten beabfichtigen. 
— 5. Die von den Biſchöfen der Brüdergemeinde 
ordinirten Presbyter in den Dftjeegouvernements 
dürfen unter ihren Deutſchen Brüdern, melche 
wirkliche Glieder dieſer Gemeinde find, ihrem 
Umte gemäß alle die geiftlichen Handlungen ver— 
richten, die nah den Ordnungen der Gemeinde 
ihnen zu vollziehen zuiteht. 6. In allen 
Bethäufern und Betverfammlungen ohne Aus: 
nahme (Urt. 1—4) haben das Recht, freie Vor— 
träge zu halten, nur die Baftoren und die Can— 
didaten der Theologie, welche nach gehöriger 
Brüfung bei einem Evangeliſch-Lutheriſchen Con— 
filtorium gemäß Artikel 274 des I Theil des 
XI Bandes des Neichsgejegbuchs, ein Zeugniß 
über die Erlaubniß zu predigen (pro venia con- 
cionandi) erhalten haben, oder aber die Geift- 
fihen, welche vorjchriftsmäßig (rite) von Bi- 
Ichöfen der Brüdergemeinden ordinirt find. 
7. Die von den Gliedern der Evangelijchen 
Brüdergemeinde in den Dftfeegouvernements für 
die Betverfammfungen gewählten Borbeter müfjen, 
falls jte nicht von einem Evangeliſch-Lutheriſchen 
Sonjiftorium das im Artikel 274 des I Theils 
des XI Bandes des Reichsgeſetzbuchs bezeichnete 
Zeugniß über die Erlaubnis zu predigen (pro 
venia concionandi) haben, auf Grund des Ar— 
tifel8 150 desſelben Theils und Bandes, ſich 
auf daS Lejen der Heiligen Schrift ohne alle 
Erläuterungen, oder auf Gebete, Lieder und 
geijtliche Betrachtungen aus von Evangelijch- 
Lutheriſchen Confiftorien gebilligten Büchern be— 
ihränfen, gleichfall8 ohne alle Erläuterungen. 
— 8. Mebereinjtimmend mit dem Artikel 691 
de3 I Theil3 des XI Bandes des Neichsgejeß- 
buch® Haben die Kirchipielsprediger und die 
Kreispröbjte in den Dftjeegouvernements nicht 
allein das Hecht, jondern find auch unter ftrenger 
perjdnlicher Verantwortlichkeit verpflichtet, Die 
Betverſammlungen der Evangeliihen Brüderge- 
meinde jo oft, als möglich zu bejuchen und auf 
die genaue Erfüllung alles im oben angeführten 
Artikel 691 DVerordneten zu achten. 9. Alle 
Bujammenfünfte, die nicht in rechtmäßig errich- 
teten Bethäujern, jondern in Privathäuſern ftatt- 
haben, müfjen verboten werden, indeß mit jtrenger 
Beachtung der Borichrift, daß nicht unter diejem 





Borwande Chikanen und Bedrüdungen vorfommen, 
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forgfältig darüber zu wachen, daß in den Privatandachtöverfammlungen die in den Ars 
tikeln 149 und 150 enthaltenen Vorſchriften nicht überjchritten werden. Wenn Die 
Kirchipielprediger nicht ſelbſt dieſe Verſammlungen leiten, jo müfjen fie wenigſtens die— 
ſelben möglichit oft bejuchen, um Acht zu haben auf Alles, was in denjelben vorgeht. 
Sollten fie in diefen Verfammlungen Mißbräuche oder Unordnungen bemerken, jo müſſen 
fie fuchen, diejelben forgfältig abzuftellen, zuerft durch Ermahnungen, dann aber durch 
Anzeige an das Confistorium, welches, nachdem es fi von der Wahrheit überzeugt hat, 
die Verjammlungen verbietet und die Gründe des Verbot3 den Theilnehmern durch den 
Ortögeiftlichen anzeigt. Würden aber, einen jolchen Verbot des Conſiſtoriums zuwider, 
die VBerfammlungen dennoch fortgejegt, fo requirirt das Conſiſtorium die Beihülfe der 
Ortsobrigkeit zur Abjtellung derjelben und zur Beitrafung der Widerjpenftigen. 

692 (25). Die Evangelifch-Tutherifchen Prediger find verbunden, in Allem, was 
die Verwaltung der Sacramente und die anderen geiftlichen Handlungen betrifft, ſich ge- 
nau nad) den für ihre Kirche beftehenden Vorichriften zu richten, dabei die der Wichtigfeit 
derjelben entiprechende Zeierlichfeit und Würde zu beobachten, durch eigenes Beiſpiel ge— 
bührende Ehrfurcht gegen dieje Heiligen Handlungen einzuflößen, und Alles, was deren 
heilfame Wirkung auf den Verftand und das Herz der Anweſenden hindern fünnte, forg- 
fältig abzuwenden. Sie find verpflichtet, bei Verrichtung des Gottesdienstes ſowohl, als 
bei allen anderen Veranlaffungen, ihre Gemeindeglieder von der wahren Bedeutung und 
dem Zwecke der kirchlichen Einrichtung forgfältig zu belehren, und fie bejonders zu er- 
mahnen, daß fie mit diefen Heiligen Handlungen weder abergläubiiche Gebräuche und 
Begriffe verbinden, noch felbige zur Erreichung weltlicher Zwecke mißbrauchen. 

693 (26). Die Heilige Taufe foll auch an einer Mißgeburt, wenn fie nur ein 
menschliches Anfehen hat, vollzogen twerden. Im Fall eines Zweifels ift der Prediger 
verpflichtet, unverzüglich darüber feinem Confiftorium und der Civilbehörde zu berichten, 
welche nach ärztlicher Befichtigung des Neugeborenen entjcheidet, ob Derjelbe getauft 
werden foll oder nicht. 

694 (27). Wenn ein Prediger erfährt, daß Jemand von den Gliedern feiner 
Gemeinde binnen feitgejegter jechswöchentlicher Frijt fein Kind nicht zur Heiligen 
Taufe vorgeftellt hat, und wenn die von den Eltern oder nächjten Verwandten des 
Neugeborenen angeführten Gründe zur Auffchiebung Ddiefer Heiligen Handlung, feiner 
Meinung nach, feine Berüdfichtigung verdienen, fo ermahnt er ſie zubörderft, die hie- 
rüber beftehenden Verordnungen zu beobachten ; hierauf aber, im Fall der Unwirkſamkeit 
diefer Rathſchläge und Bemerkungen, berichtet er dem Conſiſtorium. 

695 (28). Wenn dem Confiftorium von dem Prediger einer Gemeinde berichtet 
wird, daß die Eltern oder nächften Verwandten des neugeborenen Kindes ohne triftige 
Gründe und ungeachtet feiner Ermahnungen, dafjelbe auch nach Ablauf der feitgejegten 
ſechswöchentlichen Frist nicht zur Heiligen Taufe bringen, fo benachrichtigt es hiervon Die 
oberfte Gouvernementsbehörde, welche, nach Unterſuchung und Prüfung der Sache, dem 
Conſiſtorium anheinftellt, einen unbefcholtenen und gottesfürchtigen Chriften für das 
Kind, nur um an demjelben die Heilige Taufe vollziehen zu laſſen, als Eurator zu ernennen. 

696 (29). Die Prediger verrichten die Heilige Taufe in einem Privathauſe nur 
dann, wenn ſchwache Gejundheit des Neugeborenen oder feiner Eltern, falte oder ſehr 
schlechte Witterung, Entfernung, oder andere triftige Gründe verhindern, das Kind in 
die Kirche zu bringen. Uebrigens wird die Heilige Taufe auch in einem Privathaufe 
in derjelben Ordnung, wie in der Kirche, mit Gebet und, wenn e3 thunlich iſt, auch mit 
Geſang vollzogen. 

697 (30). Wenn der Prediger in der Zahl oder Auswahl der dem Kinde bei 
dev Taufe zu gebenden Namen, oder in der Beitimmung dev Pathen etwas offenbar 
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Unjchieliches oder Anftößiges findet, jo fol er fich bemühen, durch Vorſtellungen, Er— 
mahnungen und gehörige Belehrungen den Unordnungen und übeln Folgen, die daraus 
entjtehen fünnen, vorzubeugen. Perſonen, die durch offenbare Ruchloſigkeit, oder laſter— 
baftes, den Namen eines Chriften entehrendes Leben befannt find, ſowie Diejenigen, 
welche zur Taufhandlung trunken, oder in anftößiger Kleidung erjcheinen, dürfen von 
dem Prediger nicht als Pathen des Täuflings zugelaffen werden. 

698 (31) (nad) d. Fortſetz. v. J. 1876). ') Inden Gouvernements Eftland, Livland, 
und Kurland follen uneheliche Kinder, ſowie auch Findlinge nach dem Ritus desjenigen 
Gtaubensbefenntniffes getauft werden, zu welchem die Perfonen gehören, die gejeßlich, over 
auf eigenen Wunsch, die VBerforgung derjelben zu übernehmen verpflichtet find, d. i. die Mutter 
des unehelichen Kindes, oder der Erzieher des Findlings, mit alleiniger Ausnahme des 
Falles, wo der Vater des unehelich Geborenen einem von der Mutter verjchiedenen Be- 
fenntniffe angehört und mit deren Einwilligung, das Kind aufnimmt, um es bei fich zu 
erziehen, oder aber um es zu diefem Zwecke einer glaubensverwandten Yamilie zu über- 
geben. In den übrigen Provinzen des Neichs find die Evangelifch-Lutherijchen Prediger 
verpflichtet, wenn ihnen Kinder zur Taufe gebracht werden, deren Eltern unbekannt find, 
fie gehörigermaaßen an die Orthodoxe Geiftlichkeit zu verweifen ?). 

699 (32). Hebräer und andere Nichtehriften werden zur Heiligen Taufe nach dem 
Ritus der Evangelifch-Lutherifchen Kirche nicht anders zugelaffen, als nachdem fie in den 
Glaubenslehren derjelben gehörig unterrichtet find, und zu ihrer Taufe, nach den allge- 
meinen Vorſchriften in der Beilage zum Artikel 76 des I Theil des XI Bandes des 
Reichsgeſetzbuchs, Erlaubniß ertheilt worden ift (vergl. d. Beilage zum Artikel 159). 

700 (33). Der Prediger, an den fich ein Hebräer mit der Bitte um Aufnahme in 
die Evangeliſch-Lutheriſche Kirche wendet, ijt verbunden, nachdem er ihn in den Grund» 
lehren derjelben unterrichtet hat, darüber an feinen Probſt, wo aber fein Probſt vor- 
handen ift, an den Superintendenten oder General-Superintendenten zu berichten und ein 
Zeugniß darüber, daß der Anfuchende bereit alle erforderlichen Kenntniffe der Glaubens— 
lehren bejißt, zu überjenden. Wenn der Probſt oder Superintendent, welchem insbe— 
fondere die Verantwortung für die gehörige Belehrung der Hebräer in den Grundlehren 
der Evangelifch - Lutherifchen Confejjion obliegt, daS Zeugniß des Prediger genügend 
findet, jo unterlegt er darüber dem Confiftorium und fügt zugleich ſowohl das gedachte 
Zeugniß, als auch feine eigene beftätigende Meinung bei. Das Confiftorium aber jucht, 
nad Empfang einer folchen Borftellung, unter Einfendung erwähnter Zeugnijje und jeiner 
eigenen Meinung darüber, bei dem Minifterium der inneren Angelegenheiten, oder auch, 
je nad) Erforderniß, bei dem Statthalter Kaukaſiens (Art. 8 d. ITH.d. XI BD. d. Reichs— 
geſetzb.) um die Genehmigung der Taufe des Hebräers nad. An Orten, die von dem 
Aufenthalte der Pröbjte und Superintendenten entfernt find, jtellen die Prediger wegen 
Taufe der Hebräer unmittelbar dem Confiftorium vor, jedoch nicht anders, als nachdem 
fie diejelben in Gegenwart von wenigſtens drei der angejehenjten Gemeindeglieder geprüft 
haben, und fügen ihrer Borftellung, außer ihrem eigenen Beugnifje, das Protofoll der 
Prüfung, unterzeichnet von Allen, die bei derjelben zugegen gemwejen find, bei’), Falls 
der den Hebräer in der Lehre der Evangeliich-Lutheriichen Kirche unterwiejen habende 
Prediger mit dem Paftoralamte zugleich das Amt eine® Superintendenten oder General- 
Superintendenten vereinigt, jo wird diefer Hebräer von demfelben auch der Prüfung in 
der Gegenwart von wenigjtens Drei der ehrenmwerthejten Gemeindeglieder unterworfen ; 





1) Uneheliche Kinder, deren Mütter befannt 
und dem Proteſtantiſchen Glaubensbefenntnijje 
angehören, können, auf den Wunjch dieſer Letz— 
teren, nad) dem Ritus der Evangelijch-Quthes 


riſchen Kicche getauft werden (1866 März 14 
(43108).) 

2) 1863 Jun. 3 (39705). 

3) 1856 Aug. 10 (30838). 
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dazu muß gleichermweife ein Protofoll über die Prüfung aufgejeßt und, mit der Unterjchrift 
aller Gegenwärtigen, dem örtlichen Conſiſtorium bei dem bezüglichen Berichte unterlegt 
werden '). 

701 (34). Die Heilige Taufe foll an Hebräern nicht anders, als in Stadtkicchen, 
an Sonn= oder Feittagen, in Gegenwart der zum öffentlichen Gottesdienfte verjammelten 
Gemeinde und mit möglichiter Feierlichfeit vollzogen werden. Nach Vollziehung derjelben 
aber jollen fie, wenn fie ſchon das Hierzu bejtimmte Alter erreicht haben (Art. 166), ſo— 
gleich, oder am folgenden Sonntage, das Heilige Abendmahl empfangen. 

702 (35). Gefährlich franfe Hebräer fünnen von den Evangelijch-Lutherifchen Pre- 
digern auch im Haufe getauft werden, ohne vorher die Genehmigung der DOberbehörde 
dazu nachgejucht zu haben; jedoch ijt hierbei zu beobachten: 1) daß jolche Hebräer zur 
Heiligen Taufe nicht anders, als nach beigebrachtem ärztlichen Zeugnifje über die Ge- 
fährlichfeit der Krankheit und nad) erlangter Weberzeugung von der Aufrichtigfeit ihres 
Wunjches, den Chrijtlichen Glauben anzunehmen, zugelafjen werden; 2) daß bei der Taufe, 
außer einigen Zeugen, ein von der Civilobrigfeit des Orts abgeordneter Beamter gegen- 
wärtig jet; 3) daß fie, nach ihrer Genefung und nach gründlicher Unterweifung in den 
Glaubenslehren, mit möglichiter Feierlichfeit an einem Sonn» oder Feittage, der zum 
Gottesdienjte verjammelten Gemeinde als Glaubensgenoſſen vorgejtellt und zum Heiligen 
Abendmahl zugelajjen werden. 

703 (36) ?). Auf Verlangen der Militärbehörde, fünnen die Evangelifch-Rutherifchen 
Prediger Hebräer, die fich im Militärdienfte befinden, ohne vorher auf die oben vorge— 
ichriebene Weije die Genehmigung dazu nachzuſuchen und an Orten, wo feine Evangeliſch— 
Lutherifchen Kirchen find, jelbjt in Privathäuſern taufen ; jedoch jollen auch dieſe Hebräer 
nur dann zur Heiligen Taufe zugelaffen werden, wenn, nach gehöriger Prüfung derjelben 
im Beijein von wenigſtens drei Zeugen Evangeliſch-Lutheriſcher Confeſſion, ermittelt 
worden, daß fie genügende Kenntniffe in den Glaubenslehren und wahres Verlangen nach 
dem Chriſtenthume haben. Ueber eine jede jolhe Prüfung muß ein Protofoll geführt 
werden, worin die vorgelegten Fragen und gegebenen Antworten verzeichnet, dasjelbe von 
dem Prediger und den Zeugen unterjchrieben und dem Berichte des Conſiſtoriums an 
das Minifterium der inneren Angelegenheiten, oder, nach Artikel 8 des I Theiles des XI 
Bandes des Reichsgeſetzbuchs, an den Statthalter Kaufafiens, über die vollzogene Taufe 
beigefügt werden. Die Taufe ſelbſt muß feierlich und, wo möglich, an einem Sonn- oder 
Feittage, übrigens nicht anders, als mit Zuftimmung der Militärbehörde, vollzogen werden. 

704 (37)°). Einem jeden neugetauften Hebräer hat der Prediger über defjen Taufe 
ein gehöriges Zeugniß zu ertheilen. Den im Militärdienfte Befindlichen wird dasjelbe 
durch deren Behörde zugejtellt. 

705 (38). Nach Vollziehung der Taufe an Hebräern ift der Prediger verbunden, 
darüber jedesmal und unverzüglich an jein Confiftorium, und dieſes an dag Minijterium 
der inneren Angelegenheiten und an das General-Conftitorium zu berichten. 

706 (39)*). Die Evangelijch-Lutherifchen Prediger unternehmen den Unterricht 
der Mohamedaner und Heiden in den Grundlehren ihrer Kirche nicht anders als nad 





1) 1839 Apr. 19 (12240). 

2) 1856 Aug. 10 —— 1874 San. 1(52983). 

3) 1874 Jan. 1 (52083 

4) (Nach d. Fortjeg. dv. 3. 1876). Im Kau— 
kaſus und in Transkaukaſien iſt es dem Kauka— 
ſiſchen Statthalter vorbehalten, den örtlichen 
geiftlichen Behörden der in Rußland geduldeten 
Ehriftlichen fremden Neligionsbefenntniffe vie 
Belehrung von Mohamedanern und Heiden zu 
ihrem Glauben zu gejtatten, wenn ſie von den 
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betreffenden Gemeinden Zeugniſſe beibringen, 
daß die zum Chriſtenthum MWebertretenden zur 
Orthodoren Kirche weder gehört haben, noch 
gehören. Ueber eine jede jolche, im Kaufajus und 
in Trangfaufaften jtattgehabte, Taufe irgend eines 
Nichtchriſten berichtet daS Departement der Haupt: 
verwaltung des Statthalter von Kaufafien dem 
—— der geiſtlichen Angelegenheiten frem— 
der Confeſſionen (1860 Jun. — 1867 
Dee. 9 (45265) Verordn., Art. 
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befonders jedesmal dazu eingeholter Allerhöchiter Genehmigung, ausgenommen einige 
Fälle, welche in dem Neglement über Verhütung und Verhinderung der Verbrechen be- 
zeichnet find '). 

707 (40). Die Confiftorien, General-Superintendenten, Superintendenten und Pröbjte 
find verbunden, darauf zu jehen, daß die zur Evangelijch-Lutheriihen Kirche Aufge- 
nommenen, nachdem an ihnen die Heilige Taufe vollzogen worden, von den Predigern 
immer mehr und mehr im Chriftenthume belehrt und beftärft werden. 

708 (41). Die Prediger haben darauf zu fehen, daß die Nothtaufe nur in den im 
Artikel 160 angeführten Fällen, durchaus aber nicht aus Bequemlichkeit, oder in Folge 
irgend eines abergläubifchen Gebrauchs oder Vorurtheils , oder endlich zur Bemäntelung 
irgend einer Ungejeßlichfeit verrichtet werde. 

709 (42). Wenn Mütter ſechs Wochen nach ihrer Entbindung ihren Kirchgang 
halten, verrichtet der Prediger die für einen folchen Fall in der Agende vorgejchriebenen 
Gebete. 

710 (43). Da die Standhaftigfeit im Glauben und in der Erfüllung aller Chriften- 
pflichten, vorzüglich von der Vollſtändigkeit und Klarheit der in der erſten Jugend erhaltenen 
Unterweifung im Göttlihen Worte abhängt, jo wird den Predigern zur heiligen Pflicht 
gemacht, alle ſich zur onfirmation vorbereitenden Jünglinge und Jungfrauen in 
den Glaubenslehren und über die Einrichtungen ihrer Kirche mit anhaltendem Eifer 
und Pünktlichfeit, wie es ihr Amt und Gewiſſen fordern, zu belehren, und jedes Jahr 
wenigjtens die dazu unumgänglich erforderliche Zeit zu verwenden. 

711 (44). Außer dem Kleinen Lutherifchen Katechismus, können die Prediger bei 
diefem Religiongunterrichte auch andere Lehrbücher gebrauchen, jedoch nur ſolche, welche, 
auf Vorſtellung der rejpeftiven Conſiſtorien über jedes Buch insbejondere, die Genehmi- 
gung der Plenarverjammlung des General-Confiftoriums erhalten haben. 

712 (45). Die Eonfiftorien fünnen in außerordentlichen Fällen die Erlaubniß er- 
theilen, junge Leute vor zurüdgelegtem fünfzehntem Jahre zu confirmiren; jedoch haben 
fie dabei zu beobachten, daß diefe Handlung jederzeit dem wahren Zwecke ihrer Stiftung 
gemäß verrichtet werde, nämlich, daß der Konfirmande Hinlänglich in der Aeligion unter” 
richtet werde und die Wichtigfeit und SHeiligfeit des Berufes eines Gliedes der Kirche 
bollfommen begreife. Wenn der Prediger eine Borftellung über Solche macht, welche fich 
nach vollendetem achtzehntem Jahre zur Konfirmation eingefunden haben, jo prüfen die 
Confiftorien die Gründe, welche den Konfirmanden, dieje Pflicht in vorgejchriebener Frift 
zu erfüllen, verhindert haben; und wenn fie finden, daß Ddiejelbe aus Nachläffigkeit oder 
Leichtfinn verfäumt worden, jo ertheilen fie ihm und feinen Eltern oder Erziehern duch 
den Prediger eine angemefjene Zurechtweiiung und Crmahnung und berichten zugleich 
über einen jeden ſolchen Fall an das General-Confiftorium und an das Minifterium der 
inneren Angelegenheiten, welches die Mittel zur Abwendung ähnlicher Fälle ergreift. 

713 (46) ?). Bor Vollziehung der Confirmationshandlung haben die Prediger in 
Gegenwart der Gemeinden, an einem bei Zeiten dazu feitgejeßten und befannt gemachten 
Tage, die Confirmanden genau in der Religion zu prüfen. 

714 (47). Es bleibt dem Ermefjen der Prediger überlaffen, die Konfirmation an 
einem und demjelben Tage mit der ihr jederzeit vorhergehenden Prüfung, oder an dem 
folgenden, wo die Konfirmanden zum Heiligen Abendmahle zugelaffen werden, zu voll- 
ziehen. N ann jedoch aller diejer drei Handlungen, beſonders bei einer jehr 


1) Sgtem. über Verhüt. u. Verhind. d. Verbr., J unterrichtet hat, ſo muß er ſich, vor der öffent— 
Tit. lichen Prüfung in der Kirche, vorläufig privatim 
9) 3 der Prediger junge Leute conſir— von ihren Kenntnifjen überzeugt haben. 
miren ſoll, die er nicht ſelbſt in der Religion | 
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großen Anzahl von Confirmanden, dürfte jchwierig jein und dem Zwecke diefer Einrich- 
tung nicht entjprechen. Der Prediger jol fich nicht beftreben, dieje an fich ſchon ergreifende 
und rührende Feierlichkeit noch durch bejondere, auf Anregung des Gefühl! berechnete, 
außerwejentliche Mittel zu erhöhen. 

715 (48). Den Confiftorien wird zur Pflicht gemacht, für ihre Bezirke, unter Be- 
rüdjihtigung der Lofalumstände, genaue und feſte Beftimmungen darüber, wie der Con- 
firmationsunterricht gehalten werden fol, und unter anderen namentlich über folgende 
Punkte zu treffen: 1) ob die Sünglinge den Confirmationsunterricht mit den Jungfrauen 
zufammen, oder abgejondert, erhalten follen ? 2) wie lange diefer Unterricht dauern fol ? 
— wobei als Regel eine Frift von nicht weniger als ſechs Wochen anzunehmen ift, wo— 
fern nicht bejondere Lofalumftände eine Abkürzung diefer Zeit erfordern; 3) wie viel 
Stunden in der Woche, und zu welcher Tageszeit der Prediger den Unterricht ertheilen 
jol? 4) welcher Zahl von Fünglingen und Jungfrauen der Brediger zugleich feinen Unter- 
richt zu geben, und wie er fie zu vertheilen hat, wenn ihre Zahl jehr groß ift? 

716 (49). Die gemeinfchaftliche Beichthandlung fol, wenn es thunlich ift, am Tage 
vor dem Heiligen Abendmahle gehalten werden, damit einem jeden Communicanten Zeit 
genug zur gehörigen Vorbereitung übrig bleibe; wo aber, den örtlichen Umftänden nad, 
diefe Ordnung nicht beobachtet werden kann, geichieht fie am Kommuniontage felbit, jedoch 
vor dem Anfange des allgemeinen Gottespdienites, 

717 (50). Wenn Jemand das Bedürfnig fühlt, feinem Seeljorger Sünden, die fein 
Gewiſſen drüden, oder Zweifel, die ihn beunruhigen, noch beſonders mündlich zu eröffnen, 
jo ift ihm Diejes in jedem Falle unbenommen. Die Prediger find jogar verbunden, bei 
der gemeinschaftlichen Beichthandlung ihre Zuhörer darüber zu belehren, daß eine folche 
Beihte von großem Nutzen jein fünne, indem fie zur jpeciellen Seelſorge Gelegenheit 
gebe. Auch hat der Prediger, wenn fich bei ihm jolche Berjonen zur Beichte melden, von 
denen ihm befannt ift, daß fie in offenbaren Unfrieden leben (worunter jedoch nicht Pro— 
ceffe, die ohne beſondere perjönliche Erbitterung geführt werden, zu verjtehen find), fie 
zu ermahnen, daß fie fich zuvor herzlich mit einander ausſöhnen; wenn fie aber erklären, 
daß fie fich dazu noch nicht bereit genug fühlen, ihnen zu rathen, fich einjtweilen der 
Theilnahme am Heiligen Abendmahl zu enthalten. 

718 (51). Der Prediger ijt verpflichtet, alles ihm bei der Beichte Anvertraute als 
unverbrüchliches Geheimniß zu bewahren, Selbſt auf Berlangen der Gerichtsbehörden, 
joll er den Inhalt jolcher Eröffnungen nicht ohne Einwilligung Defjen, der fie ihm ge- 
macht hat, mittheilen ; jedoch muß er bemüht fein, ihn durch Ermahnungen zur freiwilligen 
gerichtlichen Anzeige des von ihm begangenen Vergehens und der dabei jtattgehabten Um— 
jtände zu bewegen. 

719 (52). Wenn jedoch die Offenbarung des bei der Beichte Gejagten nothwendig 
ift, um eine dem Monarchen, dem Kaiſerlichen Haufe, oder dem Staate drohende Gefahr 
abzuwenden, jo iſt der Prediger, wenn er den Beichtenden nicht hat zum eigenen Gejtänd- 
niffe bewegen können, verpflichtet, unverzüglich die Obrigfeit davon in Kenntniß zu jegen, 
Anfangs ohne den Verbrecher zu nennen. Wenn jedoch die Obrigfeit, zur Verhütung der 
beabfichtigten Mifjethat, den Namen des Beichtenden zu fennen für nothwendig findet, 
und Solches vom Prediger verlangt, jo muß er ihn nennen, und iſt in dieſem Falle von 
aller Berantwortlichfeit wegen der Eröffnung des Beichtgeheimnifjes befreit. 

720 (53). Wenn Jemand, den das Gericht eines, übrigens nicht zu den oben im 
Artikel 719 angegebenen Staatsverbrechen gehörigen, Vergehens bejchuldigt, oder der da- 
fir bereit in Unterfuchung ift oder früher war, oder das Verbrechen, in welchem der 
Verdacht auf ihm ruht oder ruhte, feinem Beichtvater in der Beichte befennt, jo joll der 
Prediger bemüht fein, ihn durch Ermahnungen zu bewegen, dasjelbe dem Richter anzu: 
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zeigen, und wenn der Verbrecher, au Furcht vor der Strafe, nicht dazu bewogen werden 
kann, ihn mwenigftens zum Erſatz des von ihm angerichteten Schadens zu. ermahnen. Wenn 
aber zur Verhütung eines beabfichtigten Verbrechens, oder zur Abwendung gefährlicher 
Folgen einer bereits verübten Miffethat, es nothwendig ift, davon der Obrigkeit Anzeige 
zu machen, und der Beichtende‘ fich weigert, jein Vergehen ſelbſt vor Gericht einzuge- 
ftehen, oder den daraus erwachjenden Schaden auf andere Weife abzuwenden, jo tjt ihm 
die Abfolution und das Heilige Abendmahl zu verweigern, das bei der Beichte Einbe- 
fannte jedoch als Geheimniß zu bewahren. 

721 (54). Wenn ein Glied der Evangeliſch-Lutheriſchen Kirche, welches zu einer 
geichloffenen Gemeinde gehört, bei dem Confiftorium um Dispenfation von der Berbind- 
lichkeit, bei dem Prediger der Gemeinde zur Beichte und zum Heiligen Abendmahle zu 
gehen, anfucht, jo muß das Conſiſtorium vor Allen jorgfältig unterfuchen,, ob die hierzu 
angegebenen Gründe Berüdfichtigung verdienen. 

722 (55). Der Prediger darf fein Glied der Evangelifch-Lutherifchen Kirche, Wahn 
finnige oder Solche ausgenommen, die ſich im bewußtlojen Zuftande befinden, eigenmächtig 
von der allgemeinen Beichte und dem Heiligen AUbendmahle ausschließen. Wenn er Be— 
denfen findet, irgend einen hartnädigen, notoriſchen Sünder zum Heiligen Abendmahle 
zuzulaffen, jo ift er zuvörderſt verbunden, ihm jelbft fein Bedenken mit Chriftlicher Liebe 
mitzutheilen ; wenn jener aber dennoch auf Zulaſſung zum Heiligen Abendmahle bejteht, 
jo berichtet der Prediger über diefen Fall, ohne den Namen des Sünders zu nennen, 
jedoch mit ausführlicher Auseinanderjfegung des rundes feines Bedenkens, dem Con— 
fiftorium. Nah Empfang eines jolchen Berichts, erlaubt das Konfiftorium entweder, den 
Neuigen zum Heiligen AUbendmahle zuzulaffen, oder e3 jchreibt vor, daß er auf einige 
Zeit vom Tiſche des Herren entfernt werde. In dieſem letzteren Falle gejtattet e3 dem 
Prediger, dem Sünder das Heilige Abendmahl zu reichen, jobald er ihn zuläßig findet. 
Ueber jede ſolche einftweilige Ausſchließung vom Heiligen Abendmahle, fowie auch über 
die darauf erfolgte Zulaffung zu demfelben, hat das Conſiſtorium dem Minifterium der 
inneren Angelegenheiten, mit genauer Angabe der Umftände, jedoch ebenfall ohne die 
Namen zu nennen, zu berichten. 

723 (56). Die Prediger find verbunden, Diejenigen unter den Gemeindegliedern, 
welche eine lange Zeit, 3. B. mehrere Jahre hinter einander, nicht zum Heiligen Abend- 
mahle gegangen jind, nachdrücklich zu ermahnen und ihnen ans Herz zu legen, wie un— 
umgänglich nothwendig für jeden Chriften diefe Vereinigung mit unſerm Heilande Jeſu 
Chriſto jet, andererjeit3 aber allen Comunicanten zu vathen, bei der Erfüllung dieſer 
Pflicht und nach derjelben, ſich Alles deſſen forgfältig zu enthalten, wodurch die wohl- 
thätige Wirkung dieſes Sacrament3 geſchwächt oder völlig vereitelt werden fünnte. Die 
Prediger haben genau darauf zu fehen, daß das Heilige Abendmahl nicht zu abergläu- 
biſchen Zwecken gemißbraucht werde. 

724 (57). Wenn bei der Bollziehung und Ertheilung des Heiligen Abendntahles 
das auf dem Altar confacrirte Brod und Wein nicht ausreicht, jo muß der neu herbei: 
gebrachte Wein und Brod vor dem Ertheilen gleichfall3, wenn auch in der Stille, con— 
jacrirt werden ; gleichfalls müfjen die übrigbleibenden geweihten Gaben forgfältig aufges 
hoben und vor jedem unmürdigen oder abergläubiichen Gebrauche bewahrt werden. 

725 (58). Der Prediger, dem, zufolge Anspruchs einer Gericht3behörde, vom Con— 
filtorium aufgetragen wird, einen Evangeliſch-Lutheriſchen Glaubensgenofjen zur Kirchen- 
jühne zu bringen, muß ſowohl den Sünder, al3 auch die Gemeinde felbit, über die Be- 
deutung und den Zweck der Kirchenfühne belehren, Exfteren zur aufrichtigen Neue be- 
twegen, zugleich aber ihn auch mit dem Trofte des Heiligen Evangeliums aufrichten, und 
mit diefen Ermahnungen und Belehrungen jo lange fortfahren, bis Dderjelbe der Aus— 
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fühnung mit der Kirche für würdig gehalten wird. Die übrigen Gemeindeglieder aber, 
ift er verpflichtet, zu erinnern, daß Niemand das Necht Habe, diefem mit der Kirche 
Berföhnten die geleiftete Kicchenfühne und feine früheren VBergehungen vorzuwerfen, und 
daß Jeder in ihm ein wiedergetvonnenes Mitglied der Kirche erblide. 

726 (59). Wenn anftatt der Kirchenfühne von dem Gerichte vorgefchrieben wird, 
der Gemeinde das über Eines ihrer Glieder gejprochene Urtheil befannt zu machen, fo 
muß der Prediger diejen betrübenden Fall benußen, um feine Gemeindeglieder eifrigit zu 
warnen und zu belehren, und jie dabei auffordern, inbrünftig und einmüthig den Höchften 
anzuflehen, daß er das Herz des Sünders rühre und zur Buße wende. 

727 (60). Wenn bei der Trauung der Bräutigam oder die Braut auf die vom 
Prediger an fie gerichtete Frage erklären, daß fie mit dem gegenwärtigen andern Theile 
nicht in die Ehe zu treten wünschen, jo muß der Prediger unverzüglich mit der Voll- 
ziehung der Trauung einhalten. 

728 (61) ). Die Prediger können, mit Berücfichtigung der Umstände und der 
Lage der fich Verehelichenden, die Trauhandlung auch in Privathäuſern vollziehen ; jedoch 
wird Diejes nur als Ausnahme von der allgemeinen Negel zugelafjen. 

729 (62). Wenn die Trauhandlung nicht durch den Prediger vollzogen wird, der 
das Aufgebot verrichtet Hat, oder wenn der Bräutigam und die Braut in verfchiedenen 
Kirchen aufgeboten worden, jo fann der Prediger, dem die Einfegnung der Ehe obliegt, 
nicht eher dazu ſchreiten, als bis er von Denjenigen, die das Aufgebot vollzogen, die 
Gewißheit erhalten hat, daß der Ehe feine Hindernifje entgegen stehen. 

730 (63). Die Prediger find verbunden, durch Belehrung und Ermahnung dahin 
zu wirken, daß ihre Gemeindeglieder die bejtehenden Vorjchriften und den gebührenden 
Anſtand rücjichtlich der Bejtattung der Leichen beobachten, jedoch überflüffigen Prunk und 
unnütze Kojten vermeiden. 

731 (64). Bei Leichenreden follen ſich die Prediger forgfältig ſowohl aller über- 
triebenen Zobeserhebungen des Verſtorbenen, al3 auch des zu ftrengen Rügens feines 
Wandel3 enthalten, und Hauptjächlich einerjeit3 Tröftung der Angehörigen und Freunde 
der Berftorbenen, andererjeit3 aber Erbauung der Zuhörer überhaupt zu bewirken fuchen. 

732 (65). Kein Leichenbegängniß, es gejchehe im Haufe oder in der Kirche, darf 
zur Berzögerung, oder gar zur Berhinderung des gewöhnlichen öffentlichen Gottesdienjtes 
gereichen. Während des Gottesdienftes an Sonn» und Feſttagen iſt es nicht erlaubt, Be— 
gräbniffe zu verrichten, oder Leichen in der Kirche aufzuftellen. 

733 (66). Die Prediger find verbunden, bevor fie zur Vollziehung des Begräb- 
niffes jchreiten, fi) genau nac dem Tage und der Stunde des Todes des zu Beerdigenden 
zu erkundigen und darauf zu ſehen, daß Niemand vor der gejeglich beftimmten Zrift zur 
Erde beftattet werde. Bei jchidlichen Gelegenheiten haben fie ihre Gemeindeglieder über 
die Gefahr des frühzeitigen Beerdigens, über die ficheren Kennzeichen des wirklich einge- 
tretenen Todes, und wie man fich bei einem zweifelhaften Falle zu verhalten habe, zu be— 
lehren. Wenn fie an der Leiche Zeichen eines gewaltiamen Todes bemerfen, oder wenn 
glaubwiürdige Gerüchte bei ihnen in diefer Hinficht Verdacht erregen, fo benachrichtigen fie 
davon, ehe fie zur Vollziehung des Begräbniffes jchreiten, die Polizeibehörde und warten 
deren Berfügung ab. 

734 (67). Die Confiftorien jehen darauf, daß bei den Gottesäckern befondere Lei- 
henfammern vorhanden feien. Wo jolche Gebäude bereits bejtehen, müſſen fie in Ord— 
nung und Unverjehrtheit erhalten werden ; wo fie noch nicht vorhanden find, Haben die 








1) Trauungen gefährlich Kranker, welche jedoch deſſen find die Prediger verbunden, durch freund: 
bei voller Befinnung find, find erlaubt, wenn schaftlichen Zuſpruch von ſolchen Heirathen ab- 
der Kranke jelbft Dieſes durchaus verlangt; inz | zuhalten. 3 
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Confiftorien durch die ihnen untergebenen Prediger die Gemeindeglieder zu beivegen, mit 
gemeinschaftlichen Kräften und Koften Solche aufzuführen. Uebrigens follen diefe Gebäude 
einfach fein und mit möglichit geringen Stoften errichtet werden, bejonders auf dem Lande, 
wo e& nur erforderlich iſt, daß fie dem Zwecke ihrer Errichtung entjprechen, nämlich, 
daß man in denfelben die Leichen zwei oder drei Tage ohne Gefahr ſtehen laſſen könne. 
Wenn die Gemeindeglieder fich nicht freiwillig zur Erbauung folcher Leichenfammern 
entjchließen, jo berichtet da8 Conſiſtorium darüber an das Minifterium der inneren An- 
gelegenheiten. 

735 (68). Den Confijtorien und allen Geiftlichen wird zur Pflicht gemacht, ftreng 
darüber zu wachen, daß alle Polizeianordnungen rücjichtlich der Beerdigung, der Einrich- 
tung und Unterhaltung der Gottesäder beobachtet werden. 


III. Don der Ehe. 


736 (69). Die Brediger find verpflichtet, Perſonen, welche verlobt oder aufgeboten 
zu werden wünschen, mit Ernſt und Würde zu ermahnen, daß fie ſich zum Eintritt in den 
heiligen Bund der Ehe, wie e3 Chriſten gebührt, durch Gebet um Gnade Beiftand und 
Segen des Allerhöchiten, ſowie durch ein ftilles und fittfames Leben vorbereiten, und fi) 
bis zur Trauung eines unerlaubten Umganges enthalten. 

737 (70). Die Prediger müſſen diejenigen Perſonen, die fich verloben wollen, auf 
die nothwendigen Erforderniffe und gejeßlichen Hindernifje der Ehe aufmerkſam machen, 
und dor dem Aufgebot und der Trauung fich, joweit es möglich ift, überzeugen, daß der 
beabfichtigten Ehe feine Hindernifje entgegenftehen. 

738 (71). Wenn der Prediger in diefer Hinficht irgend einen Zweifel hegt, jo muß 
er fich bei feinem Probſte oder Superintendenten Rath erholen, in jehr wichtigen Fällen 
aber die Entjcheidung des Conſiſtoriums nachjuchen. 

739 (72) '). Die Prediger dürfen die in eine neue Ehe tretenden Wittwer und 
Wittwen, oder gejchiedenen Eheleute nicht eher aufbieten, al3 nachdem fie von ihnen die 
gejegliche Bejcheinigung des competenten Vormundſchafts- oder Waiſengerichts eingefordert 
haben, daß für fie, vücdfichtlih des Vermögens ihrer Kinder aus der frühern Ehe, fein 
Hinderniß zur Eingehung einer neuen Che obwalte. Wo jedoch örtliche Umftände die 
Herbeiichaffung eines folchen Zeugniffes jchwierig machen, ijt es hinreichend, wenn Die- 
jenige Berfon, die in eine neue Che treten will, und zwei Zeugen die Verantwortlichkeit 
für alle Folgen auf fi nehmen und eidlich erklären, daß der andere Theil fein Vermögen 
nachgelafjen Hat. Der Prediger hat nur darauf zu fehen, daß nicht Jeder ohne Unter- 
jchied, ſondern jo viel als möglich, immer zuverläffige Leute al3 Zeugen zugelafjen werden. 

740 (73). Die Prediger dürfen gejchtedene Ehegatten, denen das Recht nicht ge= 
nommen, oder die Erlaubniß ertheilt worden, in eine neue Ehe zu treten, nicht aufbieten, 
bevor diejelben nicht daS gehörige Scheidungsurtheil und die Bejcheinigung des Conſiſto— 
riums darüber beigebracht haben, daß dieſes Urteil bereit3 geſetzlich vollzogen tft. 

741 (74). Die Prediger find verbunden, mit möglichiter Sorgfalt von dem Ein— 
tritte in die Ehe abzuhalten: Gebrechliche, mit unheilbaren Krankheiten Behaftete, oder 
an wejentlichen körperlichen Uebeln Leidende, Blödfinnige, und überhaupt alle zur Ehe 
und Haushaltung Unfähige. Wenn jolche Berjonen jedoch durchaus in die Ehe zu treten 
wünschen, jo ift der Prediger verbunden, vor dem Aufgebote, darüber, mit Auseinander- 
jegung aller Umstände, dem Conſiſtorium zu berichten, welches das Gutachten der compe- 
tenten Behörde einholt und dasselbe dem Prediger mittheilt. Uebrigens kann jolchen Per— 
jonen der Eintritt in die Ehe nur dann verboten werden, wenn fie, nach gehöriger Unter: 





1) 1886 Apr. 13 (43183) Vorſchr, Art. 10; Verordn., Art. 2, f, Beil, 4 Anm. 1; 1872 
1867 Zebr. 20 (44267); 1870 Jun. 16 (48498) | Zun. 20 (51014) Vorſchr., Art. 30. 
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fuchung und laut ärztlichem Zeugniffe, zu derjelben fir unfähig erflärt worden find, und 
wenn überdies erwieſen ift, daß fie fich auf Feine Art mit einer Familie ernähren können. 

742 (75). Das Aufgebot muß immer vom Prediger jelbit in der Kirchjpielsfirche, 
nad; Beendigung der Predigt, von der Kanzel verlefen werden. Auf dasjelbe muß ein 
furzes Gebet für die Aufgebotenen folgen. Wenn in der Gemeinde des Bräutigams oder 
der Braut nicht alle Sonntage und überhaupt jelten von dem Prediger jelbit Gottesdienst 
gehalten wird, jo kann das Aufgebot durch den Küfter oder Vorleſer auf die vom Pre— 
diger vorgeschriebene Weije verrichtet werden. 

743 (76). Obgleich in außerordentlichen Fällen es dem Prediger erlaubt ift, fich 
auf ein zweimaliges, oder ſogar einmaliges Aufgebot zu bejchränfen (Art. 230, 231), jo 
darf Diefes nur dann gefchehen, wenn alle perjönlichen Berhältniffe des Bräutigam und 
der Braut ihm hinlänglich befannt, oder glaubwürdig bejcheinigt find. ES wird ihu zur 
Pflicht gemacht, in diejen Fällen mit der größten Vorficht zu verfahren und über diejelben 
unverzüglich dem Confiftorium zu berichten, mit gleichzeitiger Angabe der Urjachen, welche 
ihn beivogen, von der gewöhnlichen Negel abzumweichen. Wenn das Aufgebot bis auf ein 
Mal beichränft wird, jo muß dem Berichte des Predigers hierüber im Driginal oder in 
beglaubigter Abſchrift der Befehl der Obrigkeit, in Folge dejjen der Berlobte ſich auf 
eine Reiſe oder ins Feld begiebt, oder aber das Zeugniß des Arztes über Defjen ſchwere 
Krankheit beigefügt werden. 

744 (77). Wenn eine unbekannte Perſon verlobt oder aufgeboten zu werden wünſcht, 
jo ijt der Prediger verbunden, vorläufig von ihr Hinlängliche Beweife, oder ein von nicht 
weniger, als zwei glaubwürdigen Perſonen, unter ihrer Verantwortung, ausgejtelltes 
Zeugniß, ſowohl über das Herfommen diefer Perſon, als auch darüber, ob fie in die be- 
abjichtigte Ehe zu treten berechtigt jei, und ob fie zur Evangelifch- Proteftantijchen Kirche 
gehöre, zu fordern. Wenn die Perſon, welche die Verlobung oder das Aufgebot verlangt, 
jolche Beweiſe oder Zeugnifje nicht beibringen fann, fo muß ihre Abficht, in die Ehe zu 
treten, dreimal in den Zeitungen, mit Feitjegung Halbjähriger Friſt zur Anbringung 
etwaiger Einwendungen, und mit Bezeichnung des Namens und des Wohnorts des Wre- 
digers, an den fie fich mit der Bitte wegen des Aufgebots oder der Verlobung gewandt 
hat, befannt gemacht werden. Diejes Proclam erläßt das Confijtorium. Wenn, nach Ab— 
lauf der halbjährigen Frift, von Niemanden eine Einwendung gemacht wird, jo fchreitet 
der Prediger zur Verlobung oder zum Aufgebote, nachdem er jedoch von der ihm unbe- 
fannten Perſon, die in die Ehe zu treten wünſcht, eine fchriftliche Erklärung eingefordert 
hat, daß ihrer Berheirathung feine gejeglichen Hindernifje entgegenstehen. 

745 (78). Wenn während des Aufgebotes, oder der Trauhandlung jelbit, der Pre— 
diger, wenn auch von einer unbetheiligten Perſon, die fein Recht hat, ſich der Ehe zu 
widerjegen (Art. 247, 248), Nachricht erhält, daß ein Hinderniß zur Schließung derjelben 
obmalte, jo iſt er verpflichtet, mit Aufgebot und Trauung anzuhalten, und von Demjenigen, 
der dieſes Hinderniß angezeigt Hat, jogleich Beweije zu verlangen. Im Falle beachtenz- 
werthe Beweije beigebracht worden, unterläßt er die Trauung bis zur Löſung des ob- 
ſchwebenden Zweifels. 


IV. Don der Prüfung der Candidaten des Predigtamts. 


746 (79). Die Evangelifch-Lutherifchen Eonfistorien dürfen ſolche Kandidaten, welche 
mit hinlänglichem Grunde des Leichtfinnes, der Vernachläßigung ihrer Pflichten, befonders 
aber eines unmoraliichen Wandels, beſchuldigt werden können, nicht zur Prüfung zulaffen. 
Jedes Confiftorium Hat das Recht, vorläufig zu unterfuchen, wie die Aufführung eines 
dergeftalt bejchuldigten Candidaten gewejen ift, und wenn es diefe Bejchuldigungen ge- 
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gründet erkennt, ihm die Zulafjung zur Prüfung jo lange zu verweigern, bis er genügende 
Beweiſe jeiner Beſſerung beigebracht hat. 

747 (80). Sobald ein Kandidat, welcher die Erlaubniß zum Predigen (veniam 
concionandi) zu erlangen wünſcht, nad) Grundlage des Artifels 271, die erforderlichen 
Zeugniſſe und eine kurze Ueberficht der Ereignijje feines Lebens (curriculum vitae) ein- 
gereicht hat, jo bejtimmt ihm das Confijtorium einige Themata zur Ächriftlichen Bearbei- 
tung, um zu jehen, ob er im Stande ist, einen Gegenftand mit Gründlichfeit und Deut- 
lichkeit zu behandeln, und ob er fich Uebung genug verfchafft hat, denjelben Hinlänglic) 
zu durchdenken und literäriſche Hülfsmittel mit gehöriger Auswahl zu benugen. Diefe 
Themata jollen bejtehen: 1) in einer eregetijch-dogmatischen Aufgabe, in lateinischer Sprache; 
2) in einer Aufgabe aus der Kirchengejchichte, oder der Chriftlichen Sittenlehre, oder 
aus beiden gemeinschaftlich, in Deutjcher oder in einer andern neueren Sprache; 3) be- 
jonders in Hinficht auf die Predigt, in einem biblijchen Terte, mit ausführlicher Dispo- 
fition, in derjenigen Sprache, in welcher er zu predigen die Erlaubniß erlangen will. 

748 (81). Dieje Ausarbeitungen müfjen, fofern nicht eine ſchwere und anhaltende 
Krankheit Solches verhindert, binnen Jahresfriſt eingereicht werden; widrigenfalls erhält 
der Candidat neue Aufgaben. Die eingegangenen Aufjäge werden von den Craminatoren 
jorgfältig durchgejehen, und Jeder von ihnen giebt jchriftlich jein Urtheil über dieſelben. 
Wenn fie dem Inhalte oder der Sprache nach nicht für befriedigend befunden werden, fo 
wird der Candidat nicht zur mündlichen Prüfung zugelaffen, jondern muß entweder die 
von ihm eingereichten Arbeiten verbefjern, oder erhält neue Themata. Genügen die Aus— 
arbeitungen, jo wird der Kandidat nicht zur mimdlichen Prüfung zugelafjen, und ihm der 
Tert zu der mit diefer Prüfung verbundenen Predigt beftimmt. 

749 (82). Die Prüfung zur Erlangung des Rechtes zum Predigen (pro venia 
concionandi) zerfällt in vier Theile: 1) Der General-Superintendent, Superintendent oder 
ein anderer vom Sonfijtorium dazu ernannter Geiftlicher, der die Prüfung leitet, beſtimmt 
dem Candidaten Themata zu furzen theologijchen Ausarbeitungen, ſowohl in lateinifcher, 
al3 auch in derjenigen Sprache, in welcher er zu predigen wünſcht, und außerdem einen 
biblijchen Tert, um über denſelben eine ausführliche Abhandlung oder Predigt zn ver- 
fafjen. Dieje Ausarbeitungen müfjen im Beijein Desjenigen, welcher die Prüfung leitet, 
in einer bejtimmten Zeit und ohne alle Vorbereitung (ex tempore) gemacht werden, um 
daraus die Meberzeugung zu jchöpfen, daß der Eraminand auch die früher eingereichten 
Ausarbeitungen ſelbſt und ohne alle fremde Hülfe verfaßt habe, und zugleich feine Fähig— 
feit zu erjehen, jeine Gedanken über geijtliche Gegenjtände jchnell und deutlich auszu— 
drüden. 2) Um genau zu jehen, ob der Examinand die gehörige hHumaniftijche Bildung 
habe, bejtimmt ihm Derjenige, der das Examen leitet, Stellen aus alten claſſiſchen Au— 
toren in griechiicher und lateinischer Sprache zum Weberjegen und zum Interpretieren. 
3) Muß der Candidat in Gegenwart wenigjtens eines Examinators eine Predigt über 
den ihm vorgefchriebenen Tert halten, um dadurch nicht blos von feinen Kenntniſſen in 
der Homiletif, fondern auch von jeinem Gedächtnifje, der Beichaffenheit jeines Organs und 
Ausdruds, und überhaupt von feiner Fähigkeit, von der Kanzel zu reden, einen genauen 
Begriff zu geben. 4) Zum Schluß wird der Kandidat einer mündlichen Prüfung in der 
alt- und neuteftamentlichen Exegeſe, Dogmatik, Symbolif, Moral, Kirchen: und Dogmen- 
geichichte, Philofophie und Homiletik unterworfen. In der eregetifchen, hiſtoriſchen und 
dogmatifchen Theologie wird die Prüfung in lateinischer, in den übrigen Theilen derjelben 
in Deutjcher, oder in einer andern neueren Sprache angejtellt. 

750 (83). Zur Prüfung werden nie mehr, al3 drei Kandidaten zugleich zugelafjen. 

751 (84). Die Prüfungen werden von den geiftlichen Gliedern des Conſiſtoriums 
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im Seſſionszimmer desselben angeftellt. Die weltlichen Glieder fünnen bei diefen Prüf— 
ungen zugegen fein. 

752 (85). Das Uxtheil des Confiftoriums ſowohl über die fchriftlichen Ausarbei- 
tungen de3 Candidaten, al3 auch über Defjen mündliche Prüfung, wird in ein nach dem 
hier beigelegten Formulare aufgejeßtes Protocol, dag von allen Eraminatoren unterjchrie- 
ben wird, eingetragen. In diefem PBrotocolle wird jedesmal namentlich bezeichnet: 1) ob 
der Eraminirte im Stande fei, feine Gedanken, ſowohl mündlich, als fchriftlih, in der 
Deutschen oder in den Sprachen, in welchen er zu predigen wünjcht, richtig, für Jeder— 
mann verſtändlich und mit gehöriger Kraft und Würde auszudrücken? 2) ob er richtig 
und fließend Tateinifch fprechen und fchreiben könne? 3) ob er im Stande fei, jede auf- 
gegebene Stelle des Alten Teſtaments aus dem hebräifchen Grundterte zu überſetzen und 
grammatifch zu analyfiren? 4) ob er das Neue Teftament aus dem griechifchen Grund- 
texte überjegen und erklären fünne? 5) ob er die Glaubens- und GSittenlehre des Evans 
geliums deutlich und vollftändig aufgefaßt Habe und die Symboliihen Bücher der Evan- 
geliich-Lutherifchen Kirche gründlich fenne? 6) ob er ohne Schwierigfeit die merfwürdigiten 
Epochen der Kirchen» und Dogmengefchichte angeben, die Urfachen und Folgen der mwich- 
tigjten Ergebnifje in derjelben entwideln und einen Hinlänglichen Begriff von der Ge— 
ihichte der vornehmften Neligionsparteien und Secten geben fünne? 7) ob er gründliche 
Kenntniffe in der Logik, Piychologie und der Geſchichte der Philoſophie beige? 8) ob er 
die nothwendigen Erfordernifje einer erbaulichen Predigt Kenne, und ob er jeden biblijchen 
Tert mit gehöriger Ordnung deutlih und richtig zu erläutern verftehe ? 9) ob er die 
nöthigen äußeren Eigenschaften zum Vortrage einer Predigt befige, und ob er die zu feiner 
Prüfung gehörige Predigt unabhängig vom Concepte gehalten habe ')? 

753 (86). Wenn der Eraminirte allen oben erwähnten (Art. 752) Anforderungen 
Genüge geleiſtet, in einigen Theilen derjelben vorzügliche Fähigkeiten und Kenntniffe be- 
tiefen hat, und zugleich wahre Begeifterung für die Lehre des Evangeliums an den Tag 
legt, jo erhält er daS Recht zu predigen (veniam concionandi), und in dem Zeugniſſe 
wird bemerkt, daß er vorzügliche Fähigkeiten und Kenntniffe bewiejen habe. Wenn ein 
Candidat in allen Theilen wenigſtens die Zufriedenheit der Eraminatoren erworben hat, 
jo erhält er dasjelbe Recht, und in dem Atteftate wird bezeichnet, daß er gute Kenntniffe 
und Fähigkeiten bejige. Wer in irgend einem Gegenftande nicht die völlige Zufriedenheit 
erhalten fonnte, im Ganzen aber hinreichende Kenntniffe und überdies ein Streben nad) 
weiterer Bervollfommnung gezeigt hat, erhält das Recht zu predigen, und in dem Atteftate 
wird bemerkt, daß ev Hinlängliche Kenntniffe und Fähigkeiten beſitze. 

754 (87). Einem Candidaten wird die Erlaubniß zum Predigen verweigert, wenn 
das Confijtorium bei ihm findet: entweder völlige Unbefanntjchaft mit dem Grundterte 
des Alten Teſtaments, oder unzulängliche Kenntniffe des Grundtertes des Neuen Tefta- 
ments, oder Unfähigkeit, feine Gedanfen in der Deutichen oder in derjenigen Sprache, in 
welcher er predigen will, richtig und deutlich auszudrücken, oder Unfenntniß der Tateini- 
ihen Sprache, oder geringe Kenntniffe in der Glaubens- und Sittenlehre der Evangelifch- 
Lutherifchen Kirche, oder endlich ſolche Mängel in der Art zu predigen jelbft, welche einen 
nadhteiligen Eindrud auf die Zuhörer machen können. Zur Abweifung ift ſchon einer der 
oben erwähnten Mängel hinreichend. 

755 (88). Wenn die Untüchtigkeit des Candidaten mehr von unvollfommener Aus- 
bildung, als von natürlichen Mängeln herrührt, fo kann er fich, nach neuer Vorbereitung, 
nad) Berlauf eines Jahres zu einer abermaligen Prüfung melden. 





c 
‚1 Dazu als Beilage Formular de3 Protokolles | ſchriftliche und mündliche Prüfung der Candidaten, 
eines Evangeliſch-Lutheriſchen Confiftoriums über | welche um die venia concionandi nachſuchen. 
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756 (89). Im Protocolle und Attejte muß bemerkt werden, für welche Sprachen, 
außer der Deutjchen, dem Kandidaten die Erlaubniß zum Predigen ertheilt worden ift. 
Wenn ein Candidat in der Folge fih in einer der Nationaljprachen in dem Grade ver- 
vollfommnet, daß er im Stande ift, in felbiger zu predigen, jo kann er dem Confijtorium 
die gehörigen Beweiſe darüber beibringen, und erhält von diefem, wenn es diejelben für 
hinreichend findet, das Necht in ihr zu predigen. 

757 (90). Wenn ein Candidat, der fich dem Eramen zur Erlangung des Predigt- 
amtes untertverfen will, die im Artikel 277 angeführten Zeugnifje beibringt, jo werden 
ihm zuvörderſt einige Aufgaben zu fchriftlichen Ausarbeitungen gegeben, von denen, außer 
dem Texte zur Predigt, wenigftens eine aus der praktischen Theologie genommen fein muß. 
Dieje Aufgaben, mit Ausnahme der Predigt, kann das Confiftorium in einigen Fällen, 
jedoch nur jolchen Kandidaten erlafjen, welche in dem Examen zur Erlangung des Rechtes 
zu predigen das Prädicat vorzüglich erhalten haben. 

758 (91). Bei der Prüfung der zu diefem Cramen beigebrachten Arbeiten werden 
diejelben Vorſchriften, die im Artikel 749 feitgejegt worden, beobachtet. 

759 (92). Bei diefem Examen werden gleichfall3 die im Artikel 752 enthaltenen Bor - 
Ichriften beobachtet, die Prüfung in den alten Sprachen nur ausgenommen, ftatt welcher 
der Kandidat an einigen von ihm jelbjt aus dem Katechismus gewählten Stellen, in der 
Sprache der Gemeinde, bei welcher er angeftellt fein will, eine Probe von feiner Unter- 
richtsweiſe geben muß. 

760 (93). Die mündliche Prüfung bei dem zweiten Examen (pro ministerio) unter- 
jceheidet jich von derjenigen, welcher fich der Kandidat bei dem erjten (pro venia concionandi) 
unterwirft, nicht ſowohl durch die Materien, über welche eraminirt wird, als dadurd, 
daß hier umfafjendere Kenntniffe, vollfommene Gründlichfeit und Klarheit der Begriffe, 
und größere Reife der Urteilskraft gefordert werden. Die Prüfung muß fi) nicht blos 
auf die Homiletif bejchränfen, ſondern auf alle Theile der practifchen Theologie und auf 
die Kenntniß des Kirchengejeges ausdehnen. Da die Prediger einen bedeutenden Einfluß 
auf den Jugendunterricht haben, und die Schule ald der Vorhof zur Kirche betrachtet 
werden muß, jo iſt es notwendig, daß der Kandidat auch in feinen Kenntnijjen in der 
Pädagogik, bejonders aber in der Methodik des Elementarunterrichts, geprüft werde. 

761 (94). Das Protofoll über da3 Eramen wird nach dem hier beigelegten For- 
mulare abgefaßt. Hierbei wird beſonders darauf Rüdficht genommen, ob der Kandidat 
die ihm beim erjten Examen ertheilten Belehrungen und Erinnerungen benußt, ob er ſich 
neue Kenntniſſe, befonders in der Heiligen Schrift und der Lehre der Evangelijch-Lutheri- 
ichen Kirche erworben habe, ob er alle nöthigen Eigenſchaften zur Verkündigung des 
Evangeliums befiße, furz, ob er zur Führung des Predigtamtes tüchtig jei, und welches 
bon den drei oben erwähnten Atteftaten: vorzüglich, gut oder hHinlänglid, er 
verdiene '). 

762 (95). Bei dem zweiten Examen (pro ministerio) wird das Recht, eine Pre— 
digerftelle zu befleiden, verweigert, wenn der Candidat: 1) bei der Prüfung, Katechifation, 
oder in der von ihm gehaltenen Predigt fich Leichtfinniges Urtheil über die Wahrheiten 
des Chriſtenthums oder die kirchlichen Einrichtungen erlaubt hat; 2) feine Gedanken nicht 
richtig, beftimmt, deutlich und faßlich in der Deutjchen und derjenigen Sprache, in welcher 
er predigen fol, augdrüden kann; 3) nicht ohne auffallende Fehler einen Lateinischen Auf— 
ja ſchreiben kann; 4) feit dem Eramen pro venia concionandi gar feine Fortſchritte in 
der Kenntniß des Grundtertes des Alten und Neuen Teftameuts, ſowie des Inhaltes und 
Geijtes desſelben, gemacht hat; 5) die Grundlehren des Glaubens und der Moral nicht 


1) Dazu als Beilage Formular des Protokolls Prüfung eines Kandidaten pro ministerio, 
eines Evangeliſch-Lutheriſchen Confijtoriums über 
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vollfommen begreift, jo daß er nicht im Stande ift, diejelben deutlich zu erklären und ihre 
Hauptjäge zu vertheidigen; 6) nicht im Stande ift, wenigſtens die wichtigiten Begeben- 
heiten aus der Kirchengefhichte und die Entjtehung der Symboliſchen Theologie genau 
anzugeben; 7) die Beſtimmungen des Kirchengefeges nicht gründlich Fennt; 8) bei der Ka— 
techifation und Predigt einen auffallenden Mangel nicht nur an Gejchicklichkeit, telche 
durch Hebung ertworben und vervollfommmet. wird, jondern auch an Urtheilskraft und an 
der zur Erklärung der Heildwahrheiten des Chriſtenthums nöthigen Einficht, an den Tag 
gelegt hat; oder endlich 9) eine Predigt nicht zu memoriven im Stande ift, jondern die 
jelbe immer ablefen muß, oder eine gar zu unangenehme Stimme und dabei eine jchlechte 
unverftändliche Aussprache, und überhaupt ein folches Aeußere oder folche Angewohndeiten 
hat, die befürchten Laffen, daß fein Vortrag auf die Zuhörer einen nachtheiligen und dem 
Bwede desjelben zumiderlaufenden Eindruck machen werde. 

763 (9). Das Urtheil, ob ein Candidat zur Bekleidung einer Predigerjtelle tüchtig 
fei, wird mit dem erhaltenen Zeugnifje in die legte Columme des Protocoll3 eingetragen, 
welches von den Eraminatoren unterjchrieben wird. Diefem Urteile gemäß, wird dem 
Kandidaten das Zeugniß nebft dem erlangten Prädicat entweder ertheilt oder verweigert. 

764 (97). Einem Candidaten, der fein befriedigende® Zeugniß pro ministerio 
erhalten hat, iſt es erlaubt, jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres, ji) von neuem zum 
Eramen zu melden. 

765 (98). Das Examen zur Erlangung des Rechtes, eine Predigerjtelle zu be- 
fleiden, wird von den geiftlichen Gliedern des Confiftoriums im Seſſionszimmer bei offenen 
Thüren angeftellt, wobei die weltlichen Glieder gleichfalls zugegen fein fünnen. 

766 (99). Damit Keiner von Denen, welche bei dem Examen pro venia concio- 
nandi oder pro ministerio abgewiejen worden find, vor der fejtgejegten Friſt bei einem 
andern Confiftorium mit dem Gejuche wegen Zulafjung zur Prüfung einfommen fünne, 
jo werden die Namen folcher Kandidaten jedesmal allen Confiftorien des Reichs mitgetheilt. 

767 (100'). Wenn ein Candidat bei einer der erwähnten Prüfungen von einem 
Eonfiftorium für untüchtig befunden worden ijt, in der Folge von einem andern geprüft 
wird und von demjelben ein befriedigendes Zeugniß erhält, jo ift hierdurch das erite 
Eonfiftorium nicht verbunden, ihn als Prediger in feinem Bezirke anzuftellen, ohne fich 
vorher von deſſen Tüchtigfeit mitteljt eines Colloquiums, überzeugt zu haben, 2) 


V. Bon den Pflichten der Kirhen-Vorfteher und Rirden-Dormünder. 


768 (101). Die Kirchen-Vorftände find verpflichtet, den Prediger ihrer Genteinde 
in jeinen Bemühungen für das geiftliche Wohl der Gemeindeglieder nach beiten Kräften 
zu unterjtüßen und Alles, was den Erfolg feiner heilfamen Anftrengungen hindern könnte, 
möglichjt zu befeitigen. Sie follen vorzüglic” bemüht fein, ihm die Aufſicht über den 
Sugendunterricht und überhaupt die Beförderung der wahren Gottesfurcht und der guten 
Sitten in der Gemeinde zu erleichtern, fowie ihm die Mittel zu verichaffen, daß der 
Gottesdienst ungejtört und auf eine mwürdige Art verrichtet, die Feier der Sonn- und 
anderen Feſttage beobachtet und die in der Gemeinde befindlichen Armen und Kranken 
verpflegt und bejucht werden. 

769 (102). Die Kirchen-VBorjtände find ferner verbunden, für den Anftand und 
die Ordnung in der Kirche und bei Berrichtung des Gottesdienstes überhaupt zu forgen 
und darin dem Prediger, auf fein Verlangen und nach eigenem Ermeſſen, behilflich zu fein. 


1) Nach Beendigung der Prüfung pro venia | Baftoren, damit man Gefinnung und rl 
concionandi gehen die Candidaten auf ein Jahr dieſer Kandidaten kennen lerne (Art. 
als Gehülfen zu vom Confiltorium augerjehenen | 2) 1851 Dec. 24 (25845) ; 1856 Oft. 23 10) 
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770 (103). Wenn der Prediger wegen Krankheit nicht im Stande ift, fein Amt 
zu verfehen, jo zeigen die Kirchen-VBorftände Diejes jogleich dem Probſte, oder wo feine 
Pröbfte find, dem Superintendenten oder General-Superintendenten an. 

771 (104). Wenn durch den Todesfall, oder durch die gänzliche Unfähigeit eines 
Predigers, eine Stelle erledigt wird, jo müſſen die Vorfteher dafür jorgen, daß die nöthigen 
Maaßregeln zur einftweiligen Berwaltung feines Amtes, und alsdann zur baldigen An— 
jtellung eine andern Prediger an deſſen Stelle getroffen werden, auch müfjen fie bei der 
Wahl und Introduction des Prediger gegenwärtig fein. 

772 (105). In Gemeinden, welche von dem Probſte und Conſiſtorium jehr weit 
entfernt find, Haben die Kirchen-Borjteher die Befugniß, den neuen Prediger, auf Ver- 
fügung des Conſiſtoriums, in jein Amt einzuführen. 

773 (106). Nach) vollzogener Introduction des Prediger: händigen fie ihm Die 
Kirchenbücher, Pfarregifter und denjenigen Theil des Kirchen-VBermögens, der fich in 
jeinen Händen befinden muß, nebjt den dazu gehörigen Inventarien und Rechnungs— 
büchern, ein. 

774 (107). Die Kirchen-Vorftände forgen dafür, daß die Gottesäder, den darüber 
bejtehenden Berordnungen gemäß, eingerichtet, und daß, wo möglich, überall befondere 
Gebäude zur Beifegung der Leichen bis zur Beerdigung (Leichenfammern) errichtet werden. 

775 (108). Die Rirchen-Borjteher haben in Gemeinſchaft mit den Predigern die 
unmittelbare Aufficht über die Bauerficchen-Bormiünder. 

776 (109). Die Bauerfirhen-Bormünder müſſen auf das Betragen und den Lebens— 
wandel der Gemeindeglieder aus den unteren Ständen, befonders aber auf die Erziehung 
der Kinder und ihren häuslichen Unterricht Acht haben ; find ferner verbunden, auf böfe 
Gewohnheiten und Lafter, die fih unter den Bauern zeigen, ihre Aufmerkſamkeit zu 
richten, Diejenigen, die fich denjelben ergeben, zu ermahnen, und darüber dem Prediger 
Anzeige zu machen. 

777 (10), Die Kirchen-Vormünder führen die Aufjicht über dag Betragen der 
Dorfichulfehrer. 

778 (111). Die Kirchen-Vormünder zeigen alle außerordentlichen Vorfälle in firch- 
licher Beziehung, je nachdem die Sache ift, dem Prediger oder Kirchen-Vorjteher ar. 

779 (112). Die lirchen-VBormünder find verbunden, bei dem Gottesdienjte zugegen 
zu fein und ſich vor Ddemjelben zeitig bei dem Wrediger zu melden. Können fie nicht 
jelbjt erjcheinen, jo jchiden fie ftatt ihrer andere unbejcholtene Bauern. i 

780 (113). Wenn fte ich, ihrer Pflicht gemäß, an Sonn- und Feittagen zur Kirche 
begeben, jo zeigen fie dem Prediger alle in der Gemeinde befindlichen Kranken an. Im 
Fall gefährlicher epidemiſcher Krankheiten aber, benachrichtigen fie ihn darüber unverzüglich, 
auch außer den Sonn- und Feittagen, und theilen ihm bei Zeiten mit, ob die Kranken 
nach geiftlichem Zuſpruch Verlangen tragen. 

781 (114). Sie jehen darauf, daß die Dienftboten und andere Gemeindeglieder 
niederer Stände nicht ohne wichtige Gründe von der Erfüllung der Pflicht abgehalten 
werden, an dem Gottesdienjte Theil zu nehmen, und bringen, wo es nöthig iſt, ihre Be— 
merfungen darüber zur Kenntniß des Prediger oder der SKirchen-Borjteher. 

782 (115). Im Fall von Störungen bei dem Gottesdienjte, leiften die Kirchen- 
VBormünder dem Prediger, auf jein Verlangen, die nöthige Hülfe zur Ergreifung der er- 
forderlihen Maaßregeln, um diefe Unordnungen abzuitellen. 

783 (116). Die Kirchen-Vormünder nehmen in ihren Kirchen die zum Beten der- 
jelben dargebrachten freiwilligen Beiträge in Empfang. 

784 (117). Die Kirchen-VBormünder müfjen bei der Introduction des Predigers 
zugegen jein. 
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785 (118). Sie müffen auch bei allen, in dem Kirchipiele zu haltenden Kirchen: 
vifitationen gegenwärtig jein. 

786 (119). Wenn die Gemeindeglieder zur Berathung über Firchliche Angelegen- 
heiten zujammenberufen werden, jo find vorzugsweije die Kirchen-VBormünder verbunden, 
jich bei diefen Gemeindeverfammlungen einzufinden. 

787 (120). Bei Beerdigungen wird ihnen die Aufficht über die Beobachtung der 
gehörigen Ordnung bei dem Einfenfen der Särge in die Gräber übertragen. 

788 (121). Die Kirchen-Vormünder haben die Aufjicht über die genaue Lieferung 
der Materialien zu firhlichen Bauten und über die pünftliche Stellung der Arbeiter nach 
den darüber erlafjenen Befehlen oder getroffenen Abmachungen. 

789 (122). In außerordentlichen Fällen, wenn es nicht angeht, einen die firdh- 
lihe Verwaltung betreffenden Befehl oder Bericht durch die Post zu befördern, find die 
Kirchen-Vormünder verbunden, für die fichere Beförderung desjelben Sorge zu tragen. 
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